
1

                                                                                                                       Sommer 2000, technisch aus WordPerfect f. DOS adaptiert 08.08.2020

Synoptischer Kommentar des Grundsatzprogrammes ’94 der CDU mit Neuformulierungsvorschlägen
in enger Anlehnung an die Änderungsanträge der CDU Main Taunus zum CDU Bundesparteitag 1994 in Hamburg

Autor: Tilman Kluge 
seinerzeit Grundsatzbeauftragter CDU Main Taunus

Zwischenüberschriften nicht vom Parteitag beschlossen, redaktionelle Vollmacht durch Unsinn mißbraucht (z.B. Doppelgänger „Wehrhafte Demokratie“), dadurch Beweis der Zerflicktheit des Programmes

Grundsätze (auf die gelegentlich auch in {} im Begründungsteil hingewiesen wird und Gleichnisse:

1 Ein Grundsatzprogramm ist programmatisch zu formulieren,

d. h.

   - selbständige vor allem im Praeteritum, Perfekt oder Plusquamperfekt formulierte Aussagen über die Vergangenheit („Herr und Frau XX haben
1956 die deutschen Elefanten angestrichen”) sind unzulässig.

   - zulässig bleiben eng causale Komplexe („Weil Herr und Frau XX 1956 die deutschen Elefanten angestrichen haben, setzt sich die CDU dafür
ein, diese Tradition unter Anwendung schwarzer Farbe weiterzuführen”),

   - zeitlich begrenzte Relationen müssen die regelmäßig projezierte Geltungsdauer eines GP überschreiten, weil sonst die Gefahr bestünde, daß
ein GP schon binnen kurzer Zeit seiner causalen Grundlagen verlustig geht.

   - insoweit sind auch Komparative riskant, wenn  - wie oft im Leitantrag zu finden -  die Relation fehlt (z.B. ohne Relation: „Beamte müssen
besser bezahlt werden”; korrekt mit Relation: „Beamte müssen besser bezahlt werden als im Jahre 1900” oder: „Beamte müssen besser
bezahlt werden als Angestellte”)

1b Ein Programm soll dazu dienen, Geschichte zu machen, nicht aber, Geschichten zu erzählen.

Sollte beabsichtigt gewesen sein, ein bewährtes System „Gleichnis -> programmatischer Rückschluß” zu etablieren, ist dies nicht mit der
erforderlich strikten Causalität geschehen.
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In vielen Fällen wird auf Fakten zugegriffen, die tagespolitischer Natur sind. In einem Grundsatzprogramm jedoch müssen programmatische
Aussagen, auch wenn sie immer unter der Vergänglichkeit  ihrer Grundlagen leiden werden, in ihrer Langfristigkeit  optimiert  werden,  um
denjenigen, die sich nicht vorwiegend aus tagespolitischen, sondern aus programmatischen Gründen der CDU zuwenden, eine stabile (nicht
etwa statische!) programmatische Perspektive zu bieten.

1c Ein Grundsatzprogramm ist ein Fundament für Politik

Soweit ein Fundament Geschichte(n) enthält, ist dies in der Regel im Grundstein verankert. Grundsteine gibt es nur einen, nicht  - wie Kiesel
verteilt  -  einen ganzen Haufen! Auf dem Fundament kann man Dinge aufbauen, die es verkraftet,  jeder Riß im Fundament (oder jede
sprachliche Unsauberkeit im GP) schafft Instabilität. 
Dinge auf einem Fundament von vornherein aufzubauen (also z.B. zeitgeistorientierte oder wahlprogrammatisch orientierte Aussagen), nimmt
Platz für zukünftige Handlungsräume weg, engt politische Handlungsvielfalt ein!
        
Es wäre hingegen möglich, die historischen Exkurse in einen nicht-programmatischen GP-Vorspann aufzunehmen.

2 Ein Grundsatzprogramm formuliert Determinanten von Handlungs- und Entscheidungszonen sowie Standpunkte,

also z.B. („Die politischen Aktivitäten der CDU bewegen sich zwischen Europa und Schwarzafrika”; „Fisch ist grundätzlich roh zu essen”),
vermeidet aber abwägende Formulierungen („Die CDU ist in Europa aktiv, sie könnte es aber auch bei genauer Betrachtung in Schwarzafrika
sein”; „Fisch ist grundsätzlich roh zu essen, man könnte ihn aber auch kochen”).

3 Ein Grundsatzprogramm muß Aussagen mit minimierter Emotionalität beinhalten,

vorausgesetzt,  daß  auch  Emotionen  konstruktive  Elemente  christlich  demokratischer  Politik  wären,  so  wäre  es  untunlich,  in  einem
Grundsatzprogramm Emotionen zu verankern, die eigentlich  - wenn schon -  Resultat der Anwendung des Programms und der daraus
entwickelten Politik sein müßten.

„Wehleidigkeiten”  (z.B.  „mit  Sorge beobachten wir...”  Art.318  GP Fj1993,  [53])  und verbale  Verweichlichungen solcher  klarer  Aussagen
schaden der Prägnanz eines tauglichen Grundsatzprogrammes. 

4 Das Grundsatzprogramm aus dem Jahre 1994 war und ist nicht das Wahlprogramm 1994 oder 2002!

Stellenweise kommt bei der Bearbeitung des GP der Eindruck auf, als hätten sich die Verfasser der Versuchung doch nicht erwehren können,
dem Zeitgeist des 1994 nahenden Wahlkampfes Tribut zu zollen.

Signifikant hierfür sind zahlreiche Selbsbezichtigungen durch die „verbale Hintertür”, indem nämlich vieles als „neu” dargestellt wird (z.B. ein
neues Verständnis von Wohlstand und Wachstum) oder indem populistische Modetrends (z.B. einer „Versöhnung” von Mensch und Natur),
was, zöge man eine logische Konsequenz daraus, ein vernichtendes Zeugnis für die Politik der CDU in den letzten 20 Jahren darstellen
würde. Was gut klingt ist werbewirksam und wahlkampfwirksam, aber wie auch immer, es gehört nicht in ein Grundsatzprogramm.

5 Auf  einem  Grundsatzprogramm  muß  praktische  Politik  aufgebaut  werden  und  aufbaubar  sein,  alles  weitere  schadet  dem
Grundsatzprogramm in seiner Prägnanz.
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Der Gefahr, daß z.B. Strategiepapier und Grundsatzprogramm nicht exakt auseinandergehalten werden, sind die Verfasser ebenfalls nicht
ausreichend entgangen.

So kommt es nicht immer darauf an, ob eine Aussage besonderes sprachliches Pathos oder Schlagwortcharakter (zwar falsch, aber wirkt,
denn der Zweck heiligt die Mittel) aufweist, entscheidend ist, daß die jeweilige Passage bei Umsetzung des Programms  funktioniert. Ein
Handwerker will auch nicht mit der Schönheit seines Werkzeugkasteninhalts einen Preis gewinnen, den gewinnt er vielmehr dann, wenn er mit
funktionierenden Werkzeugen und einer sachgemäßen Anwendung ein prämiierungswürdiges Produkt erzeugt hat.

Sachlich  falsche  Begriffshybriden  (z.B.  Ökologische  und  Soziale  Marktwirtschaft  als  Exempel  partiellen  sprachlichen  Inzests)  als
Lösungsansatz für Probleme verwenden zu wollen, ist genauso, als versuchte besagter Handwerker mit einem 16 mm Schraubenschlüssel
eine 15 mm Schraube festziehen. Nach dem Versuch sind sowohl Schlüssel als auch Schraube lädiert, beide haben Konturen verloren.
Christlich Demokratische Politik und das ihr zugrunde liegende Grundsatzprogramm müssen aber genau das Gegenteil bewirken, nämlich,
Konturen aufzuzeigen und Menschen diese Konturen als Halt in einer bewegten Welt anzubieten.

5a Ein Grundsatzprogramm muß das Gemeinte eindeutig sagen und Ungewißheiten entgegentreten.

Die Leser müssen sich gewiß sein können, daß das Gesagte tatsächlich das Gemeinte ist. Durch ein Grundsatzprogramm vermittelte Unge-
wißheiten in die Wahrhaftigkeit von politische Aussagen fördern Politikverdrossenheit und kommen jenen zugute, deren Politik es ist, gerade
bei Jugendlichen Zukunftsängste zu wecken und zu schüren.

Eine Forderung nach Verständlichkeit ist eine Forderung nach Präzision in der Aussage, nicht nach pseudoverständlichem Populismus.

5b Ein Grundsatzprogramm nutzt  die  Vielfalt  und Präzisierungsmöglichkeiten  von Sprache  aus,  die  verbale  Annäherung  an das
Gemeinte ist zu maxmieren.

Begriffe,  die  einen  komplexen  Inhalt  haben,  müssen  auch  in  dieser  ihrer  ganzen  inhaltlichen  Fülle  ausgenutzt  werden.  Hierzu  zählt
beispielsweise der Begriff der Sozialen Marktwirtschaft, die ja keinen gesellschaftlichen Zustand beinhaltet, sondern ein dynamisches Prinzip.

5c Ein Grundsatzprogramm bewahrt Bewährtes, eliminiert Überkommenes. 

Tradierte Begriffe, die gewiß eingängig sind und denen daher ein gewisser werbestrategischer Wert zugemessen werden kann, sind dennoch
auf ihre Richtigkeit hin zu überprüfen. Hierzu zählen u.a. „westliche (Industrie)Staaten”, „Daseinsvorsorge”, „ausländische Mitbürger” und „Um-
weltschutz”, wobei letzterer so etabliert ist, daß man sich an ihm die „grundsatzprogrammatischen Zähne” ausbeißen kann, will man ihn durch
das richtige, weil dynamische Prinzip „Umweltsicherung” (denn von wem will man Umwelt schützen, wenn der Mensch auch Umwelt ist) er-
setzen.

6 Schließlich:

Ein Grundsatzprogramm muß widerspiegeln,  daß auch die grundsatzpolitische Ausgangslage für das politische Handeln einer
Partei besser ist, als vergleichbares Material bei ihren politischen Konkurrenten.

_______________________________________________________________________________________________________________________
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                       A     Auffälligkeiten:

1 inhaltlich strukturell

a Allgemein formulierte Grundsätze folgen oft vereinzelten speziellen Grundsätzen

b Einzelne Aussagen widersprechen sich

c Historische Abhandlungen als mögliche Hintergrunddefinitionen werden nicht von programmatischen Aussagen getrennt 

d Viele Aussagen oder sogar ganze Passagen wiederholen sich (z.B. lfd. Nr. 136 u. 161), kommen aber an keiner Stelle als herausgehobene 
These zur Geltung

Das Programm ist nicht derart schlüssig gegliedert, daß man die Wiederholungen damit rechtfertigen könnten, es handele sich im ersten 
Teil um eine strukturelle Vorgabe und bei den folgenden Teilen um Ausführungen des Eingangsteiles. 

e Einzelne Aussagen sind schlichtweg falsch oder geben nicht das Gemeinte wieder (z.B. Unterscheidung zwischen „Beamten und Arbeitneh-
mern“, lfd. Nr.105)

f Einzelne Begriffe werden „belegt“, z.B. „Fortschritt“

g Aussagen über Dritte  werden, obwohl nicht unmittelbare Leitimpulse („C“-Quellen), oft nicht als CDU-Ableitung aus diesen Impulsen („Die 
CDU meint,......“ etc.), sondern als „absoluter Grundsatz“ („Jeder Mensch ist.....“) formuliert. Dies kann durch ein Vorwort geheilt werden, da 
es zugegebenermaßen nicht einfach ist, viele Sätze immer nur mit „die CDU steht für....“, „die CDU befürwortet....“ etc. zu verquicken.

                      B      methodisch

h Zum Parteitag (nicht nur) Fj. 1994: Die Antragskommission verfügt dadurch, daß sie nicht vor ihrem Arbeitsbeginn von den Delegierten 
gewählt wird, sondern ihre Zusammensetzung im wesentlichen vom Leitantragsteller beeinflußt wird, nicht über die notwendige Unab-
hängigkeit. 

Vgl. hierzu als Gegenteil das vom RCDS betriebene Verfahren. Es wird eine im Auftrag der Mitglieder handelnde Antragskommision 
gewählt, deren Angehörige die Aufgabe haben, unabhängig, gewissermaßen als Dienstleistung gegenüber den Delegierten (und oft genug 
zum Schrecken der Antragsteller, Bundesvorstand inbegriffen!), vor allem

- Anträge daraufhin zu überprüfen, inwieweit sie das vom jeweiligen Antragsteller Gemeinte auch aussagen,

- Anträge daraufhin zu analysieren, inwieweit (ggf.  – wie in einem Artikelgesetz -   aufzulösende) Diskrepanzen zur gegenwärtigen übri-
gen Beschlußlage des Verbandes bestehen und eventuell auf politische Folgen oder Zusammenhänge hinzuweisen, die im Falle einer 
Beschlußfassung Bedeutung erlangten und von denen anzunehmen ist, daß die Delegierten über diese Folgen und Zusammenhänge in 
den wenigsten Fällen Kenntnis haben.
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Insoweit stellen sich in einem effektiven Entscheidungsfindungssystem besonders hohe Anforderungen an die einzelnen Mitglieder einer 
Antragskommission. Dies schließt die Berücksichtigung von Landesverbandzugehörigkeiten o.ä. in aller Regel im Gegensatz zur Praxis des
CDU-Bundesverbandes als Eingangskriterium aus.

i

C      Bearbeitungsgrundsätze

j Verbale Systematik

- Die Urheberin des Grundsatzprogrammes wird konsequent als „Die CDU“ bezeichnet, repräsentiert durch den Bundesparteitag 1994, 
das Wort „wir“ wird insoweit eliminiert.

- Possesive Elemente wie „unsere“ (......) werden entfernt, soweit dies Dinge betrifft, die eigentums- oder besitzmäßig nicht alleine der 
CDU gehören (z.B. „unseren Planeten Erde“ – 159)

- Füllwörter werden eliminiert (z.B. „unseren Planeten Erde“ – 159) da es grundsatzprogrammatisch unerhebliche Wörter sind und damit 
möglicherweise beabsichtigte „verbale Erbauung“ der Leser diese eher von den wesentlichen Aussagen ablenkt.

- Aufzählungen werden dann eliminiert, wenn sie entweder unvollständig oder   - wegen Existenz eines tauglichen Sammelbegriffes - 
überflüssig sind.

- Es wird bestritten, daß die gegebenen Füllelemente einer „lyrischen Aufwertung“ des Textes dienlich sein könnten.

k Konstatierende Elemente

- Historische Abhandlungen (im Jahr XY ermordete Brutus den Cäsar) werden entweder eliminiert oder in einen causalen Kontext (...die 
CDU will, ....weil) gesetzt.

l Programmatik, Struktur

- Inhaltliche Wiederholungen werden reduziert, also wenn nicht im jeweiligen Kontext unbedingt erforderlich, eliminiert. 

m Programmatik, Inhalt

- In einem Rechtsstaat selbstverständliche Elemente werden in der Regel nicht als Programm, sondern als Element aufgenommen, mit 
dem es nach Maßgabe des Programmes umzugehen gilt.

- Auf Aussagen, die künftiges Handeln über einen grundsatprogrammatischen Rahmen (nicht zu verwechseln mit einem wahlprogramma-
tischen Rahmen) einengen, z.B. darüber, in welches Gesetz rechtliche Regelungen, die die CDU aufgrund des Programmes anstrebt, 
aufzunehmen sind, wird verzichtet.
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- Forderungen, die ohne explizit logischen Grund gegen unstrittige Grundsätze verstoßen (z.B. staatliche Regelungen ./. Subsidiaritäts-
prinzip) werden aus dem Programm genommen.

- Der Begriff der „Ökologischen und Sozialen Marktwirtschaft“ wird als populistische Tautologie de-installiert.
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    Nr.           Text ’94                                                    Text 2000  (Änderung v. `94)                 Details                                                             
K A P I T E L   I 

WIR CHRISTLICHE DEMOKRATEN

1. WER WIR SIND

Volkspartei

1

(1)

1  Die  Christlich  Demokratische  Partei
Deutschlands ist eine Volkspartei.
2 Sie wendet sich an alle Menschen in allen
Schichten und Gruppen unseres Landes. 
3 Unsere Politik beruht auf dem christlichen
Verständnis  vom  Menschen  und  seiner
Verantwortung vor Gott.

1  Die  Christlich  Demokratische  Union
Deutschlands  - CDU -  ist eine Volks-
partei.
2  Die CDU war und ist für jeden offen,
der ihre Politik mitzutragen und mitzu-
verantworten bereit ist.
3  Diese  Politik  gilt  dem Wohl  und der
Ansprache  aller  Menschen  insbeson-
dere in Deutschland.
4  Sie beruht  auf  dem christlichen Ver-
ständnis  vom  Menschen,  von  seiner
Würde,  von  seiner  Freiheit  und  von
seiner Verantwortung vor Gott.

Zu Satz 1NEU: Der Einschub „CDU“ vermeidet eine wie-
derholte Ausschreibung des ganzen Parteinamens. 

Im alten Text kommt  - ein handwerklicher Fehler -  im 
übrigen der Begriff „CDU“ vor, ohne daß er zuvor in 
einen textlich schlüssigen Zusammenhang mit der text-
lich ungekürzten „Komplettausführung“ von „CDU“ ge-
bracht worden wäre. 

Zu Satz 2NEU: Sinngem. aus lfd. Nr.2 Satz 4

Zu Satz 3NEU: Wir machen CDU-Politik insbesondere  - 
aber eben nicht nur (EU, UN,....!) -  für die Menschen in
unserem Land. Wir machen diese Politik mit den 
Bürgern, nicht über sie hinweg oder an ihnen vorbei. 
Nicht umsonst ergab eine Umfrage (Veen 1995), daß 
von CDU-Mitgliedern zu weit über 2/3 befürwortet wird, 
offene Foren für kontroverse Diskussionen einzurich-
ten. 

Hinweis: Was aber hilft das, wenn das wichtigste Fo-
rum, der Bundesparteitag, hier in diesem Sinne kaum 
funktioniert hat, weil nicht alles im .organisatorisch ver-
tretbaren Maße unternommen wird, um Mei-
nungstransparenz zu fördern bzw. durch Abbau von 
Verfilzungen bei Zuständigkeiten (z-B. durch Wahl der 
Antragskommission durch den Parteitag und nicht nur  -
und das erst nach getaner Arbeit der Kommission -  
Bestätigung eines solchem vom Leitantragsteller be-
nannten Gremiums durch den Parteitag) si-
cherzustellen.

„Wir hören, daß etliche unter euch wandeln un-
ordentlich und arbeiten nichts, sondern treiben unnütze 
Dinge. Solchen aber gebieten wir und ermahnen Sie in 
dem Herrn Jesus Christus, daß sie mit stillem Wesen 
arbeiten und ihr eigen Brot essen“ (Tess. 311-12)

Als Positivbeispiel sei hingegen die CDU Main Taunus 
zu nennen, die auf ihrem letzten Kom-
munalwahlprogramm-Parteitag keine An-
tragskommission als „5te Kolonne des Vorstandes“ vor-
schob und dennoch einen gerade vielleicht deshalb in-
haltlich arbeitenden Parteitag zustandebrachte (und bei

34

61

+27
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    Nr.           Text ’94                                                    Text 2000  (Änderung v. `94)                 Details                                                             

1

(1)

F

der Wahl einen Stimmen- und %-Zuwachs).

Zu Satz 2ALT: Und was ist mit Menschen, die sich 
keiner „Gruppe“ oder „Schicht“ zugehörig fühlen 
wollen? Sind wir dann als CDU etwa so anma-
ßend, diese Leute unsererseits zugunsten  - ei-
gentlich bisher nicht CDU-typischer -  kol-
lektivierungspolitischer Ansätze in eine „Schicht“ 
oder „Gruppe“ zu Lasten individueller Ansprüche 
des Einzelnen einzuordnen?

In einem politischen Programm ist kaum vermittel -
bar, es handele sich bei „Schicht“ oder „Gruppe“ 
um lediglich statistisch analytische Termini des 
einschlägigen Instrumentariums.

Zu Satz 3ALT: Stilistische Bruchstelle zwischen 
„Sie“ (Satz2ALT) und „Unsere“.

Zu „Freiheit“ (Satz 4NEU):
Es ist semantisch möglich, aus der Formulierung ein 
christliches Verständnis von einer eine Freiheit vor Gott
herzuleiten. Das ist theologisch durchaus gewollt, denn 
der Slogan „Nichts ist unmöglich“ ist im Grunde der 
Ausgangspunkt christlichen Selbstverständnisses 
gewesen. Das muß auch so sein, um das Denkbare 
denken zu können und dann das verantwortete Mach-
bare machen (anfangen) zu können, anstatt es nur „ak-
tiv hinzunehmen“). 

Die letztere Haltung wurde vermutlich auch dadurch be-
fördert, daß z.B. Luther in Sachen Frieden aus der Bi-
bel übersetzt hat „Selig sind die Friedfertigen“ (also 
eine nicht zwingend als aktiv charakterisierte Funktion),
während es tatsächlich im griechischen Originaltext um 
Frieden machenden, also um Frieden „produzierende“ 
Menschen ging (vgl. єїρηνοποіός*  (gr.) aus rabbin. 
  .(“Friede machen„ = םולש השע

*) kommt im NT nur an einer Stelle vor (Matth. 59 ; 
Bergpredigt/Seligpreisungen)



9

 

    Nr.           Text ’94                                                    Text 2000  (Änderung v. `94)                 Details                                                             
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    Nr.           Text ’94                                                    Text 2000  (Änderung v. `94)                 Details                                                             

1

(1)

F

1

(2)

1 Für uns ist der Mensch Geschöpf Gottes
und nicht das letzte Maß aller Dinge.
2 Wie wissen um die Fehlbarkeit des Men-
schen und die Grenzen politischen Han-
delns.
3  Gleichwohl  sind  wir  davon  überzeugt,
dass  der  Mensch  zur  ethisch  ver-
antwortlichen Gestaltung der Welt berufen
und befähigt ist.

1  Gott  hat  den  Menschen  in  dessen
Unvollkommenheit  geschaffen,  ihm
aber  gleichzeitig  die  hervorragende
Aufgabe übertragen, den Garten Eden
zu bewahren und weiter aufzubauen.
2  Christlich demokratische Politik  geht
deshalb  davon  aus,  daß  der  Mensch
mit  all  seiner  Fehlbarkeit  zur  ethisch
verantwortlichen  Gestaltung  der  Welt
berufen und befähigt ist.
3  Er  muß sich  und  seine  Nächsten in
die Lage versetzen, Handlungsweisen
zu ermitteln und sie in die eigene Le-
benspraxis  zu  überführen,  durch  die
wirklich  das  Gute   -  aus  Liebe  -    in
echter Freiheit geschieht.

Zu Satz 2ALT : Es macht Sinn, Schöpfung (samt deren 
Bewahrung durch Gott) und deren Bewahrung und 
Weiterentwicklung (durch den Menschen) programm-
systematisch voneinander zu trennen, was einer über-
spitzt ausgedrückt  wertemäßigen Trennung in „perfekt,
von Gott gemacht“ und „fehlerhaft, vom Menschen 
gemacht“ entspricht.

Zweifellos wissen wir nicht um die Grenzen politischen 
Handelns, denn wüßten wir darum, würden wir diese 
Grenzen berücksichtigen (können), und sei es nur in 
Form nachhaltigerer Planungen als seither.

Das aber würde zumindest in dem Bereich, in dem 
Politik aufgrund erkennbarer Parameter machbar ist, zu
fehlerfreier Politik führen, eine Utopie gewiß; Utopie 
schon deshalb, weil jeder im Grunde das Recht hat, die
ihm individuelle zugänglichen Wert- und Erkenntnispa-
rameter einzusetzen, um etwas als „fehlerfrei“ zu defi-
nieren.

Zu „Grenzen“: Unabhängig davon, inwieweit Menschen 
in der Lage wären, um die Grenzen politischen Han-

44

79

+33
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    Nr.           Text ’94                                                    Text 2000  (Änderung v. `94)                 Details                                                             
delns zu wissen, wäre die Gerichtetheit individuellen 
politischen Handelns verschieden und  - soweit dieses 
Handeln vom Handelnden überhaupt als „politisch“ ver-
standen wird -   entsprechend wären die Grenzen an 
verschieden spezifischen materiellen und virtuellen Ho-
rizonten angeordnet. „Die Grenzen politischen Han-
delns“ können kaum Allgemeinverantwortlichkeit, son-
dern höchstens Situationsverantwortlichkeiten prägen.  

Selbst die Bibel setzt hier nur Rahmen (z.B. Dop-
pelthese aus 1. Kor. 6.12) und viel vermeintlich Situati-
onsbezogenes zeigt sich bei näherer Betrachtung als 
Gleichnishaftes.

Zu Satz 3NEU: 
Vgl. JACOBI 2000
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    Nr.           Text ’94                                                    Text 2000  (Änderung v. `94)                 Details                                                             

1

(2)

F

Politik aus christlicher Verantwortung

2 1 Wir wissen, daß sich aus christlichem Glau-
ben kein bestimmtes Programm ableiten läßt.
2  Aber das christliche Verständnis vom Men-
schen gibt uns eine ethische Grundlage für
verantwortliche Politik.
3  Aus der Berufung auf christliche Überzeu-
gungen folgt für uns nicht der Anspruch, nur
innerhalb der Christlich Demokratischen Uni-
on sei Politik aus christlicher Verantwortung
gestaltbar.
4 Die CDU ist für jeden offen, der die Würde
und  Freiheit  und  die  daraus  abgeleiteten
Grundüberzeugungen unserer Politik  bejaht.
5 Dies ist die Grundlage für das gemeinsame
Handeln  von Christen  und  Nichtchristen  in
der CDU.

1  Die  CDU gründet  ihre  Politik  auf  die
vom  christlichen  Menschenverständnis
gesetzte Richtungsimpulse.
2  Sie sieht auf dieser Grundlage gefes-
tigte  Politik  für  jeden  einzelnen  Men-
schen als verantwortlich gestaltbar an.
3  Die  CDU ist  für  jeden  offen,  der  die
Würde und Freiheit  des Menschen un-
ter  Beachtung der  daraus  abgeleiteten
Grundüberzeugungen  christlich  demo-
kratischer  Politik   mitzutragen  bereit
ist.

Zu Satz 1ALT: Dem Leitantragsteller wäre es gut bekom-
men, sich intensiver mit dem programmatischen Cha-
rakter der Bergpredigt auseinanderzusetzen.

Aus christlichem Glauben läßt sich gewiß doch ein be-
stimmtes Programm ableiten, indem man dabei aus 
christlichem Verständnis von Politik dessen Impulse 
aufnimmt und in allgemeine Grundsätze umsetzt und 
diese wiederum in situationsspezifische programmati-
sche Entscheidungen. 

Zu Satz 2ALT: Im Kontext mit den übrigen Passagen 
durch lfd. Nr. 1 (2) Satz 2NEU erledigt.

Zu Satz 5ALT: Ergibt sich schon aus dem Wort  „jeden“ 
in Satz 4ALT bzw. Satz 3NEU.  

84

55

-29

Sozial, liberal, konservativ

3 1  Die CDU wurde von Menschen gegrün-
det, die nach dem Scheitern der Weimarer
Republik,  den  Verbrechen  des  National-
sozialismus,  und  angesichts  des

1 Die  CDU bewahrt  und befördert  eine
von  ihr  eingeleitete  christlich  demokra-
tische  und  überkonfessionelle  Tradition
in Deutschland. 

Zu Satz 1ALT und 3ALT: Der Satz war zu streichen, weil 
die Formulierungen aus lfd. Nr.2 ausreichen, diese Of-
fenheit zu beschreiben. Die Überkonfessionalität wurde
noch einmal ausdrücklich in Satz 1NEU übernommen.

Zu Satz 3ALT: Wg. „Schichten“ siehe Komm. zu lfd. Nr.1 

148

88

-60
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    Nr.           Text ’94                                                    Text 2000  (Änderung v. `94)                 Details                                                             
kommunistischen  Herrschaftsanspruchs
nach 1945 die Zukunft Deutschlands mit ei-
ner christlich geprägten, überkonfessionel-
len Volkspartei gestalten wollten.
2 Konrad Adenauer und Ludwig Erhard, Ja-
kob  Kaiser  und  Helene  Weber,  Andreas
Hermes  und  Gebhard  Müller,  Herrmann
Ehlers, Eugen Gerstenmaier und Karl Ar-
nold, Elisabeth Schwarzhaupt und Heinrich
von Brentano haben gemeinsam mit vielen
anderen die CDU geprägt und eine christ-
lich demokratische Tradition in Deutschland
begründet. 
3 So entstand eine neue Volkspartei, in der
sich katholische und evangelische Chris-
ten, Konservative, Liberale und Christlich-
Soziale, Frauen und Männer aus verschie-
denen  Regionen,  aus  allen  sozialen
Schichten und demokratischen Traditionen
zusammenfanden.
4 Die CDU hat damit einen neuen Anfang in
der deutschen Parteiengeschichte gesetzt. 
5 Ihre geistigen und politischen Wurzeln lie-
gen  im  christlich  motivierten  Widerstand
gegen  das  nationalsozialistische  Terror-
regime, in der Sozialethik der christlichen
Kirchen und in der liberalen Tradition der
europäischen Aufklärung. 

 

2 Sie baut auf jene gemeinsamen Wert-
überzeugungen,  die  ihr  vor  allem  von
Konrad  Adenauer  und  Ludwig  Erhard,
Jakob Kaiser und Helene Weber, Andre-
as  Hermes  und  Gebhard  Müller,  Herr-
mann Ehlers,  Eugen Gerstenmaier  und
Karl Arnold, Elisabeth Schwarzhaupt und
Heinrich  von  Brentano  zugrundegelegt
wurden. 
3 Zum anderen sieht die CDU Ihre geisti-
gen und politischen Wurzeln im christlich
motivierten  Widerstand  gegen  nationa-
listischen  Terror,  in  der  Sozialethik  der
christlichen Kirchen und in  der liberalen
Tradition der europäischen Aufklärung.

(1) Satz 2ALT

Zu Satz 4ALT: Der Satz war zu streichen, weil er nicht 
als programmatische Grundlage formuliert ist. Der Pro-
grammansatz ist stattdessen in Satz 2NEU vorgenom-
men worden.

Satz 2ALT/NEU rechtfertigt sich nicht nur als (grundsatz-
systematisch nicht essentielle) Reverenz gegenüber 
den Genannten sondern grundsatzprogrammatisch 
auch im christlichen Bild des Weiterlebens nach dem 
Tode.

Politische Grundentscheidungen

4 1  Auf der Grundlage gemeinsamer Wert-
überzeugungen haben sich die Mitglieder
der CDU ihrer Verantwortung gestellt und
die  politischen  Grundentscheidungen  im
freien Teil Deutschlands durchgesetzt  -  für
die freiheitliche und rechtsstaatliche Demo-
kratie, für die Soziale Marktwirtschaft und
die  Einbindung  der  Bundesrepublik

1 Die Mitglieder der CDU gestalten deutsche
Geschichte gemeinsam, aber auch ein jeder
für sich. 
2  Sie  arbeiten  Altes  auf  und  gestalten
Neues.
3 Sie beleben und sichern auf der Grundla-
ge der Einheit der Nation eine freiheitliche 

TextALT nach lfd. Nr.32 verlegt, weil konkrete Politik in 
Deutschland, Europa und der Welt betreffend; kein Im-
pulsgrundsatz.

Zu Satz 1NEU:  Insoweit haben  CDU Mitglieder nicht nur 
Verantwortung wahrgenommen, sondern sie tun es 
immer noch....

Geschichte hat nicht nur Auswirkungen auf das Kollektiv.

Die Formulierung „sich der Verantwortung stellen“ ist zu 

55
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    Nr.           Text ’94                                                    Text 2000  (Änderung v. `94)                 Details                                                             
Deutschland in  die westliche Werte- und
Verteidigungsgemeinschaft, für die Einheit
der Nation und die Einigung Europas.

und rechtsstaatliche Demokratie in 
Deutschland, die Soziale Marktwirtschaft, 
die Einbindung der Bundesrepublik 
Deutschland in eine Werte- und Vertei-
digungsgemeinschaft zur Bewahrung einer 
demokratisch freiheitlichen Gemeinschaft 
und die Einigung Europas.
4 Sie legen dabei für andere die Grund-
lagen, sich gleichermaßen zu engagieren.

schwülstig, zumal die Verantwortung ja nicht einfach des 
Weges daherkommt, so daß man sich ihr „stellen“ müßte.
Man könnte sich eventuell der dem Neschen 
übertragenen Aufgabe stellen, die Verantwortung 
wahrzunehmen.....aber das steht ja schon an anderer 
Stelle.

Zu Satz 2NEU: Als Definition eines Spannungsfeldes 
vertretbar.

Zu Satz 3NEU: Das „westliche” birgt das Risiko in sich, 
daß das Grundsatzprogramm -  sollte sich die CDU an ih-
re Prinzipien halten, Demokratie und Freiheit möglichst 
weltweit anzustreben -  bald wieder umgeschrieben 
werden müßte. Oder die CDU leistet sich, zu bestimmen, 
daß Westen immer der Gegenpol zu einem imaginären 
undemokratischen Osten ist und das in einer Zeit, wo 
Geographie regionenweise kein Schulpflichtfach mehr ist.
Un-Demokratie findet auch westlich der Bundesrepublik 
Deutschland statt (oder ist Cuba eine Demokratie.....?).

Das Ziel „westliche Wertegemeinschaft” stünde durch die 
Fixierung WEST einer demokratischen Grundsätzen 
verpflichteten und geographisch vielseitigen 
Gemeinschaft entgegen.

Wie ist das alles mit einem an anderer Stelle erwähnten 
„Ende des Ost-West-Konfliktes”, den der Leitantragsteller 
1994 damit sogar programmatisch konstatieren wollte, 
kompatibel?

Eine der wichtigsten Aufgaben eines GP ist, „Schwarz-
Weiß-Klischees” wie OST-WEST, NORD-SÜD ab-
zubauen, auch wenn das manchmal etwas Denk-
Aufwand erfordert.

Definierende Sprachvergewaltigungen nach der Devise 
„Der Hund ist nach Maßstäben des Einzelgesetzes eine 
Katze” sind in einem Grundsatzprogramm unzulässig.

Zu Satz 4NEU: Es geht zwar um die CDU zuerst, vor de-
ren Tür es zu kehren gilt. Wir machen aber auch Politik 
für andere, um anderer politische Arbeit zu fördern. Das 
verlangt im übrigen auch politische Fairness insoweit, als 
ein anderer z.B. dem „politischen Gegner“ angehören 
könnte.

Die ganze Geschichte Deutschlands an-
nehmen

5 1 Es gehört zur Tragik der deutschen Nach- 1  Die  CDU  gründet  ihre  Politik  auf  der Zu fabulös! 161
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    Nr.           Text ’94                                                    Text 2000  (Änderung v. `94)                 Details                                                             
kriegsgeschichte, daß Deutschland geteilt
wurde  und  die  Menschen  im  Osten
Deutschlands erneut den Diktaturen eines
totalitären Systems unterworfen wurden.
2 Von aufrechten Frauen und Männern ge-
gründet, geriet die CDU in der sowjetischen
Besatzungszone  und  in  der  DDR  zu-
nehmend in das Mahlwerk des totalitären
Regimes.
3  An die Stelle  demokratischer Prinzipien
traten die Mechanismen des sozialistischen
Zentralismus.
4  Vielen  Menschen,  die  den  christlich-
demokratischen Werten naherstanden, war
so der Weg zur Mitarbeit versperrt.
5 Andere blieben trotz innerer Zweifel in der
Partei.
6 Trotz Benachteiligungen und persönlicher
Risiken haben viele Mitglieder ihre innere
Unabhängigkeit bewahrt.
7 Sie konnten jedoch nicht verhindern, daß
Bequemlichkeit,  Opportunismus  und  Kol-
laboration  bis  hin zur  persönlichen Skru-
pellosigkeit  einzelner  das  Bild  der  Partei
prägten.
8  Die CDU nimmt die ganze Geschichte
Deutschlands und damit auch die der eige-
nen Partei an und stellt sich dem notwendi-
gen Prozess der Aufarbeitung und Erneue-
rung.
9  Wir  wollen  dabei  auch  das  Erbe  der
Bürgerbewegungen  in  der  ehemaligen
DDR aufnehmen und fortführen.

ganzen Geschichte Deutschlands,  gera-
de, weil das Lernen aus negativ gepräg-
ten  Epochen  Element  christlich  verant-
worteter Politik sein muß. 
2  Als einen in diesem Sinne prägenden
Zeitraum sieht sie jenen an, in dem an
die Stelle demokratischer Prinzipien tra-
ten  die  Mechanismen  des  sozialis-
tischen Zentralismus traten.
3 Die CDU lernt dabei besonders von sol-
chen Mitgliedern, die zu dieser Zeit trotz
Benachteiligungen und persönlicher Risi-
ken ihre innere Unabhängigkeit  bewahrt
haben.
4  Sie  widmet  sich  darüber  hinaus  dem
Erbe der Bürgerbewegungen in der ehe-
maligen DDR. 

Grundsatz: „Aus deutscher Geschichte lernen!“

Mehr gehört (hier) nicht in das GP.

Zu Satz 4ALT: Mitarbeit wo?

Zu Satz 5ALT: „Die Partei“ , das war die SED.

88

-73

Bewahren und Erneuern Bewahren, Erneuern, Entwickeln

6 1 Das christliche Verständnis vom Menschen 1 Das  christliche  Verständnis  vom  Men- Zu Satz 5ALT: Seit wann trägt man Unterschiede aus? 
Das mag für Konflikte gelten, aber nicht jeder Unter-
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    Nr.           Text ’94                                                    Text 2000  (Änderung v. `94)                 Details                                                             
ist unser geistiges Fundament und der histori-
sche Ausgangspunkt unserer Partei. 
2 Zu ihr gehören wertkonservative Gedanken
ebenso  wie  christlich-soziale  und  liberale
Überzeugungen. 
3 Diese Parteitradition wollen wir fortschreiben
und dabei Bewährtes erhalten und Neues ent-
wickeln. 
4 Die CDU will unterschiedliche Standpunkte
durch gemeinsame Werte und Ziele verbin-
den. 
5 Unterschiede der Meinungen und Interessen
sollen offen, in gegenseitiger Achtung und To-
leranz ausgetragen werden.

schen ist geistiges Fundament und histori-
scher Ausgangspunkt der CDU. 
2 Die CDU ist Heimat für  wertkonservative
Gedanken ebenso wie für christlich-soziale
und liberale Überzeugungen. 
3 Die CDU will daraus resultierende unter-
schiedliche Standpunkte durch gemeinsa-
me Werte und Ziele verbinden. 
4 Unterschiede der Meinungen und Interes-
sen sollen in offener Diskussion, in gegen-
seitiger Achtung und Toleranz zu gemein-
samen  politischen  Erfolgen  geführt  wer-
den. 
5 Diese  Parteitradition  ist  fortzuschreiben,
dabei ist Bewährtes zu erhalten und Neues
weiterzuentwickeln. 

schied (auch nicht von Meinungen) ist gleich ein Kon-
flikt.

Unser Verständnis vom Menschen

Würde des Menschen

7 1 Wir  bekennen  uns zur  Würde des Men-
schen. 
2 Würde und Leben des Menschen - auch des
ungeborenen - sind unantastbar. 
3 Wir achten jeden Menschen als einmalige
und unverfügbare Person in allen Lebenspha-
sen. 
4 Die Würde aller ist gleich - unabhängig von
Geschlecht, Rasse, Nationalität, Alter, Behin-
derung,  von religiöser  und politischer  Über-
zeugung, von Gesundheit und Leistungskraft,
von Erfolg oder Mißerfolg und vom Urteil an-
derer.

1 Würde  und  Leben  des  Menschen  sind
aus Sicht der CDU unantastbar. 
2 Sie achtet jeden Menschen als einmalige
und unverfügbare Person. 
3 Die Würde aller ist gleich unabhängig von
Geschlecht, Rasse, Nationalität, Alter oder
Behinderung,  unabhängig  von  religiöser
und politischer Überzeugung, von Gesund-
heit,  Leistung  oder  Leistungskraft,  unab-
hängig von Erfolg oder Mißerfolg.
4 Die  Würde des Menschen entzieht  sich
dem Urteil anderer.

Zu Satz 2ALT: Ist unter lfd.Nr.147ALT/NEU ausgeführt

Verantwortung vor Gott
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8 1 Aus der Würde des Menschen erwächst das

Recht eines jeden auf die freie Entfaltung der
Persönlichkeit. 
2 Die Freiheit gibt dem Menschen die Möglich-
keit zur sittlichen Entscheidung. 
3 Jeder Mensch trägt dafür die Verantwortung
vor seinem Gewissen und nach christlichem
Verständnis vor Gott. 

1 Die  CDU sieht  in  der  Würde des Men-
schen die Grundlage für das Recht eines
jeden auf die freie Entfaltung der Persön-
lichkeit. 
2 Diese  Freiheit  gibt  dem  Menschen  die
Möglichkeit zur sittlichen Entscheidung. 
3 Jeder Mensch trägt dafür die Verantwor-
tung vor seinem Gewissen und nach christ-
lichem Verständnis vor Gott. 

Der einzelne und die Gemeinschaft

9 1 Jeder Mensch ist auf Gemeinschaft mit seinen
Mitmenschen angelegt und angewiesen. 
2  Die  Freiheit  des  einzelnen  verwirklicht  und
bewährt sich in der Zuwendung zum Nächsten
und  in  der  Gestaltung  des  menschlichen
Zusammenlebens. 
3 Das bedeutet, daß der einzelne Verantwortung
für sich und seine Mitmenschen tragen muß.

1  Die CDU sieht die Freiheit des einzelnen ist
durch die Freiheiten anderer begrenzt. 
2  Sie  äußert  und  bewährt  sich  in  der
Zuwendung  zum  Nächsten  und  in  der
Gestaltung  des  menschlichen
Zusammenlebens.

Zu Satz 1NEU:  Es ist von wesentlicher Bedeutung, daß 
die Komplexfunktion vieler Freiheiten angesprochen wird,
die dann nicht monadenhaft nebeneinander 
hervegetieren, sondern, und hier ist Satz 2 der Vorlage 
treffend, sich im Zusammenleben überschneiden, wobei 
politisches Ziel sein muß, soziale Dynamik durch eine 
Maximierung der Schnittmengen zu erzielen. Je offener 
ein Meinungsaustausch und gegenseitige Hilfe 
stattfinden, umso größer können die persönlichen 
Freiheiten der einzelnen werden, ohne daß es zu 
Kollisionen oder Überfrachtungen kommt. So entsteht 
analog eines Wirtschaftswachstums auch ein „Frei-
heitswachstum” aus der Summe der persönlichen 
Freiheiten.

Zu Satz 2NEU: Hier ist eine direkte Zuwendung zu einem 
anderen Menschen angesprochen, somit ist hier kein 
Widerspruch zu der Plural-Formulierung in lfd. Nr. 13  
gegeben.

Irrtum und Schuld

10 1 Jeder Mensch ist Irrtum und Schuld ausge-
setzt. 
2  Die Unvollkommenheit und Endlichkeit des
Menschen, die Begrenztheit seiner Planungs-
 und Gestaltungsfähigkeit,  setzen auch der
Politik Grenzen. 

1  Kein Mensch ist nach Ermessen der CDU
frei  von persönlichem oder  erfahrenem Irr-
tum,  von  persönlicher  oder  erfahrener
Schuld und  - nach christlichem Verständnis
-  von Sünde.

Zu Satz 2ALT: Erledigt durch lfd. Nr. 1(2)NEU

Zu Satz 4ALT: Überflüssig! Denn wo stünde geschrie-
ben, daß wir das Schaffen einer vollkommenen Welt 
auch nur in Erwägung zögen?

Zu Satz 1NEU: ....stellt erforderliche Relationen her 
(aktive ./. passive Relation).

55

22

-33
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3  Die Einsicht in diese Begrenztheit bewahrt
und vor ideologischen Heilslehren und einem
totalitären Politikverständnis und schafft Be-
reitschaft zur Versöhnung. 
4 Bei allem Engagement können wir die voll-
kommene Welt nicht schaffen.

Bewahrung der Schöpfung

11 1  Wir Christliche Demokraten verstehen den
Menschen als Teil der Schöpfung. 
2  Die Natur ist nicht nur Voraussetzung und
Instrument unseres Lebens, sondern Schöp-
fung  Gottes,  der  eine  Eigenbedeutung  zu-
kommt.
3  Es steht uns nicht zu, nach Belieben über
die Schöpfung zu verfügen. 
4  Sie ist dem Menschen zur Gestaltung und
Bewahrung anvertraut.

1 In der Schöpfung durch Gott ist neben dem
unendlichen Reichtum ihrer  Elemente  eine
Eigenbedeutung ihrer selbst zu sehen. 
2 Es steht Menschen nicht zu, nach Belieben
über Schöpfung zu verfügen. 
3 Sie ist dem Menschen zur Bewahrung, Nut-
zung und Gestaltung und anvertraut.

Zu Satz 1ALT: Erledigt durch lfd. Nr. 1 (2)

Die Grundwerte unserer Politik - Frei-
heit, Solidarität, Gerechtigkeit

Selbstverpflichtung der CDU

12

(1)

1 Unser Gemeinwesen lebt von geistigen
Grundlagen,  die  nicht  selbstverständlich
und für alle Zeiten gesichert sind.  
2 Es ist die besondere Selbstverpflichtung
der  CDU,  die  christlich  geprägten  Wert-
grundlagen unserer freiheitlichen Demokra-
tie zu bewahren und zu stärken. 
3 Dies unterscheidet uns Christliche Demo-
kraten wesentlich von sozialistischem, na-
tionalistischem  und  liberalistischem  Den-
ken.

1 Die  CDU  sieht  die  geistigen  Grund-
lagen eines Gemeinwesens als nicht un-
bedingt in sich selbstverständlich und für
alle Zeit gesichert an.
2 Es ist eine besondere Selbstverpflich-
tung der  CDU,  die  christlich  geprägten
Wertgrundlagen  einer  freiheitlichen  De-
mokratie  in  Deutschland  zu  bewahren,
zu stärken und weiterzuentwickeln. 

Zu Satz 3ALT: Das hätte eher ans Ende von lfd. Nr.6 ge-
paßt.

Der Satz ist aber ohnehin komplett mißglückt, weil 
Menschen (Christdemokraten) nicht mit Denken, son-
dern höchstens mit anderen Menschen (Sozialisten,...) 
zu vergleichen wären.

Ohne Erläuterungen sind der Gegensatzkomplex „so-
zialistisch“, „nationalistisch“ und „liberalistisch“, pro-
grammatisch unbrauchbar, zumal in der politischen 
Praxis in der F.D.P. oft genug „liberal“ und liberalistisch“
gewaltig durcheinandergeworfen werden

Grundwerte im Spannungsverhältnis

12 1 Grundlage  und  Orientierung  unseres 1 Die christlich demokratischen Grundwerte Zu Satz 1ALT: Das hatten wir schon in lfd. Nr.6 Satz 
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(2) politischen Handelns sind das christliche Ver-

ständnis vom Menschen und die daraus ab-
geleiteten Grundwerte Freiheit, Solidarität und
Gerechtigkeit. 
2 Die  Grundwerte  erfordern und begrenzen
sich gegenseitig. 
3 Keiner erfüllt ohne die anderen seinen Sinn. 
4 Ihre Gewichtung untereinander richtig zu ge-
stalten ist Kern der politischen Auseinander-
setzung. 

Freiheit, Solidarität und Gerechtigkeit erfor-
dern und begrenzen sich gegenseitig. 
2 Keiner  erfüllt  ohne  die  anderen  seinen
Sinn. 
3 Aufgabe der CDU ist es, ihre Gewichtung
als  Kern  politisch  fairer  Auseinanderset-
zung untereinander richtig zu gestalten. 

1ALT/NEU

12

(3)

1 Die  Grundwerte  sind  als  unteilbare  Men-
schenrechte nicht auf nationale Grenzen be-
schränkt  und sind verpflichtende Grundlage
für unsere Außenpolitik. 

1 Die Grundwerte sind als unteilbare Men-
schenrechte  nicht  auf  nationale  Grenzen
zu  beschränken,  sondern  verpflichtende
Grundlage für die Außenpolitik der CDU. 

Freiheit

Freie Entfaltung in der Gemeinschaft

13 1 Wir Christliche Demokraten treten für das
Recht des einzelnen auf freie Entfaltung der
Person ein. 
2 Als  sittliches Wesen kann der  Mensch
vernünftig  und  verantwortlich  entscheiden
und handeln. 
3 Es ist Aufgabe der Politik, den Menschen
den notwendigen Freiheitsraum zu sichern. 
4 Freiheit umfaßt Rechte und Pflichten. 
5 Wer Freiheit für sich fordert, muß die Frei-
heit seines Mitmenschen anerkennen. 
6 Die  Freiheit  des  einzelnen  findet  ihre
Grenzen in der Freiheit des anderen und in
der Verantwortung für die zukünftigen Ge-
nerationen  und  für  die  Bewahrung  der
Schöpfung.

1 Die CDU tritt entschieden für das Recht
eines  jeden  Einzelnen  auf  freie  Entfal-
tung der Person ein. 
2 Es  ist  Aufgabe  der  Politik,  den  Men-
schen  den  notwendigen  Freiheitsraum
zu sichern. 
3 Freiheit umfaßt Rechte und Pflichten. 
4 Wer Freiheit  für sich fordert,  muß die
Freiheit  seiner  Mitmenschen  anerken-
nen. 
5 Die  Freiheit  des  einzelnen  findet  ihre
Grenzen in der Freiheit des anderen.

Zu Satz 1ALT/NEU: Parallele zu lfd. Nr.8 Satz 1ALT, aber 
programmatisch auf CDU bezogen.

Zu Satz 2ALT: Erledigt durch lfd. Nr.8 Satz 2ALT

Zu Satz 4ALT: Es gibt nicht nur einen Mitmenschen. Hier
wird ein politischer Begriff „Mitmensch“ mit „dem  „bibli-
scher Singular“ „der Nächste“ als verwechselt.

Zu Satz 6ALT: Erledigt u.a. durch lfd. Nr. 9 Satz 3ALT. 
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Freiheit in Verantwortung

14 1  Der Mensch entfaltet sich in der Gemein-
schaft. 
2 Freiheit verwirklicht sich durch Selbstverant-
wortung und Mitverantwortung. 
3  Jeder Bürger soll im geeinten Deutschland
Freiheit in Familie, Nachbarschaft, Arbeitswelt
und Freizeit sowie in Gemeinde und Staat er-
fahren und verwirklichen können. 
4  Die Verwirklichung der Freiheit des einzel-
nen ist ohne die Übernahme von Verantwor-
tung für sich und die Gemeinschaft ethisch
nicht möglich. 
5 Wir wenden uns gegen einen falsch verstan-
denen Individualismus auf Kosten anderer. 
6 Wir wollen den Sinn für Verantwortung und
Gemeinwohl, für Pflichten und Bürgertugen-
den stärken.

1  Menschen müssen motiviert  werden,  die
ihnen  verfügbaren  Freiräume  in  der  Ge-
meinschaft,  in  der  Familie,  Nachbarschaft,
Arbeitswelt und Freizeit sowie in Gemeinde
und  Staat  zu  erfahren  und  verantwortlich
mitzugestalten. 
2 Diese Verantwortung ist Voraussetzung für
eine ethisch sonst nicht mögliche Wahrneh-
mung  eigener  und  fremder  persönlicher
Freiheitsrechte. 
3  Die CDU will den Sinn für Verantwortung
und Gemeinwohl, für Pflichten und Tugen-
den stärken.

Zu Satz 1NEU: Der Freiraum reicht alleine nicht aus!

Zu Satz 6ALT: Es bleibt dahingestellt, ob der Sinn für 
Tugenden nicht eine Sache der ureigenen gesell-
schaftlichen Entwicklungen im Inland und Ausland  
ist und ob es nicht deshalb weniger speziell bei Tu-
genden statt Bürgertugenden bleiben muß. Denn es 
sind von diesem Ziel nicht nur Bürger, sondern auch 
Einwohner betroffen.

Hinweis: Es ist von wesentlicher Bedeutung, daß die 
Komplexfunktion vieler Freiheiten angesprochen wird, die
dann nicht monadenhaft nebeneinander hervegetieren, 
sondern sich im Zusammenleben überschneiden, wobei 
politisches Ziel sein muß, soziale Dynamik durch eine 
Maximierung der Schnittmengen zu erzielen. Je offener 
ein Meinungsaustausch und gegenseitige Hilfe 
stattfinden, umso größer können die persönlichen 
Freiheiten der einzelnen werden, ohne daß es zu 
Kollisionen oder Überfrachtungen kommt. So entsteht 
analog eines Wirtschaftswachstums auch ein „Frei-
heitswachstum” aus der Summe der persönlichen 
Freiheiten.

Recht sichert Freiheit

15

(1)

1 Recht,  das  die  personale  Würde  des
Menschen schützt, sichert Freiheit. 
2 Es  regelt  das  geordnete  und  friedliche
Zusammenleben der Menschen in Freiheit. 

 

1 Recht,  das  die  personale  Würde  des
Menschen schützt, sichert Freiheit. 
2 Es  regelt  das  geordnete  und  friedliche
Zusammenleben der Menschen in Freiheit.

15

(2)

1 Die Verwirklichung der Freiheit bedarf der
sozialen Gerechtigkeit. 
2 Die Verhältnisse, unter denen der Mensch
lebt, dürfen der Freiheit nicht im Wege stehen.
3 Aufgabe der Politik ist es daher, der Not zu
wehren, unzumutbare Abhängigkeiten zu be-
seitigen und die materiellen Bedingungen der

1 Praktizierte Freiheit bedarf  sozialer Ge-
rechtigkeit. 
2 Aufgabe von Politik ist es daher, der Not
zu  wehren,  unzumutbare  Abhängigkeiten
zu  beseitigen  und  die  materiellen  Be-
dingungen von Freiheit zu sichern. 
3 Persönliches Eigentum soll den Freiheits-

Zu Satz 2ALT: Der Satz verwirrt mehr, als daß er nutzt.

Zu Satz 3NEU: Sozialpflichtigkeit des Eigentums
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Freiheit zu sichern. 
4 Persönliches Eigentum erweitert den Frei-
heitsraum des einzelnen für seine persönliche
Lebensgestaltung.

raum des einzelnen für  seine persönliche
Lebensgestaltung, zum eigenen Wohl und
zum Wohl seiner Mitmenschen erweitern.

Subsidiarität Subsidiarität

16

(1)

1 Die Verwirklichung der Freiheit bedarf der ei-
genverantwortlichen Lebensgestaltung. 
2  Aus ihr ergibt sich für die Ordnung des ge-
sellschaftlichen Lebens das Prinzip der Subsi-
diarität, nach dem Staat und Gemeinden auf
die Übernahme von Aufgaben verzichten, die
von den einzelnen Bürgern oder jeweils klei-
neren Gemeinschaften erfüllt werden können.

1 Die Verwirklichung der Freiheit bedarf der ei-
genverantwortlichen Lebensgestaltung. 
2 Aus ihr ergibt sich das Prinzip der Subsidiari-
tät für die Ordnung des gesellschaftlichen Le-
bens.
3  Danach haben Staat und Gemeinden regel-
mäßig auf die Übernahme von Aufgaben zu
verzichten,  die  einzelne  Bürger  oder  jeweils
kleinere Gemeinschaften erfüllen können. 
4  Insbesondere haben auch staatliche Institu-
tionen  unbeschadet  ihrer  gesetzlichen  Ver-
pflichtungen auf die Durchführung von Leistun-
gen zu verzichten, die von wirtschaftlichen Un-
ternehmen erfüllt werden können.

Zu Satz 4NEU: So ist es untragbar, wenn große Kommu-
nen für ihre Bebauungspläne nicht nur die planerischen
Vorgaben festsetzen, sondern die Pläne auch  - anstatt 
freier Planungsbüros -   selbst erarbeiten.

16

(2)

1 Was der Bürger allein, in der Familie und im
freiwilligen  Zusammenwirken  mit  anderen
ebensogut leisten kann, soll ihm vorbehalten
bleiben.
2 Der Grundsatz der Subsidiarität gilt auch zwi-
schen  kleineren  und  größeren  Ge-
meinschaften sowie zwischen freien Verbän-
den und staatlichen Einrichtungen.
3  Zur Verpflichtung des Staates und der Ge-
meinschaft  gehört es, die subsidiäre Aufga-
benwahrnehmung zu erleichtern und zu för-
dern. 

1 Was ein Bürger alleine, in der Familie und im
freiwilligen  Zusammenwirken  mit  anderen
ebensogut oder besser leisten kann, als staat-
liche Institutionen, soll ihm vorbehalten bleiben.
2 Der Grundsatz der Subsidiarität gilt auch zwi-
schen  kleineren  und  größeren  Ge-
meinschaften sowie zwischen freien Verbän-
den und staatlichen Einrichtungen.
3  Zur Verpflichtung des Staates und der Ge-
meinschaft  gehört  es,  die  subsidiäre  Aufga-
benwahrnehmung zu erleichtern und zu för-
dern. 
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16

(3)

1  Das Prinzip der Subsidiarität verlangt aber
auch, daß die größeren Gemeinschaften, zu-
letzt auch die staatliche Ebene, tätig zu wer-
den haben, wenn gesellschaftspolitische Er-
fordernisse die  Leistungskraft  der  einzelnen
oder der kleineren Gemeinschaften überfor-
dern.

1  Das Prinzip der Subsidiarität  verlangt  aber
auch, daß die größeren Gemeinschaften, zu-
letzt auch die staatliche Ebene, tätig zu werden
haben, wenn gesellschaftspolitische Erforder-
nisse die Leistungskraft der einzelnen oder der
kleineren Gemeinschaften überfordern.

Gleichberechtigung

17 1 Aus der Freiheit des einzelnen folgt das glei-
che  Recht  auf  freie  Entfaltung  der  Per-
sönlichkeit für Frauen und Männer in allen Be-
reichen. 
2 Ein partnerschaftliches Miteinander ist  der
beste Weg zur Verwirklichung der Gleichbe-
rechtigung.



Komplett in lfd. Nr.40 abgearbeitet.

Plurale Gesellschaft

18 1 Der freien Entfaltung der Person entspricht
unsere plurale Gesellschaft.

2 Sie ist Ausdruck der Vielfalt der Meinungen,
Bedürfnisse und Interessen der Bürger und
damit Grundlage unserer freiheitlichen Demo-
kratie.

3  Nur  eine  freiheitliche,  solidarische  und
gerechte Gesellschaft  und ein  nach diesen
Grundwerten  handelnder  Staat  werden  der
Würde des Menschen gerecht. 

Erledigt durch lfd. Nr.109(1)

Leistung

19 1 Die eigene Leistung gehört zur freien Entfal-
tung der Person. 
2 Unsere Gesellschaft ist auf die Leistungsbe-

1 Die  DDU sieht  in  der  eigenen  Leistung
des Menschen  ein wesentliches Element
der freien Entfaltung der Person. 

Zu Satz 5ALT: Zur Würde siehe lfd. Nr. lfd. Nr.7 Satz 
4ALT/3NEU, hier überflüssig

Welches Recht?
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reitschaft ihrer Mitglieder angewiesen. 
3 Sie ist eine der wesentlichen Grundlagen für
Wohlstand und sozialen Frieden. 
4 Wir wollen den persönlichen Leistungswillen
und die  Initiative  einzelner  anerkennen und
fördern. 
5 Seine  Würde  und  sein  Recht  hat  der
Mensch unabhängig von jeder Leistung.

2 Eine  stabile  Gesellschaft  in  Wohlstand
und  Frieden  ist  auf  die  Leistungsbereit-
schaft ihrer Mitglieder angewiesen. 
3 Die CDU anerkennt und fördert  den per-
sönlichen Leistungswillen und die Initiative
einzelner. 

Wehrhafte Demokratie Wehrhafte Demokratie

20

(1)

1 Zur Freiheit gehört die Bereitschaft, sie nach
außen und innen zu schützen und für sie zu
kämpfen. 
2 Wir bekennen uns zum Prinzip der wehrhaf-
ten Demokratie und Rechtsstaatlichkeit.
3 Wer frei ist, hat die Pflicht, für die Freiheit de-
rer  einzutreten,  denen  Freiheit  vorenthalten
wird. 
4 Wir wollen Freiheit für alle, nicht nur für weni-
ge. 
5 Sie darf nicht auf wenige Völker oder gesell-
schaftliche Gruppen beschränkt sein. 
6 Wir wollen dazu beitragen, unzumutbare Ab-
hängigkeiten  und  Not  zu  beseitigen  sowie
weltweit für Recht, soziale Gerechtigkeit und
Demokratie eintreten. 

1 Zur Freiheit gehört die Bereitschaft, sie nach
außen und innen zu schützen und für sie zu
kämpfen. 
2 Die CDU bekennt sich zum Prinzip der wehr-
haften Demokratie und Rechtsstaatlichkeit.
3 Wer frei ist, hat die Pflicht, für die Freiheit de-
rer  einzutreten,  denen  Freiheit  vorenthalten
wird. 
5 Freiheit darf nicht auf wenige Völker oder ge-
sellschaftliche Gruppen beschränkt sein. 
6  Die  CDU  tritt  weltweit  für  Recht,  soziale
Gerechtigkeit und Demokratie ein. 

20 (2)

@

1  Die Wahrung des inneren Friedens ist als
Grundlage menschlichen Zusammenlebens
und unabdingbare Voraussetzung für Frei-
heit und Entfaltung der Bürger indisponibel. 
2 Die CDU sieht im staatliche Gewaltmono-
pol  eine  Voraussetzung  für  die  Rechts-

Zu Satz 1NEU: „in jeder Gemeinschaft“ entfällt, weil der 
Satz keinerlei Einschränkungen unterliegt, der diese 
Betonung erforderlch machen könnte.
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sicherheit des Bürgers, nicht aber staatliche
Allmacht ihrer selbst willen.

Solidarität

Soziale Natur des Menschen

21 1 Solidarität heißt füreinander da sein, weil der
einzelne  und  die  Gemeinschaft  darauf  an-
gewiesen sind. 
2 Solidarität ist Ausdruck der sozialen Natur
des Menschen und folgt aus dem Gebot der
Nächstenliebe. 
3 Ihren ethischen Maßstab gewinnt  sie aus
der Würde des Menschen. 
4 Das Ziel, ein menschenwürdiges Leben für
alle zu ermöglichen, verpflichtet uns zu solida-
rischem Handeln. 
5 Solidarität muß deshalb vor allem den Men-
schen gelten, die ihre Rechte nicht selbst ver-
treten können. 

1 Für die CDU ist Solidarität Ausdruck der
sozialen Natur des Menschen, der seinen
ethischen  Maßstab  aus  der  Würde  des
Menschen   gewinnt  und  aus  dem Gebot
der Nächstenliebe folgt.
2  Solidarität heißt demnach füreinander da
sein, weil  und wenn der einzelne und die
Gemeinschaft darauf angewiesen sind. 
3 Die  CDU sieht  als  Anlaß und Verpflich-
tung  zu  solidarischem  Handeln  das  Ziel,
ein  menschenwürdiges  Leben  für  alle  zu
ermöglichen. 
4 Solidarität muß deshalb vor allem den
Menschen gelten, die ihre Rechte nicht
selbst vertreten können, 
3a  Als elementare praktizierte Formen der
Solidarität sieht die CDU die Hilfe und Unter-
stützung im unmittelbaren persönlichen Mit-
einander - in der Familie,  unter Nachbarn
und in privaten Gemeinschaften.

Wechselseitige Verantwortung des ein-
zelnen und der Gemeinschaft

22 1 Der einzelne und die Gemeinschaft sind auf
die solidarische Mitwirkung aller angewiesen.

2 Jeder hat das Recht auf und die Pflicht zur
Solidarität und trägt mit seiner Arbeit und Leis-
tung dazu bei, daß die Gemeinschaft aller für
die einzelnen eintreten kann.


Zu Satz 4ALT+5ALT: Erledigt durch lfd. Nr. 16(3)

Zu Satz 6ALT+1ALT....3ALT: 
erledigt in lfd. Nr.21NEU

Satz 3aALT: neu in lfd. Nr.21NEU
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3 Wir bekennen uns zu dieser wechselseiti-
gen  Verantwortung  des  einzelnen  und  der
Gemeinschaft.

3a  Elementare Formen der Solidarität  sind
Hilfe und Unterstützung im unmittelbaren per-
sönlichen Miteinander - in der Familie, unter
Nachbarn und in privaten Gemeinschaften.

4 Dort aber, wo die Kräfte des einzelnen, von
freien Verbänden oder  Gruppen überfordert
sind, müssen die Gemeinschaft und der Staat
helfen.

5 Er muß die verantwortliche Selbsthilfe im
Rahmen des Möglichen erleichtern und zu-
muten.

6 Die CDU bekennt sich zu dieser wechsel-
seitigen Verantwortlichkeit, die gleich weit ent-
fernt ist vom ungebundenen Individualismus
wie vom Kollektivismus.

Solidarität und Subsidiarität Solidarität und Subsidiarität

23

(1)

1 Die soziale Sicherung beruht auf den Prinzi-
pien der Solidarität und Subsidiarität.
2 Durch die soziale Sicherung werden gemein-
schaftlich die Risiken abgesichert, die der ein-
zelne allein nicht bewältigen kann.
3  Die soziale Sicherung hat befriedende und
befreiende Wirkung.
4 Solidarität verbietet den Mißbrauch des Sys-
tems der sozialen Sicherung.
5  Durch die soziale Sicherung werden keine
widerruflichen Almosen, sondern es wird für
den einzelnen ein Recht  auf Sicherheit  be-
gründet. 

1 Soziale Sicherung soll auf den Prinzipien der
Solidarität  und Subsidiarität  beruhen und so
die Risiken absichern, die der Einzelne allein
nicht bewältigen kann.
2 Soziale Sicherung soll befriedend und befrei-
end  wirken.
3 Solidarität verbietet den Mißbrauch des Sys-
tems sozialer Sicherung.
4 Soziale Sicherung setzt für den Einzelnen ein
Recht auf Sicherheit um, vermittelt also keine
willkürlichen Almosen. 

Zu Satz 2NEU: Programmatisch formulieren!

Zu Satz 4NEU: Recht ./. Willkür; Realisierung, nicht Be-
gründung des Rechtes; Begründung liegt im „C“.
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Solidarität und Mitverantwortung Solidarität und Mitverantwortung

23

(2)

1 Solidarität ist ohne Opfer nicht denkbar.
2  Wer Hilfe und Solidarität  von anderen er-
wartet, muß selbst bereit sein, anderen zu hel-
fen.
3 Wer sich davon ausschließt und nur für sei-
nen persönlichen Vorteil wirtschaftet und lebt,
entzieht der Gemeinschaft die Grundlage für
den sozialen Frieden.
4  Solidarität  verbindet  nicht  nur  Interessen-
gruppen in der Wahrnehmung ihrer berechtig-
ten Anliegen, sondern greift über die wider-
streitenden Interessen hinaus.
5  Solidarität verpflichtet die Starken zum Ein-
satz  für  die  Schwachen  und  alle  im  Zu-
sammenwirken für das Wohl des Ganzen.

1 Solidarität ist ohne Geben nicht denkbar.
2  Wer Hilfe  und Solidarität  von anderen er-
wartet, muß selbst bereit sein, anderen zu hel-
fen.
3  Wer sich davon ausschließt und nur für sei-
nen persönlichen Vorteil wirtschaftet und lebt,
entzieht der Gemeinschaft die Grundlage für
den sozialen Frieden.

Zu Satz 1NEU: Nicht jeder sieht eigenes solidarisches 
Geben als Opfer an! 

Zu Satz 5ALT: Erledigt in lfd. Nr.21

Zu Satz 4ALT: Zu abstrakt, was heißt „die widerstreiten-
den Interessen“?

Solidarische Gemeinschaft im wieder-
vereinigten Deutschland

24 1 Gelebte Solidarität ist das Kennzeichen der
Menschen eines Volkes im Umgang mitein-
ander. 
2  In Deutschland ist die Solidarität nach der
Wiedervereinigung besonders gefordert. 
3  Wir werden die innere Einheit nur finden,
wenn sich die Deutschen in Ost und West als
solidarische Gemeinschaft verstehen.

1  Die CDU sieht in gelebter Solidarität eine
Grundlage für die Einheit eines Volkes. 
2 Es muß eine starke innere Einheit entwic-
kelt und bewahrt werden.
3 Diese Einheit muß ein lediglich von staatli-
cher  Seite  beeinflußbares  Zusam-
menhaltsgefühl in einer Gesellschaft an ma-
teriellem  und  geistigem  Reichtum  bei
weitem übertreffen.

Zu Satz 1ALT: ....ist nichtssagend, weil es sich bei 
gelebter Solidarität kaum um das Kennzeichen der 
Menschen eines Volkes im Umgang miteinander 
handeln kann, wenn nicht gesagt wird, was für ein 
Kennzeichen.

Der Satz ist genausoviel wert, als wenn man sagen 
würde „Rücksichtnahme ist das Kennzeichen der 
Kraftfahrer in einer Großstadt im Umgang 
miteinander im Straßenverkehr”.

Zu Satz 2ALT:  ... gehört in einen politischen Appell 
oder in ein Wahlprogramm, gleichermaßen Satz 3ALT.

Zu Satz 3NEU: Mittelbar wird so auch das Subsi-
diaritätsprinzip angesprochen.

Solidarität mit den künftigen Generatio-
nen
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25 1  Solidarität verpflichtet uns auch gegenüber

den künftigen Generationen. 
2 Wir dürfen nicht auf Kosten unserer Kinder
und Kindeskinder leben. 
3  Der Eigenwert der Schöpfung und unsere
Verantwortung für die kommenden Genera-
tionen  verpflichten  uns,  die  Lebensgrund-
lagen der  Menschheit  zu erhalten  und die
Schöpfung zu bewahren. 
4 Wir setzen uns für eine weltweite Solidarität
in der Völkergemeinschaft ein.
5 Ohne sie ist die Überwindung der Kluft zwi-
schen Arm und Reich in unserer Welt und die
Bewahrung der Schöpfung nicht möglich.

1  Niemand darf zu Lasten nachfolgender
Generationen leben.
2  Vielmehr  ist  ein  Verantwortungs-
bewußtsein  bei  jedermann  zu  wecken,
daß  er  dazu  beizutragen  hat,  Lebens-
grundlagen  auch  für  kommende  Gene-
rationen zu erhalten und zu schaffen. 
3  In Ehrfurcht vor der Schöpfung und der
fortwährenden  Gewißheit  über  die  Un-
vollkommenheit des bisher Erkannten und
Vorhersehbaren sieht es die CDU als un-
verantwortbar vor der Menschheit an, zu
deren  Lasten  mangelhaft  gesicherte
politische Entscheidungen zu treffen oder
in  gleichem  Maße  persönliche  Risiken
einzugehen.
4  Die  CDU  setzt  sich,  insbesondere  zur
Sicherung  und  Gestaltung  ökonomischer
und  ökologischer  Lebensgrundlagen,  für
eine  weltweite  Solidarität  in  der  Völkerge-
meinschaft ein. 

Zu Satz 1NEU:  Der neue Aufbau des Änderungsan-
trages erspart die Floskel „Kinder und 
Kindeskinder”

Zu Satz 2NEU: Programmatisch formulieren, was wir
als CDU  bei dem einzelnen Bürger bewirken 
wollen.

Lebensgrundlagen muß man auch neu schaffen! 
Man kann nicht sagen „da ist eine zu bewahrende 
Schöpfung und die erhaltet ‚mal schön”.

Zu Satz 3NEU: Nicht nur Ehrfurcht vor der Schöp-
fung ist geboten, sondern auch die Einsicht in die 
Unvollkommenheit der Erkenntnis des Vergangenen
und damit auch Zukünftigen, die manchmal als 
Hauptrisikopotential unverantwortlich vernachlässigt
wird.

Es gibt zwar keine 100% gesicherten Risiken (dann 
wäre es ja kein Risiko mehr), aber man kann Ri-
sikoabsicherung auch bei bewußt eingegangen und 
notwendigerweise eingegangenen Risiken 
zumindest optimieren.

Zu Satz 4NEU: Wir haben es hier mit einem 
politischen Programm zu tun!

Schwarz-Weiß-Emotionalitäten wie „Arm und Reich”
vermeiden! 

Auch ökologische Lebensgrundlagen kann man 
gestalten

Im vorliegenden Kontext ist der antropozentrische 
Ansatz gerechtfertigt, durch das „insbesondere” 
sind andererseits die ebenfalls zu sichernden 
Lebensgrundlagen des Lebenden als Komplex nicht
ausgekoppelt.

.....wobei immer offen bleiben muß, ob die Chance 
und die damit verbundene Möglichkeit auch erfolg-
reich wahrgenommen und umgesetzt werden wird.

25A


1  Jeder  Einzelne  und  jede  Gemein-
schaft soll Dinge oder Situationen als
Teil  oder  gar  Fortschritt  seiner  oder
ihrer  eigenen  Entwicklung,  seines
oder  ihres   Wohlstands  oder  wirt-
schaftlichen  Wachstums  ansehen

aus lfd. Nr.160ALT
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können. 
2 Die CDU misst jedoch derartigen Be-
wertungen immer erst dann allgemei-
ne Gültigkeit  zu, wenn jeweils gleich-
zeitig  die  sozialen  und  ökologischen
Belange  der  Allgemeinheit  in  die  Be-
wertung miteinbezogen werden.
3  Sie  fordert  jeden  Einzelnen  auf,  im
gleichen Sinne zu handeln.

Gerechtigkeit

Gleichheit

26 1 Grundlage  der  Gerechtigkeit  ist  die
Gleichheit aller Menschen in ihrer von Gott
gegebenen Würde und Freiheit. 
2 Gleichheit  bedeutet  gleiches  Recht  für
alle. 
3 Recht schützt vor Willkür und Machtmiß-
brauch. 
4 Es sichert Freiheit auch für den Schwä-
cheren und schützt ihn.

1 Grundlage  der  Gerechtigkeit  ist  die
Gleichheit aller Menschen vor Gott.
2 Gleichheit bedeutet grundsätzlich glei-
che Rechte für alle. 
3 Diese  Rechte  sind  durch  Recht  und
Gesetz vor Willkür und Machtmißbrauch
zu schützen.
4  Christlich  demokratische  Politik  muß
den einzelnen befähigen, ein fundiertes
Rechts-  und Rechtebewußtsein  zu  ent-
wickeln. 

Die Menschen sind gleich vor Gott, egal, in welcher   - 
vor allem nicht selbstverantworteten -   Eigenschaft. 
Hierzu kämen neben der Freiheit und der Würde auch 
Pflichten,......

Es geht nicht um gleiches Recht für alle, sondern um 
gleiche Rechte für alle.

Recht (jus) muß diese Rechte, Menschenrechte,  
sichern. Da Rechte vor verschiedenen traditionellen, 
geographischen und anderweitig verschiedenen Hinter-
gründen zu sichern sind, muß Recht diese Hintergrün-
de miteinbeziehen.

Je nach den Recht-Verursachenden gibt es aber auch 
solches Recht, das nicht vor Willkür und Macht-
mißbrauch schützt. Man kann also in einem Grundsatz-
programm nicht einfach schreiben, Recht schütze vor 
Willkür......

Auch kann Recht aus dem Staatswesen A, als „gleich“ 
in das Staatswesen B übernommen, dort im Kontext mit
den dann gegebenen Hintergründen zum Unrecht wer-
den.

Satz 4ALT ist eine Spezifikation, die die Nennung auch 
anderer Spezifikationen zugunsten von Minderheiten 
erforderlich machen würde.

Im übrigen muß man nicht immer, nur weil in der Bibel 
(zumindest auf Deutsch) von „dem Nächsten“ die Rede 
ist, diese Personalisierung wählen. Statt „den Schwä-
cheren“ wäre „Schwächere“ Umfassender und damit 
richtiger.

39

50

+11
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Chancengerechtigkeit

27 1 Gerechtigkeit fordert die Anerkennung der
persönlichen  Leistung  und  Anstrengung
ebenso wie den sozialen Ausgleich.
2 Gerechtigkeit  verlangt,  Gleiches  gleich
und Ungleiches ungleich zu behandeln.
3 Chancengerechtigkeit ist die notwendige
Ergänzung der Gleichheit vor dem Recht. 
4 Sie soll jedem die Möglichkeit geben, sich
in gleicher Freiheit so zu entfalten, wie es
seiner persönlichen Eigenart entspricht. 
5 Wir  setzen  uns  dafür  ein,  daß  jeder
Mensch seine Lebenschancen frei und ver-
antwortlich wahrnehmen kann.
6 Deshalb treten wir für eine Politik ausglei-
chender Gerechtigkeit ein.
7 Chancengerechtigkeit  wächst  auf  dem
Boden  möglichst  gerecht  verteilter  Le-
benschancen; dazu gehört ein offener Zu-
gang zu den Bildungseinrichtungen unter
Ausgleich  nachteiliger  Vorbedingungen
ebenso wie die Möglichkeit der Mitsprache
und der Mitverantwortung, die Nutzung le-
benswichtiger Güter und der Erwerb per-
sönlichen Eigentums.

1 Gerechtigkeit folgt aus einem Umgang
von Menschen miteinander,  in  dem die
Gleichheit  der  Einzelnen  vor  Gott  und
deren individuellem Recht auf Verschie-
denheit geachtet und beachtet werden. 
2 Chancengerechtigkeit  soll  jedem  die
Möglichkeit geben, sich in gleicher Frei-
heit und Eigenverantwortung so zu ent-
falten, wie es seiner persönlichen Eigen-
art entspricht. 
3 Deshalb  tritt  die  CDU für  eine Politik
ausgleichender Gerechtigkeit ein.
4 Chancengerechtigkeit  gedeiht  auf  der
Basis  möglichst  gerecht  verteilter  Le-
benschancen. 
5 Vor allem die Angebote der Allgemein-
heit  an  den  Einzelnen,  Grundlagen  für
ihre weitere persönliche Entwicklung zu
legen,  vor  allem  Bildungseinrichtungen,
erfordern einen offenen Zugang für alle.
6 Für den gleichen Zugang setzt sich die
CDU  hinsichtlich  alltäglicher  Mitbestim-
mungs-  und  Mitwirkungsmöglichkeiten
Einzelner, wie in deren Berufsleben oder
politischem Engagement, ein.
7 Auf  der  Grundlage  von  Chan-
cengleichheit  ist  auch  die  Nutzung  le-
benswichtiger Güter und der Erwerb per-
sönlichen  Eigentums  für  jeden  zu  för-
dern. 
8 Voraussetzung  für  die  gerechte  Be-
handlung Einzelner ist die Kenntnis de-
ren individueller Leistungsfähigkeit sowie
die Anerkennung von Leistung und Leis-
tungswillen.

Zu Satz 2ALT: Zweifellos wäre es als Grundsatz un-
gerecht, Gleiches gleich und Ungleiches ungleich zu 
behandeln. 

Hierbei stellt sich zunächst die Frage, was damit ge-
meint sein könnte, Gleiches gleich zu behandeln. Man 
kann nicht ein Ding oder eine Person (...) gleich „be-
handeln“, sondern nur mehrere Dinge oder mehrere 
Personen (...) gleich behandeln. Deren  Eigenschaften 
muß man zuvor als gleich behandelbar analysiert ha-
ben.

Die „Behandlung“ ungleicher Dinge oder Menschen 
verlangt, daß man grundsätzlich zu  nächst  in gleichem 
Maße zunächst die Personen in ihrer Verschiedenheit 
kennenlernt, um je Person dann erst ei  nen unterschied-
lichen, nämlich individuell orientierten Behandlungs  -
schritt vorzunehmen.

(Was hier jeweils „behandeln“ hieße, bleibt unberührt.)

Wendet man einen aus christlich ethischer Sicht pri-
mären Maßstab (z.B. Nächstenliebe) auf zwei unglei-
che Menschen an, so ist der Ansatz, beide mit inniger 
Nächstenliebe „zu versehen“, dennoch gleich. Dieser 
Ansatz ist ein Bindeglied zwischen der Gleichheit vor 
Gott und gerechtem Handeln vor Gott.

Daß dann die Devise „erst denken, dann handeln“ grei-
fen sollte, ist vernünftig. 

So wird dann auch ein einheitlicher Tertiärwert (ein 
Strafgesetz als Ergebnis eines politischen Willens, der 
wiederum als Ergebnis eines grundsätzlichen Impulses)
konkrete Ansätze zur Verschiedenbehandlung beinhal-
ten 

Zu Satz 3ALT: Gleichheit vor dem Recht bedarf keiner 
Ergänzung durch Chancengerechtigkeit. Vielmehr wäre
das Recht zu ändern (das ja nun beileibe in Gegensatz 
zu christlich ethischen Impulsen nicht vorgegebene ist),
sollten auf seiner Grundlage keine Entscheidungen 
machbar sein, die auch Chancengerechtigkeit beför-
dern.

Zu Satz 5ALT: Durch geringe Änderung des Satz 4ALT in 
diesen integriert und als Satz 2NEU übernommen.

Zu Satz 7 ALT: Wäre ein Zugang nicht mit einem „Aus-
gleich nachteiliger Vorbedingungen“ verbunden, wäre 

126

166

+41
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27

F

er nicht offen!.

Streben nach Gerechtigkeit Streben nach Gerechtigkeit

28 1 Absolute Gerechtigkeit ist nicht erreichbar. 
2 Auch politisches Handeln stößt wegen der
Unzulänglichkeit des Menschen an Grenzen. 
3 Aber wir setzen uns mit äußerster Anstren-
gung für mehr Gerechtigkeit in unserer Ge-
sellschaft und eine gerechtere Welt ein.

1 Vor  dem  Hintergrund,  daß  absolute
Gerechtigkeit nicht erreichbar ist, setzt sich
die CDU nachdrücklich für Gerechtigkeit in
Deutschland und eine gerechte Welt ein.

35

23

-  12
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Soziale Gerechtigkeit Soziale Gerechtigkeit

29 1 Gerechtigkeit schließt die Übernahme von
Pflichten entsprechend der Leistungsfähigkeit
des einzelnen zum Wohle des Ganzen ein. 
2 Soziale  Gerechtigkeit  verlangt,  vor  allem
denjenigen Menschen zu helfen, die nur un-
zureichend zur Selbsthilfe fähig sind und allein
ihre Belange nicht wirkungsvoll vertreten und
durchsetzen können. 
3 Wir fühlen uns den Schwachen und sozial
Benachteiligten besonders verpflichtet. 
4 Für uns gilt, niemanden fallen zu lassen und
jedem in unserer Gesellschaft menschenwür-
dige Lebensverhältnisse zu sichern.

1 Gerechtigkeit  schließt  die  Übernahme
von  Pflichten  entsprechend  der  Leis-
tungsfähigkeit  des  einzelnen  zum  Wohle
des Ganzen ein. 
2 Soziale Gerechtigkeit verlangt von jedem,
vor allem denjenigen Menschen zu helfen,
die nur unzureichend zur Selbsthilfe fähig
sind  und  allein  ihre  Belange  nicht  wir-
kungsvoll  vertreten  und  durchsetzen kön-
nen. 

Grenzt eng an „Solidarität“

Zu Satz 2ALT: ...verlangt von wem?

Zu Satz 3ALT/4ALT: Zu platt

74

47

+ 27

Gleiches Recht für alle Gleiches Recht für alle

30 1 Jede Bürgerin und jeder Bürger in Deutsch-
land soll Recht finden, soll Chancen wahrneh-
men und durch Leistung verbessern können,
soll Eigentum und Bildung erwerben und mit
der  eigenen  Kraft  zur  ausgleichenden
Gerechtigkeit beitragen.
2  Im geeinten Deutschland ist es unsere be-
sondere Aufgabe,  uns um Gerechtigkeit  für
die Bürger zu bemühen, denen sie über Jahr-
zehnte vorenthalten wurde.
3  Auch wo Gerechtigkeit nicht mehr erreichbar
ist, muß Hilfe für die Opfer und Förderung der
einst Benachteiligten im Zentrum stehen.
4  Unter Unrechtsbedingungen erworbene Be-
sitzansprüche bedürfen einer Überprüfung.
5 Der feste Wille zur Gerechtigkeit muß die in-
nere Einheit unseres Landes bestimmen und
ihre Gestaltung leiten. 

1  Jede Bürgerin und jeder Bürger in Deutsch-
land  sollen  Recht  finden,  sollen  Chancen
wahrnehmen  und  ihre  persönliche  Situation
durch Leistung aufwerten können.
2  Sie sollen Eigentum und Bildung erwerben
und mit der eigenen Kraft zur ausgleichenden
Gerechtigkeit beitragen.
3  Unter Unrechtsbedingungen erworbene Be-
sitzansprüche bedürfen einer gerechten Über-
prüfung und Bereinigung.
4 Der feste Wille zur Gerechtigkeit muß die in-
nere Einheit Deutschlands bestimmen und ihre
Gestaltung leiten. 

Zu Satz 1ALT: Was verbessern?

Satz 2NEU: Als Aufgabe formulieren! Eigentum und Bild-
ng sind wesentliche Grundlagen dafür, daß Bürger sich 
engagieren können. Vgl. auch lfd. Nr.106

Satz 4NEU: Nicht nur prüfen, sondern auch entscheiden!

99

68

+ 31
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30a Grenzen des Strafrechts

@

1  Als eine wesentliche Herausforderung
für den deutschen Rechtsstaat sieht es
die CDU, die Straftaten der Handlanger
eines kommunistischen Unrechtsstaates
in Deutschland zu verfolgen 
2 Die Grenzen des Strafrechts sind dabei
mit besonderer Sorgfalt öffentlich aufzu-
zeigen. 
3  Die Auseinandersetzung des CDU mit
dem Unrechtsstaat ist umfassender sein
und  schließt  vor  allem  seine  politische
Ächtung ein und die Aufgabe, seine Op-
fer zu rehabilitieren.

Zu Satz 2NEU: Das Ziel der Öffentlichkeitsarbeit gründet
sich darin, daß nur eine umfassende Aufklärung der Öf-
fentlichkeit dazu beiträgt, Kondensationspunkte für 
Märthyrerlegenden der Unrechtsstaatler zu minimieren.

0

62

+ 62

Einsatz für weltweite Gerechtigkeit

31 1 Wo das Recht der Menschen auf ein men-
schenwürdiges Leben mißachtet wird, wo die
Freiheit einzelner, bestimmter Gruppen oder
ganzer  Völker  unterdrückt  wird,  herrschen
Gewalt und Unfrieden. 
2 Wir treten ein für die Achtung der Menschen-
und Bürgerrechte und die Überwindung sozia-
ler und wirtschaftlicher Not. 
3 Damit  leisten  wir  unseren  Beitrag  zum
Frieden zwischen den Völkern und für eine
gerechtere Welt.

1 Die  CDU tritt  für  die  Achtung der  Men-
schen- und Bürgerrechte und die Überwin-
dung sozialer und wirtschaftlicher Not ein. 
2 Sie will damit zum Frieden zwischen den
Völkern und für eine gerechtere Welt bei-
tragen.

Satz 1ALT ist kein Grundsatz

2. DIE CHANCEN DES UMBRUCHS 
NUTZEN - DIE EINHEIT DEUTSCH-
LANDS IN FREIHEIT UND VERANT-
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WORTUNG GESTALTEN

Deutschland an der Schwelle zum 21. 
Jahrhundert

32 1 Mit dem Scheitern des Sozialismus, dem
Ende  des  alten  Ost-West-Konfliktes  und
der Wiedervereinigung Deutschlands sind
wir  in eine neue Epoche der Geschichte
eingetreten.
2 Politik  an der  Schwelle  zum 21.  Jahr-
hundert steht vor grundlegend veränderten
Bedingungen.
3 Wir Christliche Demokraten stellen uns
den Herausforderungen dieser Umbruchs-
zeit.
4 Mit  der Fortschreibung unseres Grund-
satzprogrammes für das vereinte Deutsch-
land nehmen wir  auf  der  Grundlage be-
währter  Prinzipien  eine  Neubestimmung
unserer Politik für Deutschland, Europa und
die Welt vor.

1 Die  Politik  der  CDU für  Deutschland,
für Europa und die Welt beruht auf der
Grundlage  historischer  Grund-
entscheidungen im seit  Anbeginn freien
Teil der Bundesrepublik Deutschland.
2 Dies  sind  jene  Entscheidungen,  die,
durchgesetzt von Menschen in der CDU,
zu  einer  freiheitlichen  und  rechtsstaatli-
chen Demokratie, zur Sozialen Marktwirt-
schaft,  zur  Einbindung der Bundesrepu-
blik  Deutschland  in  eine  internationale
freiheitliche  Werte-  und  Verteidi-
gungsgemeinschaft  und  zur  Einheit  der
Nation führten.

Zu Satz 1ALT: Nicht nur hier wird im GP angeführt, daß 
es mit dem alten Ost-West-Konflikt vorbei sei, was 
zweifellos im wesentlichen nicht falsch, aber  -  zumal 
inhaltlich nicht im Programm durchgängig weitergeführt 
(vgl. lfd. Nr.158 Satz 1ALT) -   keine programmatische 
Aussage ist. Im übrigen ist im konkreten Kontext sehr 
oft von „global“ die Rede.

Das fabulös unprogrammatische Pathos in lfd. Nr.32ALT

schließt deren Verwendung in einem Grundsatzpro-
gramm aus.

Der Sozialismus ist noch nicht ganz gescheitert.

Satz 3ALT ist eine Selbstverständlichkeit.

Was wir mit unserem Grundsatzprogramm machen wol-
len, gehört sinnvollerweise in ein Vorwort, nicht ins Pro-
gramm selbst. Eine sonderlich neuorientierte Politik ist 
nicht zu erkennen und so schlecht war die „alte“ Politik 
nicht, daß diese Neuorientierung nötig wäre.

Im übrigen sind CDU-Mitglieder „Christdemokraten“, 
nicht „Christliche Demokraten“. Christlich sind im we-
sentlichen immer noch nur Christen. Da die CDU über-
konfessionell ist, schließt dies das Wort „Christliche“ 
aus. Es muß dabei bleiben, daß es um die Wort-
kombination „Christlich Demokratisch“ geht.

Zu lfd. Nr.4 ALT

Der Satz ist zu lang!

Das „westlich“ ist ohne Sinn. Sinn macht es, herauszu-
stellen, daß Deutschland in einer internationalen frei-
heitli  chen Wertegemeinschaft Anerkennung fand.  

Eine Einigung Europas paßt nicht in das Spektrum der 
Grundlagen sondern ist immer noch ein Ziel. 

77

71

- 6

Partei der deutschen Einheit Partei der deutschen Einheit

33 1 Die CDU ist die Partei der deutschen Ein-
heit.

2  Wir  haben  an  der  staatlichen  Einheit
Deutschlands  in  Freiheit  stets  festgehalten

1 Die CDU ist die Partei der deutschen Einheit.

2 Sie setzt sich für die Einheit Deutschlands in
Freiheit ein.

Zu Satz 1: Die Geschichte rechtfertigt das „lyrische Pa-
thos“

Zu Satz 2ALT – Satz4ALT: Keine Grundsätze, sorry!

Zu Satz 2NEU und Satz 4NEU: Es geht ja nicht nur um 
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und in  einer  historisch einmaligen Situation
dieses Ziel mit Einverständnis unserer Nach-
barn und Partner verwirklicht.

3 Der Wille der Menschen in Ostdeutschland
zur Freiheit und Einheit ist in der friedlichen
Revolution zum Durchbruch gekommen.

4 Mit der Einheit  ist eine Vision Wirklichkeit
geworden:  die  Freiheit  für  alle  Bürger  in
Deutschland.

3 Dabei ist die mit der staatlichen Einheit Wirk-
lichkeit gewordene Freiheit für alle Menschen
in Deutschland dauerhaft zu stärken, zu bele-
ben und zu sichern.

die staatliche Einheit.

Europäische Einigung

34

(1)

1 Die Einheit Deutschlands in Freiheit ist Teil
der  neuen  Freiheit  und  des  Zusam-
menwachsens unseres ganzen Kontinents. 
2 Die europäische Einigung fortzuentwickeln,
die  Freiheit  in  ganz  Europa  dauerhaft  zu
sichern und die jungen Demokratien zu stär-
ken ist Aufgabe und Chance für unsere ge-
meinsame europäische Zukunft. 

3 Deutschland in der Mitte Europas ist dabei
besonders gefordert.



Grundsätze der CDU sind hier nicht zu finden

Weltweite Aufgaben Weltweite Aufgaben

34

(2)

1 Die  Globalität  der  politischen,  wirtschaftli-
chen, sozialen und ökologischen Entwicklun-
gen verbindet die Menschen in einer neuen
Dimension über Grenzen und Kontinente hin-
weg.
2 Deutschland muß sich seiner gewachsenen
Verantwortung  in  der  internationalen  Politik
stellen und seinen Teil zur friedlichen Bewälti-
gung von internationalen Konflikten und zur
Bewahrung der Schöpfung beitragen. 


Ausreichend in lfd. Nr.120 ff. ausgeführt.



35

 

    Nr.           Text ’94                                                    Text 2000  (Änderung v. `94)                 Details                                                             
3 Angesichts  der  weltweiten  Verflechtungen
und veränderten Bedingungen ist auch unse-
re  wirtschaftliche  Leistungs-  und  Wettbe-
werbsfähigkeit, die Zukunft von Arbeit und so-
zialer Sicherheit vor neue Herausforderungen
gestellt.

Verwirklichung der inneren Einheit

35 1 Die innere Einheit weiter zu verwirklichen ist
die wichtigste Aufgabe in unserem vereinten
Land. 
2 Die Schaffung der inneren Einheit Deutsch-
lands verlangt  von allen Deutschen großen
Einsatz im persönlichen und geistigen, im fi-
nanziellen und materiellen Bereich. 
3 Der wirtschaftliche, soziale und ökologische
Neuaufbau der neuen Bundesländer hat Vor-
rang. 
4 Die Herausforderungen und Anstrengungen,
die mit der Vollendung der Einheit verbunden
sind, zwingen nicht nur zur Überprüfung ein-
gefahrener  Wege und gewohnter  Denkwei-
sen, sondern fordern Kreativität und mobilisie-
ren neue Kräfte für die Gestaltung unseres
Landes. 
5 Der  Aufbau in  den neuen Ländern bietet
deshalb  die  Chance  zur  Modernisierung  in
ganz Deutschland. 
6 Fehlentwicklungen in den alten Ländern tre-
ten angesichts neuer Bedingungen und zu-
sätzlicher  Anforderungen  deutlicher  hervor,
und  die  notwendigen  Erneuerungen  sind
dringender geworden. 
7 Die Einheit wird ganz Deutschland moderner

1 Die  innere  Einheit  Deutschlands  ist  zu
konsolidieren.
2 Diese  Aufgabe stellt  sich  aus Sicht  der
CDU an alle Deutschen in allen ihren Le-
bensbereichen. 

Wird beibehalten, obwohl in lfd. Nr. 73 ausführlich erör-
tert.

Zu Satz 2ALT: Wenn die Schaffung der inneren Einheit 
Deutschlands gerfordert wird, man einen Satz danach 
(dto. Satz 3 ALT) jedoch  - wie an anderen Stellen im 
Programm auch -   den Begriff der „neuen Bun-
desländer“ pflegt, ist das pervers, zumal dieses „Neue“ 
verbal in die zu erwartenden 15  Jahre „Lebensdauer“ 
des Programmes mitgenommen werden.

Wäre die Bundesrepublik ein sportlich tätiger Verein, 
wobei  - und damit „hinkt“ der Vergleich keinesfalls -   
„sportlich“ auch mit „fair“, einhergehend mit 
„mannschaftlich kämpferisch“ interpretiert werden darf, 
würden jene, die ein neues Mitglied auch nach Jahren 
noch „der/die Neue“ titulieren würden, sicher zu Recht 
wegen „vereinsinternen Mobbings“ belangt werden 
müssen.

So müßte diese (und wenn nur statistische) Klassifikati-
on „ALT“ &. „NEU“ anstatt einer programmatischen Mani-
festierung  zu erfahren besser so schnell wie möglich 
zugunsten solcher –Unterschiede eliminiert werden, die
beispielsweise im Bereich „Kultur“ durch gegenseitige 
Anregung eine „kulturelle Heterosis“ begründen könn-
ten.

Zu Satz 4ALT, 6ALT insbesondere: Nicht wesentlich 
grundsatzprogrammatisch. 
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machen, indem wir veraltete Strukturen auf-
brechen,  Besitzstandsdenken  überwinden,
Solidarität und Gemeinsinn neu zur Geltung
bringen.

Demokratisches Nationalbewußtsein

36 1 Unsere Nation ist geprägt durch die gemein-
same Geschichte,  Sprache  und Kultur  und
das Bekenntnis zu unserer Verfassungsord-
nung. 
2 Als Nation tragen wir gemeinsam Verantwor-
tung für unsere Vergangenheit und für die Ge-
staltung unserer Zukunft. 
3 Die Gemeinsamkeit unseres kulturellen und
geschichtlichen Erbes und unser gemeinsa-
mer Wille zur Freiheit und Einheit sind Aus-
druck nationaler Identität und Grundlage für
das  Zusammenwachsen  der  Menschen  in
unserem wiedervereinigten Volk und Staat. 
4 Die Einheit ist eine gemeinsame Herausfor-
derung  für  alle  Deutschen  und  eine  neue
Chance der Geschichte für unser Land. 
5 Als Bürger mit gleichen Rechten und Pflich-
ten sind wir gemeinsam aufgerufen, unseren
freiheitlichen und sozialen Staat zu festigen,
unsere Demokratie zu verteidigen und weiter-
zuentwickeln und uns zu einem weltoffenen
Patriotismus zu bekennen. 
6 Demokratisches Nationalbewußtsein fördert
die Bereitschaft, Pflichten und Verantwortung
für das Gemeinwesen wahrzunehmen. 

1 Die  CDU fördert  eine Nation,  die durch
die gemeinsame Geschichte, Sprache und
Kultur und das Bekenntnis zu ihrer Verfas-
sungsordnung geprägt sein soll. 
2 Die  Glieder  dieser  Nation  sollen  sollen
deren Geschichte und die Gestaltung ihrer
Zukunft verantwortlich bewältigen können.
3 Gemeinsames  kulturelles  und  ge-
schichtliches  Erbe  und  ein  gemeinsamer
Wille zur Freiheit  und Einheit  müssen als
Grundlage  für  menschliche  Begegnung
und  Ausdruck  nationaler  Identität  in
Deutschland wahrgenommen  werden.
4 Die  CDU  bekennt  sich  zu  weltoffenem
Patriotismus und zu demokratischem Nato-
nalbewußtsein. 

Es kann nicht angehen, daß die CDU grundsatzpro-
grammatisch festlegt, was die Nation ist. Es kann nur 
darum gehen, was sie sein soll.

Und mit „wir“ kann auch die CDU nicht für die Nation 
sprechen.

Zu Satz 4ALT: Was ist „eine neue Chance der Geschich-
te“? Geschichte vergibt keine Chancen. „Haus-
gemachte“ Chancen vergeben Menschen.

Unterschiedliche  Lebenserfahrungen
und Lebensprägungen nutzen
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37

(1)

1 Für viele Menschen in den neuen Län-
dern bedeutet das Ende der sozialistischen
Diktatur  und  die  Wiedervereinigung
Deutschlands  einen  tiefgreifenden
Einschnitt  in  ihre  persönliche  Lebens-
gestaltung. 
2 Sie  müssen  grundlegende  Verände-
rungen im persönlichen Miteinander, in Ge-
meinde, Staat und Arbeitsleben vollziehen
und sich in einer freiheitlichen Gesellschaft
neu orientieren. 
3 Dafür brauchen sie eigenständige Ent-
scheidungs- und Gestaltungsspielräume.



Zu Satz 1ALT: Schon wieder der Unsinn mit den 
„neuen Ländern“

Zu Satz 3ALT: Wenn die „Wessis“ nicht so wenig 
bereit wären (und waren), sich deutsche Kultur im 
deutschen Osten näherzubringen und dort Men-
schen kennenzulernen, kurzum, auch ganz einfach
neugierig zu sein, wäre dieser Satz von vornherein
überflüssig. Und eigenständige Entscheidungs- 
und Gestaltungsspielräume braucht jeder! Das ist 
ja wohl das mindeste in einem demokratischen 
Rechtsstaat.

37

(2)

1 Im  Westen  Deutschlands  erfordert  die
Gestaltung der inneren Einheit  vor allem
die Besinnung auf Tugenden und Werte,
die im Zuge der Wohlstandsmehrung und
eines  einseitigen  Freiheitsverständnisses
zurückgedrängt worden sind. 
2 Es gilt, die Entwicklung eines falsch ver-
standenen Individualismus auf Kosten an-
derer und des Rückzugs aus der Verant-
wortung für das Gemeinwohl umzukehren.



Die Praxis im „deutschen Osten“ war da gar nicht 
so anders. 

37

(3)

1 Wir können die innere Einheit nur verwirk-
lichen, wenn die Menschen im Osten und
Westen  mit  ihren  unterschiedlichen  Le-
benserfahrungen  und  Lebensprägungen
aufeinander zugehen. 
2 Jeder muß bereit sein, die Erfahrungen
und Lebensleistungen des jeweils anderen
zu respektieren und als Grundlage für die
gemeinsame Zukunft zu nutzen. 

1 Deutsche  Einheit  bedeutet  für  die
CDU, daß Deutsche sich begegnen, auf-
einander zugehen und von ihren persön-
lichen  Lebenserfahrungen  gegenseitig
lernen
2 Jeder muß bereit sein, die Erfahrungen
und Lebensleistungen des jeweils ande-
ren zu respektieren und als  Grundlage
für die gemeinsame Zukunft zu nutzen. 
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3 Die Bundeshauptstadt Berlin bietet in die-
sem Prozeß exemplarische Erfahrungen.

3 Die  CDU  sieht  es  in  diesem  Zu-
sammenhang  als  besondere  Aufgabe
an, vor allem aufgrund der Erfahrungen
von  Deutschen  die  Denkansätze  des
Kommunismus  und  Sozialismus  als
menschenverachtend offenzulegen.
4 Zugleich  wirbt  sie  nachdrücklich  für
den  freiheitlich-demokratischen  Rechts-
staat und Soziale Marktwirtschaft.

Auseinandersetzung  mit  Kommunis-
mus und Sozialismus

37

(4)

1 Auch nach dem Ende der sozialistischen
Gewaltherrschaft darf die geistige Ausein-
andersetzung  mit  der  ihr  zugrunde  lie-
genden Ideologie nicht beendet sein. 

 
Unser  Leitbild  der  freien  und  verant-
wortlichen Gesellschaft

Unser Leitbild der freien und verantwort-
lichen Gesellschaft

38

(1)

1  Die Aufgaben an der Schwelle zum 21.
Jahrhundert  sind  weder  von  heute  auf
morgen noch mit einfachen Lösungen zu
bewältigen.
2 Die Chancen dieser Umbruchszeit zu nut-
zen fordert die Bereitschaft aller zum Wan-
del im Denken und Handeln.
3  Wir Christliche Demokraten sind davon
überzeugt, daß wir den Wandel nur auf der
Grundlage von Freiheit und Verantwortung
erfolgreich bewältigen können.
4 Das Prinzip verantworteter Freiheit gilt so-
wohl für die Innen- als auch für die Außen-
politik.

1 Das Leitbild der CDU ist eine freie und ver-
antwortliche Gesellschaft.
2  Sie dient der Verwirklichung von Grund-
werten Freiheit,  Solidarität  und Gerechtig-
keit. 
3 Die CDU ist davon überzeugt, daß gesell-
schaftlicher Wandel nur auf der Grundlage
von Freiheit und Verantwortung erfolgreich
bewältigt werden kann.
4 Das Prinzip verantworteter Freiheit gilt so-
wohl für die Innen- als auch für die Außen-
politik.
5 Dafür setzt sich die  CDU ein:

Die Sache mit dem 21. Jahrhundert mag ja eine 
neckische Spielerei sein, hat aber in einem Grund-
satzprogramm nicht zu suchen.
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5  Unser  Leitbild  ist  eine  freie  und  ver-
antwortliche Gesellschaft.
6  Sie  dient  der  Verwirklichung  unserer
Grundwerte  Freiheit,  Solidarität  und
Gerechtigkeit. 
7 Dafür setzen wir uns ein:

Gemeinsinn Gemeinsinn

38

(1)

(-1)

 1  Für  eine  Gesellschaft  des  Gemein-
sinns.

 2  Wir  treten für  eine  solidarische  Ge-
sellschaft ein und wenden uns gegen Ego-
ismus,  Entsolidarisierung und Anspruchs-
denken,  gegen  soziale  Kälte  und  Ellen-
bogenmentalität.

 3  Wir  wehren  uns  gegen  die  zu-
nehmende Gewaltbereitschaft.

 4 Wir fordern die Verantwortung und das
Engagement des Bürgers für die Gemein-
schaft.

 5  Wir wollen die Familie als Fundament
der Gesellschaft stärken und uns für eine
kinderfreundliche  Gesellschaft  nachdrück-
lich einsetzen.

 6  Wir brauchen eine wertorientierte Er-
neuerung von Erziehung und Bildung und
treten ein für gemeinsame Wertorientierun-
gen  als  unverzichtbare  Grundlage  einer
freien und verantwortlichen Gesellschaft. 

 1  Für  eine  solidarische  wertebewußte
Gesellschaft :

 2  Hierauf gründend strebt die CDU sie
eine wertorientierte  Gestaltung von Erzie-
hung und Bildung als unverzichtbare Grund-
lage für praktizierte Freiheit und Verantwor-
tung an. 

 3  Sie fordert den Einzelnen auf, eigene
Freiheit und Verantwortung in Engagement
für die Gemeinschaft umzusetzen.

 4 Sie wendet sich gegen Egoismus, Ent-
solidarisierung und Anspruchsdenken,  ge-
gen soziale Kälte und Ellenbogenmentalität
und Gewalt.





Zu Satz 5ALT: Familie ist gesondert aufgearbeitet.

Freiheit Freiheit

38

(1)

 1 Für eine Gesellschaft der Freiheit.

 2 Jeder einzelne, ob Frau oder Mann, ob

 1  Für möglichst viele Chancen der per-
sönlichen Entfaltung des Einzelnen.

Zu Satz 5ALT:Erledigt durch lfd. Nr.105(3)
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(-2) jung oder alt, soll in unserer Gesellschaft

möglichst  viele  Chancen  der  Entfaltung
nutzen können.

 3  Wir wollen die Freiheitsrechte und die
Verantwortungsbereitschaft  des  einzelnen
für sich und die Gemeinschaft stärken.

 4  Wir  wollen  gemeinsam  die  Freiheit
sichern, die nach Deutschland und Europa
zurückgekehrt ist.

 5 Wir wollen, daß der Staat sich auf sei-
ne wesentlichen Aufgaben besinnt, um die
Freiheit  und  Sicherheit  der  Bürger  zu
gewährleisten, und wenden uns gegen ein
Übermaß an Bürokratisierung und Regle-
mentierung.

 6  Wir wollen Leistungsfähigkeit stärken,
Initiative und Risikobereitschaft fördern und
die Grundlagen für den sozialen Ausgleich
sichern. 

 2  Freiheitsrechte  und  die  Verantwor-
tungsbereitschaft des einzelnen für sich und
die Gemeinschaft sind zu stärken.

 3 Leistungsfähigkeit, Initiative und Risiko-
bereitschaft sind zu  fördern und als Grund-
lagen für den sozialen Ausgleich zu sichern.

Verantwortung Verantwortung

38

(1)

(-3)

 1  Für eine Gesellschaft der Verantwor-
tung.

 2  Wir  wenden  uns  gegen  eine  Ge-
sellschaft, die ihre Verantwortung auf nach-
folgende Generationen abwälzt.

 3 Wir treten dem Raubbau an der Natur
und der Verschwendung natürlicher Res-
sourcen entgegen.

 4  Wir wollen die wissenschaftlichen und
technischen Möglichkeiten in ethischer Ver-
antwortung nutzen, um unseren Beitrag zur
Bewahrung der Schöpfung national wie in-
ternational zu leisten. 

 1  Für  eine  Gesellschaft,  die  ihre  Ver-
antwortung auch für nachfolgende Genera-
tionen wahrnimmt.

 2  Die CDU tritt  Raubbau an der Natur
und  der  Verschwendung  natürlicher  Res-
sourcen entgegen.

 3  Sie will  hierfür  insbesondere national
wie  international  wissenschaftliche  und
technische Möglichkeiten in ethischer Ver-
antwortung nutzen. 
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Offenheit Offenheit

38

(1)

(-4)

 1 Für eine Gesellschaft der Offenheit.

 2  Wir  wenden  uns gegen Diskriminie-
rung und Rassenhaß.

 3  Wir setzen uns für ein friedliches Zu-
sammenleben von Menschen unterschied-
licher Nationalität ein und wenden uns ge-
gen einen Rückfall  in  Nationalismus und
Fundamentalismus jeglicher Art.

 4  Wir wollen die Vollendung der Euro-
päischen Union vorantreiben.

 5  Wir  wenden  uns  gegen  Armut  und
Hunger  in  der  Welt  und  setzen  uns  für
Menschen- und Bürgerrechte und für eine
dauerhafte Friedensordnung in Europa und
der Welt ein. 

 1 Für ein friedliches Zusammenleben von
Menschen  unterschiedlicher  Nationalität
und Abstammung.

 2  Die CDU wendet  sich kompromißlos
Diskriminierung,  Rassenhaß  und  gegen
einen Rückfall in Nationalismus und Funda-
mentalismus jeglicher Art.

 3  Sie  will  die  Vollendung  der  Euro-
päischen Union vorantreiben.

 4  Sie setzt sich für für Menschen- und
Bürgerrechte  und  für  eine  dauerhafte
Friedensordnung in Europa und der Welt
ein.

 5  Sie engagiert  sich gegen Armut  und
Hunger in der Welt.

Besinnung auf die Verantwortung des 
einzelnen

38 (1) 
(-5)

@

1  Für eine Rückbesinnung auf die Verant-
wortung des einzelnen Menschen in einer
demokratischen Gesellschaft. 
2  Alle politischen Aufgaben müssen in ihrer
Bedeutung  dieser  Zielsetzung  unter-  und
nachgeordnet werden. 
3 Die CDU sieht in eigenverantwortlich han-
delnden Menschen eine Voraussetzung für
eine freiheitliche Gesellschaft



42

 

    Nr.           Text ’94                                                    Text 2000  (Änderung v. `94)                 Details                                                             

Neubesinnung auf die Verantwortung 
des einzelnen

38

(2)

1 Deutschland wird für die Bewältigung des
europäischen  Umbruchs  eine  zentrale
Rolle spielen müssen.
2 Alle politischen Aufgaben müssen in ihrer
Bedeutung dieser  Zielsetzung unter-  und
nachgeordnet werden. 
3  Um der neuen Verantwortung gerade für
die Völker Mittel- und Osteuropas gerecht
werden zu können, bedarf es einer Rück-
besinnung auf die Verantwortung des ein-
zelnen Menschen im inneren unserer Ge-
sellschaft.
4  Wenn wir diese nicht so umbauen, daß
die Verantwortung des einzelnen gestärkt
wird,  kann unser Gesellschaftsbild  weder
Glaubwürdigkeit behalten, noch können wir
die  materiellen  Mittel  freisetzen,  die  wir
brauchen, um unseren Nachbarn im Osten
tatkräftig zu helfen.
5 Nur wenn es uns nicht gelingt, die Verant-
wortung des Bürgers zu stärken, wird an
den Staat nicht mehr wie an eine Vollkas-
koversicherung appelliert werden.
6  Anderenfalls wird eben jenes Menschen-



„Wenn und Aber“ gehören nicht in ein Grundsatz-
prgramm,

Rest als lfd. Nr.38(1)(-5)
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bild zerstört, auf das eine freiheitliche Ge-
sellschaft so sehr angewiesen ist, daß sei-
ner Zerstörung ihr eigener Untergang fol-
gen muß. 

Eigenverantwortung des Bürgers und 
Handlungsfähigkeit des Staates

Eigenverantwortung des Bürgers und 
Handlungsfähigkeit des Staates

38

(3)

1 Staatliches Handeln muß zukünftig einem
neuen  Selbstverständnis  folgen:  nämlich
nicht mehr in erster Linie zuständig zu sein
für die Sicherung aller denkbaren individu-
ellen Lebensrisiken.
2 Statt dessen muß der Staat eine größere
Eigenverantwortung  des Bürgers  voraus-
setzen können, nicht zuletzt deshalb, um
so  den  finanziellen  Spielraum  zurückzu-
gewinnen,  der  es  erlaubt,  den  neuen
politischen Prioritäten die notwendige Auf-
merksamkeit  zukommen  zu  lassen:  also
vorrangig an der Lösung der Probleme mit-
zuwirken, um die sich das geteilte Deutsch-
land  in  der  Nachkriegsepoche  nicht  zu
kümmern brauchte, weil es im Windschat-
ten der Weltpolitik verharrte.
3  Dieser  neu  zu  erkämpfende  Hand-
lungsspielraum  des  Staates  ist  aber  die
Voraussetzung  dafür,  daß  Deutschland
auch  in  seiner  Außenpolitik  dem Leitbild
von  Freiheit  und  Verantwortung  folgen
kann, also mit ganzer Kraft seine Möglich-
keiten auf das Ziel der inneren Einheit Eu-
ropas konzentriert.

1  Die  Wahrnehmung  von  Eigenver-
antwortung durch Bürger soll nicht zuletzt zu
möglichst  großen  finanzielle  Spielräumen
des Staates führen.
2  Diese  Spielräume  sind  zu  nutzen,  um
neuen politischen Prioritäten mit der nötigen
Flexibilität gerecht werden zu können.
3 Diese Flexibilität hält die CDU insbesonde-
re  im  außenpolitischen  und  europa-
politischen Bereich für unbedingt  erforder-
lich. 

Unerträgliche Kettensätze (vor allem Satz 2ALT) 
stehen essentiell dem Ziel entgegen, daß das Pro-
gramm nicht nur (wie auch immer) beschlossen, 
sondern auch gelesen wird.....

Zu Satz 1ALT: Risiken sicher man nicht, man 
sichert die ab!

Zu Satz 1NEU: Es geht nicht darum, daß der Staat 
finanzielle Spielräume gewinnt, sondern daß ihm 
der Einzelne in Eigenverantwortung diese Spiel -
räume zur Verfügung stellt.

Was ist „ein Winschatten der Weltpolitik?“ Non-
sens, Füllwerk!

Zu Satz 3ALT: Welch eine grundsatzprogramm-
widrige Denkweise! Wie bereits angeführt, kämpft 
der Staat nicht gegen die Bürger um Ressourcen. 
Wenn doch, hat das CDU Grundsatzprogramm seit
1982 noch nicht in seinen übrigen Teilen gewirkt!

Außenpolitische Ziele stehen an anderem Orte, 
hier ist eher entscheidend, daß Außenpolitik des-
halb Flexibilität erfordert, weil die Partner nun ein-
mal schlecht berechenbar sind.

Verantwortete Freiheit in Europa Verantwortete Freiheit in Europa

38 1  Auf  dem  Weg  zur  inneren  Einheit
Deutschlands und Europas gibt dieses Leit-

1  Wer den freiheitlichen und nicht den be-
treuenden  Staat  will,  muß Strukturen  be-

Betr. Satzlänge dto.

Zu Satz 1ALT: Verbale Hin-und-Her-Verspieltheit, 



44

 

    Nr.           Text ’94                                                    Text 2000  (Änderung v. `94)                 Details                                                             
(4) bild der verantworteten Freiheit gleicherma-

ßen Orientierung für die Gestaltung der Be-
ziehungen  Deutschlands  zu  seinen
Nachbarn wie für die soziale Ordnung des
Zusammenlebens von Menschen in einer
Gesellschaft.
2  Wer den freiheitlichen und nicht den be-
treuenden Staat will,  muß Strukturen be-
gründen, die Freiheit und Verantwortung in
allen  Bereichen  des  Gemeinwesens  zur
Entfaltung kommen lassen.

gründen, die Freiheit und Verantwortung in
allen  Bereichen  des  Gemeinwesens  zur
Entfaltung kommen lassen. 
2 Diese Aufgabe stellt sich aus der Sicht der
CDU  allen  europäischen  Völkern  in  ver-
gleichbarer Weise.

offensichtlich Mißverständnis der in lfd. Nr.38(3) 
angesprochenen Spielräume....!

38

(5)

1  Diese Aufgabe stellt  sich allen europäi-
schen Völkern in vergleichbarer Weise, sie
stellt sich ebenso im Blick auf die Neuord-
nung der Beziehung zwischen den Staaten
in Europa.


Neu in lfd.Nr. 38(4)

K A P I T E L II 

FÜR DIE FREIE ENTFALTUNG DER 
PERSON IN UNSERER GESELL-
SCHAFT

K A P I T E L II 

FÜR DIE FREIE ENTFALTUNG DER PER-
SON IN UNSERER GESELLSCHAFT

39 1 Wir bekennen uns zum Recht jedes Men-
schen, sein Leben selbst zu gestalten.
2  Auf der Suche nach Sinn und Lebens-
glück muß jeder die Chance haben, sich so
zu entwickeln, wie es seinen Begabungen,
Wünschen und Neigungen entspricht. 
3 Der Freiheit der Person entspricht die Ver-
antwortung,  die  jeder  einzelne  für  sich
selbst, für seine Angehörigen und die Ge-
meinschaft insgesamt zu übernehmen hat. 

1  Die CDU bekennt sich zum Recht jedes
Menschen, sein Leben selbst zu gestalten.
2  Auf der Suche nach Lebenssinn und Le-
bensglück muß jeder  die  Chance haben,
sich so zu entwickeln, wie es seinen Bega-
bungen,  Wünschen  und  Neigungen  ent-
spricht. 
3 Der Freiheit der Person entspricht die Ver-
antwortung,  die  jeder  einzelne  für  sich
selbst, für seine Angehörigen und die Ge-
meinschaft insgesamt zu übernehmen hat. 

1. GLEICHBERECHTIGUNG UND PART-
NERSCHAFT VON FRAU UND MANN

1. GLEICHBERECHTIGUNG UND PART-
NERSCHAFT VON FRAU UND MANN

Gleichberechtigung  in  einer  partner- Gleichberechtigung  in  einer  partner-
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schaftlichen Gesellschaft schaftlichen Gesellschaft

40 1 Gleichberechtigung bedeutet für uns, daß
das Recht auf freie Entfaltung der Person
unabhängig vom Geschlecht gilt. 
2 Ziel unserer Politik ist es, die Gleichbe-
rechtigung  von  Frau  und  Mann  in  einer
partnerschaftlichen  Gesellschaft  zu  ver-
wirklichen. 
3 Wir  wollen  bestehende Benachteiligun-
gen  von  Frauen  in  Familie,  Arbeitswelt,
Politik  und  in  allen  übrigen  gesellschaft-
lichen Bereichen beseitigen. 
4 Wir wollen, daß Frauen und Männer sich
so in Freiheit und Verantwortung entfalten
können, wie es ihren Neigungen, Begabun-
gen und Wünschen entspricht. 
5 Partnerschaft  bedeutet,  daß  Frau  und
Mann sich gegenseitig in ihrem Eigenwert
anerkennen,  füreinander  verantwortlich
sind und ihre Aufgaben innerhalb und au-
ßerhalb der Familie gleichberechtigt verein-
baren.

1 Entsprechend  dem  beizubehaltenden
grundgesetzlichen  Auftrag  ist  die  tat-
sächliche  Durchsetzung  der  Gleichbe-
rechtigung von jedermann zu fördern. 
2 Gleichberechtigung  bedeutet  für  die
CDU, daß das Recht auf freie Entfaltung
der Person unabhängig vom Geschlecht
gilt. 
3 Sie müssen sich in ihrem Eigenwert an-
erkennen,  füreinander  verantwortlich
sein und ihre Aufgaben in allen Lebens-
lagen gleichberechtigt vereinbaren.
4 Denn menschliche Grundeigenschaften
wie Rationalität und Tugenden sind nicht
nach Geschlechtern zu trennen.

Zu Satz 5ALT: Enthalten in lfd. Nr. 42 (2)

Zu Satz 4ALT: Erledigt durch lfd. Nr.39, Satz 1 u. 
Satz 2

41

(1)

1 In unserem Jahrhundert hat sich ein neu-
es Rollenverständnis von Frau und Mann
entwickelt. 
2 Rationalität  und soziale Tugenden sind
ebenso  wie  Sachkönnen,  Kreativität  und
Zuwendungsbereitschaft in allen Bereichen
des Lebens gefordert und nicht nach Ge-
schlechtern zu trennen. 
3 Wir treten dafür ein, daß Staat und Ge-
sellschaft entsprechend dem grundgesetz-
lichen  Auftrag  die  tatsächliche  Durchset-
zung der Gleichberechtigung fördern. 



Zu Satz 1ALT: Was heißt hier „In unserem Jahr-
hundert“? Mit Sicherheit gehört(e) es (welches) 
auch noch anderen Leuten als nur der CDU!

Zu Satz 4ALT: Enthalten in lfd. Nr. 42 (2)

Rest im übrigen in lfd. Nr.40NEU  
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4 Über das Erreichte hinaus bedarf es glei-
cher  Berufschancen  und  Auf-
stiegsmöglichkeiten im Erwerbsleben,  der
Aufwertung  der  Familienarbeit  und  der
besseren Vereinbarkeit von Familie und Er-
werbsleben. 

Frauen in der Politik

41

(2)

1 Wir brauchen mehr gesellschaftliche Mit-
wirkung von Frauen in Parteien und ande-
ren  Organisationen,  damit  Frauen  ihre
spezifischen Sichtweisen und Erfahrungen
einbringen. 
2 Darum fördern wir Christliche Demokra-
ten auf allen Ebenen unserer Partei nach-
haltig die Mitwirkung von Frauen. 
3 Partnerschaft in der Politik verlangt, daß
Frauen und Männer sich gegenseitig in ih-
ren fachlichen Kenntnissen, ihrer Lebens-
erfahrung und ihrem Urteilsvermögen aner-
kennen und dies als unverzichtbar für die
politische Entscheidungsfindung begreifen.

1 Parteien und anderen Organisationen
sind aus Sicht der CDU auf Frauen und
spezifischen Sichtweisen und Erfahrun-
gen angewiesen. 
2 Darum fördert  die CDU in allen ihren
Gliederung  beharrlich  die  nachhaltige
Mitwirkung von Frauen. 

Mitwirkung ist oft eine gute Alternative zu dem 
Wort „Teilhabe“, das sehr schnell im Sinn von „Stil -
ler Teilhaber“ bzw. „Stille Teilhaberin“ zum forma-
len Alibi verkommen kann

Zu Satz 3ALT: Erledigt durch lfd. Nr. 40 Satz 4NEU, 
eine besondere Projektion auf Politik ist nicht er-
forderlich.

Ziele  unserer  Gleichbe-
rechtigungspolitik

42

(1)

1 Wir setzen uns ein:

 1a für  die  erweiterte  Anerkennung der
Familienarbeit und ihre Anbindung an das
soziale Sicherungssystem, 

 1b für die Chancen- und Lohngleichheit
sowie den Abbau von Benachteiligungen
im Berufs- und Erwerbsleben, 

 1c für bessere Möglichkeiten der Verein-
barkeit von Familie und Beruf, 

1 Die  Gleichberechtigungspolitik  der
CDU  richtet  sich  an  Frauen  wie  an
Männer. 
2 Auch für Männer müssen in der Berufs-
und Arbeitswelt mehr Möglichkeiten ent-
wickelt  werden,  sich  in  der  Familie  zu
engagieren.
3 Kindererziehung muß als eine partner-
schaftliche,  von  Kindern  als  solche  er-
kennbare  und  erfahrbare  Aufgabe  von

TAUSCH VON lfd. Nr.42 (2) und 42 (1), weil die 
Abschlußforderungen am Ende stehen müssen.
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 1d für  die  umfassendere Teilhabe  von

Frauen an Führungsaufgaben, politischen
Mandaten und Ämtern sowie in allen ge-
sellschaftlichen Bereichen. 

Männern und Frauen betrachtet werden.

42

(2)

1 Wir fördern das gleichberechtigte Mitein-
ander von Frau und Mann in unserer Ge-
sellschaft. 
2 Unsere Gleichberechtigungspolitik richtet
sich daher an Frauen wie Männer. 
3 Auch für Männer müssen in der Berufs-
und  Arbeitswelt  mehr  Möglichkeiten  be-
stehen, sich an der Familienarbeit zu betei-
ligen, die Kindererziehung als eine gemein-
same Aufgabe zu betrachten und den Kin-
dern  ein  partnerschaftliches  Miteinander
vorzuleben.

1 Die CDU engagiert sich für:

 1a die  erweiterte  Anerkennung  des
Engagements in der Familie dessen An-
bindung an soziale Sicherungssysteme, 

 1b Chancengerechtigkeit  und  Lohn-
gleichheit sowie den Abbau von Benach-
teiligungen  im  Berufs-  und  Erwerbsle-
ben, 

 1c eine  immer  bessere  Vereinbarkeit
von Familie und Beruf, 

 1d eine  gleichberechtigte  Mitwirkung
von  Frauen  bei  der  Übernahme  von
Führungsfunktionen,  von  politischen
Mandaten und Ämtern sowie im übrigen
von  anderen  Aufgaben  in  allen  ge-
sellschaftlichen Bereichen. 

TAUSCH VON lfd. Nr.42 (1) und 42 (2), weil die 
Abschlußforderungen am Ende stehen müssen.

Zu Satz 1ALT: Das hatten wir schon in lfd. Nr.40

Zu Satz 3ALT (Ende): Das Vorleben partnerschaftli-
chen Miteinender liest sich so etwas wie „Erzie-
hungstheater“ (dem „Umweltkasper“ folgt nun der 
„Partnerschaftskasper“ samt Grete)

2. DIE FAMILIE - FUNDAMENT DER GE-
SELLSCHAFT

Ehe und Familie unterstützen

Familie als Gemeinschaft der Generatio-
nen

43 1 Die Familie ist die beständigste Form des
Zusammenlebens in der Gesellschaft.
2 In der Familie erfahren Menschen Gebor-
genheit und Zuwendung.
3 Hier erleben sie die Solidarität zwischen
den Generationen.
4 In Familien können am besten die Eigen-

1 Die Familie ist  als beständigste Form
gemeinschaftlichen  Lebens  und  damit
Voraussetzung für die Solidarität  in der
Gesellschaft  in  Deutschland  zu fördern
und finanziell zu unterstützen. 
2 Die CDU setzt sich für Familien als im-
mer neuen Ursprung von Liebe und Ge-

Der Text ist zu langatmig. Satz 1ALT und Satz 7ALT 
überschneiden sich z.B., deshalb Satz 1NEU 

Achtung! In lfd. Nr. 88(4) war eine lfd. Nr.43 ff. zu-
widerlaufende Einseitigkeit („mithelfende Bäuerin“)
aufzuheben!

Das spricht nicht für die Antragskommission, deren
Sprecher sich an anderer Stelle (vgl. Details zu 
lfd. Nr.88 (1)) der ländlichen Herkunft rühmt. 

97

67

-30
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schaften und Fähigkeiten entwickelt  wer-
den,  die  Voraussetzung  und  Grundbe-
standteil einer freien und verantwortlichen
Gesellschaft sind: Liebe und Vertrauen, To-
leranz  und  Rücksichtnahme,  Opfer-
bereitschaft und Mitverantwortung, Selbst-
ständigkeit und Mündigkeit.
5 Für uns ist die Familie das Fundament
der Gesellschaft.
6 Deshalb setzen wir uns für ihre finanzielle
Unterstützung und die gesellschaftliche An-
erkennung der Familienarbeit ein.
7 Der Zusammenhalt in unseren Familien
ist Voraussetzung für die Solidarität in un-
serer Gesellschaft.

borgenheit,  gegenseitigem  Vertrauen,
Solidarität  zwischen  den Generationen,
von Toleranz und Rücksichtnahme, Op-
ferbereitschaft, Mitverantwortung und Ei-
genständigkeit ein.
3 Die  CDU fördert  die  gesellschaftliche
Anerkennung der Familie als Fundament
einer freien Gesellschaft.

Ehe und Familie unterstützen Ehe und Familie unterstützen

44 1 Die Ehe ist das Leitbild der Gemeinschaft
von Frau und Mann.
2  Sie ist die beste Grundlage für die ge-
meinsame Verantwortung von Mutter und
Vater in der Erziehung der Kinder.
3 Nach wie vor wünschen die meisten Frau-
en  und  Männer  die  Verläßlichkeit,  Liebe
und Partnerschaft in einer Ehe.
4 Ehe und Familie brauchen unsere beson-
dere  Unterstützung,  gerade  weil  Bin-
dungen  in  unserer  offenen  Gesellschaft
mehr denn je vom Scheitern bedroht sind.
5 Wir halten daran fest, daß die Ehe als In-
stitution  einer  auf  Lebenszeit  angelegten
Beziehung in unserer Verfassungsordnung
geschützt bleibt.
6  Wir  respektieren  nichteheliche  Partner-
schaften und die bewußte Entscheidung,

1  Die Ehe ist das Leitbild der CDU für die
Gemeinschaft von Frau und Mann.
2  Sie ist die beste Grundlage für die Wahr-
nehmung gemeinsamer Verantwortung von
Mutter und Vater in der Erziehung der Kin-
der,  für  Verläßlichkeit,  Liebe  und  Part-
nerschaft.
3  Ehe und Familie erhalten die besondere
Unterstützung der CDU.
4  Die Ehe muß als Institution einer auf Le-
benszeit angelegten Beziehung durch das
Grundgesetz auf Dauer geschützt sein.
5  Nichteheliche Partnerschaften sind zu re-
spektieren wie auch die bewußte Entschei-
dung, ohne die rechtlichen Bindungen einer
Ehe zu leben.
6 Die CDU lehnt die rechtliche Gleichstellung
solcher Partnerschaften mit der Ehe ab. 

Zu Satz 3ALT: Keine programmatische Aussage!

Zu Satz 5ALT: Was interessiert in einem Grundsatz-
programm die oftmals schwankende Verfassung 
der CDU („unsere Verfassung“)?
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ohne die rechtlichen Bindungen einer Ehe
zu leben.
7  Wir sind gegen die rechtliche Gleichstel-
lung solcher Partnerschaften mit der Ehe. 

Eltern und Kinder

45

(1)

1 Jedes Kind braucht persönliche Zuwen-
dung, Begleitung, Liebe, Vorbild und Autori-
tät der Eltern.
2 Die Entwicklung der personalen Eigen-
ständigkeit  und  der  Gemeinschaftsfä-
higkeit, des Werte- und Verantwortungsbe-
wußtseins hängt wesentlich von der Erzie-
hung in der Familie ab.
3 Erziehung ist Elternrecht; wer sich für Kin-
der  entscheidet,  übernimmt  Rechte  und
Pflichten,  denen  er  sich  nicht  entziehen
darf.

1 Jedes  Kind  braucht  persönliche  Zu-
wendung, Obhut, Liebe, Vorbild und Au-
torität der Eltern.
2 Erziehung  soll,  weil  dann   personale
Eigenständigkeit, Werte- und Verantwor-
tungsbewußtsein  und  Gemein-
schaftsfähigkeit  besonders  gefördert
werden, in der Familie stattfinden.
3 Erziehung ist Elternrecht; wer sich für
Kinder  entscheidet,  übernimmt  in-
disponible Rechte und Pflichten. 
4 Die Erziehungsleistung derer, die Kin-
der umsorgen, erziehen und anderweitig
betreuen,,  muß  gesellschaftliche  Aner-
kennung und   - auch finanzielle -   Un-
terstützung erfahren.

„Begleitung“ ist durch Zuwendung, Obhut,...... aus-
reichend abgearbeitet. 

In Satz 1ALT fehlte eine „schützende“ Komponente

Satz 4NEU siehe lfd. Nr.45 (2) 

51

64

+13

45

(2)

1 Die Zahl der Alleinerziehenden, der Ge-
schiedenen  und  der  Wiederverheirateten
mit Kindern hat zugenommen.
2 Wo Kinder umsorgt, erzogen und betreut
werden,  müssen  wir  diese  Er-
ziehungsleistung  anerkennen  und  unter-
stützen.
3 Auch das nichteheliche Kind hat ein Recht
auf eine persönliche Beziehung sowohl zur
leiblichen Mutter  als auch zum leiblichen
Vater.
4 Wir wollen die Rechte nichtehelicher Kin-
der denen ehelicher Kinder gleichstellen.

1 Die Rechte nichtehelicher Kinder sind
denen ehelicher Kinder gleichzustellen.
2 Auch  nichteheliche  Kinder  haben  ein
Recht  auf  eine  persönliche  Beziehung
zu ihren leiblichen Eltern.

Satz 1ALT gehört nicht in ein Grundsatzprogramm, 
sondern in eine Situationsbeschreibung.

Satz 2ALT siehe lfd. Nr.4 (1) Satz 4NEU

Die Reihenfolge der letzten beiden Sätze ist ver-
kehrt; das Spezielle kommt ohne erkennbaren 
Sinn vor dem Allgemeinen. 

57

23

-34
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Kinderfreundliche Gesellschaft Kinderfreundliche Gesellschaft

46

(1)

1 Eltern leisten mit der Erziehung ihrer Kin-
der  einen  unersetzlichen  Beitrag  für  das
Gemeinwohl und den Fortbestand unserer
Gemeinschaft. 
2  Die dramatische Veränderung der Bevöl-
kerungsstruktur  gefährdet  die  Sicherung
des Generationenvertrages.
3  Dem entgegenzuwirken ist nicht nur eine
Aufgabe der Politik, sondern auch der Ge-
sellschaft mit einer veränderten Einstellung
zum Kind und zur Familienarbeit.
4  Wir  wollen  zu  einer  kinderfreundlichen
Gesellschaft beitragen, die Kinder als Be-
reicherung versteht und in der Kinder unbe-
schwert aufwachsen.
5  Familien brauchen zur Bewältigung ihrer
Aufgaben  angesichts  vielfältiger  Anforde-
rungen verschiedene Formen der Entlas-
tung  und  Begleitung,  der  Unterstützung
und Ermutigung:

1  Der  gesellschaftliche Beitrag von Eltern
durch die Erziehung ihrer  Kinder  verdient
eine hohe ideelle und materielle Anerken-
nung durch die Gemeinschaft. 
2  Diese Leistung für das Gemeinwohl und
den Fortbestand der Gemeinschaft sieht die
CDU gerade dann als unersetzlich an, wenn
Ungleichgewichte  der  Generationen  die
Sicherung  der  Vorsorge von Jung für  Alt
(Generationenvertrag) gefährden.
3  Die CDU wirbt auch deshalb für eine posi-
tive Einstellung zum Kind und zur Arbeit in
der Familie, die Kinder als Bereicherung ei-
ner Gesellschaft versteht, in der Kinder un-
beschwert aufwachsen.
4  Familien brauchen zur Bewältigung ihrer
Aufgaben angesichts vielfältiger Anforderun-
gen verschiedene Formen der Entlastung
und Begleitung, der Unterstützung und Er-
mutigung:

Generationenvertrag als Symbol definieren!

Zu Satz 3ALT: „Veränderung“ reicht nicht, Verände-
rung wohin?

Familienleistungsausgleich Familienleistungsausgleich

46

(1)

(-1)

 1 Wir streben an, den bisherigen Famili-
enlastenausgleich  weiter  zu  verbessern
und  durch  einen  Fa-
milienleistungsausgleich neu zu gestalten:
mit  einem  vollständig  einkom-
mensabhängigen,  bedarfsgerechten  und
dynamisch anzupassenden Kindergeld so-
wie mit der Einführung einer differenzierten
und  sozial  ausgewogenen  Besteuerung
des  Familieneinkommens  unter  Berück-
sichtigung  der  Zahl  der  Familienan-

 1  Der Familienlastenausgleich ist  durch
einen  Familienleistungsausgleich  neu  zu
gestalten und abzusichern, hierzu zählen 
1a- ein  vollständig  einkom-

mensabhängiges,  bedarfsgerechtes
und dynamisch anzupassendes Kinder-
geld

1b- eine  differenzierte  und  sozial  ausge-
wogene Besteuerung des Familienein-
kommens  unter  Berücksichtigung  der
Zahl der Familienangehörigen.
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gehörigen.

 2 Wer Kinder hat, soll entsprechend we-
niger Steuern zahlen.

 3  Ein solches Familiensplitting wird Fa-
milien mit Kindern stärker als bisher entlas-
ten und dient der Steuergerechtigkeit.

 4  Derartige Umschichtungen zugunsten
von Familien mit Kindern müssen auch im
Sozialversicherungsrecht  stärker  Eingang
finden. 

 2  Wer Kinder hat, soll  weniger Steuern
und Sozialbeiträge zahlen  müssen,  damit
vor allem gegenüber Familien mit Kindern
größtmögliche Steuergerechtigkeit wirksam
wird.



Rechtsanspruch auf Kindergartenplatz 
verwirklichen

Rechtsanspruch auf Kindergartenplatz 
verwirklichen

46

(1)

(-2)

 1  Wir setzen uns dafür ein, daß unsere
Gesellschaft  die  Erziehung  und  Ent-
wicklung von Kindern fördert und erleich-
tert.

 2  Wir  wollen  den Rechtsanspruch auf
einen Kindergartenplatz verwirklichen, da-
mit  Kinder  Anregungen,  Förderung  und
Kontakte mit anderen Kindern finden.

 3 Dabei fördern wir insbesondere private
Initiativen und Kindergärten in freigemein-
nütziger Trägerschaft.

 4  Kinder brauchen gleichermaßen Frei-
raum und Schutz.

 5  Genügende  kinderfreundliche  Woh-
nungen und kindgerechte Wohnumgebun-
gen sind dringend nötig.

 6  Für Kinder ist es wichtig, unabhängig
von Leistung und Erfolg angenommen zu
sein.

 7  Ihre andere Sicht auf unsere Welt ist
für  die  Erwachsenen  wichtig,  denn auch

 1  Die  Gesellschaft  muß die  Erziehung
und Entwicklung von Kindern fördern und
erleichtern.

 2  Ein Rechtsanspruch auf einen Kinder-
gartenplatz ist zu schaffen und zu verwirkli-
chen,  damit  Kinder Kinder  gleichermaßen
Freiraum und Schutz, Anregungen, Förde-
rung und Kontakte mit anderen Kindern fin-
den.

 3  Dabei sind insbesondere private Initi-
ativen und Kindergärten in freigemeinnützi-
ger Trägerschaft zu fördern.

 4  Wohnungen  sind  hinsichtlich  kinder-
freundlicher Ausführung und kindgerechter
Wohnumgebungen zu optimieren.

 5  Kinder  müssen  umfassend  und  un-
abhängig von ihren Leistungen und Erfol-
gen angenommen werden.

 6 Die spezifische Sicht von Kindern ist ein
gesellschaftlicher  Gewinn  an  Vielfalt  und
Einfühlung, Toleranz und Verständnis. 

Zu Satz 2ALT: Den Rechtsanspruch auf einen Kinder-
gartenplatz gibt es nicht.



52

 

    Nr.           Text ’94                                                    Text 2000  (Änderung v. `94)                 Details                                                             
dadurch können sie die Notwendigkeit von
Toleranz und Verständnis erfahren. 

Schutz des ungeborenen Kindes Schutz des ungeborenen Kindes

46

(1)

(-3)

 1 Wir  treten  nachdrücklich  für  den
Schutz  des  Lebens  ungeborener  Kinder
ein. 

 2 Wir wollen die Grundlagen dafür ver-
bessern, daß jedes ungeborene Kind, auch
unter  erschwerten  Bedingungen,  ange-
nommen wird. 

 3 Schwangere in Not- und Konfliktlagen
brauchen neben finanziellen Hilfen und ei-
nem bedarfsgerechten Betreuungsangebot
auch für Kleinstkinder die volle Unterstüt-
zung vom Vater des Kindes, von ihrer Fa-
milie  und  der  Nachbarschaft,  von  Ar-
beitgebern und Vermietern. 

 4 Der Schutz des Lebens ungeborener
Kinder muß in der Rechtsordnung unseres
Staates verankert bleiben. 

 5 Das Recht muß dazu beitragen, daß
im  Interesse  des  Lebensschutzes  Recht
und  Unrecht  unterschieden  sowie  ein
Rechtsbewußtsein  und  entsprechende
Verhaltensorientierungen erhalten und ge-
bildet werden. 

 1 Die CDU tritt nachdrücklich für den
Schutz des Lebens ungeborener Kinder
ein. 

 2 Der Schutz des Lebens ungebore-
ner  Kinder  muß  in  der  Rechtsordnung
Deutschlands verankert sein.

 3 Die CDU will  die Grundlagen dafür
sichern,  daß  jedes  ungeborene  Kind,
auch  unter  erschwerten  Bedingungen,
angenommen wird. 

 3 Sie  erwartet,  daß  Schwangere  in
Not-  und  Konfliktlagen  die  volle  Unter-
stützung vom Vater des Kindes, von ih-
rer  Familie  und  anderen  Verantwortli-
chen erfahren.

 4 Sie sieht zu diesem Dienst  weder in
bereitzustellenden  finanziellen  Hilfen
noch  einem  bedarfsgerechten  Betreu-
ungsangebot auch für Kleinstkinder kei-
ne húmane Alternative.



Siehe auch lfd. Nr.115, 147

Zu Satz 4ALT: Warum steht dieser grundsätzlich, 
weil nicht sachspezifische Satz mitten im Text?

Zu Satz 2ALT/3NEU: Siehe auch lfd. Nr.1(2)

Zu Satz 5ALT: Ist nicht spezifisch für das Thema, 
sondern allgemeingültig. 

Siehe hierzu lfd. Nr. 111 (1)ALT

Schutz von Kindern und Frauen

47 1 Es ist eine wichtige Aufgabe der Gemein-
schaft, die Erziehungsfähigkeit der Familie
zu stärken; dies zeigen die zahlreichen er-
schreckenden Fälle von Gewalt in der Fa-
milie,  von  Kindesmißhandlung  und  Kin-

1 Für von Gewalt betroffene Frauen und
Kinder  sind  vorbeugende  wie  auch
nachbetreuende Hilfen ebenso erforder-
lich wie Hilfen in akuten Notsituationen. 
2 Deshalb will die CDU Netze der Anlauf-

Zu Satz 1ALT: Die Erziehungsfähigkeit der Familie 
hat damit erst in zweiter Linie zu tun, nämlich 
wenn aus einer „Opfer- und Erfahrungsgeneration“
eine „Folge- und  Tätergeneration“ (s.u.) wird. 

Zu Satz 2ALT: ....Kirchen, und wer sonst noch al-
les.....

Die „Tätergeneration“ (s.o.) müssen alle   vermei-
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desmißbrauch. 
2 Eltern, Verwandte und Nachbarn, Erzie-
her und Lehrer, Justiz und Polizei tragen
große Verantwortung. 
3 Wir halten vorbeugende und nachbetreu-
ende Hilfen ebenso für erforderlich wie Hil-
fen in akuten Notsituationen. 
4 Deshalb wollen wir das Netz der Anlauf-
und Beratungsstellen für Eltern, Kinder und
Jugendliche ausbauen. 
5 Wir treten für bedarfsgerechte Angebote
an  Frauenhäusern  und  flächendeckende
Notrufsysteme ein. 

und  Beratungsstellen  für  Eltern,  Kinder
und Jugendliche ausbauen. 
3 Nach  aktuellen  Bedürfnissen  zu  be-
messende Angebote an Frauenhäusern
und  flächendeckende  Notrufsysteme
dürfen nicht  von der  Verantwortung  je-
des einzelnen Bürgers, vor allem im per-
sönlichen  Umfeld  die  Ursachen  von
Gewalt gegen Frauen und Kinder zu ver-
meiden und zu bekämpfen, ablenken.

den!

Zu Satz 2NEU: „Das Netz“ gibt es (noch lange) 
nicht.

Die Vereinbarkeit von Familie und Beruf 
verbessern

verbessern?

Haus- und Familienarbeit

48

(1)

1 Wir  treten  dafür  ein,  daß  Frauen  und
Männer  Familie  und  Beruf  besser  ver-
einbaren können. 
2 Frauen haben den gleichen Anspruch wie
Männer, Familie und Beruf zu vereinbaren. 
3 Viele  Frauen  und  zunehmend  auch
Männer widmen sich vorübergehend oder
ganz der Arbeit in der Familie und der Kin-
dererziehung. 
4 Dies bedeutet Sicherheit und Geborgen-
heit für Kinder. 
5 Die vielfältigen Anforderungen in diesem
Bereich bringen persönliche Bereicherung,
aber auch eine große Arbeitsbelastung und
noch immer finanzielle Nachteile mit sich.

1 Frauen  wie  Männer  müssen  Familie
und Beruf miteinander vereinbaren kön-
nen. 
3 Sicherheit  und  Geborgenheit  für  Kin-
der. muß dadurch gefördert werden, daß
Frauen und Männer sich vorübergehend
oder ganz der Arbeit in der Familie und
der Kindererziehung widmen können. 

Zu Satz 1NEU: Das schließt ein, Familie als 
Beruf(ung) zu verstehen.

Zu Satz 3ALT: Wiederholung von Satz 1ALT, wozu?
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48

(2)

1  Jährlich  werden  mehr  Stunden  Haus-
und  Familienarbeit  als  Erwerbsarbeit
geleistet.

2 Wir christliche Demokraten setzen uns
dafür ein, daß ihre Leistung stärker aner-
kannt wird.
3 Die in Haus- und Familienarbeit erworbe-
nen Kompetenzen müssen als Qualifikation
bewertet werden.
4 Auch Mütter und Väter, die ihre Kinder al-
leine erziehen, müssen stärker als bisher
die  Unterstützung  der  Gesellschaft  er-
fahren.
5 Das Erziehungsgeld,  der Erziehungsur-
laub  sowie  die  Anerkennung  von  Er-
ziehungs- und Pflegezeiten in der Renten-
versicherung  sind  Schritte  zur  Verwirkli-
chung  unseres  Ziels  der  sozialen  Aner-
kennung und Absicherung von Familienar-
beit und müssen weiter ausgebaut werden.
6 Es ist eine Aufgabe sowohl der Tarifpart-
ner in Wirtschaft  und öffentlicher  Verwal-
tung als auch der Politik, die Rahmenbe-
dingungen für die Vereinbarkeit von Familie
und Erwerbstätigkeit zu verbessern.
7 Betriebe und Gemeinden müssen mehr
und flexiblere Betreuungseinrichtungen für
Kinder  der  verschiedenen  Altersgruppen
bereitstellen.
8 Die  bessere  Vereinbarkeit  von  Familie
und Beruf liegt auch im Interesse der Kin-
dergeneration.

1 Die  CDU setzt  sich  im Interesse der
Allgemeinheit und der Familienmitglieder
zum  einen  selbst,  aber  auch  bei  Ta-
rifpartnern und politisch Verantwortlichen
für  eine  stete  Verbesserung  der  Rah-
menbedingungen  für  die  Vereinbarkeit
von Arbeit in der Familie und Erwerbstä-
tigkeit ein.
2 Klassische sozialpolitische Instrumente
wie  Erziehungsgeld,  Erziehungsurlaub
sowie die Anerkennung von Erziehungs-
und  Pflegezeiten  in  der  Renten-
versicherung sind  -  z.B. als „Familien-
geld“ -  zu effektivieren und zu entbüro-
kratisieren.
3 Gleichwertige Vergünstigungen der All-
gemeinheit  müssen  alleinerziehende
Mütter und Väter erfahren.
4 Betriebe und Gemeinden müssen mehr
und  flexiblere  Betreuungseinrichtungen
für Kinder bereitstellen.
5 In Hausarbeit und Arbeit in der Familie
erworbenen  Kompetenzen  müssen  als
berufliche  Qualifikation  bewertet  wer-
den..

Zu Satz 1ALT, Satz 2ALT: Alleine diese beiden Sät-
ze zeigen, mit welcher Unruhe anstatt politischer 
Souveränität das GP „gestrickt“ worden war. Zu 
einen sagt der zweite Satz gar nicht aus, wessen 
Leistung stärker anerkannt werden soll (die Leis-
tung der Stunden, der Hausarbeit, der Familienar-
beit?), da die Sätze keine handelnden Personen 
aufführen. Weil keine der grammatisch möglichen 
Variationen „paßt“, ist Satz 2ALT in Relation zum 
Satz 1ALT eben auch ein grammatisches Problem. 

Zum zweiten stellt der erste Satz einen Tatbestand
dar, ohne ihn in die Perspektive des Programmes 
hinein eben auch als Programm zu projezieren. 
Wie will de CDU begründen, daß der Satz 1ALT 
auch noch in 10 Jahren gilt?

Zu Satz 2ALT: Betr. „Christliche Demokraten“ vgl. 
Details zu lfd. Nr.32 Satz3ALT:

Zu Satz 6ALT: Wer ist „die Politik“?

Zu Satz 7ALT: Es ist überflüssig, auf die „ver-
schiedenen Altersgruppen“ hinzuweisen. Zum 
einen ist das für ein Grundsatzprogramm zu spezi -
fisch. Zum anderen käme genausowenig jemand 
auf die Idee, daß es sich bei Kindern nur um eine   
Altersgruppe handeln könnte wie jemand auf die 
Idee kommen könnte, den Bau eines Zoos für „die 
verschiedenen Tierarten“ zu postulieren (um damit
möglicherweise eigene Befürchtungen zu zer-
streuen, sonst würde der Zoo nur für das Krokodil 
gebaut).

157

101

-56

Familiengerechtere Arbeitswelt Familiengerechte Arbeitswelt

49 1 Wir treten für eine Ausweitung des Eltern-
urlaubs und unbezahlte Freistellungszeiten,
auch für die Pflege von Angehörigen, ein. 

1 Die CDU setzt  sich für  eine familien-
gerechte Arbeitswelt ein.
2 Die CDU tritt für Elternurlaub und un-

Zu Satz 3ALT: Aus welchen unerfindlichen Gründen
steht dieser programmatische Satz nicht am An-
fang der lfd. Nr.49ALT?

Zu Satz 4ALT: Warum Wiedereinstieg und nicht 
auch Einstieg in einen neuen Beruf. Für bestimmte
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2 Es müssen mehr qualifizierte Teilzeitar-
beitsplätze und flexiblere betriebliche und
tarifvertragliche  Arbeitszeitregelungen  für
Frauen und Männer geschaffen werden. 
3 Wir wollen dazu beitragen, daß die Ar-
beitswelt familiengerechter wird. 
4 Erziehungsarbeit bedeutet nicht den end-
gültigen Verzicht auf Erwerbsarbeit. 
5 Wir wollen Wahlfreiheit auch dadurch er-
möglichen, daß wir den Wiedereinstieg in
den Beruf erleichtern. 
6 Wir setzen uns für ein breites Angebot an
Weiterbildungsmöglichkeiten  ein,  damit
auch  während  der  Familienphase  der
Kontakt zum Berufsleben erhalten bleibt.

bezahlte Freistellungszeiten ein, die den
Ansprüchen  an  eine  gedeihliche  Arbeit
in der Familie, auch bei der Pflege von
Angehörigen, genügt. 
3 Eine  dementsprechende  Zahl  qualifi-
zierter  Teilzeitarbeitsplätze  und  flexible
betriebliche und tarifvertragliche Arbeits-
zeitregelungen  sind  für  Frauen  wie  für
Männer anzubieten. 
4 Erziehungsarbeit bedeutet für die CDU
nicht  den  endgültigen  Verzicht  auf  Er-
werbsarbeit,  der  erneute  Einstieg  in
einen Beruf ist zu erleichtern. 

Berufe ist die vorhergegangene Arbeit in der Fami-
lie die ideale (Teil-) Ausbildung

Zu Satz 6ALT: Siehe lfd. Nr. 62

Menschen mit Behinderung - gleiches 
Recht auf Entfaltung

Integration statt Isolation Integration statt Isolation

50 1  Wir verstehen es als unsere besondere
Pflicht,  für  behinderte  Menschen  ein-
zutreten.
2 Behinderte sind Teil unserer Gesellschaft;
sie und ihre Familien brauchen unsere Soli-
darität und Unterstützung.
3  Der Erfahrungsaustausch zwischen Be-
hinderten und Nichtbehinderten ist eine Be-
reicherung für unsere Gesellschaft.
4  Integration statt  Isolation ist  der richtige
Weg.
5 Wir setzen uns nachdrücklich für das Le-
bensrecht behinderter Kinder und ihre früh-
zeitige Förderung ein.
6  Wir  wollen  das schulische  Angebot  im

1  Die CDU versteht es als ihre besondere
Pflicht, Behinderte und ihre Familien gesell-
schaftliche Solidarität und Unterstützung als
Normalfall erfahren zu lassen.
3  Sie  sieht  im  Erfahrungsaustausch  zwi-
schen  Behinderten  und  Nichtbehinderten
eine gesellschaftliche Bereicherung für eine
Gesellschaft.
5  Sie setzt sich nachdrücklich für das Le-
bensrecht behinderter Kinder und ihre früh-
zeitige Förderung ein.
6 Sie will das schulische Angebot im Sonder-
und Förderschul-  und im integrativen Be-
reich,  die  Ausweitung  familienentlastender
Dienste,  den Zugang zur  Arbeitswelt  und
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Sonder- und Förderschul- und im integrati-
ven Bereich, die Ausweitung familienentlas-
tender Dienste, den Zugang zur Arbeitswelt
und eine behindertengerechte Gestaltung
des privaten und öffentlichen Umfeldes ver-
bessern.

eine  behindertengerechte  Gestaltung  des
privaten und öffentlichen Umfeldes stärken.

Jugend - Zukunft unserer Gesellschaft Jugend - Perspektive für die Gesell-
schaft

Der Ball ist rund

51

(1)

1 Jugendpolitik ist Politik für die Zukunft. 
2  In  der  Jugend  werden  Entscheidungen
getroffen, welche Wertvorstellungen, Ideen
und Vorbilder Orientierung für das weitere
Leben geben. 
3  Für die Demokratie und die dem Grund-
gesetz  zugrundeliegenden  Wert-
entscheidungen muß jede Generation neu
gewonnen werden. 
4 Dazu will unsere Politik beitragen und jun-
gen  Menschen  den  Weg  zu  einem
selbstverantwortlichen Leben ermöglichen. 

1  Menschen müssen dabei unterstützt wer-
den, in der  Jugend Entscheidungen dar-
über zu treffen, welche Wertvorstellungen,
Ideen  und  Vorbilder  Orientierung  für  das
weitere Leben geben sollen. 
2  Hierbei muß jede Generation für die De-
mokratie und die dem Grundgesetz zugrun-
deliegenden  Wertentscheidungen  neu
gewonnen werden. 
3  Dazu will die CDU  beitragen und jungen
Menschen  den Weg zu einem selbstver-
antwortlichen Leben ebnen. 

Zu Satz 1ALT: Der Ball ist rund II; macht man etwa 
auch Politik für die Vergangenheit

Plurale Jugendarbeit Plurale Jugendarbeit

51

(2)

1 Unsere Demokratie lebt auch von den An-
fragen und Ideen,  der Beharrlichkeit  und
Ungeduld, der Begeisterung und dem per-
sönlichen Einsatz sowie der Kritik der Jün-
geren. 
2 Den unterschiedlichen Initiativen und Ver-
bänden  von  Kindern  und  Jugendlichen
kommt  als  eigenständiger  Erfah-
rungsbereich  eine  besondere  Bedeutung
zu. 
3  In der Jugendarbeit können Jugendliche
freiwillig und nach ihren Vorstellungen Er-

1  Den vielfältigen Initiativen und Verbänden
von Kindern und Jugendlichen kommt als
eigenständiger Erfahrungsbereich eine be-
sondere Bedeutung zu. 
2 In der Jugendarbeit sollen Jugendliche frei-
willig und nach ihren Vorstellungen Erfah-
rungen gewinnen können und lernen,  mit
Verantwortung umzugehen. 
3 Die CDU will das Engagement und die eh-
renamtlichen  Aktivitäten von Jugendlichen
in Kirchen und Verbänden, in Parteien und
Vereinen sowie in anderen demokratischen
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fahrungen gewinnen und lernen, mit Ver-
antwortung umzugehen. 
4  Wir wollen das Engagement und die eh-
renamtlichen Aktivitäten von Jugendlichen
in Kirchen und Verbänden, in Parteien und
Vereinen sowie in anderen demokratischen
Organisationen fördern. 
5 Jugendpolitik ist eine wesentliche Aufgabe
der Kommunen. 
6 Sie müssen dazu beitragen, daß sich jun-
ge  Menschen  in  der  Gemeinschaft  mit
Gleichaltrigen entwickeln  sowie  Aufgaben
und Verantwortung übernehmen können. 
7 In der Jugendpolitik hat die Förderung des
Engagements der Jugendlichen selbst Vor-
rang vor kommunalen und staatlichen An-
geboten. 
8  Wichtige  Bestandteile  der  Jugendarbeit
sind neben der verbandlichen auch die of-
fene und mobile Jugendarbeit. 
9  Internationaler  Jugendaustausch  leistet
einen wichtigen Beitrag zur Völkerverstän-
digung.

Organisationen fördern. 
4  Die Kommunen müssen dazu beitragen,
daß sich junge Menschen in der Gemein-
schaft  mit  Gleichaltrigen entwickeln  sowie
Aufgaben und Verantwortung übernehmen
können. 
5 In der Jugendpolitik hat die Förderung des
Engagements der Jugendlichen selbst Vor-
rang vor kommunalen und staatlichen An-
geboten. 
6 Offene und mobile Jugendarbeit ist zu för-
dern, gleichrmaßen internationaler Jugend-
austausch als wichtiger Beitrag zur Völker-
verständigung.

Jugendhilfe Jugendhilfe

51

(3)

1  Wir übersehen nicht diejenigen Jugendli-
chen, die sich durch gewachsene Anforde-
rungen und schnelle Veränderungen über-
fordert fühlen. 
2  Unsere  Politik  will  sie  durch  Quali-
fizierungs- und Unterstützungsmaßnahmen
fördern. 
3  Die  Gewaltbereitschaft  kleiner  radikaler
Gruppen fordert uns alle heraus. 

1 Die CDU will diejenigen Jugendlichen, die
sich durch gewachsene Anforderungen und
schnelle Veränderungen überfordert fühlen,
durch  Qualifizierungs-  und  Unterstüt-
zungsmaßnahmen fördern. 
2  Entwicklungen zur Gewaltbereitschaft un-
ter Jugendlichen muß insbesondere durch
Ursachenerforschung und -bekämpfung be-
gegnet,  die  Wertgrundlagen  demokra-
tischen Gemeinwesens verdeutlicht und die

„Wir übersehen nicht...“; positiv ausdrücken!
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4  Dieser  Entwicklung müssen wir  begeg-
nen,  indem wir  die Ursachen erforschen
und bekämpfen, die Wertgrundlagen unse-
rer Gemeinschaft verdeutlichen und die Fä-
higkeit  zur  friedlichen Konfliktlösung stär-
ken. 

Fähigkeit zur friedlichen Konfliktlösung ge-
stärkt werden. 

Wehrdienst, Zivildienst Wehrdienst, Zivildienst

51

(4)

1  Wir  alle  sind  auf  den  unersetzlichen
Dienst angewiesen, den junge Männer als
Bundeswehrsoldaten für den Frieden leis-
ten. 
2 Wir achten das Recht auf Wehrdienstver-
weigerung aus Gewissensgründen und an-
erkennen  die  Leistung  der  Zivildienst-
leistenden für das Gemeinwohl. 
3  Wir  begrüßen  ausdrücklich  das  Enga-
gement  junger  Männer  und  Frauen  im
Rahmen des freiwilligen sozialen und öko-
logischen Jahres.

1  Die  CDU  hält  den  Dienst,  den  junge
Männer  als  Bundeswehrsoldaten  für  den
Frieden leisten, als unersetzlich an. 
2 Die CDU achtet das Recht auf Wehrdienst-
verweigerung aus Gewissensgründen und
anerkennen  die  Leistung  der  Zivildienst-
leistenden für das Gemeinwohl. 
3 Sie begrüßt ausdrücklich das Engagement
junger Männer und Frauen im Rahmen des
freiwilligen sozialen und ökologischen Jah-
res.

Senioren  -  Lebenserfahrung  anerken-
nen

Senioren - Lebenserfahrung anerkennen

52

(1)

1  In der Lebensperspektive des einzelnen
und  im  Bewußtsein  der  Gesellschaft
gewinnt die dritte Lebensphase zunehmen-
de Bedeutung. 
2  Wir setzen uns dafür ein, daß die Rah-
menbedingungen für ein eigenverantwortli-
ches Leben und Handeln der älteren Men-
schen verbessert werden; 
2a wir  verstehen  die  moderne  Senioren-
politik  als  eine  Querschnittsaufgabe,  die
frühzeitig  in  andere  gesellschafts-,  wirt-
schafts-,  sozial-,  familien-,  kultur- und bil-

1 Die CDU setzt sich für qualitativ hochwerti-
ge  Rahmenbedingungen  eines  eigenver-
antwortliche  gestalteten  Lebens  älterer
Menschen ein; 
2a sie  versteht  unter  moderner  Senioren-
politik  eine Querschnittsaufgabe,  die früh-
zeitig in andere gesellschafts-, wirtschafts-,
sozial-, familien-, kultur- und bildungspoliti-
sche Felder eingreift.
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dungspolitische Felder eingreift.

Partnerschaft der Generationen Partnerschaft der Generationen

52

(2)

1 Wir treten ein für eine Politik der Partner-
schaft der Generationen nicht nur unterein-
ander, sondern auch miteinander. 
2 Junge und ältere Menschen können glei-
chermaßen voneinander lernen, indem sie
ihre  jeweiligen  Erfahrungen  austauschen
und im Miteinander der Generationen Wer-
te wie  Toleranz und Kompromißfähigkeit,
Verantwortung und Solidarität erfahren und
vertiefen. 
3  Altersbezogene  Diskriminierungen  und
Beschränkungen  sind  zu verhindern  und
abzubauen. 

1  Die CDU tritt  für eine Politik der Partner-
schaft der Generationen nicht nur unterein-
ander, sondern auch miteinander ein. 
2  Junge und ältere Menschen können und
müssen gleichermaßen voneinander lernen,
indem sie ihre jeweiligen Erfahrungen aus-
tauschen und im Miteinander der Generatio-
nen  Werte  wie  Toleranz  und  Kompro-
mißfähigkeit, Verantwortung und Solidarität
erfahren und vertiefen. 
3 Altersbezogene Diskriminierungen und Be-
schränkungen sind zu verhindern und abzu-
bauen. 

Aktives Älterwerden Aktives Älterwerden

52

(3)

1  Damit ältere Menschen selbstverantwort-
lich leben und aktiv am gesellschaftlichen
Leben teilnehmen können, wollen wir die
Rahmenbedingungen  hierfür  verbessern
und  dadurch zur  Lebensqualität  im Alter
beitragen. 
2 Wir wollen allen älteren Menschen ein ge-
sichertes  und  sinnerfülltes  Leben  er-
möglichen. 
3  Wir wollen die Kompetenz älterer Men-
schen für unsere Gemeinschaft nutzen und
erhalten sowie ihre Lebensleistung, die sie
für die Gesellschaft erbracht haben, besser
anerkennen. 
4 Wir unterstützen ihr ehrenamtliches Enga-
gement. 

1  Die CDU will allen älteren Menschen ein
gesichertes  und  sinnerfülltes  Leben  er-
möglichen. 
2  Sie will die Kompetenz älterer Menschen
für die Gemeinschaft nutzen und erhalten
sowie ihre Lebensleistung,  die sie für die
Gesellschaft  erbracht  haben,  erkennbar
würdigen. 
3 Diejenigen, die über das gesetzliche Ren-
tenalter hinaus beruflich oder ehrenamtlich
tätig sein möchten, sollen durch Bereitstel-
lung  entsprechender  Aufgabenfelder  darin
gefördert werden. 
4  Zu fördern ist  ebenfalls  die  Übernahme
wichtige Aufgaben in der Familie durch älte-
re  Menschen,  die  damit  einen  wichtigen
Beitrag zur Generationensolidarität leisten. 
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5  Denjenigen,  die  über  das  gesetzliche
Rentenalter  hinaus  beruflich  tätig  sein
möchten, soll dazu die Möglichkeit  gege-
ben werden. 
6 Viele ältere Menschen übernehmen wich-
tige Aufgaben in der Familie und leisten da-
mit einen wichtigen Beitrag zur Generati-
onensolidarität. 
7  Sie  unterstützen oftmals  ihre  Kinder  in
vielfältiger Weise und helfen sowohl bei der
Betreuung ihrer Enkelkinder als auch bei
der Pflege des Partners und anderer Fami-
lienangehöriger. 
8 Umgekehrt sind viele ältere Menschen auf
Hilfe  durch ihre Familie,  durch Nachbarn
oder Freunde angewiesen. 
9 Sie müssen von uns die Solidarität erhal-
ten, wie sie diese für unsere Gemeinschaft
leisten und geleistet haben.

5  Umgekehrt  ist  aktive  Nachbaschaftshilfe
zugunsten älterer Menschen zu unterstüt-
zen, die damit  die Solidarität erfahren, die
sie  zuvor  der  Gemeinschaft  entgegenge-
bracht haben.

Wohnen im Alter Wohnen im Alter „Im Alter“ wohnt man nicht, eher in einem Haus.....

52

(4)

1  Die meisten älteren Menschen bevorzu-
gen ein Leben im eigenen Haushalt  und
stehen dabei in vielfältigen Kontakten zu ih-
ren Kindern und Angehörigen. 
2 Ziel unserer Politik ist es, daß ältere Men-
schen so lange wie möglich in der von ih-
nen  gewünschten  Wohnform  leben  kön-
nen. 
3 Wir setzen uns für Wohnstrukturen ein, die
es alten Menschen ermöglichen, vielfältige
Sozialkontakte zu pflegen.

1 Ziel der CDU ist es, daß ältere Menschen
so  lange  wie  möglich  in  der  von  ihnen
gewünschten  Wohnform  leben  können,
auch,  damit  sie  unabhängig  vielfältige
Kontakten zu ihren Kindern und Angehöri-
gen aufrechterhalten können. 
2 Diie CDU setzt sich daher für Wohnstruktu-
ren ein, die es alten Menschen ermöglichen,
vielfältige Sozialkontakte zu pflegen.

Gesundheit und Pflege Gesundheit und Pflege
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52

(5)

1 Unsere Politik hat dazu geführt, daß ältere
Menschen  materiell  weitgehend  abge-
sichert sind und ihnen im Krankheitsfall ein
modernes  Gesundheitssystem  zur  Verfü-
gung steht. 
2 Das von uns initiierte Netz von Sozialsta-
tionen leistet wichtige Dienste und ist eben-
so unverzichtbar wie stationäre und teilsta-
tionäre Einrichtungen. 
3  Verbesserungen - vor allem im Bereich
der Rehabilitation - sind weiterhin notwen-
dig. 
4 Pflegeberufe müssen gesellschaftlich stär-
ker anerkannt werden. 
5 Wir sind für eine Politik, die die Pflegeleis-
tung der Angehörigen unterstützt  und für
die Absicherung des Pflegefalles Vorsorge
trifft. 
6  Sterbende  müssen  in  jeder  möglichen
Weise  betreut  werden,  damit  sie  eines
friedlichen  und  würdigen  Todes  sterben
können; 
7 Euthanasie scheidet aus ethischen Grün-
den als Lösung aus.

1  Ein  effektives  Netz  von  Sozialstationen
muß grundlegende Dienste leisten und ist
als  ebenso  unverzichtbar  anzusehen  wie
stationäre und teilstationäre Einrichtungen. 
2 Pflegeberufe müssen gesellschaftlich stär-
ker anerkannt werden. 
3  Pflegeleistungen  der  Angehörigen  sind
durch die öffentliche Hand zu unterstützen,
sie hat für die Absicherung des Pflegefalles
Vorsorge zu treffen. 
4  Sterbende  müssen  in  jeder  möglichen
Weise  dahingehend  betreut  werden,  daß
sie  eines  friedlichen  und würdigen  Todes
sterben können; 
5  Euthanasie scheidet aus ethischen Grün-
den als Lösung aus.

3. UNSERE KULTUR - AUSDRUCK NA-
TIONALER IDENTITÄT UND WELTOF-
FENHEIT

Kulturverständnis

53

(1)

1  Unsere Kultur prägt die Identität unseres
Landes und seiner Menschen. 
2 Kultur ist sowohl historisch gewachsene
Tradition  als  auch  Lebensäußerung  von
Menschen der Gegenwart. 

1  Die CDU mißt Kultur insbesondere fol-
gende prägnante Wirkungen zu:

2 Kultur prägt die Identität eines Landes
und seiner Menschen. 
3  Kultur ist sowohl historisch gewachse-

Zu Satz 1ALT: „Unsere“ Kultur? Hat die CDU eine 
eigene?

Zu Satz 4ALT: Das Wort „bestimmen“ ist zu rigide, 
weil es auch eine hierfür hinreichende Bestimmt-
heit von Kultur verlangen würde.

Zu Satz 5NEU: Satz 3 ALT/NEU beschreibt die Gene-
se und das IST. Kultur entwickelt sich jedoch kom-
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3 Sie entfaltet sich in den verschiedensten
Formen und Institutionen und bestimmt die
Art und Weise unseres Zusammenlebens.

ne  Tradition  als  auch  Lebensäußerung
von Menschen der Gegenwart. 
4 Kultur  entfaltet  sich  in  den  verschie-
densten  Formen  und  Institutionen  und
wirkt sich wesentlich auf die Art und Wei-
se  des  Zusammenlebens  in  einer  Ge-
meinschaft aus.
5 Kultur ist weiterentwicklungsfähig.

plexer weiter, als es die Summe der einzelnen Le-
bensäußerungen der Menschen in der Gegenwart 
darstellen könnte. 

Deutsche und europäische Kunst Deutsche und europäische Kunst

53

(2)

1 Wir Deutschen haben auf der Grundlage
der europäischen Zivilisation im Laufe der
Geschichte unsere nationale Identität und
Kultur  entwickelt,  die  sich  in  unserer
Sprache und den Künsten, in unseren Sit-
ten und Gebräuchen, in unserem Verständ-
nis von Recht und Demokratie, von Freiheit
und Bürgerpflicht niederschlägt. 

2 Die Kultur des deutschen Ostens und der
aus ihrer Heimat vertriebenen Deutschen
ist ein Bestandteil  des Erbes der ganzen
deutschen Nation, das wir pflegen und er-
halten wollen.

3  Deutschland  gehört  zur  Wertegemein-
schaft des christlichen Abendlandes. 

4 Wir sind Teil der europäischen Kulturge-
meinschaft. 

5 Die Völker Europas haben in der Offen-
heit  füreinander  und  in  wechselseitigem
Austausch  untereinander  ihre  jeweiligen
kulturellen Eigenarten entwickelt.

6  In  unserer  Kultur  werden  vielfältige
Einflüsse anderer Kulturen sichtbar. 

7 Wir wollen das friedliche Miteinander der

1 Die CDU steht für eine nationale Identität
und Kultur, die sich in Sprachen und den
Künsten, in Sitten und Gebräuchen, in ei-
nem Verständnis von Recht und Demokra-
tie,  von Freiheit  und Bürgerpflicht  nieder-
schlägt. 

2 Die Kulturen des deutschen Ostens und
der  aus  ihrer  Heimat  vertriebenen  Deut-
schen sind als Bestandteil  des Erbes der
ganzen deutschen Nation zu pflegen und
erhalten.

3 Die CDU will  das friedliche Miteinander
der unterschiedlichen Kulturen Europas und
der Welt erhalten und fördern.

Zu Satz 2ALT: Die Kultur des deutschen Osten gibt 
es nicht, dazu ist die Sache zu vielfältig.

Zu Satz 3ALT bis 6ALT: Nicht programmatisch, es 
sei denn, mit Satz 4ALT ist gemeint, daß die CDU 
(„wir“) Teil der europäischen Kulturgemeinschaft 
ist.
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unterschiedlichen  Kulturen  Europas  und
der Welt erhalten und fördern.

53

(3)

1  Wir  achten,  schützen  und  fördern  die
kulturelle  Identität  der  seit  langem  in
Deutschland in geschlossenen Siedlungs-
gebieten lebenden Volksgruppen und na-
tionalen  Minderheiten  deutscher  Staats-
zugehörigkeit.

1 Die CDU achtet, schützt und fördert die
kulturelle  Identität  der  seit  langem  in
Deutschland lebenden Volksgruppen.
2  Die Kulturen der nationalen Minderhei-
ten deutscher Staatszugehörigkeit  müs-
sen zusätzlich  und  vielfältig  gestaltetes
und gestaltbares Leben in Deutschland
auf eine breite und dennoch überschau-
bare Grundlage.

Zu Satz 1ALT: Die Formulierung „in geschlossenen 
Siedlungsgebieten“ läßt Interpretationen bis zum 
Ghetto zu.

Zu Satz 2NEU: Das ist der Beleg dafür, daß es 
nicht „unsere Kultur“ gibt, sondern „unsere Kultu-
ren“, die eine mehr oder die andere weniger ver-
breitet.

Das beginnt bei der Sprachkultur (wenn man in 
Bayern zu jemand „Du bledi Sau!“ sagt, muß das 
dort nicht unbedingt ein Straftatbestand sein, in 
Hamburg jedoch sehr wohl. Genauso kann man in 
Hessen zu einem 20.000 DM teuren Turnierpferd 
„Gaul“ sagen, was in Niedersachsen als Beleidi -
gung für Roß und Reiter aufgefaßt würde.

Das geht u.a. hin bis zu mehr oder weniger religi -
ös angepaßten Traditionen und Kulturbereiche 
(vgl. Kruzifix-Urteil in Bayern).

Die Vielfalt der Kulturen, gelebt in einem gemein-
samen demokratischen Konsens, fördert gegensei-
tige Sensibiltäten und Menschenverständnis als 
solches.

29

44

+15

Erziehung und Bildung erneuern

Persönlichkeitsbildung und Wertord-
nung

54 1 Erziehung und Bildung sind wesentliche
Voraussetzungen  für  die  freie  Entfaltung
der Person und für die Wahrnehmung von
Freiheitsrechten und Bürgerpflichten. 
2 Sie  müssen  zur  Persönlichkeitsbildung
beitragen,  soziale  Fähigkeiten und fachli-
che Kenntnisse vermitteln und den Anfor-
derungen  unserer  gesellschaftlichen  und
wirtschaftlichen  Entwicklung  gerecht  wer-
den. 
3 Die freiheitliche Demokratie ist auf selb-

1 Die  CDU sieht  in  der   Fähigkeit  von
Bürgern und Bürgerinnen, selbstständig
zu urteilen und Verantwortung zu über-
nehmen,  eine  wesentliche  Vorausset-
zung für die Funktionsfähigkeit einer frei-
heitlichen Demokratie.
2 Erziehung und Bildung sind als Grund-
lagen für die freie Entfaltung der Person
und für die Wahrnehmung von Freiheits-
rechten und Bürgerpflichten zu gewähr-
leisten. 

Zu Satz 2ALT: Was ist „unsere gesellschaftliche 
und wirtschaftliche Entwicklung“?
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ständig urteilende Bürgerinnen und Bürger
angewiesen, die zur Übernahme von Ver-
antwortung bereit sind.
4 Erziehung und Bildung zielen auf die Be-
jahung des demokratischen und sozialen
Rechtsstaates und die im Grundgesetz ver-
ankerte Wertordnung. 
5 Weltanschauliche Parteilichkeit oder wert-
neutrale  Beliebigkeit  sind  mit  dem  Bil-
dungswesen des demokratischen Staates
unvereinbar.

3 Sie müssen vor allem
3a - Persönlichkeitsbildung  und  soziale
Fähigkeiten fördern.
3b - ohne Voreingenommenheiten fachli-
che Kenntnisse vermitteln.
3c - vorausschauend  aktuellen  gesell-
schaftlichen  Anforderungen  genügen
und 
3d - zu weiterführenden Beiträgen zu ge-
sellschaftlichen und wirtschaftlichen Ent-
wicklungen befähigen. 
5 Ein von weltanschaulicher Parteilichkeit
oder  wertneutraler  Beliebigkeit  be-
einflußtes Bildungswesen darf nicht das
Bildungswesen  eines  demokratischen
Staates sein.

Leistung und Chancengerechtigkeit Leistung und Chancengerechtigkeit

55 1 Vielfalt  und  Leistungsfähigkeit,  Wettbe-
werb und Förderung müssen wesentliche
Elemente  unseres  Bildungs-  und  Ausbil-
dungssystems sein. 
2 Grundlagen unserer Bildungspolitik  sind
das Prinzip der Chancengerechtigkeit und
das humane Leistungsprinzip: 
2aa Chancengerechtigkeit erfordert, die Ver-
schiedenheit der Menschen in ihren Bega-
bungen,  Leistungen  und  ihrem  sozialen
Herkommen zu berücksichtigen. 
2ab Sie kann nicht durch Nivellierung oder
durch die Einschränkung der Chancen an-
derer erreicht werden, sondern nur durch
die  Förderung der  Anlagen  jedes einzel-
nen.

1 Vielfalt und Leistungsfähigkeit, Wettbe-
werb  und  persönliche  Förderung  sind
wesentliche  Elemente  eines  Bildungs-
und  Ausbildungssystems  auf  christlich
demokratischer Grundlage. 
2 Dessen  Basis  sind  das  Prinzip  der
Chancengerechtigkeit  und  das humane
Leistungsprinzip: 
2aa Chancengerechtigkeit  erfordert,  die
Verschiedenheit  der Menschen in ihren
Begabungen, Leistungen und ihrem so-
zialen Herkommen zu berücksichtigen. 
2ab Sie  kann  nicht  durch  Nivellierung
oder durch die Einschränkung der Chan-
cen  anderer  erreicht  werden,  sondern
nur durch die Förderung der Anlagen je-



65

 

    Nr.           Text ’94                                                    Text 2000  (Änderung v. `94)                 Details                                                             
2ba Das Leistungsprinzip verlangt, daß die
Leistungsmöglichkeiten des einzelnen ge-
fordert und gefördert werden und daß alle
für ihre Leistung die gebührende Anerken-
nung erhalten. 
2bb Leistung ist das sozial gerechteste Auf-
stiegs- und Differenzierungskriterium in ei-
ner demokratischen Gesellschaft. 
3 Die gemeinsame Erziehung und Bildung
von Mädchen und Jungen bildet die Grund-
lage für ein partnerschaftliches Miteinander;
sie darf jedoch nicht die spezifischen Be-
dürfnisse von Mädchen und Jungen außer
acht lassen.

des einzelnen.
2ba Das  Leistungsprinzip  verlangt,  daß
die  Leistungsmöglichkeiten  des  einzel-
nen gefordert und gefördert werden und
daß alle für ihre Leistung die gebühren-
de Anerkennung erhalten. 
2bb Leistung  ist  das  sozial  gerechteste
Aufstiegs- und Differenzierungskriterium
in einer demokratischen Gesellschaft. 
3 Die gemeinsame und doch auf die Be-
dürfnisse Einzelner ausgerichtete Erzie-
hung  und  Bildung  von  Mädchen  und
Jungen bildet die Grundlage für ein part-
nerschaftliches Miteinander.

Ausbildung straffen, kürzen und diffe-
renzieren

Ausbildung straffen, kürzen und diffe-
renzieren

56 1 Wir treten dafür ein, Lehrinhalte und Aus-
bildungsgänge zu straffen, Ausbildungszei-
ten zu kürzen und das Angebot zu differen-
zieren. 
2 Nur so können wir den gewachsenen und
neuen Anforderungen, auch im internatio-
nalen Vergleich, gerecht werden.
3  Die Verbindung von Bildungs-  und Be-
schäftigungssystem muß ständige Aufgabe
von Politik und Wirtschaft sein.
4 Die Länder stehen in der besonderen Ver-
antwortung,  ein  vergleichbares  Niveau  in
den  Bildungsabschlüssen  sicherzustellen
und auf diese Weise Qualität und Mobilität
zu fördern.
5  Bildungseinrichtungen  in  freier  Träger-
schaft sind ein unverzichtbarer Bestandteil
unseres Bildungswesens.

1  Lehrinhalte  und Ausbildungsgänge müs-
sen  gestrafft  werden,  Ausbildungszeiten
sind zu kürzen,  gleichzeig ist  das Ausbil-
dungsangebot zu differenzieren. 
3  Die  Verbindung  von  Bildungs-  und  Be-
schäftigungssystem muß ständige Aufgabe
von Politik und Wirtschaft sein.
4  Die Bundesländer müssen ein vergleich-
bares Niveau in den Bildungsabschlüssen
sicherstellen und auf diese Weise Qualität
und Mobilität fördern.
5  Bildungseinrichtungen  in  freier  Träger-
schaft sind als unverzichtbarer Bestandteil
eines  leistungsfähigen  und  liberalen  Bil-
dungswesens abzusichern.
6  Insbesondere  müssen  sie  von  den
Bundesländern  und  Kommunen  im  Ver-
gleich zu öffentlichen Bildungseinrichtungen
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6 Sie müssen von Ländern und Kommunen
gleichberechtigt  mit  öffentlichen  Bildungs-
einrichtungen gefördert werden. 

gleichberechtigt gefördert werden. 

57 1  Im zusammenwachsenden Europa sind
Kenntnisse  der  anderen  Kulturen,
Sprachen und Lebensbedingungen unver-
zichtbar.
2 In Schulen, praktischer und akademischer
Ausbildung tragen sie zur Urteilsfähigkeit,
zu Toleranz und Völkerverständigung bei.
3  Wir wollen den europäischen Austausch
auf allen Ebenen fördern. 

1  Vor allem in Europa müssen Kenntnisse
der verschiedenen Kulturen, Sprachen und
Lebensbedingungen intensiv vermittelt wer-
den.
2 Die CDU sieht in diesen Kenntnissen einen
unverzichtbaren Beitrag zur Urteilsfähigkeit,
zu  Toleranz  und  Völkerverständigung  in
Schulen sowie , praktischer und akademi-
scher Ausbildung.
3 Europäischer Austausch ist auf allen Ebe-
nen zu fördern. 

Programmatisch formulieren!

Leistungsstarke  und  Leistungsschwa-
che fördern

Leistungsstarke  und  Leistungsschwa-
che fördern

58

(1)

1 Unser Gemeinwesen braucht in allen Be-
reichen und auf allen Ebenen Eliten, die ihr
Wissen und Können  im Bewußtsein  der
Verantwortung für andere und im Dienst an
der Sache einsetzen.
2  Wir setzen uns für die Förderung beson-
ders Begabter ein.
3 Gleichzeitig gilt für uns, daß wir diejenigen
besonders fördern wollen und müssen, die
sich überfordert und den gesellschaftlichen
Anforderungen nicht gewachsen fühlen.
4 Wir müssen ihnen helfen, daß sie ihr Le-
ben selbstverantwortlich gestalten können.
5 Wir treten für eine Neuordnung der Ausbil-
dungsförderung ein, die für praktische und

1  Die CDU setzt sich für die  Förderung be-
sonders begabter Menschen ein.
2 Sie erwartet von den Geförderten, daß sie
ihr Wissen und Können im Bewußtsein der
Verantwortung für andere und im Dienst an
der Sache einsetzen, weil ein Gemeinwe-
sen in allen Bereichen und auf allen Ebenen
Eliten braucht.
3 Gleichzeitig müssen diejenigen besonders
gefördert werden, die überfordert und den
gesellschaftlichen  Anforderungen  nicht
gewachsen  sind,  damit  sie  ihr  Leben
selbstverantwortlich gestalten können.
4 Die CDU tritt für eine solche Ordnung der
Ausbildungsförderung ein, die vergleichbare
Chancen für praktische und akademische
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akademische Bildungsgänge einschließlich
der  Aufstiegsfortbildung  vergleichbare
Chancen eröffnet.

Bildungsgänge einschließlich der Aufstiegs-
fortbildung eröffnet.

Gegliedertes Schulsystem Gegliedertes Schulsystem

59

(1)

1 Wir treten für ein gegliedertes Schulsys-
tem ein, das die Verschiedenartigkeit von
Neigungen und Begabungen berücksichtigt
und den Wechsel zwischen verschiedenen
Bildungsgängen ermöglicht.

2  Deshalb halten wir an der Hauptschule
neben der Realschule und dem Gymnasi-
um als selbständigen Bildungsgängen mit
unterschiedlichem Profil und jeweils eige-
nen Abschlüssen fest.

3 Um den Schülern eine ihren Begabungen
und Leistungen gerechte Ausbildung zu er-
möglichen und die Vielfalt und Qualität der
Schulformen zu sichern, muß beim Überg-
ang zu einer weiterführenden Schule ne-
ben dem Wunsch der Eltern die Empfeh-
lung der Schule ein stärkeres Gewicht er-
halten.

1 Die CDU tritt für ein gegliedertes Schul-
system  ein,  das  die  Verschiedenartigkeit
von Neigungen und Begabungen berück-
sichtigt  und  den  Wechsel  zwischen  ver-
schiedenen Bildungsgängen ermöglicht.

2  Hierfür hält sie ein Angebot aus Haupt-
schule,  Realschule  und  Gymnasium  mit
selbständigen Bildungsgängen unterschied-
lichen Profils und mit jeweils eigenen Ab-
schlüssen für besonders geeignet.

3  Um  eine  begabungs-  und  leistungs-
gerechte Ausbildung in gesicherten vielfälti-
gen und qualifizierten Schulformen anzubie-
ten, muß beim Übergang zu einer weiterfüh-
renden Schule neben dem Wunsch der El-
tern die Empfehlung der Schule ein stärke-
res Gewicht erhalten.

Auftrag der Schule Auftrag der Schule

59

(2)

1 Auftrag der Schule ist die Vermittlung von
Allgemeinbildung  und  Grundlagenwissen,
von  Kulturtechniken,  der  deutschen
Sprache und von Werten.
2  Wir  setzen uns  für  den  gesetzlich  ge-
schützten evangelischen und katholischen
Religionsunterricht an unseren Schulen ein.
3  Daneben muß auch die religiöse Erzie-
hung für Angehörige anderer Religionsge-
meinschaften möglich sein.

1 Schule muß Allgemeinbildung und Grund-
lagenwissen, Kulturtechniken, deutsche und
europäische Sprachen vermitteln.
2 Darüber hinaus müssen Fähigkeiten geför-
dert werden, Werte zu begreifen und eigene
Wertvorstellungen zu entwickeln.
3 Die CDU setzt sich für den gesetzlich ge-
schützten evangelischen und katholischen
Religionsunterricht an Schulen ein.
4  Daneben muß auch die religiöse Erzie-

Zu Satz 1ALT: Die Wertvermittlung im engeren Sin-
ne  sollten wir der Politik, also uns selbst, überlas-
sen.

Zu Satz 2ALT: Seit wann hat die CDU eigene („un-
sere“) Schulen?
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hung für Angehörige anderer Religionsge-
meinschaften möglich sein.

59

(3)

1  Die Schule hat auch den Auftrag, auf die
Zeit nach der Schule vorzubereiten.
2 Die Schulen sollen über den Unterricht hi-
naus Raum lassen für die Entwicklung ei-
nes  sozialen  und  kulturellen  Gemein-
schaftslebens.
3  Schüler und Eltern müssen entsprechen-
de Mitwirkungsrechte besitzen.
4  Wir treten dafür ein, daß Ganztagsange-
bote  auf  freiwilliger  Grundlage  in  allen
Schulformen eingerichtet werden.
5  Die Schule hilft bei der Eingliederung von
Kindern und jungen Menschen in unsere
Gesellschaft und Kultur; besonders Kinder
anderer Nationalität und Sprache sind dar-
auf angewiesen.
6  Lehrern kommt in Partnerschaft mit der
Familie ein eigener erzieherischer Auftrag
zu.

1 Schulen sollen über den Unterricht hinaus
Raum für  die  Entwicklung  eines  sozialen
und  kulturellen  Gemeinschaftslebens  öff-
nen. 
2 Schüler und Eltern müssen entsprechende
Mitwirkungsrechte besitzen.
3  Die CDU tritt dafür ein, daß Ganztagsan-
gebote  auf  freiwilliger  Grundlage  in  allen
Schulformen eingerichtet werden.
4  Die Schule muß jungen Menschen, insbe-
sondere  Kindern  anderer  Nationalität  und
Sprache,  bei  der  gesellschaftlichen  und
kulturellen Eingliederung helfen.
5 Lehrern kommt in Partnerschaft mit der Fa-
milie ein eigener erzieherischer Auftrag zu.

Zu Satz 2NEU: Ein aktives Angebot formulieren!

Berufliche Bildung Berufliche Bildung

60

(1)

1  Unser duales Bildungssystem mit Betrieb
und Schule hat sich bewährt und ist eine
wesentliche Grundlage für unsere interna-
tionale Wettbewerbsfähigkeit.
2 Betriebe, öffentliche Verwaltung und Tarif-
partner müssen die Attraktivität einer prak-
tischen Berufsausbildung durch leistungs-
gerechte  Bezahlung,  Durchlässigkeit  der
Laufbahnen  und  qualifizierte  Fort-  und
Weiterbildung stärken, um so die Gleich-

1  Die CDU sieht im dualen Bildungssystem
mit  Betrieb  und  Schule  eine  bewährte
Grundlage für internationale Wettbewerbs-
fähigkeit.
2  Betriebe, öffentliche Verwaltung und Tarif-
partner müssen die Attraktivität einer prak-
tischen Berufsausbildung stärken.
3  Erforderlich für  eine Gleichwertigkeit  der
beruflichen  mit  der  akademischen  Ausbil-
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wertigkeit der beruflichen mit der akademi-
schen Ausbildung zu verwirklichen.

dung  sind  leistungsgerechte  Bezahlung,
Durchlässigkeit der Laufbahnen und qualifi-
zierte Fort- und Weiterbildung.

60

(2)

1  Die berufliche Bildung bedarf in Betrieb
und  Schule  stärkerer  Differenzierung  mit
Zusatzangeboten  für  besonders  Begabte
ebenso  wie  für  leistungsschwächere  Ju-
gendliche.
2 Wir wollen die Berufsschule durch die Ver-
besserung ihrer  Arbeitsmöglichkeiten und
ihres Ansehens stärken.
3 Für besonders begabte Absolventen einer
praktischen Berufsausbildung muß besser
als bisher auch der Hochschulzugang eröff-
net werden. 

1  Berufliche Bildung bedarf in Betrieb und
Schule einer deutlichen Differenzierung mit
Zusatzangeboten  für  besonders  Begabte
ebenso  wie  für  leistungsschwächere  Ju-
gendliche.
2  Die CDU will die Berufsschule durch die
Verbesserung  ihrer  Arbeitsmöglichkeiten
und ihres Ansehens stärken.
3  Besonders  begabten  Absolventen  einer
praktischen  Berufsausbildung  muß  der
Hochschulzugang angeboten werden. 

60

(3)

1  Frauen und  Männer  in  handwerklichen
und sozialen Berufen leisten einen uner-
setzlichen Beitrag für die wirtschaftliche und
soziale Leistungskraft sowie für das Anse-
hen Deutschlands in der Welt.
2  Wir setzen uns nachdrücklich dafür ein,
daß neben der gesellschaftlichen Anerken-
nung auch die Verdienstmöglichkeiten, ins-
besondere in den sozialen Berufen, deut-
lich verbessert werden.
3 Wir wollen, daß der Dienst am Menschen
nicht schlechter bezahlt wird als die Arbeit
an der Maschine.

1  Die CDU sieht in der Leistung von Men-
schen in handwerklichen und sozialen Beru-
fen einen unersetzlichen Beitrag für die wirt-
schaftliche und soziale Leistungskraft sowie
für das Ansehen Deutschlands in der Welt.
2  Die CDU setzt sich nachdrücklich für die
gesellschaftliche  Anerkennung  der  hand-
werklichen und sozialen Berufe, bei diesen
insbesondere auch für  attraktive und leis-
tungsgerechte Verdienstmöglichkeiten ein.

Hochschulbildung Hochschulbildung

61

(1)

1 Einheit und Freiheit von Forschung und
Lehre bleiben eine notwendige Vorausset-
zung für die hohe Qualität  akademischer

1 Einheit und Freiheit von Forschung und
Lehre müssen eine notwendige Voraus-
setzung für eine hohe Qualität akademi-
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Ausbildung  und für  die  wissenschaftliche
Leistung. 
2 Der Ausbau der Hochschulen ist  hinter
den stetig steigenden Studentenzahlen zu-
rückgeblieben; die damit verbundene Über-
lastung gefährdet die Leistungsfähigkeit un-
serer Hochschulen. 
3 Dieser Entwicklung müssen die Länder
und der Bund durch den weiteren Ausbau,
insbesondere der Fachhochschulen, Rech-
nung tragen und zugleich durch neue Aus-
bildungsformen überzeugende Alternativen
zum Studium schaffen. 
4 Deshalb  müssen  Verwaltungs-,  Wirt-
schafts- und Berufsakademien weiterentwi-
ckelt werden. 

scher  Ausbildung  und   wissenschaftli-
cher Leistung bleiben. 
2 Die  Bereitstellung  von  Studienplätzen
und  Forschungskapazitäten  an  Hoch-
schulen  sind  an  einer  qualifizierten
Nachfrage  nach  Studienplätzen  zu  ori-
entieren.
3  Hierbei  sind  berufspraktische Aspekte
besonders zu berücksichtigen. 
4  Zugleich ist ein breites innovatives An-
gebot  überzeugende  Alternativen  zum
Studium sicherzustellen.
5 Deshalb muß ein entsprechendes An-
gebot an Verwaltungs-, Wirtschafts- und
Berufsakademien im akademischen Bil-
dungssektor  quantitativ  und  qualitativ
gewährleistet sein. 

Autonomie der Hochschulen Autonomie der Hochschulen

61

(2)

1 Die  Autonomie  der  Hochschulen  muß
sich ebenso bei der notwendigen Verkür-
zung der durchschnittlichen Studienzeiten
und  der  erforderlichen  Neuordnung  der
Studiengänge und Studienabschlüsse be-
währen wie bei der Beteiligung an der Aus-
wahl der Studienbewerber, insbesondere in
solchen Fächern, in denen die Zahl der Be-
werbungen die der vorhandenen Studien-
plätze übersteigt. 
2 Wir  wollen  am  Abitur  als  allgemeiner
Hochschulzugangsvoraussetzung  festhal-
ten. 
3 Das Abitur muß aber wieder eine verläßli-
che Aussage über die Studierfähigkeit ma-
chen. 

1 Die Autonomie der Hochschulen muß
sich bei der Bewältigung aller anstehen-
den Entscheidungsbereiche bewähren. 
2 Die CDU sieht in allen anderen Varian-
ten die Gefahr einer Ideologisierung von
Hochschulautonomie  durch  deren   Be-
schränkung auf politisch wenig umstreit-
bare und damit weniger verantwortungs-
belastete Bereiche. 
3 Für die CDU gibt es keine politisch ver-
tretbare Hochschulautonomie ohne Ver-
antwortungsübernahme der im Rahmen
der Autonomie Handelnden.
4 Die  CDU  will,  daß  die  Hochschulen
weitestmöglich  vermehrt  selbstverant-

Zu Satz 2NEU: Hochschulautonomie darf sich nicht 
auf die „Laberbereiche“ beschränken und unbe-
queme Felder sowie die damit verbundene Prügel 
Dritten überlassen.

Zu Satz 3NEU: Bei aller seither praktizierter Auto-
nomie-Bequemlichkeit (die mehr ist, als die klassi -
sche Freiheit von Forschung und Lehre!) wird oft 
vergessen, daß nach derzeitigen Selbstverwal -
tungsmodellen gerade hinsichtlich der studen-
tischen Mitbestimmungskomponente nur ein Teil 
der Mitbestimmungsberechtigten später auch per-
sönliche Verantwortung für die daraus resultieren-
den Handlungen tragen.

Zu Satz 4ALT: In welcher Relation gilt das „ver-
mehrt“?

Satz 2ALT und 3ALT: Was hat das Abi im gegebenen
Kontext (!) mit Hochschulautonomie zu tun. Neu 
lfd. Nr. 61 (3)NEU
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4 Wir  wollen,  daß  die  Hochschulen  ver-
mehrt  selbstverantwortlich  über  ihren
Haushalt  verfügen können,  um ihnen so
einen wirtschaftlichen  Einsatz  der  stärker
nach Leistungskriterien zu vergebenden Fi-
nanzmittel zu ermöglichen. 
5 Zur Stärkung von Wettbewerb und Leis-
tungsfähigkeit in und zwischen den Hoch-
schulen sowie zur Förderung der notwendi-
gen Mobilität zwischen Wissenschaft, Wirt-
schaft und öffentlicher Verwaltung müssen
die Möglichkeiten der Anstellung von Hoch-
schullehrern außerhalb eines Beamtenver-
hältnisses  auf  Lebenszeit,  insbesondere
bei  Erstberufungen,  stärker  als  bisher  in
Anspruch genommen werden.

wortlich  über  ihren  Haushalt  verfügen
können, um ihnen so einen wirtschaftli-
chen  Einsatz  der  stärker  nach  Leis-
tungskriterien  zu  vergebenden  Finanz-
mittel zu ermöglichen. 
5 Im Interesse von Autonomie,  Wettbe-
werb  zwischen  den  Hochschulen  und
deren  Leistungsfähigkeit  darf  eine  Be-
setzung von Hochschulen insbesondere
bei erstberufungen nicht automatisch auf
eine Beamtung der Betroffenen  abzie-
len.

Abitur

61 (3)

@

2 Die CDU sieht im Abitur die regelmäßig
sinnvolle  allgemeiner  Hochschulzu-
gangsvoraussetzungn. 
3 Das Abitur muß eine verläßliche Aus-
sage über die Studierfähigkeit machen.

Aus lfd. Nr.61 (2) Satz 2ALT u. 3ALT

Zukunftsorientierte Weiterbildung Zukunftsorientierte Fort- und Weiter-
bildung

62 1 Die dauernden und tiefgreifenden Verän-
derungen der Arbeitswelt bedingen in allen
Berufen sich wandelnde und neue Qualifi-
kationen. 
2 Die Anforderungen, denen sich der ein-
zelne sowohl im privaten und persönlichen
als auch im öffentlichen und beruflichen Le-
ben gegenübersieht, machen umfassende

1 Angebote zu einer effektiven und konti-
nuierlichen Fort- und Weiterbildung müs-
sen mit gleichem Rang und Gewicht als
Regelbildungsbereich neben die Schul-,
Berufs- und Hochschulausbildung treten
2 Sie sollen vor allem
2a - sich wandelnden und neuen Quali-
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Angebote  zu  kontinuierlicher  Fort-  und
Weiterbildung notwendig.
3 Weiterbildung  muß mit  gleichem Rang
und  Gewicht  als  vierter  Bildungsbereich
neben die Schul-, Berufs- und Hochschul-
ausbildung treten. 
4 Sie stellt ein noch unausgeschöpftes Auf-
gabenfeld sowohl der Bildungs- als auch
der Tarifpolitik dar. 
5 Arbeitsmarkt und Bildungssystem können
dadurch  wieder  stärker  miteinander  ver-
bunden  und auch die  Rückkehr  ins  Be-
rufsleben nach der Familienphase erleich-
tert werden. 
6 Die Hochschulen sollen zukünftig auf die-
sem Feld mit berufsbegleitenden Aufbau-
studien zusätzliche Aufgaben übernehmen.
7 Wir wollen ihre Angebote und das der frei-
en Träger, der Wirtschaft und der öffentli-
chen Bildungseinrichtungen fördern. 
8  Die  schulische  wie  außerschulische
politische Bildung hat für uns einen beson-
deren Stellenwert. 
9 Wir treten für eine Verbesserung der Bil-
dungsmöglichkeiten  für  ältere  Menschen
ein.

fikationsansprüchen genügen, 
2b - zu  einer  eigenständigen  Beurtei-

lung des sozialen Arbeitsfeldes be-
fähigen

2c - politische Informationen vermitteln
2d - Arbeitsmarkt  und  Bildungssystem

eng verkoppeln
2e - die  Rückkehr  ins  Berufsleben  er-

leichtern
2f - auch für ältere Menschen offenste-

hen. 
3 Die Hochschulen sollen Aufgaben auf
diesem Feld mit berufsbegleitenden Auf-
baustudien übernehmen. 
4 Die CDU fördert  Angebote,  der freien
Träger,  der  Wirtschaft  und  öffentlicher
Bildungseinrichtungen. 
5 Sie tritt für eine Verbesserung der Bil-
dungsmöglichkeiten für ältere Menschen
ein.

Kirchen und Religionsgemeinschaften

Bedeutung der christlichen Kirchen Bedeutung der christlichen Kirchen

63

(1)

1  Die  große  Mehrheit  der  Menschen  in
Deutschland gehört  einer  der christlichen
Kirchen in Deutschland an. 
2 Indem diese von Gott künden, weisen sie
über die Endlichkeit unserer Existenz hin-

1  Kirchen  sollen  für  viele  Menschen  zur
Sinngebung ihres Lebens beitragen, indem
sie von Gott künden und auf die Endlichkeit
menschlicher Existenz hinweisen. 
2  Kirchen  und  Religionsgemeinschaften
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aus  und  tragen  für  viele  Menschen  zur
Sinngebung ihres Lebens bei. 
3  Den Kirchen und Religionsgemeinschaf-
ten kommt eine besondere Bedeutung für
die Wertorientierung der Gesellschaft zu. 
4 Darüber hinaus leisten sie auf sozial-kari-
tativem Feld und im erzieherischen Bereich
vorbildliche Dienste. 

kommt eine stabilisierende Bedeutung für
die Wertorientierung der Gesellschaft zu. 
3  Ihre  vorbildlichen  Leistungen  auf  sozial-
karitativem Feld und im erzieherischen Be-
reich verdienen ideelle und materielle öffent-
liche Anerklennung. 

Mitverantwortung und Mitgestaltung Mitverantwortung und Mitgestaltung

63

(2)

1  Das Recht der Kirchen und Religionsge-
meinschaften, ihre eigenen Angelegenhei-
ten autonom zu ordnen, muß ebenso ge-
wahrt bleiben wie ihre Freiheit, ihrem Ver-
kündigungsauftrag  in  der  Gesellschaft
nachzukommen. 
2  Um diese Selbständigkeit und die Erfül-
lung ihrer Aufgaben zu ermöglichen, treten
wir dafür ein, das System der Kirchensteu-
er beizubehalten. 
3  Wir unterstützen nachdrücklich den Bei-
trag der Kirchen, ihre Mitverantwortung und
ihre Mitgestaltung für das Gemeinwohl. 
4  Wir sehen in der Bewahrung der christli-
chen Wertgrundlagen unserer freiheitlichen
Demokratie, insbesondere in der Unantast-
barkeit der Würde der Person, das gemein-
same Anliegen der CDU Deutschlands und
der christlichen Kirchen.

1  Das Recht der Kirchen und Religionsge-
meinschaften,  ihre eigenen Angelegenhei-
ten autonom zu ordnen, muß ebenso ge-
wahrt bleiben wie ihre Freiheit, ihrem Ver-
kündigungsauftrag in der Gesellschaft nach-
zukommen. 
2  Um diese Selbständigkeit und die Aufga-
benerfüllung zu ermöglichen, tritt die CDU
dafür  ein,  das  System  der  Kirchensteuer
beizubehalten. 
3  Die  CDU  sieht  in  der  Bewahrung  der
christlichen  Wertgrundlagen  freiheitlichen
Demokratie, insbesondere in der Unantast-
barkeit der Würde der Person, ein gemein-
sames  Anliegen  der  CDU  Deutschlands
und der christlichen Kirchen.

Zu Satz 3ALT: Erledigt durch lfd. Nr.63(1) Satz 3

Religionsfreiheit Religionsfreiheit

63

(3)

1 Wir sind dankbar, daß sich nach den na-
tionalsozialistischen Verbrechen wieder jü-
dische Gemeinden in Deutschland gegrün-
det haben. 

1  Die CDU würdigt die wertvollen kulturelle
und andere gesellschaftliche Beiträge jüdi-
scher  Gemeinden,  die  als  prägende  Be-
standteile der Gesellschaft auch das Anse-
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2 Juden und Christen sind durch unauflösli-
che Gemeinsamkeiten an Werten und Tra-
ditionen miteinander verbunden. 
3 Die jüdischen Gemeinden sind Teil unse-
rer Kultur und ein unverzichtbarer Bestand-
teil unserer Gesellschaft. 
4  Sie  tragen  mit  ihrem gesellschaftlichen
Engagement  zugleich  zum  Ansehen
Deutschlands in der Welt bei. 
5  Unter uns leben viele Menschen anderer
Religionszugehörigkeit. 
6  Wir achten ihre religiöse Überzeugung.
Unsere freiheitliche Rechtsordnung garan-
tiert  das  unveräußerliche  Recht  auf  freie
Religionsausübung. 
7 Wir erwarten von den Staaten und Regie-
rungen in aller Welt, daß sie in ihren Län-
dern Religionsfreiheit gewähren.

hen Deutschlands.fördern 
2  Religiöse Überzeugungen Anderer ist zu
achten und durch eine freiheitliche Rechts-
ordnung  das  unveräußerliche  Recht  auf
freie Religionsausübung zu sichern. 
3  Die CDU erwartet von den Staaten und
Regierungen in aller Welt, daß sie in ihren
Ländern Religionsfreiheit gewähren.

Medien - Freiheit in Verantwortung 
wahrnehmen

Medien - Freiheit in Verantwortung wahr-
nehmen

Freiheit der Medien Freiheit der Medien

64

(1)

1  Wir treten für die Freiheit und Vielfalt der
Medien ein. 
2 Freie Medien ermöglichen die Bildung ei-
ner öffentlichen Meinung und tragen durch
einen verantwortlichen Gebrauch der Pres-
sefreiheit  zur wirksamen Kontrolle  staatli-
cher Macht bei. 
3  Sie wirken mehr denn je zuvor auf die
Meinungsbildung ein. 
4 Die Medien sind selbst ein politischer Fak-
tor und tragen angesichts ihrer vielfältigen
Einflußmöglichkeiten  ein  hohes  Maß  an

1 Die CDU tritt für die Freiheit und Vielfalt der
Medien ein. 
2 Freie Medien müssen die Bildung einer öf-
fentlichen Meinung ermöglichen und durch
einen verantwortlichen Gebrauch der Pres-
sefreiheit  zur  wirksamen  Kontrolle  staatli-
cher Macht beitragen. 
3  Die  Medien  müssen der  Verantwortung
gerecht werden, die ihnen, weil selbst ein
politischer  Faktor  und  Träger  vielfältiger
Einflußmöglichkeiten, für das Gemeinwesen
obliegt. 
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Verantwortung für unser Gemeinwesen. 
5  Dieser  Bedeutung müssen sie im Um-
gang mit Informationen und in der Art ihrer
Vermittlung gerecht werden. 

4 Dies betrifft vor allem den Umgang mit In-
formationen und die Art ihrer Vermittlung un-
ter  Wahrung  .  der  verfassungsmäßigen
Ordnung,  insbesondere  des  Persönlich-
keitsschutzes,  sowie  der  Rücksichtnahme
auf sittliche, religiöse und weltanschauliche
Überzeugungen. 

Unabhängigkeit der Medien Unabhängigkeit der Medien

64

(2)

1  Freiheit und Unabhängigkeit gelten glei-
chermaßen für die gedruckten wie für die
elektronischen Medien. 
2 Das Grundrecht der Meinungs- und Pres-
sefreiheit ist ein konstituierendes Element
der Demokratie. 
3  Zu dieser Freiheit gehört die Verantwor-
tung; der Wahrung der verfassungsmäßi-
gen Ordnung,  insbesondere des Persön-
lichkeitsschutzes, sowie der Rücksichtnah-
me auf sittliche, religiöse und weltanschau-
liche  Überzeugungen  kommt  dabei  eine
besondere Bedeutung zu. 
4 Unser Land hat die Pflicht, sich dem welt-
weit  gewachsenen Interesse an Deutsch-
land, seiner Sprache und Kultur zu stellen. 
5  Deshalb  treten  wir  dafür  ein,  die  In-
formationen über Deutschland zu verstär-
ken.

1 Das Grundrecht der Meinungs- und Pres-
sefreiheit  ist  als  konstituierendes  Element
der Demokratie zu wahren. 

64

(3)

1  Freiheit  und Unabhängigkeit  bestimmen
die  privatwirtschaftliche  Organisationsform
der gedruckten Medien wie Zeitung, Zeit-
schrift und Buch. 
2  Wir lehnen Aushöhlungen des Tendenz-
schutzes ebenso ab wie die Beeinträchti-

1  Freiheit und Unabhängigkeit  müssen die
privatwirtschaftliche  Organisationsform  der
gedruckten Medien prägen können. 
2  Die CDU lehnt  Aushöhlungen  des Ten-
denzschutzes  ebenso  ab  wie  die  Beein-
trächtigung der bestehenden publizistischen
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gung der bestehenden publizistischen Frei-
heit.

Freiheit.

Medienerziehung Medienerziehung

64

(3)

(-1)

 1  Wir  setzen  uns  für  die  Einführung
medienkundlicher Unterrichtsinhalte an den
Schulen ein. 

 2  Zu  einem  wirksamen  Jugendschutz
gehört  eine  qualifizierte  Medienerziehung
bereits vom Kindergartenalter an. 

 3 Ziel ist, daß der einzelne den eigenver-
antwortlichen Umgang mit den Medien lernt
und ihre positiven Impulse nutzen kann. 

 1  Die CDU setzt sich für die Einführung
medienkundlicher Unterrichtsinhalte an den
Schulen ein. 

 2 Ein wirksamer Jugendschutz ist ebenso
durch qualifizierte Medienerziehung bereits
vom Kindergartenalter an zu fördern. 
3 Ziel der CDU ist, daß der Einzelne den ei-
genverantwortlichen  unabhängigen  Um-
gang mit den Medien lernt und ihre positiven
Impulse nutzen kann. 
4 Informationen über Deutschland und seine
demokratisch freiheitlichen Grundlagen sol-
len durch die Medien verstärkt nach innen
und außen wirksam verbreitet werden.



Selbstkontrolle und Aufsicht der Medien Selbstkontrolle und Aufsicht der Medien

64

(3)

(-2)

 1 Wir wenden uns gegen eine verharm-
losende und immer hemmungslosere Dar-
stellung von Gewalt in Massenmedien, in
Videofilmen und Computerspielen,  gegen
Pornographie  sowie  entwürdigende  Dar-
stellungen in der Werbung. 

 2  Vor allem bei Kindersendungen muß
auf Gewaltdarstellungen verzichtet werden.

 3 Wir fordern die Verantwortlichen im Be-
reich der Medien auf, sich einer wirksamen
freiwilligen Selbstkontrolle, die bestehende
Aufsichtsgremien ergänzt, zu unterziehen. 

 4 Darüber hinaus sind alle Aufsichtsmög-

 1  Für die CDU haben verharmlosende
und  hemmungslose  Darstellungen  von
Gewalt  in  Massenmedien,  in  Videofilmen
und Computerspielen, gegen Pornographie
sowie entwürdigenden Darstellungen in der
Werbung keinen Platz in der Gesellschaft. 

 2  Vor allem gegenüber Kindern muß auf
Gewaltdarstellungen verzichtet werden. 

 3 Die CDU fordern von den Verantwortli-
chen  im  Bereich  der  Medien,  sich  einer
wirksamen  freiwilligen  Selbstkontrolle,  die
bestehende  Aufsichtsgremien  ergänzt,  zu
unterziehen. 

Zu Satz 2ALT: Warum nur Kindersendungen. Gene-
rell ist hier auch die Aufgabe der Eltern gefordert, 
Kinder vor Gewaltdarstellungen wo auch immer zu 
schützen.
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lichkeiten  auszuschöpfen,  die  sowohl  für
den öffentlich-rechtlichen als auch für den
privaten Rundfunk vorhanden sind. 

 5  Entsprechend  ihrer  Verantwortung
muß die Ausbildung in journalistischen und
anderen Medienberufen hochwertig sein. 

 6  Einer auf den Dienst  am Menschen
bezogenen Medienethik ist in der Aus- und
Fortbildung ein erhöhter Stellenwert beizu-
messen. 

 4  Darüber  hinaus  sind  alle  möglichen
oder  zulässigen  Aufsichtsmöglichkeiten
auszuschöpfen. 

 5  Entsprechend der  Verantwortung  der
Medien  muß  die  Ausbildung  in  journalis-
tischen und anderen Medienberufen hoch-
wertig sein. 

 6 Einer auf den Dienst am Menschen be-
zogenen Medienethik  ist  in  der  Aus- und
Fortbildung  ein  hoher  Stellenwert  beizu-
messen. 

Öffentlich-rechtlicher Rundfunk Öffentlich-rechtlicher Rundfunk

64

(4)

 1  Wir  treten  für  die  Beibehaltung  des
dualen Systems von öffentlich-rechtlichem
und privatem Rundfunk ein. 

 2 Unverzichtbare Aufgabe des öffentlich-
rechtlichen Rundfunks ist es, seiner beson-
deren  kulturellen,  föderalen  und  gesell-
schaftspolitischen  Verantwortung  gerecht
zu werden und dadurch einen Beitrag für
die Qualität unserer Medienkultur zu leis-
ten. 

 3 Zur Erfüllung dieses Auftrages ist nicht
die Beibehaltung der Vielzahl von öffentlich-
rechtlichen Sendern und Programmen not-
wendig,  sondern  mehr  Wirtschaftlichkeit
und die Bereitschaft zur Reform durch effi-
ziente und kostengünstige Organisations-
formen. 

 1  Die CDU tritt  für ein duales Systems
von  öffentlich-rechtlichem  und  privatem
Rundfunk ein. 

 2  Unverzichtbare Aufgabe des öffentlich-
rechtlichen Rundfunks muß es sein, seiner
besonderen kulturellen,  föderalen und ge-
sellschaftspolitischen  Verantwortung
gerecht zu werden und dadurch einen Bei-
trag für die Qualität einer Medienkultur zu
leisten. 

 3  Zur Erfüllung dieses Auftrages hält die
CDU nicht eine Vielzahl von öffentlich-recht-
lichen Sendern und Programmen für not-
wendig, sondern Wirtschaftlichkeit und fort-
währende Bereitschaft zur Reform durch ef-
fizienteste und kostengünstigste Organisati-
onsformen. 

Privater Rundfunk Privater Rundfunk

64

(5)

 1  Private Sender stehen ebenso in der
Verantwortung für die Demokratie. 

 1 Private Sender müssen  ebenso in der
Verantwortung für die Demokratie genom-

Zu Satz 3NEU: Verschärfung („können“), das Kind 
darf nicht schon in den Brunnen (die Gefährdung) 
gefallen sein und damit kurz vor dem Ertrinken.
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 2  Wir sind für ein plurales Angebot und

lehnen deshalb jede Form von Übermacht
in Druck- und elektronischen Medien ab. 

 3  Wir wenden uns gegen Medienkon-
zentrationen im nationalen und internatio-
nalen  Bereich,  welche  die  Pluralität  der
Meinungen  und  den  Erhalt  des  Wettbe-
werbs gefährden. 

men werden wie öffentlich rechtliche Anstal-
ten. 

 2 Die CDU befürwortet ein plurales Ange-
bot und lehnt deshalb jede Form von Über-
macht in Druck- und elektronischen Medien
ab. 

 3  Sie  wendet  sich  gegen  Medienkon-
zentrationen im nationalen und internationa-
len Bereich, die zu einer Gefährdung der
Pluralität von Meinungen und des Wettbe-
werbs führen können. 

Europäischer Medienmarkt Europäischer Medienmarkt

64

(5.1)

INT

 1  Neue technische Entwicklungen wer-
den bei den elektronischen Medien die Pro-
grammangebote  in  Zukunft  noch  vergrö-
ßern. 

 2 Der Satellitenrundfunk überwindet Län-
dergrenzen,  läßt  die  Welt  enger  zu-
sammenkommen und führt  zu einem er-
höhten Wettbewerb auf internationaler wie
europäischer Ebene. 

 3  Diese  Entwicklung  enthält  Chancen,
aber auch Gefahren. 

 4  Der gemeinsame europäische Markt
für  Rundfunk-,  Fernseh-  und  neue  In-
formationssysteme muß durch das Prinzip
des  freien  Informationsflusses  und  der
wechselseitigen Anerkennung von Sende-
und Einspeisungsgenehmigungen gestaltet
werden. 

 5 Dabei sind der Schutz der Menschen-
würde, der Jugend und des fairen Wettbe-
werbs der Programme sicherzustellen. 

 1 Der gemeinsame europäische Markt für
Rundfunk-,  Fernseh-  und  neue  Informati-
onssysteme muß durch das Prinzip des frei-
en Informationsflusses und der wechselsei-
tigen  Anerkennung  von  Sende-  und  Ein-
speisungsgenehmigungen  gestaltet  wer-
den. 

 2  Dabei sind der Schutz der Menschen-
würde, der Jugend und des fairen Wettbe-
werbs sicherzustellen. 

Zu Satz 1ALT bis 3ALT: Kein Programm
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Medienethik Medienethik

64

(6)

 1  Wir fordern und unterstützen eine ge-
sellschaftliche  Verständigung  über  eine
Medienethik. 

 2 In ihrem Mittelpunkt muß die Ehrfurcht
vor  dem Leben,  die  Unantastbarkeit  der
Würde des Menschen, Toleranz und Bereit-
schaft zum Dialog stehen. 

 3  Eine so verstandene Medienethik for-
dert Unparteilichkeit, Offenheit, Selbstkritik,
Fairneß und Wahrhaftigkeit. 

 4  Sie machen den Kern publizistischer
Verantwortung bei der Wahrnehmung der
Dienstleistungsaufgabe Information aus. 

 1  Die CDU fordert und unterstützt  eine
gesellschaftliche  Verständigung  über  eine
Medienethik. 

 2  In ihrem Mittelpunkt muß die Ehrfurcht
vor  dem  Leben,  die  Unantastbarkeit  der
Würde des Menschen, Toleranz und Bereit-
schaft zum Dialog stehen. 

 3  Eine so verstandene Medienethik for-
dert Unparteilichkeit, Offenheit, Selbstkritik,
Fairneß und Wahrhaftigkeit. 

 4  Sie muß den Kern publizistischer Ver-
antwortung  bei  der  Wahrnehmung  der
Dienstleistungsaufgabe Information ausma-
chen. 

Wahrung des Persönlichkeitsschutzes Wahrung des Persönlichkeitsschutzes

64

(7)

1 Zur Wahrung des Persönlichkeitsschutzes
setzen wir uns ein:
1aa- Jeder  Bürger  muß  einen  gesetzlich

geregelten Auskunftsanspruch gegen
Presseorgane, Rundfunk und Fernse-
hen  über  die  ihn  betreffenden  ge-
sammelten Informationen erhalten. 

1ab Bei nachgewiesener Unrichtigkeit muß
er  einen  Berichtigungsanspruch  ha-
ben,  der  im Extremfall  in  einen  Lö-
schungsanspruch übergehen kann. 

1ba- Das Gegendarstellungsrecht  der  Be-
troffenen ist zu erweitern. 

1bb Kommentierende,  glossierende  oder
inhaltliche Anmerkungen der Redakti-
on sind gesetzlich zu verbieten. 

1 Zur Wahrung des Persönlichkeitsschutzes
setzt sich die CDU insbesondere wie folgt
ein:
1aa- Jeder  Bürger  muß einen gesetzlich

geregelten Auskunftsanspruch gegen
Presseorgane,  Rundfunk  und
Fernsehen über die ihn betreffenden
gesammelten Informationen erhalten.

1ab Bei nachgewiesener Unrichtigkeit muß
er  einen  Berichtigungsanspruch  ha-
ben, der im Extremfall  in einen Lö-
schungsanspruch übergehen kann. 

1ba- Das Gegendarstellungsrecht der Be-
troffenen ist zu erweitern. 

1bb  Kommentierende,  glossierende oder
inhaltliche Anmerkungen der Redakti-
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1ca- Jeder  Bürger  muß  einen  gesetzlich

geregelten  Schadensersatzanspruch
gegen  Presseorgane,  Rundfunk  und
Fernsehen für den Fall erhalten, daß
über  ihn  eine  Tatsachenbehauptung
öffentlich verbreitet worden ist, es sei
denn, daß die behauptete Tatsache er-
weislich wahr ist. 

on sind gesetzlich zu verbieten. 
1ca- Jeder  Bürger  muß einen gesetzlich

geregelten  Schadensersatzanspruch
gegen Presseorgane, Rundfunk und
Fernsehen für den Fall erhalten, daß
über ihn eine Tatsachenbehauptung
öffentlich verbreitet worden ist, es sei
denn,  daß die behauptete Tatsache
erweislich wahr ist.  

Freizeit und Sport

Verbände und Vereine unterstützen

65

(1)

1  Zur  freien Entfaltung der  Persönlichkeit
braucht  der  Mensch  Muße  und  Ent-
spannung.
2 Es gibt vielfältige Möglichkeiten, außer-
halb des Arbeitslebens schöpferische Fä-
higkeiten zu entfalten, sich politisch und ge-
sellschaftlich zu engagieren oder künstleri-
schen und sportlichen Neigungen nachzu-
gehen.
3 Wir treten dafür ein, die Freizeit und den
Sport nicht in erster Linie der Freizeitindus-
trie zu überlassen.
4 Wir unterstützen ausdrücklich die ehren-
amtliche Tätigkeit in Verbänden, Vereinen,
in der Nachbarschaft und in anderen ge-
sellschaftlichen  Bereichen,  die  zu  mehr
menschlichem Miteinander beitragen.
5 Unser Bildungswesen muß zu einer sinn-
vollen Freizeitgestaltung befähigen.

1 Die CDU unterstützt  vor allem selbst-
bestimmte,  nicht  fremdarrangierte  Frei-
zeitgestaltungen,  weil  Muße  und  Ent-
spannung dem Einzelnen zur freien Ent-
faltung  der  eigenen  Persönlichkeit  die-
nen sollen.
2 Die ehrenamtliche Tätigkeit in Verbän-
den, Vereinen, in der Nachbarschaft und
in anderen gesellschaftlichen Bereichen
ist zu fördern.
3 Der  Beitrag  ehrenamtlichen  Engage-
ments  zu  einem  gedeihlichen  Mitein-
ander  im  Gemeinwesen  verdient  nicht
nur  gesellschaftlich  ideelle,  sondern
auch finanzielle Anerkennung.
4 Ergänzend  muß  ein  Bildungswesen
Anreize  zu  einer  sinnvollen  Freizeitge-
staltung vermitteln.

Zu Satz 2ALT: Wer hätte das gedacht!?

Zu Satz 3ALT: Wozu das Schlagwort „Freizeitin-
dustrie“ in einem Grundsatzprogramm?

Zu Satz 4NEU: So wichtig das Bildungssystem ist, 
so deutlich muß durch das Wort „Ergänzend““ das 
Subsidiaritätsprinzip betont werden.

83

69

-14

65 1 Sport, insbesondere der Breitensport in 1 Sport ist als bewußt und individuell er- Zu Satz 1ALT: Dieser Satz ist komplett überflüssig 
und im übrigen unbeholfen formuliert. Sport dient 

75
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(2) den  Vereinen,  dient  der  Gesund-

heitserhaltung  und  Leistungsförderung  in
jedem Lebensabschnitt und ist wichtig für
Erziehung und Freizeit.
2 Er verbindet spielerisch die Freude an der
eigenen Leistung mit der Begegnung und
dem Einsatz in einer Gruppe. 
3 Der Sport leistet einen wesentlichen Bei-
trag  zur  Persönlichkeitsbildung  und  trägt
zur Integration in die Gemeinschaft bei.
4 Die  Förderung  des  Breiten-  und  Spit-
zensports bleibt verpflichtende Aufgabe der
öffentlichen Hand.
5 Der Spitzensport muß seiner Vorbildfunk-
tion gerecht werden. 

lebbare  Körperlichkeit  und als  Gesund-
heit,  Eigendisziplin  und  Leistungsbe-
wußtsein  förderndes  Element  des  Ge-
meinwesens zu fördern.
2 Das persönlichkeitsbildendes und inte-
gratives  Potential  der  Sportausübung
gerade in Vereinen ist verstärkt zu nut-
zen. 
3 Die Förderung des Breitensports bleibt
verpflichtende  Aufgabe  der  öffentlichen
Hand.
4 Eine  gleichartige  Förderung  des
Spitzensports ist davon abhängig zu ma-
chen, inwieweit  dieser seiner unabding-
baren Vorbildfunktion gerecht wird. 

nicht nur der Gesunderhaltung, sondern auch der 
Gesundung. Daß das in jedem Lebensabschnitt so
ist, sollte allgemeines Wissen sein. Inwieweit 
Sport „wichtig für..... Freizeit“  ist, ist nicht weiter 
ausgeführt.

61

-14

Freiheit der Kunst Freiheit der Kultur Den Oberbegriff voranstellen

Öffentliche Kulturförderung Kulturförderung

66

(1)

1 Wir bekennen uns zur Freiheit der Kunst
und zum Grundsatz öffentlicher Kulturför-
derung.
2 Kunst ist eine eigene Weise der Ausein-
andersetzung mit der Wirklichkeit. 
3 Sie hat Bedeutung für die Entfaltung der
schöpferischen Kräfte des Menschen und
damit  für  die  Kreativität  unserer  ganzen
Gesellschaft;  in  der  Begegnung  mit  ihr
gewinnt  der  Mensch  ein  vertieftes  Ver-
ständnis vom Leben. 
4 Das kulturelle Leben unserer Demokratie
reicht von der Vergegenwärtigung unseres
kulturellen  Erbes  über  die  traditionelle
Volkskunst bis hin zu neuen Formen des
künstlerischen  Schaffens  und  ist  Grad-

1 Die Freiheit der Kunst und der Grund-
satz  öffentlicher  Kulturförderung  ist  als
essentielles  Gut  menschlicher  Aus-
drucksfähigkeit zu gewährleisten.
2 Die  CDU fördert  Kunst  als  Reichtum
und   Gewinn  von  Wegen  sowie  Aus-
drucks-, Darstellungs- und Kommunikati-
onsebenen,  auf  denen  vertieft  geistige
und  materielle  Lebensinhalte  vermittelt
werden können und sollen. 
3 Darüber hinaus ist Kultur als Raum für
die  Bewahrung  und  Weiterentwicklung
von ideellen Gütern im weitesten Sinne
offenzuhalten.

⇒⇒⇒Rest als 66 (1a) ⇒⇒

Zu Satz 5ALT: Was ist „passive Teilhabe“ in Sachen
Kultur? Auch „Kulturkonsum“ ist eine durchaus ak-
tive Sache. Satz streichen, weil voller Schlagwor-
te!
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messer für den geistigen Reichtum unseres
Gemeinwesens. 
5 Wir wollen allen die aktive und passive
Teilhabe am kulturellen Leben ermöglichen
und  unsere  vielfarbige  Kulturgesellschaft
fortentwickeln. 
6 Förderung von Spitzenbegabungen und
qualifizierte  Breitenförderung  ergänzen
sich.

66

(1a)

@

1 Eine  demokratische  Staatsordnung
muß  sich  insbesondere  daran  messen
lassen, wie intensiv sie vielfältig kulturel-
les  Leben als  Kraftquelle  geistiger  und
sittlicher  Wertschöpfung  eines  freiheitli-
chen Gemeinwesens befördert  und da-
mit dem Einzelnen breite Mitwirkungsfel-
der eröffnet.
2 Dies muß sich gleichermaßen auf die
Vergegenwärtigung  kulturellen  Erbes
wie  auf  die  traditionelle  Volkskunst  bis
hin zu neuen Formen des künstlerischen
Schaffens auswirken.
3  Die CDU will allen die aktive und passive
Teilnahme und Mitwirkung  am kulturellen
Leben  ermöglichen  und  eine  vielfältige
Kulturgesellschaft fortentwickeln. 

Subsidäre Förderung stärken Nichtstaatliche  kulturelle  Initiative
stärken

66

(2)

1 Kulturförderung ist nicht allein staatliche
Aufgabe.
2 Die Grundsubstanz institutioneller Kultur

1 Kulturförderung darf nicht allein staatli-
che Aufgabe sein.
2 Kulturelle  Pflichten  der  öffentlichen

Programmatisch formulieren!

Zu Satz 3ALT: Die Verstärkung wird sich wohl kaum
auf die Vergangenheit erstrecken können........

„Kunst derGegenwart“ kann als Fachbegriff akzep-



83

 

    Nr.           Text ’94                                                    Text 2000  (Änderung v. `94)                 Details                                                             
zu  gewährleisten  und  die  Kunst  unserer
Gegenwart  zu unterstützen ist  Pflicht  der
öffentlichen Hand. 
3 Die subsidiäre Förderung von einzelnen
Initiativen, von Künstlerinnen und Künstlern
muß in Zukunft verstärkt werden. 
4 Wir wollen die Rahmenbedingungen für
private  Fördervereine,  Künstlerinitiativen,
Mäzene und Sponsoren verbessern.

Hand müssen sich im wesentlichen auf
2a - die Gewährleistung der Grundlagen

institutioneller Kultur und 
2b - die  Unterstützung  der  „Kunst  der

Gegenwart“ 

beschränken.
3 Unter dieser Voraussetzung sind
3a - die Förderung von einzelnen Initiati-

ven,  von Künstlerinnen  und Künst-
lern

3b - die Rahmenbedingungen für private
Fördervereine,  Künstlerinitiativen,
Mäzene und Sponsoren

3c - sich  Spitzenbegabungsförderung
und  qualifizierte  Breitenförderung
als  sich  ergänzende  kulturelle  Po-
tenzen

gezielt zu intensivieren.

tiert werden.

Zu Satz 3NEU: „Verbessern“ hat den Anklang von 
Flickwerk (auch ausbessern). Es geht hier aber um
inhaltlich und finanziell gezielte Politik, wobei „In-
tensivierung“ nicht unbedingt quantitative Auswei -
tungen von Etatpositionen bedeuten muß.

Im übrigen darf „subsidiär“ nicht regelmäßig mit 
„nichtstaatlich“ gleichgesetzt werden.

Zu Satz 3cNEU: Ansatz aus 66 (1) Satz 6ALT.

Kulturnation

66

(3)

1 Kommunen und Länder haben nach den
Prinzipien von Föderalismus und Subsidia-
rität die Hauptzuständigkeit der öffentlichen
Kulturförderung  und  können  mit  unter-
schiedlichen Akzentsetzungen ihr eigenes
kulturelles Profil prägen.
2 Die Kulturförderung des Bundes muß an-
gesichts der Wiedervereinigung den Erfor-
dernissen der Kulturnation Rechnung tra-
gen. 
3 Mit  der auswärtigen Kulturpolitik  tragen
wir zum Ansehen Deutschlands in der Welt
bei.

1 Kommunen  und  Länder  sollen  nach
den  Prinzipien  von  Föderalismus  und
Subsidiarität  durch öffentliche Kulturför-
derung ihr eigenes kulturelles Profil prä-
gen.
2 Hierfür ist Ihnen eine Hauptzuständig-
keit zu sichern, damit sie deutlich eigene
Akzente setzen können.
3 Die  Kulturförderung des Bundes muß
vor allem bestrebt sein, den Erfordernis-
sen einer mit vielfältigen kulturellen Fa-
cetten  ausgestatteten  Nation  so  Rech-
nung  zu  tragen,  daß  Deutschland  sich

Programmatisch formulieren, entscheidend ist 
nicht, wer was macht, sondern wer nach Meinung 
der CDU was machen soll oder muß!
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auch  außenpolitisch  als  prägnante
Kulturnation erkennbar ist.

K A P I T E L III

FÜR EINE ÖKOLOGISCHE UND SOZIA-
LE MARKTWIRTSCHAFT

K A P I T E L III

SOZIALE MARKTWIRTSCHAFT ÖKO-
LOGISCH STÄRKEN

1. PRINZIPIEN DER ÖKOLOGISCHEN 
UND SOZIALEN MARKTWIRTSCHAFT

1. GRUNDLAGEN VERMITTELN

Grundlagen der Ökologischen und So-
zialen Marktwirtschaft

Nachhaltigkeit  ökonomisch und öko-
logisch sichern

67

(1)

1  Die  Ökologische  und  Soziale  Marktwirt-
schaft  ist  ein  wirtschafts- und  gesell-
schaftspolitisches Programm für alle. 
2 Sie hat ihr geistiges Fundament in der zum
christlichen Verständnis des Menschen gehö-
renden Idee der verantworteten Freiheit und
steht im Gegensatz zu sozialistischer Plan-
wirtschaft  und  unkontrollierten  Wirt-
schaftsformen liberalistischer Prägung. 
3  Wir treten für die Ökologische und Soziale
Marktwirtschaft ein, weil sie wie keine andere
Wirtschaftsordnung unsere Grundwerte Frei-
heit, Solidarität und Gerechtigkeit verwirklicht. 
4  Ihre Grundlagen sind Leistung und soziale
Gerechtigkeit, Wettbewerb und Solidarität, Ei-
genverantwortung und soziale Sicherung. 
5  Sie verbindet den Leistungswillen des ein-
zelnen mit dem sozialen Ausgleich in unserer
Gesellschaft und schafft die Voraussetzungen
für die Bewahrung der Schöpfung.

1  Die CDU sieht im Umweltschutz eine be-
sondere und stetige Herausforderung an die
Soziale Marktwirtschaft. 
2  Eine  wesentliche  Leitidee  einer  ökono-
misch  und  ökologisch  stabilen  Sozialen
Marktwirtschaft  muß  das  Nachhaltigkeits-
prinzip sein. 
3  So sind gegebene ökonomische und öko-
logische Instrumente für eine langfristige Si-
cherung der Dynamik einer gleichermaßen
ökologisch  und  ökonomisch  stabilen  Um-
welt weiterzuführen; neue Instrumente sind
zu entwickeln.

Zu „Ökologische und Soziale Marktwirtschaft“ sie-
he Details zu lfd. Nr. 88(2).

Vgl. auch ZIESCHANG 1994

Zu Satz 1NEU vgl. Art.86 Satz 1 u. 2 GP 1978

Zu Satz 2NEU: Leitimpuls =  „Schöfpfung bewahren und 
gestalten“
 

Freiheit und Verantwortung in der Öko-
logischen und Sozialen Marktwirtschaft


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67

(2)

1 Wir vertrauen auf die schöpferischen Fä-
higkeiten  des Menschen,  sich  in  Freiheit
und Verantwortung zu entfalten. 
2 Wir wissen, daß der Mensch seine Fähig-
keiten  mißbrauchen  und  ohne  Rücksicht
auf soziale und ökologische Belange wirt-
schaften kann. 
3 Deshalb muß unser Staat Rahmenbedin-
gungen setzen, um die Kräfte der Selbstre-
gulierung in der Wirtschaft zu stärken und
alle am Wirtschaftsleben Beteiligten auf die
Beachtung sozialer und ökologischer Erfor-
dernisse zu verpflichten. 
4 Dabei  sind  die  Prinzipien  des  Wettbe-
werbs und der sozialen sowie ökologischen
Ordnung miteinander verbunden und be-
dingen sich wechselseitig. 
5 Wir wollen die Ökologische und Soziale
Marktwirtschaft  so fortentwickeln,  daß die
persönliche Initiative gestärkt, immer mehr
Teilhabe  am  gesellschaftlichen  und  wirt-
schaftlichen Fortschritt verwirklicht und die
Umwelt wirksam geschützt wird.



Satz 1ALT: PARALLELE Nr.1 (2) Satz 3ALT

Satz 2ALT: PARALLELE Nr.1 (2)ALT Satz 2

Satz3ALT: PARALLELE Nr.153ALT

Zu Satz 4ALT: PARALLELE vgl. u.a. Nr.70 
(3)ALT/NEU

Zu Satz 5ALT: PARALLELE vgl. Nr.70 (3) Satz 1NEU

Abs. streichen, weil er im Ganzen bereits abgear-
beitet ist.

121

0

____

-121

Markt und Wettbewerb

Soviel Markt wie möglich, soviel Staat 
wie nötig

68

(1)

1  Markt  und Wettbewerb sind zentrale  Ele-
mente  unserer  Wirtschaftsordnung  und  er-
möglichen Freiheit durch Dezentralisation von
Macht. 
2 Der freiheitlichen Demokratie entspricht der
Markt als Organisationsform der Wirtschaft. 
3 Wettbewerb fördert den Leistungswillen des
einzelnen und dient damit zugleich dem Wohl

1  Markt  und Wettbewerb  sind  als  zentrale
Elemente  der  deutschen
Wirtschaftsordnung zu fördern. 
2  Die CDU sieht im fairen Wettbewerb eine
Grundlage  zur  Förderung  individuellen
Leistungswillens  im  Dienste  des
Gemeinwohls.
3 Markt und Wettbewerb müssen eine effizi-

Zu Satz 1NEU: Programmatisch formulieren

Zu Satz 4NEU: ....als ob es nur einen nachfrage-
orientierten Markt gäbe...

Zu Satz 4NEU: Wenn auch nicht eine „ökologische Di-
mension”, so ist doch eine sachlich nüchterne ökolo-
gische Ordnung von Markt und Wettbewerb geboten.

Das Subsidiaritätsprinzip ist im übrigen an anderer 
Stelle bereits ausführlich angsprochen.
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des Ganzen. 
4 Markt und Wettbewerb ermöglichen eine ef-
fiziente und preisgünstige Versorgung mit Gü-
tern und Dienstleistungen, sorgen für eine auf
die Wünsche der Konsumenten ausgerichtete
Produktion,  fördern Innovationen und zwin-
gen zur ständigen Rationalisierung. 
5 Mehr Staat und weniger Markt führen dem-
gegenüber  vielfach  zur  Verminderung  der
Leistungsbereitschaft  der  Leistungsfähigen
und damit zu weniger Wohlfahrt und weniger
Freiheit für alle. 
6  Allerdings kann der Markt nicht allein aus
sich soziale Gerechtigkeit bewirken. Die Leis-
tungsgerechtigkeit des Marktes ist nicht iden-
tisch mit der sozialen Gerechtigkeit.  
7 Die Ökologische und Soziale Marktwirtschaft
fügt deshalb Marktordnung und Ordnung der
sozialen Leistungen zu einem ordnungspoli-
tischen Ganzen zusammen. 
8  Dabei  muß  der  Grundsatz  gelten:  Soviel
Markt  wie  möglich,  um  Eigeninitiative  und
Selbstverantwortung des einzelnen zu stär-
ken, und soviel Staat wie nötig, um Wettbe-
werb und die soziale und ökologische Ord-
nung des Marktes zu gewährleisten.

ente, und preisgünstige Versorgung mit Gü-
tern und Dienstleistungen ermöglichen.
4  Sie müssen sowohl auf die Wünsche der
Konsumenten eingehen als auch neue An-
gebote  und  Verfahren  Produktvielfalt  si-
chern.
5  Mit dem Ziel,  Solidarität mit den Schwa-
chen  zu  üben  und  die  ökologischen  und
ökonomischen Lebensgrundlagen sicherzu-
stellen,  ist  ein  Ordnungsrahmen zu unter-
halten, der Freiräume für die Eigeninitiative
und Selbstverantwortung des einzelnen of-
fenhält und dabei nur soviel staatliche Inter-
vention zuläßt, daß Wettbewerb und die so-
ziale  und  ökonomische  und  ökologische
Ordnung des Marktes gewährleistet bleibt.

Sozial verpflichtetes Privateigentum Sozial verpflichtendes Privateigentum In aller Regel hat das Eigentum selbst keine 
Pflichten, es verpflichtet aber den Eigentümer, ist 
also verpflichtend.

68

(2)

1  Zu einer  freiheitlichen  und  sozialen  Wirt-
schaftsordnung gehört das sozial verpflichtete
Privateigentum. 
2 Privateigentum an Produktionsmitteln ist Be-
dingung für die wirtschaftliche und sorgsame
Nutzung knapper Güter sowie für die Leis-

1  Das sozial verpflichtende Eigentum ist als
essentielles Element einer freiheitlichen und
sozialen  Wirtschaftsordnung  zu  gewähr-
leisten.
2  Gleichermaßen  unterstützt  die  CDU  die
Bildung von Privateigentum an Produktions-

Zu Satz 3NEU: Eigenverantwortliche freie wirt-
schaftliche Betätigung bringt Chancen und Risiken
mit sich, sonst wäre die Betätigung nicht frei. ergo 
kann die Passage betr. Chancen und Risiken aus 
Satz 3ALT entfallen.

Siehe im übrigen lfd. Nr.68(1) Satz 5NEU. 
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tungsfähigkeit  und  Produktivität  der  Wirt-
schaft. 
3  Die  Vertrags-,  Gewerbe- und  Niederlas-
sungsfreiheit  sowie  die  Freiheit  der  Be-
rufswahl sind ebenso grundlegende Voraus-
setzungen für freie wirtschaftliche Betätigung
wie die Chance des Gewinns und das Risiko
des Verlustes.

mitteln als Bedingung für die wirtschaftliche
und  sorgsame  Nutzung  knapper  Güter
sowie  für  die  Leistungsfähigkeit  und  Pro-
duktivität der Wirtschaft. 
3  Die CDU erachtet  ebenso die Vertrags-,
Gewerbe- und Niederlassungsfreiheit sowie
die Freiheit der Berufswahl als grundlegen-
de  Voraussetzungen  für  eigen-
verantwortliche  freie  wirtschaftliche
Betätigung.

Soziale Ordnung Soziale Ordnung

Soziale Gerechtigkeit Soziale Gerechtigkeit

69

(1)

1 Wirtschafts- und Sozialordnung sind un-
trennbar miteinander verbunden. 
2 Sie begrenzen und ergänzen sich gegen-
seitig. 
3 Eine  Wirtschaftspolitik  ohne  soziale
Gerechtigkeit  gefährdet  den  sozialen
Frieden  und  führt  zugleich  zu  volkswirt-
schaftlichen  Verlusten  und  gesellschaftli-
cher Instabilität. 
4 Unsere soziale Ordnungspolitik verbindet
die  Prinzipien  der  Humanität  und  Wirt-
schaftlichkeit sowie der Leistungs- und Ver-
teilungsgerechtigkeit. 
5 Sie zielt auf die Stärkung der Eigenverant-
wortung,  auf persönliche Hilfe und aktive
Solidarität.

1 Wirtschafts-  und  Sozialordnung  sind
untrennbar miteinander verbunden. 
2 Sie begrenzen und ergänzen sich ge-
genseitig. 
3 Eine  Wirtschaftspolitik  ohne  soziale
Gerechtigkeit  gefährdet  den  sozialen
Frieden und führt zugleich zu volkswirt-
schaftlichen Verlusten und gesellschaftli-
cher Instabilität. 
4 Eine soziale Ordnungspolitik in Verant-
wortung der CDU verbindet die Prinzipi-
en der Humanität und Wirtschaftlichkeit
sowie  der  Leistungs-  und  Verteilungs-
gerechtigkeit. 
5 Sie zielt auf die Stärkung der Eigenver-
antwortung,  auf  persönliche  Hilfe  und
aktive Solidarität.

Satz 4NEU: Programmatisch formulieren, auf CDU-
beziehen.

Solidarität und Subsidiarität Solidarität und Subsidiarität

69 1 Wir gestalten unsere soziale Ordnungs- 1 Eine soziale Ordnungspolitik in Verant-
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(2) politik  nach den Prinzipien der Solidarität

und Subsidiarität. 
2 Wir wollen gemeinschaftlich die Risiken
absichern, die der einzelne nicht allein und
aus eigener Kraft tragen kann. 
3 Grundlegende Elemente unserer sozialen
Ordnung bleiben Versicherungspflicht und
Leistungsgerechtigkeit sowie Dezentralisie-
rung und Selbstverwaltung in den Sozial-
versicherungen.

wortung der CDU erfolgt nach den Prin-
zipien der Solidarität und Subsidiarität. 
2 Risiken  sind  gemeinschaftlich  abzu-
sichern, die der einzelne nicht allein und
aus eigener Kraft tragen kann. 
3 Grundlegende Elemente dieser sozia-
len  Ordnung  bleiben  Versicherungs-
pflicht und Leistungsgerechtigkeit  sowie
Dezentralisierung  und  Selbstverwaltung
in den Sozialversicherungen.

Solidarität der Generationen Solidarität der Generationen

69

(3)

1 Unsere Sozialordnung beruht zu einem
erheblichen Teil auf der Solidarität zwischen
den Generationen. 
2 Angesichts  der  tiefgreifenden  demo-
graphischen Veränderungen dürfen wir die-
sen Generationenvertrag nicht überlasten. 
3 Es entspricht unserem Verständnis von
Solidarität und Subsidiarität, angesichts des
gewachsenen  Wohlstandes  die  Absiche-
rung von zumutbaren Risiken in die Eigen-
verantwortung  des  einzelnen  zu übertra-
gen.

1 Eine soziale Ordnungspolitik in Verant-
wortung  der  CDU beruht  zu  einem er-
heblichen  Teil  auf  der  Solidarität  zwi-
schen den Generationen. 
2 Ein solcher „Generationenvertrag“ darf
nicht überlastet werden. 
3 Die Absicherung von zumutbaren Risi-
ken  ist  in  die  Eigenverantwortung  des
einzelnen zu übertragen.

Zu Satz 2NEU: Nicht nur Ökosysteme dürfen zwar 
belastet, aber nicht überlastet werden.

Soziale Partnerschaft Soziale Partnerschaft

69

(4)

1 Von besonderem Wert für unsere soziale
Ordnung und für den Erfolg unserer Wirt-
schaft ist die soziale Partnerschaft. 
2 Ein Vergleich mit vielen anderen Industrie-
ländern zeigt, wie hoch die produktive Kraft
des sozialen Friedens einzuschätzen ist. 
3 Zur sozialen Partnerschaft in der Ökologi-
schen und Sozialen Marktwirtschaft gehö-

1 Von besonderem Wert für eine funktio-
nierende soziale Ordnung und eine leis-
tungsfähiges  Wirtschaftssystem  ist  die
soziale Partnerschaft vor allem zwischen
Arbeitgebern und Arbeitnehmern. 
2 Zu einer soliden sozialen Partnerschaft
gehören  vor  allem  Mitbestimmung,
Selbstverwaltung  in  der  Sozialversiche-

Zu Satz 1ALT: „Unsere Wirtschaft“ kann neben den 
Etats der Partei  höchstens die CDU-Stammkneipe
um die Ecke sein.

Zu Satz 2ALT: Welch eine Anmaßung, die „vielen 
anderen Industrieländer“ im Dunkeln stehen zu 
lassen, wenn es darum geht, Roß und Reiter zu 
nennen!
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ren  vor  allem  Mitbestimmung,  Selbstver-
waltung in der Sozialversicherung, Vermö-
gensbeteiligung  der  Arbeitnehmerinnen
und Arbeitnehmer und die Tarifautonomie. 

rung,  Vermögensbeteiligung  der  Arbeit-
nehmerinnen und Arbeitnehmer und die
Tarifautonomie, ebenfalls  ein wirksamer
Arbeitnehmerschutz  wie  auch  die
Gleichberechtigung von Frau und Mann.

Tarifpartner und Tarifautonomie Tarifpartner und Tarifautonomie

69

(5)

1 Die Tarifautonomie ist ein wichtiger Faktor
unseres sozialen Friedens. 
2 Die Idee der Partnerschaft erfordert funkti-
onsfähige  Gewerkschaften  und  Arbeitge-
berverbände. 
3 Die Tarifpartner tragen besondere Verant-
wortung  für  Vollbeschäftigung,  Geldwert-
stabilität und Wachstum und damit für das
Gemeinwohl. 
4 Zu den grundlegenden Elementen unse-
rer  sozialen Ordnung gehören ferner ein
wirksamer Arbeitnehmerschutz, die Mitbe-
stimmung und  Vermögensbeteiligung  der
Arbeitnehmer und die soziale Partnerschaft
ebenso  wie  die  Gleichberechtigung  von
Frau und Mann. 

1 Eine von der CDU unterstützte Partner-
schaft  zwischen Arbeitnehmern und Ar-
beitgebern ist gleichzeitig Grundlage für
eine funktionsfähige Tarifpartnerschaft.
2 Dies  erfordert  handlungsfähige
Gewerkschaften und Arbeitgeberverbän-
de. 
3 Die Tarifpartner tragen besondere Ver-
antwortung für  Vollbeschäftigung,  Geld-
wertstabilität  und  Wachstum und  damit
für das Gemeinwohl. 

Zu Satz 4: Die Mitbestimmung und die Vermögens-
beteiligung hatten wir schon in lfd. Nr.69 (4) Satz 
3ALT bzw. Satz 2NEU

Was hat die Gleichberechtigung von Mann und 
Frau unter „Tarifpartnerschaft“ zu suchen? Siehe 
jetzt in lfd. Nr.69 (4) Satz 2NEU.

Ökologische Ordnung

70

(1)

1  Wir Christliche  Demokraten  erweitern  die
Soziale Marktwirtschaft um eine ökologische
Dimension. 
2 Stärker als bisher wollen wir die Kräfte und
Steuerungsmechanismen der Marktwirtschaft
einsetzen,  um einen  schonenden  Umgang
mit Natur und Umwelt zu erreichen. 
3  Ziel der Ökologischen und Sozialen Markt-
wirtschaft  ist  es,  eine  Synthese  von  Öko-
nomie, sozialer Gerechtigkeit und Ökologie zu

1  Der Einsatz von Kräften und Steuerungs-
mechanismen  der  Marktwirtschaft  zur
Sicherung  eines  schonenden  Umganges
mit Umwelt ist zu optimieren.
2  Ziel Sozialer Marktwirtschaft muß es sein,
eine nachhaltig humane Synthese von öko-
nomischer  und  ökologischer  Praxis  sowie
sozialer Gerechtigkeit zu sichern.

WENN ES DANN SEIN MUSS; DANN SO!

Aber im Grunde wiederholen sich die Aussagen 
aus dieser lfd. Nr. z.B. in lfd. Nr.67 u.a.

PARALLELE (Ö&S-MW) lfd. Nr.67 (2) Satz 4ALT

Das versieht das Programm mit einem gewissen 
„gebetsmühlenartigen Charakter“.

Man mag sich ja in der CDU ja einiges zutrauen, aber die 
Welt muß sie trotzdem nicht zum zweiten Mal erfinden. 
Marktwirtschaft um die „ökologische Dimension” erweitert
haben z.T. schon vor Jahrhunderten jene, die in Fürsorge
für ihre Untertanen historische Formen von 
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schaffen. Marktwirtschaft praktizierten oder zuließen, die soziale 

Komponenten beinhalteten. Nachweislich wurden dabei 
auch ökologische Belange berücksichtigt (Stichwort 
„Hochzeitsbäume”). 

Nur weil es seinerzeit den Terminus „Soziale 
Marktwirtschaft” nicht gab, ist das noch lange kein Grund 
zu der Anmaßung, die sogenannte „ökologische 
Dimension” wäre für die CDU auf dem politischen Markt 
noch dingfest zu machen gewesen. Das würde im 
übrigen die Unetrstellung erlauben, daß die CDU-
Wirtschaftspolitik von bis 1994 versagt hat, denn die CDU
schon lange vor 1994 in der Regierungsverantwortung 
gewesen.

Im übrigen gibt es   - wie an anderer Stelle bereits 
ausgeführt -  auch deshalb keinen Grund, sich mit der 
Erweiterung von Sozialer Marktwirtschaft um eine 
„ökologische Dimension” zu befassen, weil diese Dimen-
sion für Soziale Marktwirtschaft systemimmanent ist.

Beinhaltet eine Marktwirtschaft besagte Dimension  - oder
besser Komponente -  nicht, trägt also gewissermaßen 
„Ökologie zu Markte”, ist diese Marktwirtschaft sicher 
nicht sozialer, als wenn sie den Menschen zu Markte 
trüge.

Als Beispiel mag auch ein Tetraeder herhalten: Beraubt 
man den Tetraeder eines Eck‘s, also einer Dimension (so 
wie in der politischen Praxis oft die Soziale Marktwirt-
schaft der Komponente „Ökologie”), so ist der Tetraeder 
kein Tetraeder (und die Soziale Marktwirtschaft keine 
Soziale Marktwirtschaft) mehr. Und so, wie es nach 
Maßgabe des limitierenden Wertes „Eck‘” kein „ein 
bißchen Tetraeder” gibt, so gibt es im grundsätzlichen 
nach Maßgabe des Wertes „Ökologie” auch nicht „ein 
bißchen Soziale Marktwirtschaft”

Zu Satz 2NEU: Man muß schon sagen, was für eine 
Synthese man erzielen will, es gibt bei der Vielfalt der 
Kombinationen auch miserable Synthesen.

Vernetzung von Mensch, Natur und Um-
welt

Überschrift = tautologische Gemengelage

70

(2)

1  Unsere Verantwortung für die Schöpfung
muß auch unser wirtschaftliches Handeln
leiten. 
2 Wir müssen die Vernetzung von Mensch,

1 Das Verursacher- und das Vorsorgeprin-
zip  ist  als  essentielle  Grundlage  nach-
haltig  stabiler  ökologischer  und  ökono-
mischer  Ordnung  konsequent

Zu Satz 2ALT: Klischeehafte Vorstellungen; wie will man 
Dinge miteinander vernetzen, die bereits, weil Teile von-
einander, vernetzt sind. Der Mensch ist Umwelt und Natur
(was jene schon gar nicht bestreiten dürften, die der 
Bewahrung der Schöpfung das Wort reden, denn sonst 
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Natur  und  Umwelt  zum  Prinzip  unseres
Handelns machen.
3  Grundlage  der  ökologischen  Ordnung
sind  das  Verursacher- und  das  Vor-
sorgeprinzip. 
4 Wir wollen, daß in Zukunft jeder die Kos-
ten unterlassener Umweltvorsorge und der
Inanspruchnahme von Umwelt tragen muß,
die  aus  seinem  Verhalten  als  Produzent
oder Konsument entstehen. 
5 Das ist nur dann gewährleistet, wenn sich
diese  Kosten  in  ökologisch  ehrlichen
Preisen niederschlagen. 
6 Damit setzen wir Signale und schaffen An-
reize zu umweltschonendem Verhalten.

anzuwenden. gäbe es ja eine “natürliche Schöpfung” (Natur) und eine 
“unnatürliche Schöpfung” (Mensch)), Umwelt ist Natur 
und Mensch, Natur ist Mensch und Umwelt, wobei man 
sich über die Komplettheit des Komplexes streiten mag.

Nicht das Prinzip, sondern seine Anwendung ist 
entscheidend! Nicht umsonst ist der Begriff “Prin-
zipientreue” etabliert.

Zu Satz 3 ff. ALT PARALLELE (VU-Prinzip; ökol. ehrliche 
Preise) in lfd. Nr. 152 

Marktwirtschaftliche Anreize für Umwelt-
schonung

70

(3)

1  Marktwirtschaftliche Anreize und das ge-
setzliche  Ordnungsrecht  sind  die  In-
strumente zur Verwirklichung dieser Ziele. 
2  Über beide Instrumente kann die Knapp-
heit der Naturgüter erfaßt werden. 
3  Ausgehend von der Verantwortung des
einzelnen in der Ökologischen und Sozia-
len Marktwirtschaft treten wir dafür ein, zu-
nächst  alle  Chancen  zur  Kooperation  zu
nutzen, bevor staatliche Regelungen einge-
setzt werden müssen.
4 Wir werden auch künftig das ökologische
Ordnungsrecht  mit  gesetzlichen  Ge- und
Verboten, Grenzwerten, Auflagen und Ge-
nehmigungserfordernissen  zur  wirkungs-
vollen Abwehr von unmittelbaren Gefahren
für Mensch und Umwelt benötigen. 
5  Um die Leistungsfähigkeit  und Innovati-
onskraft  der  Wirtschaft  verstärkt  in  den
Dienst  der  Umwelt  zu stellen,  wollen  wir

1  Die  CDU  räumt  der  Wahrnehmung
persönlicher  Verantwortung  und  dem
freien Zusammenwirken ökologischer und
ökonomischer  Kräfte  Vorrang  vor
staatlicher Intervention ein.
2  Sie  schließt  diese  aber  als  streng
kontrollierten  bedingten  Regelungsfaktor
nicht aus.
3  Ordnungsrecht  muß  die  wirkungsvolle
Abwehr von Gefahren für Menschen und
ihre Umwelt gewährleisten können.
4  Die Attraktivität von Aufgabenbereichen
für  die  wirtschaftliche  Unternehmen,  in
Eigeninitiative innovativ und leistungsfähig
für die Sicherung und Wertsteigerung von
Umwelt  zu  wirken,  muß  der  gesell-
schaftlichen  Bedeutung  von
Umweltschutz  entsprechend
hervorgehoben werden. 

Darunter kann auch funktionelle Wertsteigerung (und 
dadurch mehr Belastbarkeit/ Puffervermögen) verstanden
werden.

Zu Satz 5NEU: Hierdurch wird der subsidiäre Charakter 
von derlei Regulativen betont.

PARALLELE (Ordnungsrecht unersetzbar) lfd. Nr. 153

Zu Satz 5ALT: Unter “Kompensationsmöglichkeiten” wird 
kaum jemand etwas verstehen. Gemeint sind vermutlich 
die Verteilungsmodelle für Emissionen etc. (H.BONUS, 
Bubble-Policy....

Zu Satz 6NEU: Es ist eine Grundsatzfrage, ob 
vermeidbare Emissionen dadurch besser werden, daß 
man sie gänzlich durch Preissysteme zu eliminieren 
versucht, was jedoch, und deshalb ist weiter vorne auch 
das Planungsrecht miteinbezogen, in spezifischen 
Situationen (immissionstechnisch unverträgliche 
Zielpunkte, z.B. Wohnhaus am Rande eines 
Verteilungsgebietes) zu rein theoretischem Nutzen 
degenerieren kann.
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aber  mehr  als  bisher  ökologische  Ord-
nungselemente im Steuerrecht, Umweltab-
gaben,  Kompensationsmöglichkeiten  und
Haftungsregelungen einsetzen. 
6  Indem wir durch solche marktwirtschaftli-
chen Anreize die Umweltschonung beloh-
nen und die Inanspruchnahme von Umwelt
mit Kosten belegen, verfolgen wir den Weg
zu ökologisch ehrlichen Preisen und stär-
ken  die  Eigeninitiative  zu  mehr  Umwelt-
schutz.

5 Die entsprechenden Marktmechanismen
sind  durch  ökologische
Ordnungselemente  insbesondere  im
Planungs-,  Steuer-,  Abgaben-  und
Haftungsrecht zu ergänzen.
6  Marktwirtschaftliche  Mechanismen
müssen  als  Instrument  der
umweltschonende  Ansiedlung  und
Verteilung  von  Unternehmen  sowie
hiermit  verbundenen  unvermeidliche
Emissionen in limitierten geographischen
Räumen und somit nur begrenzt  belast-
baren Umwelten gefördert werden.

Neues Verständnis von Wohlstand und 
Wachstum

70

(4)

1 Wir Christliche Demokraten werben für ein
neues  Verständnis  von  Wohlstand  und
Wachstum. 
2  Wesentlicher  Bestandteil  des Wohlstan-
des ist eine gesunde und lebenswerte Um-
welt. 
3 Wachstum bedeutet weitaus mehr als nur
die Mehrung von Gütern und Dienstleistun-
gen. 
4  Unser neues Verständnis von Wachstum
schließt die schonende Nutzung der natürli-
chen Ressourcen durch den Einsatz mo-
dernster  Produktionsmethoden  und  den
Weg ökologisch ehrlicher Preise für die In-
anspruchnahme von Umwelt ein.

1  Für die CDU ist  eine gesunde und le-
benswerte  Umwelt  eine  essentielle
Grundlage für Wohlstand und die Bildung
neuen Wohlstandes. 
2  Das  Ziel  ökonomischen  und  ökologi-
schen  Wachstums  muß  daher  gleicher-
maßen wie die Mehrung von Gütern und
unmittelbar  für  den Menschen erbrachte
Dienstleistung  ein  Wachstum  von  Um-
weltqualität beinhalten, deren Inanspruch-
nahme nur  unter  marktwirtschaftlich  ob-
jektiven Konditionen vertretbar ist.

Sollte gemäß Leitantrag dieses Verständnis wirklich neu 
sein, fragt sich das geneigte Parteimitglied, welches ver-
nichtende Zeugnis der Leitantragsteller damit doch der 
Politik der CDU zumindest für die letzten 15 Jahre aus-
stellt, denn was neu ist, galt vorher wohl offensichtlich 
nicht und war als politisches  - und wenn ggf. auch nur 
moralisches und weniger juristisches oder strategisch 
technisches -  Instrumentarium demnach nicht bekann

Zu Satz 4ALT: Entfällt hier.

PARALLELE (Wachstum) lfd.Nr.160

2. DIE WETTBEWERBSFÄHIGKEIT DES 
WIRTSCHAFTSSTANDORTES 
DEUTSCHLAND VERBESSERN

Wohlstand für alle
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71 1  Wir Christliche Demokraten haben die So-

ziale Marktwirtschaft  politisch entwickelt und
gegen heftige Widerstände durchgesetzt und
in Jahrzehnten der Regierungsverantwortung
ausgestaltet. 
2 Weltweit gilt dieses Wirtschafts- und Gesell-
schaftsmodell als Vorbild. 
3 Auf der Grundlage von Freiheit und Demo-
kratie ist in der Bundesrepublik eine beispiel-
lose wirtschaftliche Entwicklung und der Aus-
bau des Systems der sozialen Sicherheit ge-
lungen. 
4  Wir halten an dem Ziel fest, Wohlstand für
alle in ganz Deutschland zu schaffen und den
sozialen Ausgleich zwischen Schwachen und
Starken zu verwirklichen.

1  Die CDU wird die Soziale Marktwirtschaft
als weltweit beispielhaftes Wirtschafts- und
Gesellschaftssystem politisch ausbauen.

Zu Satz 2ALT: Ein „Modell“ ist das ganze eben gerade 
nicht, sondern längst Praxis. In einem Wahlkampf hatte 
im übrigen einmal unser politischer Gegner das „Modell 
Deutschland” gerühmt, und wir sind genau in Sachen 
Modell über ihn einhergefallen; bis heute meinen wir, mit 
Recht! 

Zu Satz 1ALT: ...und dennoch kein Programm, sondern er-
folgreiche Vergangenheit!

Neue Herausforderungen für den 
Wirtschaftsstandort Deutschland

72 1  Unser Wirtschaftsstandort  steht  durch die
Veränderungen in Deutschland, Europa und
der  Welt  in  wirtschaftlicher,  technologischer
und  sozialer  Hinsicht  vor  neuen
Herausforderungen.
2  Angesichts  des  Europäischen
Wirtschaftsraumes  und  des  zunehmenden
Austauschs  mit  den  mittel- und
osteuropäischen Staaten, der Internationalität
von  Märkten  und  des  wachsenden
internationalen Standortwettbewerbs und vor
allem  angesichts  der  grundlegend
veränderten  wirtschaftlichen  und  sozialen
Bedingungen  nach  der  Wiedervereinigung
Deutschlands  müssen  wir  unsere
wirtschaftliche  Konkurrenz- und
Leistungsfähigkeit verbessern, für die soziale
Sicherheit  und  die  Lebensgrundlagen



Zu Satz 1ALT: Welche Veränderungen sind denn 
mit „den“ Veränderungen gemeint? Veränderungen
gibt es täglich und wenn es dann immer noch nicht
für ausreichend Programm-Pathos ausreicht, nicht 
nur auf der Erde, sondern im ganzen Weltraum.

Der restliche Text ist im übrigen Programm wieder-
holt enthalten und verbreitet Allgemeinheiten.

Zu Satz 2ALT: Verbesern reicht nicht!
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künftiger Generationen nachhaltig sorgen.

Veränderte gesamtwirtschaftliche Leis-
tungsfähigkeit

Veränderungen  gesamtwirtschaftli-
cher Leistungsfähigkeit

73

(1)

1 Die  sozialistische  Planwirtschaft  hat  in
den neuen Ländern in Deutschland große
ökologische und ökonomische Zerstörun-
gen  hinterlassen  und  den  Menschen
schweren Schaden zugefügt. 
2 Im wiedervereinigten Deutschland ist es
daher eine Aufgabe aller Verantwortlichen
in Wirtschaft, Gesellschaft und Politik, den
wirtschaftlichen, sozialen und ökologischen
Neuaufbau in  den neuen Bundesländern
voranzutreiben. 
3 Mit dem Aufbau einer hochmodernen In-
frastruktur,  durch  Investitionen  in  Ar-
beitsplätze und innovative Produkte, durch
die Verbesserung des Bildungs - und Aus-
bildungswesens  und  durch  die  Stärkung
von Forschung und Entwicklung schaffen
wir die Voraussetzungen für eine leistungs-
fähige Wirtschaft.
4 Mit  der Wiedervereinigung sind wir ge-
meinsam  auch  wirtschaftlich  an  Zu-
kunftschancen reicher geworden. 
5 Bei unseren Ansprüchen müssen wir aber
unsere  veränderte  gesamtwirtschaftliche
Leistungsfähigkeit berücksichtigen. 
6 Wir  müssen  aufhören,  das  bisherige
Wachstum  des  Wohlstandes  im  Westen
einfach fortschreiben zu wollen.

1 Nach  Eintritt  grundlegend  neuer  ge-
samtwirtschaftlicher Konstellationen sind
Konsolidierungsmaßnahmen  unter  Be-
rücksichtigung  der  spezifischen  Eigen-
schaften  neuer  Beteiligter  und  Einfluß-
faktoren einzuleiten. 
2 Insbesondere ist der Nutzung von Syn-
ergien  zwischen  allen  Beteiligten  Vor-
rang  einzuräumen,  wobei  als  Maßstab
der  gestiegene  Reichtum an  Chancen-
vielfalt durch die deutsche Wiederverei-
nigung anzusetzen ist. 

Es ist eine Zumutung, dauernd von „neuen 
Bundesländern” zu hören und zu lesen und andererseits 
dem Anspruch genügen zu sollen, gesamtdeutsch zu 
denken. So neu sind diese Bundesländer wirklich schon 
jetzt nicht mehr, sie werden aber bestimmt nicht zum 
Normalfall werden, wenn andauernd Programm-Macher 
diesem Normalfall widersteuernde Schlagworte wie 
„neue” Bundesländer wohlmöglich grundsatzpro-
grammatisch  kultivieren.

Wenn der Neuaufbau im „Groben” erledigt ist, muß 
abgesichert werden; sonst bekommt hier auch das GP 
einen „Bruch”.

Was heißt konkret „hochmodern” außer, daß es gut klingt

Zu Satz 1ALT: Historie, kein Programm

Zu Satz 3ALT: Verbessern reicht nicht, der Umfang der 
Aufzählung auch nicht! Satz überflüssig

Zu Satz 2NEU: Tagespolitik eliminiert, Programm 
formuliert

Zu Satz 4ALT: Meint jemand im Ernst, man müsse den 
Vektor von Chancen durch den Begriff „Zukunftschancen“
definieren (als Abgrenzung von „Vergangen-
heitschancen“)?

Zu Satz 4ALT: Richtig, aber Tatsachenfeststellung, kein 
Programm

Zu Satz 5ALT: Ein derartiges Sinnieren ist nicht 
Programm. Programm kann das Ergebnis solchen 
Sinnierens sein.

Zu Satz 5ALT und 6ALT: Siehe z.B. lfd. Nr. 75 (1) Satz 1NEU

Zu Satz 6ALT: Wieder einmal eine Selbstbezichtigung, die 
in eine Präambel gehört, nicht aber in die Reihe program-
matischer Aussagen.

Wirtschafts- und Sozialordnung in ganz 
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Deutschland erneuern

73

(2)

1 Die  Wiedervereinigung  bietet  uns  die
Chance,  unsere  Wirtschafts-  und  Sozial-
ordnung in ganz Deutschland zu erneuern
und  Fehlentwicklungen  in  den  alten
Bundesländern zu korrigieren. 
2 Wir  wollen  die  Leistung  und  die  Risi-
kobereitschaft des einzelnen fördern, büro-
kratische Hemmnisse abbauen, wo immer
möglich  deregulieren,  privatisieren  und
Subventionen abbauen sowie  die Beteili-
gung breiter Volksschichten am Produktiv-
kapital fördern.
3 Wir wollen ökologische Erfordernisse stär-
ker  als  bisher  durch  marktwirtschaftliche
Mittel berücksichtigen. 
4 Wir wollen unseren Sozialstaat umbauen,
um die Folgen der demographischen Ver-
änderungen  zu  bewältigen  und  auch  in
Zukunft soziale Gerechtigkeit verwirklichen
zu können. 

2 Als  Grundlage  einer  Stärkung  des
deutschen  Wirtschafgtssystems  fördert
die  CDU  die  Leistungs-  und  die  Risi-
kobereitschaft  des  einzelnen,  eliminiert
bürokratische  Hemmnisse  und  legt
Grundlagen für die Beteiligung der Allge-
meinheit am Produktivkapital. 

Zu Satz 1ALT: Zum Grundsätzlichen siehe z.B. lfd. 
Nr. 75 (1) Satz 1NEU

Zu Satz 2ALT: Im Sinne der Subsidiarität soll 
politisch   nur Leistungsbereitschaft, nicht aber 
Leistung gefördert werden. Letzteres ist Aufgabe 
der Teilnehmer an Markt und Wettbewerb.

Deregulierung bedeutet Eliminierung und nicht nur 
Abbau von Bürokratie. „Paragraphen der Para-
graphen wegen“ ist kenesfalls vertretbar und er-
laubt keine halbherzige Programmatik.

Siehe auch lfd. Nr.[83 (1), 75 (2), 74 (2), 89 (5)]ALT

Wg. „Schichten“ siehe Komm. zu lfd. Nr.1 (1) Satz 2ALT

Zu Satz 3ALT: Siehe alle Ausführungen zu „Die Schöp-
fung bewahren“

Spitzenleistungen durch Innovationen

74

(1)

1 Als rohstoffarmes Land mit hohen Lohnkos-
ten ist Deutschland besonders auf die Leis-
tungsfähigkeit seiner Menschen und die Inno-
vationsfähigkeit  seiner  Wirtschaft  angewie-
sen. 
2  Wir müssen uns mit unserer Fähigkeit zu
Spitzenleistungen auf Produkte und Produkti-
onstechniken mit  Spitzenqualität  konzentrie-
ren. 
3  Technologischer Fortschritt vollzieht sich in
immer kürzeren Zyklen und erfordert eine Be-
schleunigung von Innovationen. 

1 Standortsicherungsfaktoren sind vor allem
vor  dem  Hintergrund  zu  beurteilen,  daß
Deutschland ein rohstoffarmes Land ist.
2 Die CDU verläßt sich auf die Fähigkeit und
eigene  Verpflichtung  deutschen
wirtschaftlicher  Unternehmungen,  Spitzen-
leistungen  in  Produktqualitäten  und
Produktionsverfahren  als  Stand-
ortsicherungsfaktoren einzubringen. 
3  Sie  setzt  im  übrigen  besonders  auf  die
Leistungsfähigkeit  jedes  einzelnen  Men-
schen  und  ihrer  Teamfähigkeiten  in

Zu Satz 1ALT: Kein parteipolitischer Grundsatz!

Auch im übrigen sehr viele Status-Elemente!

Zu Satz 4NEU: ....mit allen Risiken, denn etwas, was 
ökologisch ist, ist bekanntermaßen nicht zwingend etwas 
gutes!

Zu Satz 5ALT: Haben wir solche „Sprüche” nötig. Man 
mag es ja bedauern, aber die Zukunft gehört jedem und 
damit auch jedem Übel.  Es wird im übrigen schon keiner 
auf die Idee kommen, wir würden unsere Politik auf die 
Vergangenheit ausrichten, auch wenn böse Zungen das 
behaupten (auch Satz 6ALT)
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4  Die  Wettbewerbsfähigkeit  unseres  Stand-
ortes  hängt  deshalb  wesentlich  von einem
hohen  Leistungsstand  bei  Forschung  und
Entwicklung sowie bei der Anwendung neuer
Technologien  wie  Bio-,  Gen-,  Informations-
 und Umwelttechnologien ab.
5 Umweltfreundlichen Produkten und Techno-
logien gehört die Zukunft. 
6  Mit  der  Weiterentwicklung  unserer  Wirt-
schaftsordnung  zu  einer  Ökologischen  und
Sozialen Marktwirtschaft können wir nicht nur
unsere führende Rolle im Bereich der Um-
welttechnologien ausbauen, sondern auch ei-
nen  wesentlichen  Standortvorteil  für  die
Zukunft sichern.

Deutschland. 
4  Eine  Stärkung des Ökologischen in der
Sozialen Marktwirtschaft soll nicht nur zum
Ausbau  führender  Rollen  im  Bereich  der
Umwelttechnologien  beitragen,  sondern
auch einen wesentlichen und nachhaltigen
Standortvorteil Deutschlands sichern.

Wirtschaftsstandort Deutschland 
stärken

74

(2)

1  Zur  Stärkung  des  Wirtschaftsstandorts
Deutschland treten wir ein für:

- 1a die Rückführung des Staatsanteils und
die Senkung von Steuern und Abgaben, 

- 1b die  Verbesserung  von  Ausbildung,
Wissenschaft und Forschung und deren In-
frastruktur, 

- 1c die Förderung von Zukunftstechnologien
und des Umweltschutzes, 

- 1d Privatisierung und Abbau von Subventio-
nen, 

- 1e Deregulierung und Veringerung bürokra-
tischer Vorschriften und Auflagen sowie die
Beschleunigung  von  Genehmigungsver-
fahren, 

- 1f flexiblere  Arbeits- und  längere  Ma-
schinenlaufzeiten  sowie  deren  Ent-
kopplung, 

1  Zur  Stärkung  des  Wirtschaftsstandorts
Deutschland tritt die CDU ein für die:

- 1a Rückführung  des  Staatsanteils  am
Wirtschaftsgeschehen  und
geringstmögliche Steuern und Abgaben,

- 1b Effektivierung von Ausbildung, Wissen-
schaft  und  Forschung  und  deren  In-
frastruktur,

- 1c Förderung von Technologien mit einer
nachhaltig  positiven  Zukunftsperspektive
und dabei besonders solche des Umwelt-
schutzes,

- 1d Minimierung von Subventionen,

- 1e Minimierung  von  Regelwerken  und
Straffung  staatlicher  Genehmigungs-
verfahren,

- 1f Flexibilisierung von Arbeitszeiten

Zu Satz 1aALT/NEU: Staatsanteil an was?

Zu Satz 1gALT/1bNEU: Verbessern ist nicht genug und so 
schlecht war es bisher ja auch nicht

Zu Satz 1cALT: Was sind schon Zukunftstechnologien 
außer, daß es Technologien sind, die in der Zukunft 
existieren werden

Zu Satz 1dNEU: Besser, als der auf heute relativierte 
Begriff Abbau

Zu Satz 1dALT: Privatisierung von was???

Zu Satz 1gNEU: Nicht immer sind längere 
Maschinenlaufzeiten sinnvoll (wenn das z.B. bei bereits 
optimierter Maschinenlaufzeit auf Kosten der 
Wartungszeiten ginge)
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- 1g die Verbesserung der Informations- und

Verkehrsinfrastruktur

- 1h und insbesondere die Sicherung unse-
res  sozialen  Friedens  und  der  sozialen
Partnerschaft. 

- 1g Optimierung der Maschinenlaufzeiten

- 1h Effektivierung der Verkehrsinfrastruktur

- 1j Sicherung des sozialen Friedens

Freier Welthandel

74

(3)

1  Als  exportorientierte  Industrienation  ist
Deutschland auf einen freien Welthandel an-
gewiesen. 
2  Protektionismus blockiert die Dynamik der
Wirtschaft und verhindert Innovationen. 
3 Mit dem Europäischen Wirtschaftsraum ent-
steht in Europa ein großer integrierter Markt,
der  sich  auch  den  mittel- und  osteuropäi-
schen Staaten öffnen muß. 
4  Um  den  Wirtschaftsstandort  Deutschland
und Europa zu sichern und zu verbessern,
streben  wir  eine  Europäische  Wirtschafts-
 und Währungsunion an und treten für offene
Märkte nach innen und außen ein.

1  Die CDU tritt für einen wirksamen Schutz
der  Dynamik  wirtschaftlicher  Unternehmen
in  Deutschland   -  einer  auf  einen  freien
Welthandel  angewiesene  Industrienation  -
vor Protektionismus ein.


Siehe im übrigen lfd. Nr. 77(2)NEU

Finanz- und Steuerpolitik

Abbau der Staatsquote

75

(1)

1 Die  Rahmenbedingungen  der  Finanz-
politik  haben sich durch den Aufbau der
neuen  Bundesländer  für  eine  längere
Übergangszeit stark verändert. 
2 Damit das Zusammenwachsen Deutsch-
lands zügig vorangebracht wird, haben wir
vorübergehend  eine  höhere  Staatsver-
schuldung, ein Ansteigen des Staatsanteils,
der Steuerbelastung und der Staatsausga-
ben in Kauf nehmen müssen. 
3 Im Anschluß daran muß jedoch die Ver-
schuldung konsequent rückgeführt, alle öf-

1 Die Rahmenbedingungen der Finanz-
politik sind in engen Intervallen zu analy-
sieren, zu bestimmen und als Haushalts-
grundlagen aufzuarbeiten. 
2 Gleichzeitig sind längerfristige Ziele zu
setzen und allgemeinverständlich zu be-
gründen.
3 Eine  nach  vernünftigem Volksempfin-
den  zu  hohe  Staatsverschuldung,  ein
Ansteigen des Staatsanteils, der Steuer-
belastung und der Staatsausgaben dür-
fen nur erkennbar zielgerichtet und kurz-

Zu Satz 1ALT: Historie, kein Grundsatz! Wieder ein-
mal der unsinnige Begriff „neue Bundesländer“

Zu Satz 3NEU: Programmatische Formulierung, Ab-
kopplung v. Tagespolitik.

Es muß in einer Politik, die auf dem „mündigen 
Bürger“ ausgeht, davon auszugehen sein, daß 
Bürger zur Vernunft fähig sind. Da Vernunft nicht 
eingleisig ist, ist dadurch das Primat der Politik 
nicht etwa entbehrlich.

Zu Satz 3ALT: Geht in Satz 2NEU auf.

Zu Satz 5ALT: Siehe Satz 2NEU

Zu Satz 6ALT: Siehe Satz 2NEU; wozu die abschlie-
ßende Aufzählung?
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fentlichen  Haushalte  konsolidiert,  der
Staatsanteil  am  Bruttosozialprodukt  ver-
mindert  und  mittelfristig  die  Steuerbelas-
tung gesenkt werden. 
4 Der Abbau der Staatsquote bei konsoli-
dierten Staatshaushalten ist  die  Meßlatte
aller finanzpolitischen Entscheidungen. 
5 Die Voraussetzungen zur Senkung der
Verschuldung schaffen wir,  indem wir  die
Aufgaben des Staates neu bestimmen. 
6 Wir müssen neu festlegen, welche öffent-
lichen Leistungen Vorrang haben, was der
Staat und die Sozialversicherungssysteme
leisten können, welche öffentlichen Dienst-
leistungen über Marktbeziehungen geregelt
werden können und auf welche Leistungen
wir verzichten müssen.

fristig erfolgen. 
4 Die Staatsquote ist  bei  konsolidierten
Staatshaushalten  grundsätzlich  zu  mi-
minieren. 

Deregulierung, Entbürokratisierung, Pri-
vatisierung

75

(2)

1 Erforderlich sind Strukturveränderungen und
Umschichtungen,  Ausgabenverminderungen
und Effizienzsteigerungen. 
2  Indem wir  deregulieren,  entbürokratisieren
und privatisieren, wollen wir erreichen, daß öf-
fentliche  Aufgaben  effizienter  und  kosten-
günstiger wahrgenommen werden. 
3 Wir wollen mehr als bisher einen Teil der öf-
fentlichen Aufgaben durch besondere Entgel-
te  wie  Preise  und  Gebühren  und  durch
Selbstbeteiligungsanteile finanzieren. 
4  Dies erhöht die Kostentransparenz öffentli-
cher Angebote,  begünstigt  den Wettbewerb
und führt  zu einem kostengünstigeren und
sparsameren Umgang mit öffentlichen Leis-
tungen.

1  Zur  Effektivierung der  Wahrnehmung öf-
fentlicher Aufgaben will die CDU

- 1a einen vertretbaren Teil der  - insbeson-
dere freiwilligen -  öffentlichen Leistungen
durch besondere Entgelte wie Preise und
Gebühren und durch Selbstbeteiligungs-
anteile finanzieren 

- 1b die Kostentransparenz öffentlicher An-
gebote  fördern  und  gewährleisten  und
dadurch den Wettbewerb begünstigen

- 1c zu einem kostengünstigen und sparsa-
mer Umgang mit öffentlichen Leistungen
anregen.

Komplexe Sätze entkoppeln!
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Subventionsabbau

75

(3)

1 Um die öffentlichen Haushalte zu konsoli-
dieren,  ist  ein  nachhaltiger  Subventions-
abbau notwendig. 
2 Dauerhafte  Subventionen  lähmen  die
Marktkräfte,  verzerren  den  Wettbewerb,
behindern den Strukturwandel und die Wirt-
schaftsdynamik. 
3 Wir wollen Finanzhilfen, Steuervergünsti-
gungen und sonstige subventionsähnliche
Ausgaben weiter reduzieren. 
4 Subventionen sollten grundsätzlich befris-
tet und degressiv gestaltet werden. 
5 Subventionsbetrug  und  Steuerhinterzie-
hung  müssen  mit  aller  Konsequenz  be-
kämpft werden.

1 Subventionen  dürfen  nicht  Regelbe-
standteil  eines  öffentlichen  Haushaltes
sein.
2  Dies gilt insbesondere dann, wenn da-
durch  Haushaltsautonomien  öffentlich
rechtlicher Träger in Abhängigkeiten von
einzelnen Dritten geführt würden.
3 Daher ist im Interesse vor allem eines
dynamischen Marktes auf der Grundlage
unverzerrten  Wettbewerbs  das  Ziel  zu
verfolgen,  Subventionsanteile  gegen
Null zu führen. 
4 Subventionen sollen grundsätzlich be-
fristet und degressiv gestaltet werden. 
5 Subventionsbetrug  und  Steuerhinter-
ziehung  müssen  nachhaltig   bekämpft
werden.

Verteilungs- und Leistungsgerechtigkeit Verteilungs- und Leistungsgerechtigkeit

76

(1)

1  Der Grundgedanke der sozialen Gerech-
tigkeit  ist  nicht  nur  bei  den  Empfängern
staatlicher  Leistungen,  insbesondere  bei
Sozialleistungen, zu berücksichtigen, son-
dern auch bei der Belastung der Steuer-
und Beitragszahler. 
2  Es geht nicht nur um Verteilungs-, son-
dern  gleichermaßen auch um Leistungs-
gerechtigkeit.
3  Steuern und Abgaben dürfen weder die
private Initiative noch die Leistungsfähigkeit
von Arbeitnehmern und Unternehmern läh-
men.

1  Der Grundgedanke der sozialen Gerech-
tigkeit  ist  nicht  nur  bei  den  Empfängern
staatlicher  Leistungen,  insbesondere  bei
Sozialleistungen,  zu  berücksichtigen,  son-
dern auch bei  der  Belastung der Steuer-
und Beitragszahler. 
2 Es geht nicht nur um Verteilungs-, sondern
gleichermaßen auch um Leistungsgerech-
tigkeit.
3 Steuern und Abgaben dürfen weder private
Initiative noch die Leistungsfähigkeit von Ar-
beitnehmern und Unternehmern lähmen. 

4  Erfordernisse  im  internationalen  Wett-
bewerb  der  Unternehmensbesteuerung,

Zu Satz 4NEU: Aus Nr.76(3) Satz 6ALT
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insbesondere  relativ niedrige Steuersätze
in  andren  Staaten,  sind  entsprechend  zu
berücksichtigen.

76

(2)

1  Zur Erhöhung der Transparenz und der
Gerechtigkeit  sowie  zur  Verwal-
tungsvereinfachung  streben  wir  an,  das
Steuersystem und die nicht auf Beiträgen
beruhenden Sozialleistungen  so weit  wie
möglich zu integrieren.

1 Zur Erhöhung von Transparenz, Leistungs-
gerechtigkeit  und  Verwal-
tungsvereinfachung  des  Steuersystems
strebt die CDU an, die nicht auf Beiträgen
beruhenden  Sozialleistungen  so  weit  wie
möglich in dieses System zu integrieren.

Integration wohin, wo hinein?

Neustrukturierung des Steuersystems Neustrukturierung des Steuersystems

76

(3)

1 Wir wollen deshalb mittelfristig sowohl die
Steuerbelastung insgesamt reduzieren als
auch  unser  Steuersystem  neu  struktu-
rieren.
2  Die Belastung der produktiven Faktoren
Kapital und Arbeit durch die direkten Steu-
ern ist zu hoch.
3 Wir wollen niedrigere direkte Steuersätze,
aber  eine  breitere  Steuer-
bemessungsgrundlage mit weniger steuer-
lichen  Vergünstigungen  und  Aus-
nahmetatbeständen.
4 Das dient zugleich der Vereinfachung und
damit der Steuergerechtigkeit.  
4a Zugleich werden wir den Konsum, insbe-
sondere  bei  Energieverbrauch  und  Um-
weltbelastungen,  steuerlich  stärker  belas-
ten müssen. 
5 Indem wir das Steuersystem ökonomisch
und ökologisch neu orientieren, stellen wir
wichtige Weichen zur Fortentwicklung der
Ökologischen  und  Sozialen  Marktwirt-

1 Sowohl die Steuerbelastung insgesamt ist
zu minimieren als auch das Steuersystem
strukturell zu optimieren.
2   Die  CDU  befürwortet  niedrige  direkte
Steuersätze  auf  einer  möglichst  breiten
Steuerbemessungsgrundlage,  dabei  nur
möglichst  wenige  steuerliche  Ver-
günstigungen und Ausnahmetatbestände.
3  Sie  strebt  damit  zugleich  mehr  Steuer-
gerechtigkeit an. 
4  Der Gebrauch öffentlicher Güter wie die
Belastung  von  Umwelt  sowie  die  Inan-
spruchnahme von Energie  sind steuerlich
stärker zu belasten. 
5 Das Sachkapital darf steuerlich gegenüber
dem Finanzkapital nicht benachteiligt sein.
6 Ertragsunabhängige Steuern sind klein zu
halten  und  die  EG-Steuerharmonisierung
voranzutreiben.

Grundsatzprogrammatik statt tagespolitische Rela-
tionen!

Zu Satz 2ALT: Ein klassisch grundsatz-unprogram-
matischer Ansatz!

Zu Satz 4ALT: Vereinfachung von was?

Zu Satz 7ALT: In der Vergangenheit wohl kaum.....



101

 

    Nr.           Text ’94                                                    Text 2000  (Änderung v. `94)                 Details                                                             
schaft.
6  Dies entspricht auch den Erfordernissen
im internationalen Wettbewerb der Unter-
nehmensbesteuerung, da in vielen Staaten
die direkten Steuersätze niedriger sind als
in Deutschland.
7 Das Sachkapital darf künftig steuerlich ge-
genüber dem Finanzkapital nicht benach-
teiligt sein.
8  Ertragsunabhängige  Steuern  wollen  wir
vermindern und die EG-Steuerharmonisie-
rung weiter vorantreiben.

Währungspolitik

Geldwertstabilität

77

(1)

1  Geldwertstabilität  ist  für  eine  solide  wirt-
schaftliche  Entwicklung  und  als  Grundlage
sozialer  Gerechtigkeit  von  entscheidender
Bedeutung.
2  Stabilität  dient  den  Sparern  und  Ver-
brauchern. 
3 Voraussetzung für den Erfolg der Geld- und
Währungspolitik  ist,  daß alle  Beteiligten  im
Wirtschaftsleben einschließlich  der  Tarifpart-
ner  und  der  öffentlichen  Ge-
bietskörperschaften  ihren  Stabilitätsbeitrag
leisten.

1 Geldwertstabilität ist als Grundlage für eine
solide  wirtschaftliche  Entwicklung  und  für
soziale Gerechtigkeit  unbedingt zu gewähr-
leisten. 
2  Hiermit  soll  auch  Sparern  und  Ver-
brauchern Sicherheit geboten werden.
3 Als Voraussetzung für den Erfolg einer sol-
chen Geld- und Währungspolitik sieht es die
CDU, daß alle Beteiligten im Wirtschaftsle-
ben einschließlich der Tarifpartner und der
öffentlichen  Gebietskörperschaften  eigene
konsequente Stabilitätsbeiträge leisten.

Zu Satz 3NEU: Zunächst ‚mal geht es um unser 
Grundsatzprogramm und unsere Politik!

Im übrigen geht es nicht um einen Stabilitätsbeitrag, 
sondern um Stabilitätsbeiträge. Solidarität darf auch 
verbal nicht zum Kollektivismus verkommen.

Europäische Wirtschafts- und 
Währungsunion

77

(2)

1  In  Europa  ist  es  unser  gemeinsames
Anliegen, die Geldwertstabilität zu sichern.
2  Einzelne  Währungen  und  nationale
Notenbanken  allein  können  in  zusammen-
wachsenden  Märkten  auf  Dauer  nicht  für

1  Die  CDU  sieht  die  Sicherung  der
Geldwertstabilität  als  gemeinsames
Anliegen aller europäischen Staaten. 
2  Zur  gleichzeitigen  Sicherung  der  Wirt-
schaftsstandorte  Deutschland  und  Europa

Zu Satz 4NEU: Warum keine positiven Veränderungen?
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Währungsstabilität sorgen.
3  Gerade das exportorientierte  Deutschland
benötigt  die  stabile  Kaufkraft  des
europäischen Marktes.
4  Wir  streben  eine  Wirtschafts-  und  Wäh-
rungsunion an, deren Voraussetzung die strik-
te Einhaltung der im Vertrag von Maastricht
festgelegten Konvergenzkriterien ist. 
5  Beim Eintritt in die Währungsunion werden
hohe Maßstäbe an die wirtschaftlichen Vor-
aussetzungen der teilnehmenden Länder, vor
allem hinsichtlich niedriger Inflationsraten und
ihrer Haushaltsdisziplin angelegt.
6 Diese Maßstäbe dürfen nicht verändert wer-
den.

strebt sie eine Europäische Wirtschafts- und
Währungsunion  und  offene  Märkte  nach
innen  und  außen  an,  auch weil  sie  in
einzelnen  Währungen  und  nationalen
Notenbanken in  komplexen Märkten allein
auf Dauer keine Grundlage hierfür erkennt. 
3  Die CDU legt hohe Maßstäbe an die wirt-
schaftlichen Voraussetzungen der an einer
Währungsunion teilnehmenden Länder, vor
allem  hinsichtlich  niedriger  Inflationsraten
und ihrer Haushaltsdisziplin an. 
4  Diese  Maßstäbe,  orientiert  an  den
Verträgen  von  Maastricht,  dürfen  nicht
negativ verändert werden.

 

77

(3)

1 Die geldpolitische Verantwortung soll in der
Wirtschafts- und  Währungsunion  auf  die
Europäische Zentralbank übertragen werden,
die- wie  die  Deutsche  Bundesbank-
 unabhängig und vorrangig der Preisstabilität
verpflichtet ist.
2 Wir wollen mit der Europäischen Währungs-
union die notwendigen Voraussetzungen für
eine  konsequent  am  Ziel  der  Geldwert-
stabilität ausgerichtete gemeinsame europä-
ische Währung schaffen,  die  ebenso stabil
sein muß, wie die D-Mark.

1  Die geldpolitische Verantwortung soll  für
die Wirtschafts- und Währungsunion von ei-
ner  Europäischen  Zentralbank  wahrge-
nommen werden, die  - wie die Deutsche
Bundesbank  -  unabhängig  und vorrangig
der Preisstabilität verpflichtet ist.

Zu Satz 1NEU: Das Wahrnehmen ist das 
programmatische Ziel, das Übertragen das  - vermutlich 
einzige -  Mittel, dieses Ziel zu erreichen. Ins Programm 
gehört das Ziel und ggf. eine 
Ausschließlichkeitsformulierung für mögliche perverse 
Wege zu diesem Ziel, während die positiven Wege im 
Sinne von ökonomischer Vielfalt sich grundsatzpro-
grammatischer Enthaltsamheit auch der CDU erfreuen 
können sollten.

Zu Satz 2ALT: Erledigt durch lfd.Nr.77(2) Satz 4ALT/2NEU

Wettbewerbspolitik Wettbewerbspolitik

Wettbewerb schafft Chancenvielfalt Wettbewerb schafft Chancenvielfalt

78

(1)

1 Die Freiheit des einzelnen und die Offen-
heit der Gesellschaft sind Voraussetzungen
für Wettbewerb. 
2 Der Wettbewerb ist seinerseits Grundlage

1  Die CDU sieht in der Freiheit des Einzel-
nen und in der Offenheit der Gesellschaft
wesentliche  Voraussetzungen  für  Wettbe-
werb. 



103

 

    Nr.           Text ’94                                                    Text 2000  (Änderung v. `94)                 Details                                                             
für Chancenvielfalt. 
3  Wir  wollen  individuelle  Chancen-
gerechtigkeit  sichern, Märkte offen halten
und unlauteren Wettbewerb unterbinden. 
4  Wo  die  Konzentration  wirtschaftlicher
Macht das Prinzip des Wettbewerbs ver-
letzt, ist die Wahlvielfalt der Bürger und die
Wirkung des Marktes beeinträchtigt. 
5 Der Staat muß deshalb der Konzentration
wirtschaftlicher Macht entgegenwirken.

2  Genauso ist  Wettbewerb seinerseits  als
Grundlage für Chancenvielfalt anzusehen. 
3  Die  CDU  will  individuelle  Chancen-
gerechtigkeit  sichern,  Märkte  offen  halten
und unlauteren Wettbewerb unterbinden. 
4  Weil  die  Konzentration  wirtschaftlicher
Macht  das  Prinzip  des Wettbewerbs  und
damit  die Wahlvielfalt  der Bürger und die
Wirkung  des  Marktes  verletzt,  muß  der
Staat  der  Konzentration  wirtschaftlicher
Macht vorausschauend entgegenwirken.

78

(2)

1  Wir  treten  dafür  ein,  wett-
bewerbsrechtliche  Sonderregelungen  für
die Bereiche Verkehr, Versicherung, Ban-
ken,  Energie-  und  Versorgungswirtschaft,
Arbeitsvermittlung und freie Berufe grund-
sätzlich  den  allgemeinen  Wettbewerbs-
regelungen anzupassen.

1  Die  CDU  tritt  dafür  ein,  wett-
bewerbsrechtliche  Sonderregelungen  für
die  Bereiche Verkehr,  Versicherung,  Ban-
ken,  Energie-  und  Versorgungswirtschaft,
Arbeitsvermittlung und freie Berufe grund-
sätzlich den allgemeinen Wettbewerbsrege-
lungen anzupassen.

Wettbewerb in der Europäischen Union Wettbewerb in der Europäischen Union

78

(3)

1 Die Aufgaben der Wettbewerbspolitik ver-
lagern  sich  zunehmend auf  die  europäi-
sche Ebene. 
2  Dabei dürfen die wettbewerbsorientierten
Grundsätze  des  deutschen  Kartellrechts
nicht in Frage gestellt werden. 
3  Wir wollen, daß die EU-Fusionskontrolle
institutionell  abgesichert  und  ein  un-
abhängiges  europäisches  Kartellamt  ge-
schaffen wird. 
4 Neben der Fusionskontrolle verstehen wir
es als weitere Elemente unserer Wettbe-
werbspolitik,  staatliche  Subventionen  zu
begrenzen und abzubauen, Wirtschaftsbe-

1  Bei der  Verlagerung von Aufgaben der
Wettbewerbspolitik  auf  die  europäische
Ebene  dürfen  die  wettbewerbsorientierten
Grundsätze  des  deutschen  Kartellrechts
nicht in Frage gestellt werden. 
3 Die CDU will, daß die EU-Fusionskontrolle
institutionell  abgesichert  und  ein  un-
abhängiges  europäisches  Kartellamt  ge-
schaffen wird. 
4 Neben der Fusionskontrolle versteht es die
CDU als  weitere Elemente  fairer  Wettbe-
werbspolitik, staatliche Subventionen zu be-
grenzen  und  abzubauen,  Wirtschaftsbe-
triebe mit staatlicher Beteiligung zu privati-
sieren und eine offensive Verbraucherpolitik
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triebe mit staatlicher Beteiligung zu privati-
sieren und eine offensive Verbraucherpolitik
zu vertreten,  durch die  der  Verbraucher-
schutz gewährleistet ist.

zu  vertreten,  durch  die  der  Verbraucher-
schutz gewährleistet ist.

Strukturpolitik

Aktive Strukturpolitik in den neuen 
Bundesländern

„neue Bundesländer“?

79

(1)

1  Beim Aufbau  einer  leistungsfähigen  Wirt-
schaft in den neuen Bundesländern gibt es zu
einem marktwirtschaftlichen Kurs  und einer
weiteren Privatisierung keine Alternative. 
2  Die  besondere  Situation  in  den  neuen
Bundesländern  erfordert  für  eine  längere
Übergangszeit  im  Interesse  der  Menschen
eine aktive Strukturpolitik. 
3  Dabei hat die Errichtung einer neuen und
modernen Infrastruktur Priorität. 
4 Im gesamten Bereich der Wirtschaft streben
wir eine möglichst weitgehende Privatisierung
an. 
5 Nur durch den wirtschaftlichen Strukturwan-
del hin zu Unternehmen, die im Wettbewerb
bestehen können, sind gleiche Lebensbedin-
gungen in ganz Deutschland zu erreichen. 
6  Um diesen  Wandel  und  eine  industrielle
Zukunft zu sichern, ist eine weitgehende- im
Zeitablauf  abnehmende- Flankierung  durch
staatliche Hilfen erforderlich. 
7  Um industrielle Kerne zu erneuern und in-
dustriell leistungsfähige Regionen als Wachs-
tums- und  Entwicklungspole  zu  gewinnen,
wollen wir sanierungsfähige, aber noch nicht
privatisierte  Unternehmen  an  die  Wett-
bewerbs- und damit  Privatisierungsfähigkeit
heranführen.

1  Die  CDU  setzt  sich  für  die  intensive
Weiterentwicklung einer leistungsfähigen In-
frastruktur in ganz Deutschland ein.
2  Sie strebt im gesamten Bereich der Wirt-
schaft eine möglichst weitgehenden Privat-
anteil des Produktivvermögens an. 
3 Um dies umzusetzen, hält sie auch sekto-
ral oder regionale staatliche finanzielle Un-
terstützung für vertretbar.
4  Diese Unterstützung muß zeitlich limitiert
und mit klaren Perspektiven versehen erfol-
gen. 
5 Aus Sicht der CDU sind gleiche Lebensbe-
dingungen in ganz Deutschland nur durch
wirtschaftlichen Strukturwandel  hin  zu Un-
ternehmen,  die  im  Wettbewerb  bestehen
können, zu erreichen. 
6 Ziel dieser aktiven Strukturpolitik ist es, ge-
rade  in  den  wirtschaftlich  schwachen
Bundesländern eine breit strukturierte Wirt-
schaft  mit  positiver  Betriebsperspektive zu
entwickeln.

Zu Satz 1ALT: Das ist kein Grundsatz, sondern eine
Relation, weil es sonst heißen müßte „.....für die 
CDU keine Alternative“. Warum sagen es die Verf. 
nicht einfach, daß sie etwas so wollen, wie sie es 
wollen. Sonst risse es wohl noch ein, zu jedem be-
fürworteten Standpunkt platzfüllend klarzustellen, 
daß es dazu auch keine Alternative gäbe.

Das „neue” ist das „alte” der Zukunft!

Zu Satz 1NEU: Zu ganz Deutschland gehören auch die 
östlichen Bundesländer.

Zu Satz 3ALT: Was ist modern außer daß es der Zeitgeist 
ist?

Zu Satz 2NEU: Privatanteil von was?

Zu Satz 4NEU sinngem. aus lfd. Nr. 79(4).

Zu Satz 6ALT: .....eine industrielle Vergangenheit sicher 
nicht. Es handelt sich im übrigen um eine politische 
Handlungsanweisung, also eine untergrundsatzpro-
grammatische Aussage.
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8  Ziel dieser aktiven Strukturpolitik ist es, in
den  neuen  Bundesländern  eine  zu-
kunftsfähige, breit  strukturierte Wirtschaft zu
entwickeln.

79

(2)

1 Mit einer engeren Verknüpfung von Struk-
tur- und Arbeitsmarktpolitik wollen wir den
Zeitraum zwischen dem Wegbrechen alter,
unrentabler  und  dem  Entstehen  neuer,
wettbewerbsfähiger Arbeitsplätze überbrü-
cken und verkürzen sowie soziale Härten
vermeiden und abschwächen. 
2 Zugleich soll erreicht werden, daß die vor-
handenen qualifizierten Arbeitskräfte nicht
abwandern,  ihre  Qualifikation  verbessert
wird und sie in ihrer Heimat eine tragfähige
Beschäftigungsperspektive erhalten.

1 Mit einer engeren Verknüpfung von Struk-
tur- und Arbeitsmarktpolitik will die CDU den
Zeitraum zwischen dem Wegbrechen alter,
unrentabler und dem Entstehen neuer, wett-
bewerbsfähiger  Arbeitsplätze  überbrücken
und verkürzen sowie soziale Härten vermei-
den und abschwächen. 
2  Zugleich soll damit erreicht werden, daß
die vorhandenen qualifizierten Arbeitskräfte
nicht abwandern, ihre Qualifikation verbes-
sert wird und sie in ihrer Heimat eine tragfä-
hige Beschäftigungsperspektive erhalten.

Privatisierung  auch  in  den  alten
Bundesländern

Privatisierung auch in den alten Bundes-
ländern

79

(3)

1 In den alten Bundesländern sind industri-
elle Beteiligungen und sonstige privatwirt-
schaftliche  Unternehmen  der  öffentlichen
Hand konsequent zu privatisieren. 
2 Außerdem können die Einrichtung und der
Betrieb von Infrastrukturen im Bereich Ver-
kehr,  öffentlichen  Planungsleistungen,
Wasserver- und Abwasserentsorgung so-
wie in der Energie- und Abfallwirtschaft so-
weit wie möglich privatisiert werden. 
3  Privatwirtschaftliche,  durch  Markt  und
Wettbewerb  gesteuerte  und  kontrollierte
unternehmerische  Tätigkeit  gewährleistet
am besten wirtschaftliche Freiheit, ökono-
mische Effizienz und Anpassung an sich
verändernde Marktverhältnisse. 
4  Soziale Flankierungen erfolgen durch die

1 Industrielle Beteiligungen und sonstige pri-
vatwirtschaftliche Unternehmen der öffentli-
chen Hand sind  konsequent zu privatisie-
ren. 
2  Außerdem sollen die Einrichtung und der
Betrieb von Infrastrukturen wie im Bereich
Verkehr,  öffentlichen  Planungsleistungen,
Wasserver-  und  Abwasserentsorgung  so-
wie in der Energie- und Abfallwirtschaft weit-
möglichst privatisiert werden. 
3  Privatwirtschaftliche,  durch  Markt  und
Wettbewerb gesteuerte und kontrollierte un-
ternehmerische Tätigkeit soll wirtschaftliche
Freiheit, ökonomische Effizienz und Anpas-
sung  an  sich  verändernde  Marktver-
hältnisse gewährleisten. 
4  Soziale Flankierungen müssen durch die
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Ausgleichs- und Förderinstrumente der So-
zial-  und Arbeitsmarktpolitik,  grundsätzlich
dagegen nicht durch die unternehmerische
Betätigung des Staates.

Ausgleichs- und Förderinstrumente der So-
zial-  und  Arbeitsmarktpolitik,  grundsätzlich
dagegen nicht durch die unternehmerische
Betätigung des Staates erfolgen.

Förderung des Strukturwandels

79

(4)

1 Ein kontinuierlicher Strukturwandel ist unver-
zichtbar, um im internationalen Wettbewerb
zu bestehen. 
2  Dieser  Strukturwandel  muß  grundsätzlich
der  wettbewerblich geordneten Marktsteue-
rung überlassen werden. 
3 Staatliche Wirtschaftslenkung ist dazu nicht
in der Lage. 
4 Aufgabe der Strukturpolitik kann es nur sein,
die  Anpassungsfähigkeit  von  Unternehmen
und Beschäftigten  nach Kräften  zu fördern
und den Strukturwandel sozial abzusichern. 
5 Wo sektorale oder regionale Hilfen dazu not-
wendig  sind,  müssen  sie  zeitlich  befristet,
degressiv  gestaltet  und  mit  anpas-
sungsorientierten Auflagen verbunden sein. 


Zu Satz 5ALT: Siehe lfd. Nr. 79 (1) Satz 4NEU

Mittelstandspolitik Mittelstandspolitik

Mittelstand - unverzichtbare Grundlage 
für die Leistungsfähigkeit

Mittelstand - unverzichtbare Grundlage 
für die Leistungsfähigkeit

80

(1)

1 Die Leistungsfähigkeit der Ökologischen und
Sozialen Marktwirtschaft beruht auf einer aus-
gewogenen Struktur von Klein-, Mittel- und
Großbetrieben. 
2 Wir brauchen die Wirtschaftskraft eines brei-
ten Mittelstandes und den Ideenreichtum und
Erfolgswillen  mittelständischer  Unternehmer
mit  ihrer  großen Innovations- und Entwick-
lungsdynamik. 

1  In  einer  konsequenten Mittelstandspolitik
sieht  die  CDU  die  beste  Voraussetzung,
eine  marktwirtschaftliche  Ordnung  und
marktwirtschaftliches  Wachstum  zu
stabilisieren und weiterzuentwickeln.
2 Eine Säule der Leistungsfähigkeit Sozialer
Marktwirtschaft  muß  eine  ausgewogene
Vielseitigkeit  und  Vielschichtigkeit  des
Unternehmertums bleiben.

Zu Satz 4NEU: ....und nur solchen mittelständigen 
Unternehmen
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3  Die  mittelständische  Wirtschaft  ist  von
großer Bedeutung,  um Arbeits- und Ausbil-
dungsplätze zu erhalten und schaffen zu kön-
nen.
4 Der Mittelstand ist unverzichtbar für die Auf-
rechterhaltung des Wettbewerbs.
5  Er gibt die ständige Chance des Wechsels
von  der  abhängigen  Beschäftigung  in  die
Selbständigkeit und ist Voraussetzung für die
Dezentralisierung wirtschaftlicher Macht. 
6 Für den Aufbau der Wirtschaft in den neuen
Bundesländern kommt dem Mittelstand eine
Schlüsselfunktion zu.

3  Soziale Marktwirtschaft muß ihre Impulse
im  wesentlichen  auch   von  dem  Ideen-
reichtum mittelständiger  Unternehmer  und
ihrem entschiedenen  Streben  nach  Erfolg
erfahren können. 
4  Die  CDU sieht  daher  in  mittelständigen
Unternehmen mit Innovations- und Entwick-
lungsdynamik einen wesentlichen Faktor für
die  Erhaltung  und  Schaffung  von Arbeits-
und Ausbildungsplätzen
5  Gleiches  gilt  für  die  Entwicklung  von
Wirtschaftsstabilität  und  die  Aufarbeitung
von  Defiziten  in  wirtschaftlich
benachteiligten Regionen.

Erleichterungen für den Mittelstand

80

(2)

1  Mittelständische  Unternehmen haben  be-
sondere  Vorteile,  weil  sie  vielfach  flexibler
sind, schneller entscheiden können und weni-
ger bürokratisch sind. 
2  Sie sind aber im Wettbewerb teilweise ge-
genüber Großunternehmen benachteiligt. 
3 Für mittelständische Unternehmen sind des-
halb Erleichterungen, inbesondere im Steuer-
recht und bei der Bildung von Eigenkapital er-
forderlich. 
4 Um die im internationalen Vergleich beispiel-
hafte mittelständische Struktur unserer Wirt-
schaft zu erhalten, treten wir dafür ein, den
Generationenwechsel  von  Fa-
milienunternehmen  durch  entsprechende
steuerliche Regelungen zu erleichtern.

1  Die CDU sieht Vorteile für mittelständige
Unternehmen, weil sie die Vorzüge der Fle-
xibilität kleinerer  Betriebe und dort  schnell
umsetzbarer Entscheidungen mit den Vor-
zügen des produktions-,  und verwaltungs-
technischen und sozialen Unterbaues von
Großunternehmen  miteinander  verbinden
können.

Zu Satz 1ALT: Flexibler als wer? Weniger bürokratisch als 
was?

Zu Satz 1 NEU: Es geht nicht um Bürokratie (jeder Anteil 
an Bürokratie in einem Unternehmen ist verlorenes Kapi-
tal!), sondern es geht um die Relation innerbetrieblicher 
Verwaltungsaufwand ./. gesamter Arbeitsund Investitons-
aufwand eines Unternehmens.

Förderung zur Selbständigkeit

80 1 Wir brauchen mehr Unternehmerinnen und
Unternehmer und wollen deshalb den Schritt

1  Es muß attraktiv sein, in einem freiheitlich
demokratischen  Staat  etwas  zu  unter-

TextALT unlogisch, weil ein Unternehmer als solcher in al-
ler Regel selbständig ist und ihm somit, ob leistungsbereit



108

 

    Nr.           Text ’94                                                    Text 2000  (Änderung v. `94)                 Details                                                             
(3) in die berufliche Selbständigkeit erleichtern. 

2  Unsere Wirtschaft muß leistungsbewußten
und risikobereiten Unternehmern die Chance
zur Selbständigkeit bieten. 
3 Deshalb halten wir daran fest, in den neuen
Bundesländern den Mittelstand verstärkt zu
fördern. 
4  Eine konsequente Mittelstandspolitik ist die
beste Voraussetzung, um unsere marktwirt-
schaftliche  Ordnung  zu  stabilisieren  und
weiterzuentwickeln.

nehmen, was diesen Staat vorantreibt. 
2 Schritte in die berufliche Selbständigkeit als
Unternehmer  müssen  für  Menschen,  die
qualifiziert,  leistungsbewußt und risikobereit
sind, erleichtert werden.
3  Erleichterungen  sind  insbesondere  im
Steuerrecht, bei der Bildung von Eigenkapi-
tal  und im Zuge von Generationenwechseln
in Familienunternehmen erforderlich. 

und risikofreudig oder nicht, nicht mehr die Chance zu 
eben dieser Selbständigkeit geboten werden muß.

Ab Satz 3NEU sinngem. aus lfd. Nr. 80 (2)ALT

Eigentums- und Vermögenspolitik Eigentums- und Vermögenspolitik

Sozial verpflichtetes Privateigentum Sozial verpflichtetes Privateigentum

81

(1)

1  Privates und sozial verpflichtetes Eigen-
tum,  einschließlich  des Erbrechts,  ist  ein
Grundpfeiler der Ökologischen und Sozia-
len Marktwirtschaft. 
2  Es gibt  dem einzelnen  mehr  Entschei-
dungsmöglichkeiten und erhöht damit sei-
ne persönliche Freiheit. 
3  Auch für den wirtschaftlichen Aufbau in
den neuen Bundesländern ist ein möglichst
breit  gestreutes Privateigentum an Unter-
nehmen und Grundstücken von zentraler
Bedeutung. 
4  Privatisierung und Reprivatisierung müs-
sen vorangetrieben werden, auch im Be-
reich des Wohneigentums. 
5 Privateigentum ist eine entscheidende Be-
dingung  dafür,  daß  Investitionen  getätigt
und damit die Grundlage für rentable Ar-
beitsplätze  und  selbsterwirtschaftete  Ar-
beitseinkommen und Gewinne geschaffen
werden. 

1  Privates und sozial  verpflichtetes Eigen-
tum, einschließlich des Erbrechts, muß ein
Grundpfeiler  der  Sozialen  Marktwirtschaft
sein  und  dem Einzelnen  mehr  Entschei-
dungsmöglichkeiten und damit seine größe-
re persönliche Freiheit geben. 
2  Breit gestreutes Privateigentum an Unter-
nehmen und Grundstücken ist auch im In-
teresse  des  wirtschaftlichen  und  gesell-
schaftlichen Aufbaues von und in sich entwi-
ckelnden Bundesländern zu fördern.  
3 Das gilt gleichermaßen für Privateigentum
in seiner entscheidenden Bedingung dafür,
daß  Investitionen  getätigt  und  damit  die
Grundlage  für  rentable  Arbeitsplätze  und
selbsterwirtschaftete  Arbeitseinkommen
und Gewinne geschaffen werden. 
4  Privatisierung und Reprivatisierung müs-
sen vorangetrieben werden und sind durch
den Staat zu schützen. 

Zu Satz 4NEU: Wohneigentum ist unter „Wohn-
raum“ geregelt.



109

 

    Nr.           Text ’94                                                    Text 2000  (Änderung v. `94)                 Details                                                             
6  Der Staat hat die Pflicht, privates Eigen-
tum zu schützen. 
7  Unter den Bedingungen des Sozialismus
konnte nur wenig Kapital gebildet werden;
es fand vielmehr ein gewaltiger Kapitalver-
zehr statt. 
8 Deshalb sind die Chancen zu neuer priva-
ter,  breiter  Kapitalbildung  für  die  Bürge-
rinnen und Bürger in den neuen Ländern
wirksam zu fördern.

Produktivvermögen in Arbeitnehmer-
hand

Produktivvermögen in Arbeitnehmer-
hand

81

(2)

1 Die Bildung von Produktivvermögen in Ar-
beitnehmerhand ist  eine soziale Notwen-
digkeit  und ein Weg, um den Arbeitneh-
mern Mitverantwortung zu übertragen und
eine  gerechte  Einkommensverteilung  zu
sichern. 
2 Wir werden eine breite Vermögensbildung
am  Produktivkapital  nur  dann  erreichen,
wenn  der  Staat  die  notwendigen  Rah-
menbedingungen schafft und die Tarifpart-
ner entsprechende Tarifverträge abschlie-
ßen.

1 Die CDU setzt sich für die Bildung von Pro-
duktivvermögen  in  Arbeitnehmerhand  als
soziale Notwendigkeit und  Weg zu Mitver-
antwortung des von Arbeitnehmern ein.
2  Sie will  damit  gleichzeitig  eine gerechte
Einkommensverteilung fördern. 
3  Die  CDU  hält  eine  breite  Ver-
mögensbildung  am  Produktivkapital  nur
dann für möglich, wenn der Staat die not-
wendigen Rahmenbedingungen schafft und
die Tarifpartner entsprechende Tarifverträge
abschließen.

81

(3)

1  Die Eigenkapitalbildung kann verbessert
werden,  indem die  Arbeitnehmer an den
Erträgen  der  Unternehmen  beteiligt  und
ihre Ersparnisse in Form von Miteigentum
nutzbar gemacht werden. 
2  Nicht nur in den alten, sondern gerade
auch in den neuen Bundesländern sollten
die  Tarifpartner  die  bestehenden  Förder-
möglichkeiten ausschöpfen. 
3 Wir wollen die rechtlichen und finanziellen

1 Möglichkeiten zur Eigenkapitalbildung sind
zu optimieren, indem Arbeitnehmer an den
Erträgen der Unternehmen beteiligt und ihre
Ersparnisse in Form von Miteigentum nutz-
bar gemacht werden. 
2  Die CDU will  die rechtlichen und finan-
ziellen Bedingungen dafür verbessern.
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Bedingungen dafür verbessern.

Wissenschaft, Forschung und Technik Wissenschaft, Forschung und Technik

Grundlage für die Wettbewerbsfähigkeit Grundlage für die Wettbewerbsfähigkeit

82

(1)

1  Wissenschaft,  Forschung  und  Technik
sind für die Wettbewerbsfähigkeit unseres
Wirtschaftsstandortes von entscheidender
Bedeutung. 
2  Die  Exporterfolge  der  deutschen  Wirt-
schaft  werden zu einem erheblichen Teil
mit technologieintensiven Gütern erzielt. 
3  Die  industrielle  Beschäftigung  wird  von
den technologieintensiven Branchen getra-
gen. 
4  Wir wollen  deshalb  alle  Anstrengungen
unternehmen, damit ganz Deutschland ein
international führendes Land für Forschung
und Technik bleibt.

1 Wissenschaft, Forschung und Technik kön-
nen und müssen für die Wettbewerbsfähig-
keit des Wirtschaftsstandortes Deutschland
künftig entscheidende Beiträge leisten. 
2  Die CDU will deshalb alle Anstrengungen
unternehmen, damit ganz Deutschland ein
international führendes Land für Forschung
und Technik bleibt.

Grundlagenforschung ausbauen Grundlagenforschung ausbauen

82

(2)

1 Der Stellenwert von Forschung und Tech-
nologie muß stärker in das Bewußtsein der
Gesellschaft  gerückt  und  damit  ein  for-
schungs-  und  technikfreundliches  Klima
geschaffen werden. 
2  Eine  hohe  Qualität  der  Grund-
lagenforschung ist  die Ausgangsbasis  für
die  Entwicklung  des  Forschungs-  und
Technologiestandortes Deutschland. 
3  Bei  der  erkenntnisorientierten  Grund-
lagenforschung hat Deutschland im inter-
nationalen  Vergleich  auf  vielen  Gebieten
eine  Spitzenposition,  die  es  auszubauen
gilt. 

1 Der Stellenwert von Forschung und Tech-
nologie muß stärker in das Bewußtsein der
Gesellschaft gerückt werden.
2  Dies  hat  auf   durch  Transparenz  und
Nachvollziehbarkeit gekennzeichneten Ver-
mittlungswegen zu erfolgen,   und damit ein
forschungs- und technikfreundliches Klima
auf  der  Grundlage  individueller  Überzeu-
gung des Einzelnen geschaffen wird. 
3  Die CDU sieht in der hohen Qualität der
Grundlagenforschung  eine  zu  sichernde
und  zu  fördernde  Ausgangsbasis  für  die
Entwicklung des Forschungs- und Techno-
logiestandortes Deutschland. 

Zu Satz 2NEU: Es geht nicht darum, daß die Be-
troffenen die Darstellungen als wohlwollend wahr 
hinnehmen sondern es gaht darum, daß die Be-
troffenen die Darstellungen verstehen. Nicht nur 
behördliche oder anderweitig organisierte Offensi-
ve, sodnern auch auch Akzeptanz- oder Ableh-
nungsreaktionen hierauf können durch Wankelmut 
und Willkür geprägt sein.
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4  Grundlagenforschung bildet die Basis für
neue Technologien und ist unverzichtbarer
Teil staatlicher Forschungsförderung. 
5 Die Grundlagenforschung in Hochschulen
und  Instituten  hat  vorrangigen  Anspruch
auf staatliche Hilfe, zumal sie durch die He-
ranbildung  des  wissenschaftlichen  Nach-
wuchses als Träger von Wissen und Kön-
nen eine wichtige Zukunftsinvestition dar-
stellen. 

4 Grundlagenforschung in Hochschulen und
Instituten  hat  vorrangigen  Anspruch  auf
staatliche Hilfe, zumal sie durch die Heran-
bildung des wissenschaftlichen Nachwuch-
ses als Träger von Wissen und Können eine
wichtige Zukunftsinvestition darstellen. 

82

(3)

1  Die  anwendungsorientierte Grundlagen-
forschung gewinnt immer größere Bedeu-
tung, weil sie uns neue Erkenntnisse, neue
Materialien und Verfahren für künftige und
innovative Produkte und ein besseres Ver-
ständnis komplexer Systeme wie Verkehr,
Klima und Ökosysteme ermöglicht.

1 Die CDU mißt der anwendungsorientierten
Grundlagenforschung eine wesentliche Be-
deutung im Interesse des Gewinns neuer
Erkenntnisse, neuer Materialien und Verfah-
ren für künftige und innovative Produkte und
eines besseren Verständnisses komplexer
Systeme wie Verkehr, Klima und Ökosyste-
memen bei.

82

(4)

1  Die  Zusammenarbeit  von Wissenschaft
und  Forschung  mit  der  Wirtschaft  in
Deutschland ist  insbesondere durch eine
stärkere  Umsetzung  von  Grundlagener-
kenntnissen  in  konkrete  Anwendungen,
insbesondere  marktfähige  Produkte  und
Dienstleistungen, zu verbessern. 
2  Die Wirtschaft ist aufgerufen, sich neben
der produktorientierten Forschung verstärkt
der Grundlagenforschung zuzuwenden. 
3  Nur so können die deutschen Spitzen-
leistungen  in  der  Grundlagenforschung
mehr als bisher zu einem technologischen
Vorsprung führen, der in Wettbewerbsvor-
teile auf Märkten umzusetzen ist. 

1  Die  Zusammenarbeit  von  Wissenschaft
und  Forschung  mit  der  Wirtschaft  in
Deutschland  ist  insbesondere  durch  eine
stärkere  Umsetzung  von  Grundlagener-
kenntnissen in konkrete Anwendungen, ins-
besondere  marktfähige  Produkte  und
Dienstleistungen, zu optimieren. 
2 Die Wirtschaft ist gefordert, sich neben der
produktorientierten Forschung verstärkt der
Grundlagenforschung zuzuwenden. 
3  Nur  so  können  die  deutschen  Spitzen-
leistungen aus Sicht der CDU in der Grund-
lagenforschung mehr als bisher zu einem
technologischen  Vorsprung  führen,  der  in
Wettbewerbsvorteile  auf  Märkten  umzu-
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4  Dabei  hat  die  Informationstechnologie
eine besondere strategische Bedeutung für
Wirtschaft und Wissenschaft. 
5  Schnelle und leistungsfähige Datennetze
sind eine wichtige Infrastrukturinvestition für
unseren Standort.

setzen ist. 
4 Dabei ist der Informationstechnologie eine
besondere strategische Bedeutung für Wirt-
schaft  und Wissenschaft  zuzuordenn,  um
schnelle und leistungsfähige Datennetze als
wichtige  Infrastrukturinvestition  für  den
Standort Deutschland zu sichern.

Forschungstransfer

82

(5)

1 Notwendig ist ein kontinuierlicher, langfris-
tig  angelegter  Zieldialog  zwischen  Staat,
Wirtschaft  und  Wissenschaft  über  For-
schungsschwerpunkte  und  die  Einschät-
zung  längerfristiger  technologischer  Ent-
wicklungslinien mit dem Ziel, Kräfte zu bün-
deln, längerfristige Perspektiven zu erarbei-
ten und arbeitsteilig umzusetzen.

1 Kräfte müssen gebündelt  werden,  um
längerfristige Perspektiven und Ziele von
Forschung  zu  erarbeiten  und  ar-
beitsteilig umzusetzen.

Zu Satz 1ALT: Kann man denn Staat, Wirtschaft 
und Wissenschaft so trennen? Das ist doch ange-
sichts der Praxis Unfug, denn Universitäten sind 
nach wie vor oft genug staatlich, auch ein Staat 
betreibt Wirtschaft,....

32

16

- 16

Unternehmerische Innovationen fördern

83

(1)

1  Der Staat kann und soll technologische In-
novationen nicht verordnen. 
2  Unternehmen können den Forschungsbe-
darf  zur  Entwicklung  neuer  Techniken  und
Produkte  aufgrund  der  Marktentwicklung
selbst am besten beurteilen. 
3  Deshalb  sind  anwendungsbezogene  For-
schungen und Innovationen originäre Aufga-
ben der Wirtschaft. 
4 Sie kann durch ein langfristiges technologi-
sches Engagement die Voraussetzungen für
ihre internationale Wettbewerbsfähigkeit und
ihren wirtschaftlichen Erfolg sichern. 
5 Dabei ist die Verbesserung der Rahmenbe-
dingungen  für  Innovationen  häufig  wir-
kungsvoller als der Einsatz öffentlicher För-
dermittel. 
6  Entbürokratisierung und Deregulierung sind

1  Der  Staat  kann  und  soll  technische,
ökologische und  logistische  Innovationen
nicht verordnen.
2  Anwendungsbezogene  Forschungen  und
Innovationen  sind  als  originäre  Aufgaben
der Wirtschaft zu wahren. 
3 Die CDU erwartet von den wirtschaftlichen
Unternehmen  ein  nachhaltig  angelegtes
langfristiges  technologisches  Engagement
für ihre internationale Wettbewerbsfähigkeit
und ihren wirtschaftlichen Erfolg. 
5  Dabei  räumt  sie  der  Konsolidierung  der
Rahmenbedingungen,  so  auch  der
Eliminierung  von  Bürokratie  und  Überre-
gulierung, für Innovationen Vorrang vor dem
Einsatz öffentlicher Fördermittel ein. 

Vgl. auch HILGER 1992

Vor allem programmatische Überarbeitung und 
Fülltext-Entfernung.

Zu Satz 1ALT: Auch Ökologie kann Gegenstand von
Innovationen sein, sie findet nicht abseits mensch-
lichen Handelns statt.

Satz 2ALT gehört in einen Begründungstext, nicht 
ins Grundsatzprogramm, zumal es Unternehmen 
gibt, die auch das Gegenteil beweisen.

Zu Satz 3NEU: Es geht um die Nachhaltigkeit, nicht
um die Langfristigkeit als Sekundäreffekt.

84

68

- 16
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daher von besonderer Bedeutung, damit sich
Wissenschaft, Forschung und Technik entfal-
ten.

Europäische Kooperation

83

(2)

1 Wissenschaft und Wirtschaft wachsen inter-
national immer weiter zusammen. 
2  Staatliche Grenzen werden durch transna-
tionale Forschungskooperationen und Unter-
nehmen aufgehoben. 
3 Wir müssen die Kräfte auf nationaler, euro-
päischer und internationaler Ebene bündeln,
damit wir in der Lage sind, die weltweiten Her-
ausforderungen zu bestehen. 
4 Wir brauchen auch in der Forschungs- und
Technologiepolitik die europäische Kooperati-
on.

1  In der Forschungs- und Technologiepolitik
ist eine intensive europäische Kooperation
zu entwickeln und aufrechtzuerhalten.

Satz 1NEU reicht, der RestALT ist Pathos

Zu Satz 2ALT: Daß staatliche Grenzen durch trans-
nationale Forschungskooperationen aufgehoben 
werden, ist politisch, juristisch und materiell 
schlichtweg Unsinn und kann kaum ein Grundsatz 
der CDU sein.

50

14

-36

Ethische Grenzen

84 1  Forschungs- und  Technologiepolitik  geht
weit  über  die  Fragen  des  Wirtschafts-
standortes Deutschland hinaus. 
2  Wissenschaft  und Technik  prägen unsere
Gesellschaft als Ganzes und sind ein wichti-
ges Gestaltungspotential für die Zukunft. 
3 Auftrag und ethische Grenzen ergeben sich
aus unserer Verantwortung für die Würde des
Menschen und die  Bewahrung der  Schöp-
fung.

1  Für die CDU ergeben sich die ethischen
Grenzen gerade auch von Forschungs- und
Technologiepolitik  aus  der  Verantwortung
des  Menschen,  seiner  Würde  und  seiner
vornehmsten  Aufgabe,  Schöpfung  zu  be-
wahren und verantwortlich zu gestalten.

Zu Satz 1ALT, 2ALT: Allgemeinplätze! 

Im übrigen, obwohl auch andernorts statuiert, un-
schädlich.

47

32

- 15

Energie und Rohstoffe

Optimierung der Rohstoff- und Energie-
nutzung

85

(1)

1 Eine sichere und umweltfreundliche Ener-
gie- und Rohstoffversorgung ist Grundlage

1 Die CDU tritt dafür ein, daß zur Siche-
rung  der  Energie-  und  Rohstoffver-

PARALLELE (Industriestaaten/Ressourcen) lfd. Nr.
159ALT

96

100
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unserer Wirtschaftsentwicklung und von er-
heblicher Bedeutung für unsere Standort-
qualität.
2 Die Industriestaaten tragen aufgrund ihres
hohen Energie-  und Rohstoffverbrauches
auch  international  eine  besondere  Ver-
antwortung.
3 Deutschland ist ein rohstoff- und energie-
armes Industrieland und deshalb auch aus
diesen Gründen besonders auf eine funkti-
onierende weltwirtschaftliche Arbeitsteilung
im Rahmen offener Märkte angewiesen.
4 Wir treten dafür ein, daß in Deutschland
mit modernsten Produktions-, Steuerungs-
und  Kommunikationstechniken  der  Roh-
stoff- und Primärenergieverbrauch optimiert
und die verschiedenen Primärenergien in
einem vernünftigen Energiemix eingesetzt
werden.
5 Dabei spielt der Klimaschutz und die Ver-
minderung von CO2-Belastungen eine be-
sondere Rolle.

sorgung  Deutschlands  effizienteste
Techniken  mit  einem  minimierten  Roh-
stoff- und Primärenergieanspruch einge-
setzt werden.
2 Dies gilt   - auch angesichts einer rela-
tiven  Rohstoff-  und  Energiearmut  in
Deutschland -    im gleichen Sinne für
leistungsoptimierte  Energiebereitstel-
lungssysteme.
3 Beides hält die CDU im Interesse einer
soliden  Wirtschaftsentwicklung  und  der
Festigung  oder  Entwicklung  hochwerti-
ger  Produktionsstandorte  für  un-
umgänglich.
4 Angesichts weltweit knapper Energier-
essourcen ist  sich die CDU der beson-
deren internationalen Verantwortung je-
ner Staaten bewußt, deren Industrialisie-
rung einen verhältnismäßig hohen Ener-
gie- und Rohstoffbedarf aufweisen.
5 Bei dem gezielten Einsatz spezifischer
Energieträger ist auch der Klimaschutz,
insbesondere  die  Verminderung  von
CO2-Emissionen, einzubeziehen.

Energiemix ist eine richtige Sache, gehört aber 
nicht in ein Grundsatzprogramm zumal unter „ver-
nünftig“ viel verstanden werden kann.

Im Grundsatzbereich sollten wir auf den phy-
sikalisch falschen (wenn auch möglicherweise 
kaufmännisch richtigen) „Energieverbrauch  “ ver-
zichten können.

Auch auf das Schlagwort „Industriestaaten“ wird 
(zumal angesichts zahlreicher wirtschaftlicher 
Wandel)  verzichtet.

Zu Satz 4NEU: Knappheit ist hier keine quantitative
Größe. Denn insbesondere die nichtregenativen 
Ressourcen sind solange per se knapp, solange 
die Versorgung nicht langfristig gesichert ist. Und 
das ist derzeit und im Geltungszeitraum des GP 
nicht der Fall.

+ 4

Energieeinsparung

85

(2)

1 Wir wollen ein Höchstmaß an Effizienz er-
reichen,  damit  der  Primärenergieeinsatz
gesenkt werden kann.
2 Wir wollen die Energiesparmöglichkeiten
in Industrie, Verkehr und privaten Haushal-
ten konsequent nutzen.
3 Das ist der beste Weg, um Energieres-
sourcen  zu  schonen  und  Umweltbela-
stungen zu vermeiden.
4 Wir setzen uns ferner dafür ein, die Um-
weltbelastungen aus der Nutzung fossiler
Energieträger zu vermindern.

1 Die CDU wird,  um bei einem vermin-
derten Einsatz fossiler Primärenergieträ-
ger  gleichzeitig  einen  höchstmöglichen
Energienutzungsgrad  zu  erreichen,  die
Preispolitik  als  wesentliches  Instru-
mentarium einsetzen.
2 Sie  wird  bei  der  Verfolgung  dieses
Ziels  gleichzeitig  den  Wert  nachvoll-
ziehbarer Argumente nutzen.

Alles andere steht bereits in lfd. Nr.85 (1) ALT/ NEU.

Und daß „wir“ die Energiesparmöglichkeiten in pri-
vaten Haushalten nutzen wollen, ist sicher gut ge-
meint. Nur ob uns auch jeder betroffene Bürger ins
Haus läßt, ist eine ganz andere Frage.

72

33

-39
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5 Wir brauchen mehr Nutzenergie bei ver-
mindertem  Einsatz  von  fossilen  Primär-
energieträgern. 
6 Der Preis muß auch hier entscheidender
Regelungsfaktor sein.

Klimaschonende Energien Klimaschonende Energienutzung Energien sind per se weder klimabelastend noch 
-schonend

86

(1)

1 Wir fördern die Erforschung, Entwicklung,
Erprobung, Nutzung und Markteinführung
neuer  regenerativer  sowie  um-
weltfreundlicher  Energieträger  und  Ener-
giesysteme. 
2 Sie sollen einen möglichst hohen Anteil
an der Energiegewinnung erreichen. 
3 Wir  setzen uns für  die  verantwortliche
Nutzung der Kernenergie ein. 
4 Wir können aus der Nutzung und Erfor-
schung der Kernenergie nicht aussteigen,
weil  es  auf  absehbare  Zeit  keine  Ener-
giequellen  gibt,  die  effektiver  und  klima-
schonender arbeiten. 
5 Im Rahmen internationaler Umweltpart-
nerschaft wollen wir das technische Wissen
einsetzen, um Kernkraftwerke zu sanieren
und ihre Sicherheit zu erhöhen sowie die
Abfallstoffe umweltverträglich und sicher zu
entsorgen.

1 Die CDU setzt sich für die Erforschung,
Entwicklung,  Erprobung,  Nutzung  und
Markteinführung  regenerativer  sowie
umweltfreundlich  anwendbarer  Energie-
träger und Energiesysteme ein. 
2 Sie sollen einen möglichst hohen Anteil
in der Energiegewinnung erreichen. 
3 Die CDU engagiert sich für die verant-
wortliche Nutzung von Kernenergie. 
4 Technisches Wissen muß international
eingesetzt  werden,  um  die  Sicherheit
von Kernkraftwerke einschließlich Folge-
lasten,  insbesondere  Verwertung  ge-
brauchter Energieträger und Abriß aus-
gedienter Anlagen,  zu optimieren.

Zu Satz 3ALT/NEU und Satz 4ALT: Satz 3 reicht aus, 
Satz 4 spezifiziert und reagiert (denn nicht die 
CDU verlangt im wesentlichen den Ausstieg) unnö-
tig

87

63

- 24

Europäische Rohstoff- und Energie-
politik

86

(2)

1 Unsere nationale Rohstoff- und Energie-
politik muß in den Europäischen Binnen-
markt  integriert  und  die  Energieversor-
gung  in  den  neuen  Bundesländern  an
den europäischen Standard herangeführt

1 Deutschlands  nationale  Rohstoff-  und
Energiepolitik  muß in  den  Europäischen
Binnenmarkt integriert werden. 
2 Durch  internationale  Verträge  abge-
sichert  muß  Deutschland  benachbarten

Zu Satz 1ALT, 2ALT: Wer ist „wir“? Das kann doch die CDU 
alles nicht alleine, sondern das kann  höchstens Deutsch-
land (möglichst) unter CDU-Regierungsverantwortung.

Zu Satz 1, 2. TeilsatzALT: Soweit der „europäische 
Standard“ nicht definiert ist, ist die Zielsetzung nicht kon-
kret, zumal nicht jeder solche Standard zwingend cdu-
grundsatzprogrammatisch „gut“ sein muß. 

73

54

- 19
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werden. 
2 Durch  internationale  Verträge  abge-
sichert, müssen wir  den Staaten Mittel-,
Ost- und Südosteuropas ebenso wie den
Entwicklungs- und Schwellenländern bei
der Modernisierung und Entsorgung ihrer
energietechnischen Anlagen helfen. 
3 Der Technologietransfer in diese Länder
ist im Interesse des Umweltschutzes und
der  internationalen  Sicherheit,  der  Res-
sourcenschonung und einer nachhaltigen
Entwicklung besonders notwendig.

und energietechnisch rückständigen Län-
dern bei der Modernisierung und Entsor-
gung  ihrer  energietechnischen  Anlagen
helfen. 
3 Entsprechender  Technologietransfer  in
diese Länder ist im Interesse des Umwelt-
schutzes  und  der  internationalen
Sicherheit, der Ressourcenschonung und
einer nachhaltigen Entwicklung besonders
notwendig.

Zu Satz  2ALT/3ALT, 

Vgl. EA BADEN 2000:

1 Der Richtungsimpuls „Schöpfung bewahren“ heißt
auch Schöpfung weiterentwickeln („....den Garten Eden 
bauen und bewahren“).  

{Soll der Mensch etwas machen, was Gott nicht will?}

Schöpfung aktiv weiterzuentwickeln heißt auch, daß den 
Handelnden dabei hierfür Wahrnehmung eigener Verant-
wortung abzufordern ist. 

2 Es kann dabei nicht alles, was denn als Schöp-
fung angesehen werden kann oder individuell angesehen 
wird, nach jedwedem Belieben Anwendung finden.

Die primäre Ansprache der im wahrsten Sinne des Wortes 
naheliegende Biosphäre der Erde als Gegenstand von 
Schöpfungsverantwortung schließt den „Import externer 
Schöpfungselemente“ nicht aus.

Doch so, wie es Kenntnis kleiner Umwelten erfordert, um 
die „richtige“ Energiebereitstellungsform für eine Umwelt  
{z.B. KWK oder Heizkessel   - welchen Typs -  oder Solar-
energie für einen Industriestandort oder ein Wohnhaus} zu 
finden, erfordert es umso breitere Kenntnis von größeren 
Umwelten (globales Denken), um die Eigenschaften „ex-
terner Schöpfungselemente“ zu erkennen und zu bewer-
ten. 

Eine solche Bewertung könnte auch dazu führen, daß eine
materielle oder methodische Integration eines solchen „ex-
ternen Schöpfungselementes“ aller Voraussicht nach und 
vorherigen Erwartungen entgegen für eine hierfür vorge-
sehene Umwelt überdimensioniert und damit sogar unbe-
herrschbar sein könnte, sei es an Volumen eines Gegens-
tandes oder Auswirkungen einer Technik.

Daß Kernspaltung oder -fusion auch Ergebnis von Schöp-
fung sind, begründet keinerlei Anspruch auf einen Umgang
mit diesen Schöpfungselementen eben nur, weil sie 
Schöpfungselemente sind.   

3 Schöpfung beinhaltet Vernetzung (bereits während der 
Schöpfung wurden Relationen festgelegt).
Verantwortung des Einzelnen für Schöpfung setzt vernetz-
tes Wirken in der Gemeinschaft, vor allem auch in Form 
von Transparenz der Information zwischen den Beteiligten,
voraus.

{Denn so wie ein Vorstand eines Großkonzerns möglicher-



117

 

    Nr.           Text ’94                                                    Text 2000  (Änderung v. `94)                 Details                                                             
weise seine Verantwortung alleine gegenüber den Aktio-
nären sehen wird, so ist die Menschheit als „Vorstand“ des 
Konzerns „Schöpfung“ gegenüber dem Hauptaktionär Gott
verantwortlich. Und bekanntermaßen läuft so eine Firma 
schlecht, wenn im Vorstand das eine Mitglied nicht weiß, 
was das andere tut und warum.}

4 Schöpfung weiterentwickeln heißt daher auch, 
daß sie konsensmäßig von allen weiterentwickelt wird 
(aber von einem jeden auf seine Art).

Operative Hektik anstatt im genannten Sinne „guter“ Ge-
spräche dient nicht der Schöpfung, sei es nun ihrer Be-
wahrung oder ihrer Weiterentwicklung.  

5 Die schöpfungsimmanente Fehlbarkeit des Men-
schen erlaubt es ihm, Fehler zu machen, aus denen er ler-
nen kann; sie erlaubt es ihm aber nicht, Fehler zu machen,
aus denen er nicht mehr lernen kann.

Der Anspruch, diese Rückkopplung des Geschehenen 
zum neuen Handeln als eigenes Handlungsprinzip ein-
zusetzen, setzt überschaubare Handlungsräume voraus, 
innerhalb derer eine Rückkopplung möglich geworden sein
muß. Erst hieraus lassen sich greifbare Zielperspektiven 
entwickeln.

{Ein Negativbeispiel stellen die technischen und sozialen 
Folgen der KKW-Politik der ehemaligen Sowjetunion dar. 
Neben der technischen Vermeidbarkeit der Defizite wird 
die nunmehr unumgängliche „Rückkopplung“ einen un-
verantwortbar langen   - unübersehbaren und global gel-
tenden -   Zeitraum beanspruchen}. 

6 Verantwortbare Weiterentwicklung von Schöpfung
setzt ergo ex ante keine „flächen- und zeitdeckenden“ all-
gemeingültigen Zielformulierungen voraus, wohl aber die 
Überschaubarkeit eigenen Handelns.

Kernenergie ist (noch?) nicht so weit „zuende gedacht“, 
daß alle Beteiligten die Kernenergieinanspruchnahme  - 
sei es als unmittelbarer Nutzer (Kraftwerkbetreiber,....) oder
mittelbarer Anwender („Stromverbraucher“,...) -   ethisch 
verantworten könnten. Die Erörterung ist auf der Basis soli-
der Grundlagenforschung fortzuführen.

Diese Forschung ist in einer Weise unvoreingenommen 
vorzunehmen, daß Ergebnisse nicht durch die Aufga-
benstellung vorprogrammiert sind.  

7 Umgang mit Schöpfung verlangt Wahrhaftigkeit. 

Es ist in diesem Sinne nicht verantwortete Weiterentwick-
lung von Schöpfung, daß viele Einzelne dann, wenn per-
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sönliche Betroffenheiten gegeben sind, eine erklärterma-
ßen im Interesse der Allgemeinheit verantwortete Haltung 
zu einer Energiebereitstellungsform, also auch und gerade
zur Kernenergie, im rein privaten Interesse, z.B. aus Kos-
tengründen, revidieren {wenn es zum Schwur kommt, sind 
viele Ideale vergessen}.

Umgekehrt muß von der Seite der unmittelbaren Nutzer 
(s.o.) erwartet werden, daß sie die ökonomischen Aspekte 
ihres Handelns auf der Grundlage umfassend kalkulierter 
Kosten, also auch einschließlich langfristig kalkulierter Fol-
gekosten (z.B. für Endlagerung von RadWaste), präsentie-
ren. Hierzu gehört auch der Versicherungskosten- bzw. 
Versicherbarkeitsaspekt.   

Es ist auch eine allgemeine sozial begründete Aufgabe, 
durch Information und Perspektivbildung unter Re-
spektierung des Andersdenkenden (der nicht immer 
gleichzeitig ein „Gegner“ ist) dazu beitragen, daß solche 
Konflikte zwischen Gesagtem und Getanem frühzeitig ab-
gebaut werden.

8 Die Diskussion um  Kernenergie darf nicht als 
Minderungsgrund für die Verantwortung des Einzelnen 
zum Schutze der Energieressourcen oder limitiert belast-
barer Umweltgüter (Atmosphäre) angeführt werden.

Ziele wie Kreislaufwirtschaften als Verkettungen zeitlich 
überschaubarer Relationen sollen (z.B. hinsichtlich Folge-
kostenabschätzungen etc.) allgemein nachvollziehbar in 
Verhältnisse zu teilweise „eingleisigen“ Linien (Entsor-
gungsfrage Kernenergie) gebracht werden.

9 Verantwortbares Handeln mit Kernenergie setzt auch 
eine praxisorientierte Fortbildung   - vor allem -der Fachin-
genieure vor Ort, also im eigenen Lande voraus.

{Zur Folge solchen Ausbildungs- und Fortbildungshandelns
gehört auch der bessere Export solchen Know How’s, das 
für eine unabdingbare Sicherheitssteigerung externer 
Kernkraftwerke erforderlich ist.

Das muß nicht deren Existenzberechtigung manifestieren, 
kann jedoch die Verantwortbarkeit der Hinnahme von grö-
ßeren Zeiträumen begründen, innerhalb deren sich die 
Rückkopplung aus bisher Geschehenem in neuen Er-
kenntnissen und Konsequenzen niederschlägt}.

10 Hinweis: Angedacht, aber nicht abgearbeitet wur-
de die Frage des „Sortierens“ der eingebrachten ethischen 
Maßstäbe. Denn Knappheit herrscht nicht nur bei be-
stimmten Ressourcen, sondern auch bei Zeiträumen. 
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Daher bleibt es dem weiterdenkenden Leser vorbehalten, 
möglicherweise zusätzliche, anders gewichtete oder in 
eine andere Reihe gebrachte Schwerpunkte zu setzen, ei-
genverantwortlich und für die Vielfalt der Schöpfung.

Thesen Ende

Zu Satz 3ALT: „Der Technologietransfer“ muß nicht zwin-
gend sachdienlich sein. Es kann nur um den „ent-
sprechenden Technologietransfer“ gehen, der die in Satz 2 
genannten Ziele befördert.

Im übrigen: „Technologietransfer“ ist korrekt, es bleibt zu 
hoffen, daß nicht fälschlicherweise „Techniktransfer“ ge-
meint war.

Verkehrspolitik

Leistungsfähiges vernetztes 
Verkehrssystem

87

(1)

1  Die  Verkehrspolitik  hat  entscheidenden
Einfluß  auf  die  Lebensqualität  der
Menschen  und  ihre  Mobilität,  auf  die
Belastungen von Natur und Umwelt, auf die
Leistungs- und  Wettbewerbsfähigkeit  der
Wirtschaft. 
2  Steigendes Verkehrsaufkommen in den
neuen Bundesländern, die Überlastung in
den alten Bundesländern, der Europäische
Wirtschaftsraum  und  die  Öffnung  Mittel-
 und  Osteuropas  stellen  steigende
Anforderungen  an  die  Verkehrswege  in
Deutschland.
3  Ein leistungsfähiges und vernetztes Ver-
kehrssystem  von  Schiene,  Straße,  Was-
serstraße und Luftfahrt  ist  Voraussetzung
für Wirtschaftswachstum und Mobilität. 
4  Eine  effiziente  Verkehrsinfrastruktur  ist
deshalb für die Wettbewerbsfähigkeit  des
Wirtschaftsstandortes  Deutschland  von

1  Verkehrspolitik  muß  die  Mobilität  von
Mensch  und  Material  so  fördern  und
kontrollieren, daß sie sich  entscheidend
positiv 

- 1a auf die Lebensqualität der Menschen
im Ganzen,

- 1b auf die Leistungs- und Wettbewerbs-
fähigkeit der Wirtschaft und 

- 1c auf  die    gesellschaftliche  und
kulturelle Vielfalt insbesondere,

1d jedoch verantwortungsbewußt im Um-
gang  mit  Natur  und  Umwelt  allgemein
auswirkt. 
2 Unter diesen Voraussetzungen muß eine
ausgleichende  und  ausgeglichene
Verkehrspolitik  auch  jeweils  neue
Verkehrsverflechtungen  schaffen  sowie
dem  Austausch  zwischen
Wirtschaftsschwerpunkten  und  weniger

Programmatisch formulieren, denn

es kommt ganz auf die Qualität der Politik an es gibt auch
Verkehrspolitik, die zwar einen entscheidenden Einfluß 
im Sinne des GP-Entwurfes haben soll, aber tatsächlich 
nicht hat, weil sie nichts taugt......

Ansonsten ist die Formulierung so überflüssig, wie wenn 
man in lfd. Nr. 101 schriebe „Die Medizin hat einen ent-
scheidenden Einfluß auf die Gesundung von Menschen” 
(hätten Sie‘s gewußt?).

Zu Satz 1ALT:  Warum nur Lebendtransporte?

Zu Satz 1NEU: Gerade, weil es um Verkehrspolitik geht, 
sollte im Sinne von “so wenig Staat wie möglich” auf den 
Begriff “steuern”, der sich hier anbieten würde, verzichtet 
werden.

Eine Aussage über die Bedeutung von individueller Mo-
bilität für gesellschaftliche und kulturelle Vielfalt fehlte 
schon im GP Fj1993. Diese Bedeutung ist jedoch 
gegeben, und wenn es sich nur um miserable ÖPNV-
Spätverbindungen für Besucher von Opernaufführungen 
handeln würde, wenn diese Besucher vom “flachen Land”
kommen (z.B. Wohnung in Bad Soden/Ts., Oper in der 
Hoechster Jahrhunderthalle; Wohnung in Bederkesa, 
Oper in Bremerhaven...).

87

82
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größter Bedeutung. entwickelten  Zonen  im  Interesse  einer

effizienten  Verkehrsinfrastruktur
Rechnung tragen.

Zu Satz 1dNEU:  Auch, wenn es nicht populär klingt; 
Belastungen von Natur und Umwelt sind nun einmal per 
se nichts Schlechtes. Vielmehr können nach dem 
Grundprinzip Actio -> Reactio (und die 
Naturwissenschaften wollen wir bitte programmatisch 
nicht umkrempeln) bestimmte Umweltbelastungen im 
Sinne eines Anstoßeffektes sowohl ökologisch wie 
ökonomisch positive Folgen zeitigen.

Natur ist Umwelt, aber unter “Umwelt allgemein” kann 
auch das Ereignis Verkehrsunfall eingeordnet werden; 
wer einen solchen verursacht, geht in der Regel nicht 
sehr verantwortungsvoll mit der Umwelt seines 
Verkehrsunfallgegners um.

Zu Satz 3ALT: Allgemeinplatz.

Umweltverträgliche Verkehrsmittel aus-
bauen

87

(2)

1  Wir wollen die umweltverträglichen Ver-
kehrsmittel  Bahn,  Schiffahrt  und  öffentli-
chen Personennahverkehr ausbauen und
stärker  als  bisher  am  wachsenden  Ver-
kehrsaufkommen beteiligen; zugleich wol-
len wir die Umweltverträglichkeit des Indivi-
dualverkehrs fördern. 
2a Wir  streben  auch  im  Verkehrsbereich
ökologisch ehrliche Preise an: 
2b Jedes Verkehrsmittel  muß so weit  wie
möglich die Kosten seiner Verkehrswege,
aber auch die Kosten der von ihm verur-
sachten Umweltbelastungen tragen. 
3  Wir wollen die Anreize und Vorgaben für
die Verminderung des Energieverbrauches
und  der  Emissionen  stufenweise  ver-
schärfen. 
4 Wir wollen die vorhandene Verkehrsinfra-
struktur  durch  Vernetzung  der  Ver-
kehrsträger und Systeme intelligenter Ver-
kehrssteuerung besser nutzen.

1  Hierbei ist eine leistungsfähige Gesamt-
vernetzung  verschiedenster
Verkehrsarten  unter  Einbeziehung
Intelligenter  Verkehrssteuerung  erforder-
lich,  nicht  zuletzt  auch,  um überflüssige
Verkehrsbewegungen zu vermeiden.
2  Die CDU will  wollen Verkehrsmittel wie
Bahn, Schiffahrt  und Öffentlichen Perso-
nennahverkehr ausbauen und so intensiv,
wie  möglich  am  Gesamtverkehrsauf-
kommen beteiligen. 
3 Im Bereich Verkehr muß eine Preis- und
Tarifgestaltung gefördert werden, die öko-
nomische  und  ökologische  Lasten  tat-
sächlich berücksichtigt.

Zu Satz 1ALT/NEU .........als ob die angeführten Verkehrs-
arten die einzigen umweltfreundlichen wären; wo bleibt 
das Fahrrad, das oft im 5km Radius sogar zugleich das 
schnellste innerstädtische Verkehrsmittel ist???

Zu Satz 2NEU: Woher weiß der GP-Verf., daß das 
Verkehrsaufkommen auch noch in 10 Jahren ein 
wachsendes ist ? Die Intensivierung des Anteils der um-
weltfreundlichen Verkehrsmittel am Ge-
samtverkehrsaufkommen gilt auch für eine materiell (also 
auf Personen- und Materialeinheiten-Kilometer bezogen) 
insgesamt stagnierende Situation, soweit hierbei dennoch
ein qualitatives Wachstum zu verzeichnen ist.

Wozu nur die Umweltverträglichkeit des 
Individualverkehrs fördern, wo es doch auch andere um-
weltüberlastende Verkehrskategorien gibt!? Im übrigen 
gehört der Individualverkehr zum Verkehrsaufkommen 
bzw. Gesamtverkehrsaufkommen und ist somit in Satz 1 
enthalten.

Zu Satz 2bALT/3NEU: Ein Verkehrsmittel trägt keine Ko-
sten, sondern seine Benutzer! Im übrigen müssen Preise,
wenn schon mit Attribut versehen, sozial ehrlich sein, 
denn dann sind sie auch “ökologisch ehrlich” und gehen 
nicht “versteckt” zu Lasten von Allgemeingütern  - hier 
des Gemeingutes Umwelt -  und somit der Allgemeinheit, 
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5 Diese Maßnahmen dienen auch dem Ziel,
verstärkt Verkehr zu vermeiden. 
6 Wir wollen den öffentlichen Personennah-
verkehr weiter ausbauen und fördern.
7  Die Regionalisierung der Planungs- und
Finanzverantwortung des öffentlichen Per-
sonennahverkehrs verbessert die Voraus-
setzungen für ein attraktives, bürgernahes
Angebot.

was zweifellos nicht sozial wäre.

Private Finanzierungen nutzen

87

(3)

1 Der hohe Investitionsbedarf, insbesondere
für  die  Bereiche  Schiene,  Straße  und
Wasserwege, kann nicht allein durch den
öffentlichen Haushalt abgedeckt werden. 
2 Daher müssen Möglichkeiten der privaten
Finanzierung der Verkehrsinfrastruktur und
der Refinanzierung über Nutzungsentgelte
genutzt werden. 
3  Wir  setzen  uns  für  eine  europäische
Regelung der Verkehrswegekosten ein.

1  Jeder Verkehrsteilnehmer muß so weit
wie möglich an den tatsächlichen Kosten
seiner Verkehrswege, aber auch die Ko-
sten tragen, die durch von ihm hervorge-
rufene Umweltbelastungen entstehen.
2  Eine  entsprechende  Regelung  soll
europaweit wirksam sein. 

45

32

- 13

Landwirtschaftspolitik

Eigenverantwortlicher unternehmeri-
scher Landwirt

88

(1)

1  Land-  Forst  und  Ernährungswirtschaft,
Wein und Gartenbau sowie Fischerei sind
bedeutende Wirtschaftsfaktoren.
2 Sie sind auch Teil der kulturellen Tradition
im ländlichen Raum.
3 Wir wollen eine leistungsfähige, vielfältig
strukturierte und umweltverträgliche Land-
wirtschaft mit bäuerlicher Tradition.
4 Der  deutschen  Landwirtschaft  muß im
gemeinsamen  europäischen  Markt  eine
wettbewerbsfähige Entwicklung ermöglicht

1 Agrarpolitisches  Leitbild  der  CDU  ist
der  eigenverantwortliche  unternehmeri-
sche Landwirt.
 2 Nur er garantiert eine leistungsfähige,
vielfältig  strukturierte  und  umwelt-
verträgliche Landwirtschaft.
3 Sie soll auf einem breit gestreuten Ei-
gentum an Grund und Boden stattfinden
können.
4 Der deutschen Landwirtschaft muß auf
internationalen  Märkten  eine  wett-

Zu Satz 1ALT: Was heißt hier „bedeutend“? „Be-
deutend“ ≠ „Gut“, hier kommt ein auch in Sachen 
„ökologisch“ verbreiteter positivierender Irrtum zu 
Geltung. „Bedeutend“ ist für einen kriegslüstern-
den Staat auch die eigene Waffenindustrie!

Zu Satz 2ALT: (lt. Antrag C394, CDU B-W): Wenn 
schon, dann muß es „Traditionen“ (Plural) heißen, 
denn von der kulturellen Tradition (etwa der des 
ländlichen Raumes im oberen Rheintal oder die 
des ländlichen Raumes westlich der Oder) kann 
angesichts der Vielfalt originärer Kulturen und 
ländlicher Räume in unserem Staat kaum die Rede
sein.

107

104

- 3
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werden.
5 Der  sich  vollziehende  Strukturwandel
muß sozial abgefedert und zu einer Ver-
besserung  der  Wettbewerbsfähigkeit  ge-
nutzt werden.
6 Unser Leitbild ist der eigenverantwortliche
unternehmerische Landwirt.
7 Land- und Forstwirtschaft ist im Familien-
betrieb, aber auch in anderen rechtlichen
und wirtschaftlichen Formen möglich.
8 Dabei wollen wir ein breit gestreutes Ei-
gentum an Grund und Boden sichern. 

bewerbsfähige  Entwicklung  ermöglicht
werden.
5 Strukturwandel müssen sozial abgefe-
dert  und  zu  einer  Verbesserung  der
landwirtschaftlichen  Wettbewerbsfä-
higkeit genutzt werden.
6 Landwirten und ihre Familien sind auf
dieser  leistungsorientierten  Grundlage
sozial abzusichern. 
7 Hierbei sind Leistungen aller Betriebs-
angehörigen  einschließlich  mitarbeiten-
der  Familien-Arbeitskräfte  siche-
rungssteigernd anzurechnen.  

Beispiel, wie Beschlüsse durch von persönlichen 
Befangenheiten beeinflußten Antragskommissi-
onsmitgliedern (im folgenden Zit. R. Göhner betr. 
Antrag C394 zum GP wg. Landwirtschaft) be-
lastete werden.: „Mein Herz schlägt für die Land-
wirtschaft, ich komme aus der Landwirtschaft und 
möchte deshalb diesen Antrag des Lan-
desverbandes Baden Württemberg unterstützen 
und namens der Antragskommission zur Annahme 
empfehlen.“ (CDU 1994b S.307). Was wäre nun 
gewesen, wenn R. Göhners Herz nicht für die 
Landwirtschaft geschlagen hätte....?

Zu Satz 3ALT: Die bäuerliche Tradition müßte für 
ein Grundsatzprogramm definiert werden!

„Wollen“ ohne Objekt muß als sprachlich eher in-
fantil unbedarfte Komponente in einem Grund-
satzprogramm nicht sein.

Zu Satz 5ALT: In einem Grundsatzprogramm haben
tagespolitische Komponenten nichts zu suchen, 
hier „der sich vollziehende...“.

Europäische Agrarpolitik

88

(2)

1 Die Reform der EU-Agrarpoltik ist darauf
ausgerichtet, die Märkte nachhaltig zu ent-
lasten und das Einkommen des Landwirte
zu stabilisieren.
2 Die künftige Agrarpolitik soll sich stärker
an den Prinzipien einer Ökologischen und
Sozialen Marktwirtschaft orientieren.
3 Wir setzen auch hier auf das Leistungs-
prinzip  und  lehnen  Bürokratisierung  und
übermäßige  Einschränkungen  der  unter-
nehmerischen Freiräume ab.

1 Agrarpolitik  soll  sich  zunehmend  an
den  Prinzipien  einer  ökologiebewußten
und Sozialen Marktwirtschaft orientieren.
2 Die CDU setzt auch hier auf das Leis-
tungsprinzip.
3 Sie  lehnt  Bürokratie  und  übermäßige
Einschränkungen  der  unternehmeri-
schen Freiräume als leistungshemmend
ab.

Zu Satz 1ALT: Diese IST-Beschreibung gehört nicht
in ein Grundsatzprogramm; wer weiß, welche Ag-
rarpolitik in späteren Jahren betrieben wird.

„Ökologische und Soziale Marktwirtschaft“ ist und 
bleibt ein manifestierter Unsinn!

Deshalb besser bzw. sinngem. „....treten für eine 
Stabilisierung der Sozialen Marktwirtschaft durch 
Stärkung ihrer ökologischen Grundlagen ein.“ Es geht 
ebenfalls darum, daß jeder sein mit dem Instrument 
Sozialer Marktwirtschaft (die kein Selbstläufer ist, 
sondern von Menschen gemacht wird) zu erreichende 
Ziel ökologisch zu stabilisieren. Das setzt Kenntnisse 
über ökologische Zusammenhänge voraus, z.B. um als 
Landwirt eine ökologische, aber mißratene Fruchtfolge 
(s.o.) ex ante zu vermeiden.

Im Einzelnen:

Soziale Marktwirtschaft beinhaltet in dem Wort „Sozial” 
bereits das mit dem Wort „Ökologische” Gemeinte. 
Dieses Gemeinte, nämlich der verantwortungsvolle 
Umgang mit „Umweltgütern” und „Umweltressourcen” 
als gemeinsame Werte, ist sicher nicht im Sinne 

56
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früherer programmatischer Aussagen von welcher 
Partei auch immer praktiziert worden. Dennoch ist die 
Zielsetzung also nicht so neu, wie es oft unterstellt wird.
Dem Übel kann jedoch am wenigsten durch die Krea-
tion eines neuen Begriffs abgeholfen werden.

Soziale Marktwirtschaft ist nicht sozial (und verdient 
damit dann auch ihren Namen nicht), wenn nicht sozial 
- nicht zu verwechseln mit sozialistisch -  mit „Um-
weltgütern” und „Umweltressourcen” umgegangen wird.

So wie „sozial” hier das mit „Ökologisch” Gemeinte 
beinhaltet, so beinhaltet „Marktwirtschaft” das mit 
„ökonomisch” Gemeinte. So wie in Sachen 
„Ökologisch” -  wird jedoch in der Praxis auch oft genug
alles andere, als das mit „ökonomisch” Gemeinte 
zustandegebracht. 

Daher müßte konsequenterweise, wenn Sie tatsächlich 
durch eine Begriffs-Neuschöpfung Defizite kurieren 
wollten, dieser neue Begriff „Ökologische, Soziale und 
Ökonomische Marktwirtschaft” heissen.

Im Hintergrund der gesamten Argumentation bewegt 
sich der sprachlich  - und sachlich ohnehin -  verkehrte 
und gar nicht natürliche Konflikt „Ökonomie vs. 
Ökologie”. Wenn es einen solchen Konflikt gibt, dann 
den zwischen ökologischer Praxis und ökonomischer 
Praxis. In einem Programm darf man dort nicht von 
vermeintlich zwingend naturgegebenen, bestückt mit 
deshalb umsomehr versöhnungsbedürftigen Kom-
ponenten ausgestatteten, wenn auch noch so 
wohlklingenden Konflikten ausgehen, wenn tatsächlich 
menschverantwortete Praxis und menschliche Fehler-
haftigkeit die Grundlage des Übels sind.

Es ist unbestritten, daß die Auswirkungen menschli-
chen Handelns auf ökologische Prozesse und in ökolo-
gischen Prozessen in volkswirtschaftliche Kalkulationen
oft zu wenig einbezogen werden. 

Insoweit wäre es auch gleichermaßen einengend, woll-
te man die gesellschaftliche Entwicklung der Mensch-
heit auf die Dialektik von Produktivkräften und Produk-
tionsverhältnissen reduzieren. Alleine die Motivation, 
derlei zu verhindern rechtfertigt noch keine sprach-
lichen Nachlässigkeiten.
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Ebenso ist bekannt, daß bereits vor Jahrhunderten 
ökologische Mechanismen eingesetzt und ökologische 
Potentiale stabilisiert wurden, um die Existenz des 
Menschen sicherzustellen (Mehrfelderwirtschaft, ... ....),
ohne daß hier ein erklärtermaßen ökologisches Primat 
gepflegt worden wäre (vgl. z.B. HESSEN - CASSEL 
1724).

Schließlich ist es unbestritten, daß die Freie Markt-
wirtschaft im klassischen Sinne nicht geeignet war, 
nach Maßgabe mechanistisch ökonomischer Kriterien 
„unlogische” menschliche Existenzbedürfnisse 
(„logisch“ = Lemming–Effekt?) zu berücksichtigen, so 
daß als Antagonist zu dieser „Schere” das Attribut 
Sozial eingeführt wurde.

Diese Soziale Marktwirtschaft beinhaltet insbesondere 
die Eigenschaft, vor allem unbillige Härten abzupuffern 
und durch regelnde Eingriffe in das Marktgeschehen 
(Kartellrecht,...) derartigen unbilligen Härten vorzu-
beugen. Auch der Mensch ist Umwelt; Menschen sind 
Teile  der Umwelt(en) anderer Menschen (s.u.)!

Gleichermaßen hat Soziale Marktwirtschaft aber die 
Aufgabe, zu verhindern, daß allgemeinverfügbare Gü-
ter der Solidargemeinschaft durch einzelne Nutzer ent-
zogen oder vorenthalten werden (sinngem, wenn auch 
im Umwelten–Komplex fachlich falsch „Umwelt-
verbrauch“).

Soziale Marktwirtschaft ist nicht sozial, wenn nicht auch
ökologische Ressourcen als Gemeingut gesichert wer-
den.

So ist der sparsame Umgang mit Wasser Grundlage für
Leben schlechthin, aber auch speziell für Volkswirt-
schaftsgeschehen und Tier- und Pflanzenwelt ist er in 
etablierten Gesetzen seit langem fixiert, die sich als 
Komplex bewähren können.

Noch so gute Gesetze jedoch garantieren noch keine 
ebenso gute Umsetzung ihrer Ziele durch die Verwal-
tung. Sie gehen eher und oft einmal in bürokratischer 
Unflexibilität unter.

Hier ist grundsätzlich glaubwürdige Politik gefordert, die
eine Soziale Marktwirtschaft umsetzt, bei der nicht nur 
der Name sozial ist. Eine solche Politik muß allerdings 
Eingriffe in das Wirtschaftshandeln des Einzelnen und 
die damit verbundene Handhabung ökonomischer und 
ökologischer Mechanismen durch den Wirtschafts-
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handelnden auf ein Minimum reduzieren. Also „verdient
immer der verhältnismäßig geringste Eingriff den 
Vorzug” (Art.86 GP CDU 1978).

Aufgabe der CDU muß es sein, diese Politik einer So-
zialen Marktwirtschaft anzubieten und nicht stattdessen
an deren Namen zu kurieren, der seit langem als 
Zielsetzung zutreffender nicht sein kann und eine 
eindeutige Aufgabenstellung formuliert. 

Traditionellen Vorwürfen, der „unendliche Verwertungs-
trieb des Kapitals” werde „seine Grenze in der End-
lichkeit all dessen, was er selbst nicht ist: in der Natur” 
finden (vgl. HASSENPFLUG 1975), muß und kann 
nicht durch verbale Schließung vermeintlicher Defi-
nitionslücken, sondern durch die reine Praxis des durch
Soziale Marktwirtschaft Gemeinten entgegengetreten 
werden.

Sozial beinhaltet in Sachen Marktwirtschaft den 
Funktionskomplex Ökologie.

Ökologische und Soziale Marktwirtschaft verhält sich zu
Soziale Marktwirtschaft wie Sauerstoffhaltiges Was-
sermolekül zu Wassermolekül. Zeit zu investieren, um 
den Begriff der „Ökologischen und Sozialen Marktwirt-
schaft” zu etablieren entspräche der Bemühung, Zeit 
darin zu investieren, das „Viereckige Quadrat” als 
neuen Meilenstein der Geometrie etablieren zu wollen. 

Ökologisch bedeutet zudem nicht immer Gut, sondern 
kann auch ein Synonym zu einem einzelfallbezogenen 
Schlecht sein, das es nach Maßgabe des 
Vorsorgeprinzips abzupuffern gilt.

Auch eine Synthese (z.B. lfd. Nr.191ALT (ERSTENTWURF)) 
von Ökonomie und Ökologie muß nicht immer etwas 
gutes sein! Eine gegenteilige Auffassung könnte etwa 
unter „Ökologismus” eingeordnet werden.

GATT Außenschutz des Agrarmarktes

88

(3)

1 Die Verankerung der tragenden Elemente
der Agrarreform im GATT ist die Vorausset-
zung für die Zukunftssicherung einer multi-
funktionalen Landwirtschaft in Europa. 
2 Als zentrales Instrument globaler Steue-
rung kann Europa auch in Zukunft nicht auf
einen wirksamen Außenschutz seines Ag-

1 Europa kann nicht auf einen wirksamen
Außenschutz  seines  Agrarmarktes  als
zentrales Instrument globaler Steuerung
verzichten.

Zu Satz 1ALT: Tagespolitik! Satz 2ALT dto., aber die
Passage „auch in Zukunft“ erledigt sich durch  das
Wort „verzichten“, denn in der Regel verzichtet 
man auf etwas (bisher) Gegebenes.

38
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rarmarktes verzichten.

Soziale Sicherung

88

(4)

1 Die  soziale  Absicherung  der  Landwirte
und ihrer Familien hat für uns einen hohen
Stellenwert. 
2 Dabei muß die individuelle Leistungsfä-
higkeit,  eine  größere Eigenverantwortung
sowie  die  Mitarbeit  der  Bäuerin  berück-
sichtigt werden. 

Daß die soziale Absicherung der Landwirte und ih-
rer Familien für uns einen hohen Stellenwert hat, 
ist unbestritten. 

Nur muß dabei nicht nur die individuelle Leistungs-
fähigkeit, eine größere Eigenverantwortung (vgl. 
auch lfd. Nr.27) sowie die Mitarbeit der Bäuerin 
berücksichtigt werden, denn hieraus läßt sich 
kaum etwas brauchbares als grundsatzpolitisch 
bedingtes Handlungsprinzip der CDU herauslesen,
wohl aber deren angebliche Einschätzung der Si-
tuation, daß es wohl nur mithelfende Bäuerinnen, 
aber keine mithelfenden Bauern gibt. 

Ist besagter Bäuerin als Maßstab zur Bemessung 
ihrer Alterssicherung (B. ist Teil der Familie, vgl. 
Satz 1) ein Einkommensansatz zuzuordnen oder 
soll sie hier als kostensenkender Teil der Absiche-
rung berücksichtigt werden?

Im übrigen wird hier in Sachen „Bäuerin“ eine Ein-
seitigkeit aufgebaut, die es in lfd. Nr. 4 ALT/NEU ff. 
richtigerweise nicht gibt). 

Thematik ist berücksichtigt in lfd. Nr.88 (1)NEU, 
Satz 5-7

31
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Neue Chancen und Märkte

88

(5)

1 Die Landwirtschaft hat auch in die primäre
Aufgabe, gesunde und hochwertige Nah-
rungsmittel umweltverträglich zu erzeugen.
2 Neue Chancen und Märkte können für die
Land-  und   Forstwirtschaft  bei  nach-
wachsenden  Rohstoffen,  Freizeitange-
boten, Direktvermarktungen oder anderen
Marktnischen eröffnet werden.
3 Eine  unverzichtbare  Aufgabe erfüllt  die
Land-  und Forstwirtschaft  bei  der  Pflege
und Erhaltung unserer Kulturlandschaft. 
4 Besondere Leistungen für einen intensi-
ven Natur- und Landschaftsschutz müssen

1 Die  Landwirtschaft  ist  primär  bei  der
umweltverträglichen  Produktion  gesun-
der  und  hochwertiger  Nahrungsmittel,
insbesondere durch ein intensives Bera-
tungssystem, zu unterstützen. 
2 Neue  Marktnischen  und  damit  ver-
bundene  neue  Wege  (nachwachsende
Rohstoffe,  Freizeitangebote,  Direktver-
marktungsmöglichkeiten)  müssen unbü-
rokratisch offengehalten werden..
3 Der  Einsatz  der  Land-  und  For-
stwirtschaft bei der Pflege und Erhaltung
der Kulturlandschaft bleibt unverzichtbar.

Zu Satz 1ALT: „Für die Vergangenheit“ wird der 
Grundsatz wohl kaum gelten......

Zu Satz 4ALT: Grundsätzlicher muß schlichtweg der
Vorrang des nicht-staatlichen Naturschutzes for-
muliert werden (Subsidiaritätsprinzip, (vgl. auch 
lfd. Nr. 154 Satz 4NEU)  

Eine eingehende unabhängige Beratung ist we-
sentliches Element der Agrarförderung vor dem im 
GP-Text gemeinten fachlichen Hintergrund.

Es darf jedoch nicht Aufgabe des Staates oder ei-
ner ihn regierend tragenden Partei sein, Kontroll-
mechanismen Dritter aufzunehmen, wenn ihre Ein-
haltung nicht zwingend erforderlich ist, um einen 
vom Staat angestrebten Zweck im Sinne v. lfd. 
Nr.88 (5)NEU zu verfolgen.

81

90

+ 9
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honoriert  und sollten  vorrangig  über  ver-
tragliche Vereinbarungen gestaltet werden.

4 Die CDU räumt dabei privat getragener
und  verantworteter  landwirtschaftlicher
und forstwirtschaftlicher  Produktion  und
Landschaftspflege  Vorrang  vor  staatli-
chem Engagement ein. 

Negativbeispiel: Einen von der CDU verant-
worteten oder getragenen Zweck, Richtlinien 
„kontrolliert ökologischen Landbaus“ als Positivkri-
terium hervorzuheben, darf es nicht wieder geben.

Denn es bleibt unstrittig, daß die „Richtlinien zur 
Förderung von Produktinnovationen und Ver-
marktungsalternativen“ (HMLWLFN 1988) in der 
politischen Verantwortung der CDU lagen (und seit
der Regierungsübernahme 1999 wieder liegen).

Als Förderungsvoraussetzungen werden unter lfd. 
Nr.2.1 Abs.2 auch die „Erzeugung nach den Richt-
linien des integrierten oder des kontrolliert ökolo-
gischen Landbaus....“ genannt. Daß dabei die 
Quellen besagter Richtlinien nicht erwähnt sind 
und somit die Nachvollziehbarkeit  (vgl. lfd. 
Nr.108) des Textes gar nicht gegeben ist, rundet 
das schlechte Bild ab, das die CDU hier von sich 
zeichnete, nur umsomehr ab!

Es muß hingegen ein stetes Bemühen der CDU 
sein, Landwirte in die Lage zu versetzen, ihre indi-
viduell eigenverantwortlich praktizierten Methoden 
so nachvollziehbar darzustellen, daß die eine 
nachhaltigen Nutzung des Garten Eden entsprä-
che. Niemand hat dabei dem Garten  uneffektive 
Produktion aufoktroyiert! Hierauf sollen Ver-
braucher ein Vertrauen in real existierende Land-
wirte aufbauen können, nicht aber in anonyme, 
wenn auch nominell und „ökologisch wohlklingen-
de“ Methoden gründen müssen.

Dieser Grundsatz gilt unabhängig davon, ob be-
troffene Landwirte eine von anderen (ggf. samt 
verpflichtendem „Öko-Label“) übernommene Me-
thode  praktizieren oder eine von ihnen selbst ent-
wickelte Methode anwenden. 

Hierbei entspricht die Zahl der verantwortbaren 
Methoden mindestens der Zahl der Betriebe in 
Verbindung mit der Verschiedenheit der be-
wirtschafteten Standorte.

Es ist entschieden anzuzweifeln, daß auch nur ein 
zahlenmäßig nennenswerter Anteil derer, die ihre 
Kaufentscheidung z.B. in einer Produkt-
bezeichnung „biologisch dynamisch“ begründen, 
tatsächlich wissen, was das von dem Anthroposo-
phen Rudolf Steiner (u.a., vgl. N. Remer et al.) 
entwickelte „biologisch dynamisch“ eigentlich be-
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88

(5)

F

deutet. In der Regel wird die Bezeichnung eher 
pauschal mit Kriterien wie „ohne chemische Spritz-
mittel“ oder „ohne Kunstdünger“ gleichgestellt, wo-
bei ohnehin hier offenbleiben muß, inwieweit diese
Kriterien oder andere, die tatsächlich mit „biolo-
gisch dynamisch“ in Zusammenhang zu bringen 
sind (esoterische Elemente etc.), Eignungen auf-
weisen, als absolute Meßgröße für Um-
weltverträglichkeit dienen zu können.

Vgl. hierzu auch lfd. Nr.154 Satz 3NEU ff.
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88

(5)

F

Harmonisierung der Wettbewerbsbedin-
gungen

88

(6)

1  Wir setzen uns dafür ein, daß die gesetz-
lichen Rahmenbedingungen für den Tier-,
Natur- und Umweltschutz wie andere Wett-
bewerbsbedingungen auch im gemeinsa-

1 Die  verpflichtende  Teilnahme  deut-
scher  Landwirte  an  internationalen
Märkten  kann  nur  auf  der  Grundlage

Warum nur der EU-Markt?

Auf die Aufzählung der Fachgebiete kann verzich-
tet werden.

27

42

+15
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men europäischen Markt harmonisiert wer-
den.

von  Chancengerechtigkeit  nachhaltig
funktionieren. 
2 Die  CDU  setzt  sich  daher  für  eine
Harmonisierung  der  gesetzlichen
Rahmenbedingungen  der  betroffenen
Staaten,  insbesondere  der  EU-Mit-
gliedsstaaten, ein.

 

Wohnen und Städtebau

Von der Objekt- zur Subjektförderung Von der Objekt- zur Subjektförderung

89

(1)

1  Ein angemessener Wohnraum für alle ist
eine Grundvoraussetzung für den sozialen
Frieden. 
2  Bei gestiegenen Wohnansprüchen wer-
den die privaten Haushalte einen wachsen-
den Anteil ihres verfügbaren Einkommens
für Wohnraum aufwenden müssen. 
3  Öffentliche  Hilfe  ist  dort  nötig,  wo  der
Markt für einkommensschwache Haushalte
zu wenig oder zu teuren Wohnraum be-
reithält. 
4  Wir  wollen  durch  das  ein-
kommensabhängige Wohngeld denen hel-
fen, die marktgerechte Mieten für einen an-
gemessenen  Wohnraum  nicht  aus  ei-
genem Einkommen zahlen können. 
5  Die  Kommunen  müssen  die  Woh-
nungsbestände nutzen, die ihnen zur Ver-
fügung stehen, und im übrigen durch An-
kauf  oder  Anmietung  von  Belegungs-
rechten an sonstigen Wohnungen ihrer so-
zialpolitischen Pflicht nachkommen. 
6 Die soziale Gerechtigkeit verlangt, daß die
Fehlbelegung von Sozialwohnungen abge-
baut und abgeschöpft wird.

1  Angemessener Wohnraum für alle ist für
die CDU eine Grundvoraussetzung für den
sozialen Frieden. 
2  Öffentliche Hilfe ist hierfür dort nötig, wo
der Markt für einkommensschwache Haus-
halte zu wenig oder zu teuren Wohnraum
bereithält. 
3  Die CDU will dies durch Gewährung ein-
kommensabhängigen  Wohngeldes  errei-
chen. 
4  Die  Kommunen  müssen  ihren  sozial-
politischen Pflicht nachkommen, ihnen ver-
fügbare Wohnungsbestände nutzen und im
übrigen sonstigen Wohnunge durch Ankauf
oder Anmietung von Belegungsrechten ver-
fügbar machen. 
5  Fehlbelegungen  von  Sozialwohnungen
sind abzubauen,  daraus resultierende Er-
sparnisse der Nutzer sind abzuschöpfen.
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89

(2)

1 Der private Wohnungsbau muß als Kapi-
talanlage wieder interessant werden. 
2  Wir streben an, die Objektförderung im
Wohnungsbau zu vermindern und schritt-
weise zur  Subjektförderung überzugehen
bei einer grundlegenden Überprüfung und
Umstrukturierung des staatlichen Förderin-
strumentariums. 

1  Der private Wohnungsbau muß als Kapi-
talanlage interessant sein. 
2  Die  CDU will  Objektförderung  im Woh-
nungsbau vermindern und schrittweise zur
Subjektförderung übergehen.
3  Das staatlichen Förderinstrumentarium ist
daraufhin grundlegend zu prüfen und ent-
sprechend geeignet zu strukturieren. 

89

(3)

1 Dabei wollen wir insbesondere für Famili-
en mit Kindern die Schaffung von Wohnei-
gentum  weiterhin  fördern  und  sozial
gerecht gestalten.

1  Dabei  will  die  CDU die  Schaffung  von
Wohneigentum insbesondere  für  Familien
mit Kindern fördern und sozial gerecht ge-
stalten.

Förderung von Wohneigentum Förderung von Wohneigentum

89

(4)

1 Wir verkennen nicht die Probleme, die bei
der  marktwirtschaftlichen  Neuorientierung
der  Wohnungswirtschaft  in  den  neuen
Bundesländern entstanden sind. 
2 Die notwendige Anpassung der Mieten an
die tatsächlichen Wohnkosten muß schritt-
weise geschehen und wo nötig sozial wirk-
sam unterstützt werden. 
3 Daneben darf der Wohnungsneubau nicht
vernachlässigt werden. 

In den neuen Bundesländern besteht bei
der Wohneigentumsbildung großer Nach-
holbedarf. 

1  Anpassungen von der Mieten an die tat-
sächlichen Wohnkosten müssen in sozial-
verträglichen Intervallen geschehen und wo
nötig sozial wirksam unterstützt werden. 
2  Neben der Schaffung neuer Eigenheime
muß die Privatisierung vorhandener in öf-
fentlicher Hand befindlicher Mietwohnungen
vorangetrieben werden.

Zu Satz 2NEU: Das gilt auch für den „Westen“

Deregulierung im Baurecht Deregulierung im Baurecht

89 1 Wir brauchen für den Wohnungsbau mehr 1 Die CDU setzt sich dafür ein, daß zur Be-
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(5) Bauland,  abgesenkte  Baustandards  und

Bauvorschriften, verkürzte Fristen und Ge-
nehmigungserleichterungen. 
2 Wir treten der Spekulation mit Grund und
Boden entschieden entgegen; 
2a besonders in Ballungsräumen und inner-
städtischen  Gebieten  erfordert  die  So-
zialpflichtigkeit  des  Eigentums  Maßnah-
men, vorhandenes Bauland verfügbar zu
machen. 
3  Für den Bau neuer Wohnungen ist ein
marktwirtschaftliches  Konzept  notwendig,
das  durch  eine  hinreichende  Wirtschaft-
lichkeit  für Investitionen und verfassungs-
rechtlich  abgesicherte  Verfügbarkeit  über
das Eigentum gekennzeichnet sein muß.

reitstellung  ausreichenden  Baulandes
Baustandards und Bauvorschriften rational-
siert und  Genehmigungsverfahren effekti-
viert oder abgeschafft werden. 
2 Sie tritt der Spekulation mit Grund und Bo-
den entschieden entgegen; 
2a besonders in Ballungsräumen und inner-
städtischen  Gebieten  erfordert  die  So-
zialpflichtigkeit des Eigentums Maßnahmen,
vorhandenes  Bauland  verfügbar  zu  ma-
chen. 
3  Dem  Bau  neuer  Wohnungen  muß  ein
marktwirtschaftliches Konzept  zugrundelie-
gen,  das  durch  eine  hinreichende  Wirt-
schaftlichkeit  für  Investitionen  und  verfas-
sungsrechtlich  abgesicherte  Verfügbarkeit
des Eigentums gekennzeichnet sein muß.

Ländlicher Raum und Städtebau Ländlicher Raum und Städtebau

90

(1)

1  Deutschland weist eine große Vielfalt an
städtischen und ländlichen Lebensräumen
auf. 
2  Wie sich  unser  Wirtschaftsstandort  be-
haupten wird, hängt auch davon ab, ob un-
sere Städte und Regionen attraktive Ange-
bote  für  Unternehmen,  ihre  Mitarbei-
terschaft und deren Familien machen kön-
nen. 
3 Wir wollen die eigenständige Entwicklung
des ländlichen Raumes fördern. 
4  Die  großen  Städte  und  die  Ballungs-
zentren stehen vor erheblichen Belastun-
gen. 
5  Unsere Städtebaupolitik will die Lebens-
qualität für die Menschen verbessern, mit

1  Aus Sicht der CDU hängt die Durchset-
zungsfähigkeit  des  Wirtschaftsstandortes
Deutschland  auch davon ab, ob Städte und
Regionen  attraktive  Angebote  für  Un-
ternehmen, ihre Mitarbeiterschaft und deren
Familien machen können. 
2  Die CDU will die eigenständige Entwick-
lung des ländlichen Raumes fördern. 
3 Städtebaupolitik der CDU  will die Lebens-
qualität für die Menschen verbessern, mit
überschaubaren Lebensräumen der Anony-
mität  entgegenwirken  und  das  Zu-
sammenleben  der  Generationen  erleich-
tern. 
4  Dazu gehören auch familien- und alters-
gerechter  Wohnraum  sowie  eine  kinder-
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überschaubaren  Lebensräumen  der  An-
onymität  entgegenwirken  und  das  Zu-
sammenleben  der  Generationen  erleich-
tern. 
6  Dazu gehören auch familien- und alters-
gerechter  Wohnraum  sowie  eine  kinder-
freundliche Umfeld-Gestaltung.

freundliche Umfeld-Gestaltung.

Soziale und ökologische Ausgewogen-
heit

Soziale und ökologische Ausgewogen-
heit

90

(2)

1 Für den Ausgleich zwischen sozialen und
ökologischen  Belangen  ist  die  Ausgewo-
genheit von bebauten Flächen und Grün-
anlagen, Wohngebieten und Einkaufsberei-
chen, Durchgangsverkehr und verkehrsbe-
ruhigten  Zonen,  Arbeits-  und  Frei-
zeitangeboten notwendig. 
2  Denkmalschutz und Denkmalpflege sind
selbstverständliche  Teile  unserer  Städte-
bau- und Kulturpolitik. 
3  Die Instandsetzung und Modernisierung
der Infrastruktur sowie die Sanierung der
Städte in den neuen Bundesländern muß
Vorrang haben, damit dort die städtischen
Lebensbedingungen verbessert und gleich-
zeitig der wirtschaftliche Aufbau unterstützt
werden.

1  Eine  Synthese  aus  sozialen  und  öko-
logischen Belangen muß aus einer qualifi-
zierte Abwägung verschiedener Nutzungs-
interessen resultieren,
2  Zu  berücksichtigen  sind  insbesondere
Wohngebiete,  anderweitig  bebaute  Flä-
chen,   Grünanlagen,  Einkaufsbereiche,
Durchgangsverkehr  und verkehrsberuhigte
Zonen, Arbeits- und Freizeitangebote. 
3  Denkmalschutz und Denkmalpflege sind
selbstverständliche Teile der Städtebau- und
Kulturpolitik der CDU. 
4  Die  Instandsetzung und Modernisierung
der  Infrastruktur  sowie  die  Sanierung  der
Städte  in  weniger  entwickelten  Bun-
desländern muß Vorrang haben, damit dort
die  städtischen  Lebensbedingungen  ver-
bessert und gleichzeitig der wirtschaftliche
Aufbau unterstützt werden.

3. SOZIALE GERECHTIGKEIT SICHERN
- DEN SOZIALSTAAT UMBAUEN

Aufgaben und Prinzipien einer erfolgrei-
chen Sozialpolitik

Aufgaben und Prinzipien einer erfolgrei-
chen Sozialpolitik

Sozialpolitik im Wandel Sozialpolitik im Wandel

91

(1)

1  Die Sozialpolitik  hat seit  dem 19. Jahr-
hundert beeindruckende Erfolge erzielt.

1   Die  Lösung sozialer  Probleme ist  und
bleibt für die CDU zentrale Verpflichtung.

Zu Satz 2ALT bis Satz 5ALT: Keine programmati-
sche Aussage!
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2  Sie stand zunächst im Banne des Kon-
flikts zwischen Kapital und Arbeit.
3 Durch sozialpolitische Maßnahmen wurde
dieser entschärft und die Lage der Arbeit-
nehmer wesentlich verbessert.
4 Wir Christliche Demokraten haben die so-
ziale Ordnung unseres Landes maßgeblich
mitgestaltet und geprägt.
5   Die Lösung sozialer  Probleme ist  und
bleibt für uns zentrale Verpflichtung.

91

(2)

1  Wir haben uns mit der Neuen Sozialen
Frage als erste politische Kraft der Heraus-
forderungen angenommen, die sich in un-
serer Gesellschaft  aus dem Konflikt  zwi-
schen organisierten und nichtorganisierten
Interessen,  zwischen  Erwerbstätigen  und
nicht im Berufsleben Stehenden ergeben.
2 Die nichtorganisierten - alte Menschen, El-
tern, Kinder, Alleinerziehende, Behinderte,
Pflegebedürftige,  Arbeitslose,  nicht  mehr
Arbeitsfähige und andere - unterliegen häu-
fig im Verteilungskampf den organisierten
Interessen.
3  Arbeitgeber  und  Arbeitnehmer  sind  in
mächtigen Verbänden organisiert.
4  Sie  haben  wesentlich  zum  sozialen
Frieden und zur Leistungsfähigkeit unserer
Wirtschafts-  und  Sozialordnung  beigetra-
gen.
5  Sie treten aber nicht nur gegeneinander
an,  sondern behaupten ihre spezifischen
Interessen  auch  gegen  andere,  schwä-
chere Bevölkerungsgruppen und die Ge-
meinschaft.
6  Der Staat als Anwalt  des Gemeinwohls
hat die Aufgabe, die Machtlosen und Min-

1  Hierzu  gehört  das  stetige  Engagement,
Konflikte zwischen organisierten und nicht-
organisierten  Interessen,  zwischen  Er-
werbstätigen und nicht im Berufsleben Ste-
henden friedlich zu lösen.
2 Dieses Engagement gilt vor allem nichtor-
ganisierten Menschen, seien es unter ande-
ren  Alte,  Eltern,  Kinder,  Alleinerziehende,
Behinderte,  Pflegebedürftige,  Arbeitslose
oder nicht mehr Arbeitsfähige, deren Positi-
on  im  Verteilungskampf  gegenüber  or-
ganisierten Interessen zu stärken ist.
3  Darüber hinaus hat der Staat als Anwalt
des Gemeinwohls die Aufgabe, die Machtlo-
sen und Minderheiten im Wettstreit um die
materiellen  und  immateriellen  Güter  zu
schützen und ihre Rechte zu vertreten.

Zu Satz 3ALT bis Satz 5ALT: Keine Programmaussage!
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derheiten im Wettstreit um die materiellen
und immateriellen Güter zu schützen und
ihre Rechte wahrzunehmen.

Aufgaben der Sozialpolitik Aufgaben der Sozialpolitik

92

(1)

1 Zu den wichtigsten Aufgaben unserer So-
zialpolitik gehören:

 2a  der Schutz vor Armut und Not, um
allen  ein  menschenwürdiges  Leben  zu
sichern; 

 2b  eine  durch  Solidargemeinschaften
gesicherte Vorsorge und Absicherung von
existentiellen Risiken, die der einzelne nicht
tragen kann; 

 2c die Stärkung der Eigenverantwortung
und die Hilfe zur Selbsthilfe; 

 2d  die  Bewahrung  des  sozialen
Friedens und die Förderung von Gerechtig-
keit und sozialem Ausgleich. 

1  Zu den wichtigsten  Aufgaben  schristlich
demokratischer  Sozialpolitik zählt:

 2a  der Schutz vor Armut und Not, um al-
len  ein  menschenwürdiges  Leben  zu
sichern; 

 2b  eine  durch  Solidargemeinschaften
gesicherte Vorsorge und Absicherung von
existentiellen Risiken, die der einzelne nicht
tragen kann; 

 2c die Stärkung der Eigenverantwortung
und die Hilfe zur Selbsthilfe; 

 2d die Bewahrung des sozialen Friedens
und die Förderung von Gerechtigkeit  und
sozialem Ausgleich. 

92

(2)

1  Ziel unserer Sozialpolitik ist es, nach den
Prinzipien Solidarität und Subsidiarität den
einzelnen in den Stand zu setzen, aus ei-
gener Kraft sein Leben in die Hand zu neh-
men und über seinen Lebensweg in Frei-
heit und eigener Verantwortung zu bestim-
men.

1 Ziel der Sozialpolitik der CDU ist es, nach
den Prinzipien Solidarität und Subsidiarität
den einzelnen in den Stand zu setzen, aus
eigener Kraft  sein Leben in die Hand zu
nehmen  und  über  seinen  Lebensweg  in
Freiheit und eigener Verantwortung zu be-
stimmen.

Umbau des Sozialstaates Umbau des Sozialstaates

92

(3)

1  Zukunftsorientierte  Sozialpolitik  will  vor-
beugen, will Wirtschaftlichkeit und Humani-
tät verbinden. 
2 In den vergangenen Jahrzehnten sind der
Gemeinschaft  viele  Leistungen  aufgebür-

1  Zukunftsorientierte Sozialpolitik  muß vor-
beugen, muß Wirtschaftlichkeit und Huma-
nität verbinden. 
2 Staatliche Sozialleistungen müssen auf die
wirklich  Hilfsbedürftigen  konzentriert  wer-

Zu Satz 4ALT: Wegen Eigenbeteiligung siege an anderer 
Stelle (lfd. Nr.99ff.)

Zu Satz 6ALT und 7ALT: Kleines Einmaleins!

Zu Satz 9ALT:„Umbau” ist ein zielloses Wort, zumal, wenn 
stellenweise im Text voller Pathos „der Umbau.....” oder 
„des Umbaues.....” steht und man nur nach langem 
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det worden, die der einzelne heute selbst
erbringen kann. 
3  Staatliche  Sozialleistungen  müssen  auf
die  wirklich  Hilfsbedürftigen  konzentriert
werden. 
4 Deshalb treten wir dafür ein, soziale Leis-
tungen,  die  nicht  durch  eigene  Beiträge,
sondern aus Steuermitteln finanziert  wer-
den,  künftig  grundsätzlich  nur  noch  ein-
kommens-  und  vermögensabhängig  zu
gewähren und im gesamten Bereich der
Sozialpolitik stärker Eigenvorsorge, Eigen-
verantwortung  und  Selbstbeteiligung  zu
verwirklichen. 
5  Durch eigene Leistungen oder Aufopfe-
rung  für  die  Gemeinschaft  erworbene
Rechtsansprüche  verdienen  besonderen
Schutz. 
6  Wie in allen Bereichen der Politik  muß
auch in der Sozialpolitik die Frage nach den
Prioritäten immer wieder neu gestellt wer-
den. 
7  Wer neuen Aufgaben nachkommen will,
muß Altleistungen auf den Prüfstein stellen.
8  Um neue Aufgaben erfüllen und die Fol-
gen der demographischen Entwicklung be-
wältigen zu können, brauchen wir  neuen
Handlungsspielraum,  den wir  nicht  durch
Beitrags- oder Steuererhöhungen, sondern
durch Umschichtungen gewinnen wollen. 
9 In diesem Sinne ist nicht der Ausbau, son-
dern der Umbau des Sozialstaates unsere
Aufgabe.

den. 
3  Deshalb tritt  die CDU dafür ein,  soziale
Leistungen, die nicht durch eigene Beiträge,
sondern  aus  Steuermitteln  finanziert  wer-
den, künftig grundsätzlich nur noch einkom-
mens- und vermögensabhängig zu gewäh-
ren. 
4  Durch  eigene  Leistungen  oder  Aufopfe-
rung  für  die  Gemeinschaft  erworbene
Rechtsansprüche  verdienen  besonderen
Schutz. 
5 Zur flexiblen Reaktion auf demographische
Entwicklungen  sind  erweiterte  Hand-
lungsspielräume der Versorger zu schaffen,
die  die  CDU  nicht  durch  Beitrags-  oder
Steuererhöhungen,  sondern  durch  Um-
schichtungen gewinnen will. 

Suche im GP findet, um was für einen Umbau es sich 
handeln könnte.

Der Wandel der Zeiten wird „den Umbau des 
Sozialstaates” nie zulassen, einzelne Umbauten schon 
eher.

Eine Sicherung oder Konsolidierung kann auch einen 
Umbau von Strukturen, jedoch gleichermaßen in ein-
zelnen Bereichen lediglich eine neue Gewichtung beste-
hender Wirkungskomponenten beinhalten, beispiels-
weise die Stärkung des Ökologischen in der Sozialen 
Marktwirtschaft.

Die Axt im Hause ersetzt zwar den Zimmermann, aber 
nicht bei der CDU!

Insoweit war auch die These „Wer Abbau verhindern will, 
muß Umbau betreiben” (lfd. Nr.5193,5293) falsch, weil 
nicht jeder Aufbau (auf Bewährtem) auch Umbau ist.

Europäische Sozialunion Europäische Sozialunion
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92

(4)

1 Mit der Vollendung der Europäischen Uni-
on wird nicht nur die Wirtschafts- und Wäh-
rungsunion, sondern auch die europäische
Sozialunion verwirklicht. 
2 Das bedeutet, daß in wichtigen Bereichen
der  Sozialpolitik  einheitliche  Mindest-
standards  europaweit  verankert  werden
müssen. 
3  Dies  bietet  allen  Mitgliedsstaaten  die
Chance, im Wettbewerb untereinander dar-
über hinausgehende Verbesserungen und
differenzierte Lösungen zu entwickeln. 
4  Wir  streben  dabei  an,  unseren  hohen
Standard  sozialer  Sicherung  auch  in-
nerhalb  der  Europäischen  Union  zu  be-
wahren.

1  in  wichtigen  Bereichen  der  Sozialpolitik
müssen einheitliche Mindeststandards euro-
paweit verankert werden. 
3 Dies soll allen  Mitgliedsstaaten die Chan-
ce  bieten,  im  Wettbewerb  untereinander
darüber  hinausgehende  Verbesserungen
und differenzierte Lösungen zu entwickeln. 
3 Die CDU strebt dabei an, bestehende an-
nehmbare  Standards  sozialer  Sicherung
auch innerhalb der Europäischen Union zu
bewahren.

Selbsthilfe und Ehrenamt

93

(1)

1 Viele wichtige Leistungen werden in unse-
rer Gesellschaft ehrenamtlich erbracht. 
2 Ehrenamtliche Leistungen und Selbsthil-
feinitiativen tauchen zwar nicht im Bruttoso-
zialprodukt auf, sie sind aber dennoch von
wichtiger Bedeutung für das Zusammenle-
ben in unserem Land. 
3 Auch die beste staatliche Sozialordnung
kann  auf  die  Zuwendung  und  Hilfe  von
Mensch zu Mensch, auf praktizierte Nächs-
tenliebe nicht verzichten. 
4 Verbände, Vereine und Initiativen können
in der Tradition der deutschen Wohlfahrts-
pflege  soziale  Aufgaben  besser  und
bürgernäher erledigen.

2 Ehrenamtlich  organisierte  Menschen
und  Selbsthilfeinitiativen,  vor  allem  in
der  gemeindenahen  Sozialpolitik  en-
gagiert, müssen als essentielle Faktoren
einer  funktionierenden  Sozialordnung
Anerkennung erfahren.
2  Denn sie können aus Sicht  der  CDU
am ehesten  Zuwendung und  Hilfe  von
Mensch  zu  Mensch  und  praktizierte
Nächstenliebe in die Tat umsetzen 
3 Die Allgemeinheit muß zur Bereitschaft
zu Selbsthilfe und Ehrenamt motivieren
und  die  Voraussetzungen  hierfür
schaffen. 
4 Selbsthilfe und Ehrenamt dürfen nicht
als Anlaß für einen Abbau von Leistun-
gen  eines  sozialen  Systems  heran-

Zu Satz 4ALT: „besser und bürgernäher“ als was?

Zu Satz 2NEU: Das schließt auch finanzielle Aner-
kennung nicht aus! „Gemeindenahe Sozialpolitik“ 
aus lfd. Nr.93 (3)ALT

Zu Satz 3NEU und 4NEU: Aus lfd. Nr.93 (2)ALT
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gezogen werden.

Kultur des Helfens

93

(2)

1 Deshalb werden wir Christliche Demokra-
ten eine neue Kultur des Helfens fördern. 
2 Die Bereitschaft zu Selbsthilfe und Ehren-
amt kann der Staat nicht „produzieren“. 
3 Allerdings kann und muß der Staat die
Bereitschaft  zu Selbsthilfe  und Ehrenamt
wecken und unterstützen. 
4 Dazu muß klar sein, daß Selbsthilfe und
Ehrenamt  der  qualitativen  Verbesserung
des Sozialstaates und nicht einem Abbau
von Leistungen dienen. 
5 Zur Unterstützung des Ehrenamtes sind
alle politischen Ebenen gefordert.



Zuviel Pathos, wesentliche Bestandteile in lfd. Nr. 
93 (1)NEU

Gemeindenahe Sozialpolitik

93

(3)

1 Ein besonderes, weites Feld öffnet sich
hier für eine gemeindenahe Sozialpolitik. 
2 Durch Unterstützung von Selbsthilfegrup-
pen sowie durch Treffpunkte der Hilfsbereit-
schaft,  Sozialstationen  und  andere  Ein-
richtungen  kann  sie  dafür  sorgen,  daß
Hilfsbedürftige und Hilfsbereite leichter zu-
einander finden. 
3 Wir wollen die Voraussetzungen verbes-
sern, um die Bereitschaft und die Fähigkeit
der Menschen zur solidarischen Unterstüt-
zung des Nächsten zu fördern. 
4 Hierzu gehört auch eine bessere Aner-
kennung ehrenamtlich geleisteter Dienste. 



So gut das klingt, so ist das bereits an anderer 
Stelle (lfd. Nr. 93 (1)) ausgeführt.

Der Text stellt keine neuen Grundsätze auf. 
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Arbeitsmarktpolitik Arbeitsmarktpolitik

Vollbeschäftigung Vollbeschäftigung

94

(1)

1  Der  untrennbare  Zusammenhang  zwi-
schen  Wirtschaft  und  Sozialordnung  er-
weist  sich vor allem bei  dem Bestreben,
möglichst  vielen  Menschen  Arbeit  zu  er-
möglichen. 
2  Arbeit ist die Grundlage individueller und
gesellschaftlicher Existenz,  damit  ein we-
sentlicher  Bestandteil  des  menschlichen
Lebens  und  Möglichkeit  der  personalen
Entfaltung. 
3 Deshalb streben wir Vollbeschäftigung an.
4  Sie  ist  ein  wirtschafts-  und  gesell-
schaftspolitisches Ziel, dem der Staat durch
Schaffung  geeigneter  Rahmenbedingun-
gen und die Tarifpartner in besonderer Ver-
antwortung verpflichtet sind.

1 Die CDU sieht in Arbeit eine Grundlage in-
dividueller  und  gesellschaftlicher  Existenz
und  damit  einen  wesentlicher  Bestandteil
des menschlichen Lebens und eine Mög-
lichkeit der personalen Entfaltung. 
2 Deshalb strebt die CDU Vollbeschäftigung
an. 
3  Sie  ist  ein  wirtschafts-  und  gesell-
schaftspolitisches Ziel, dem der Staat durch
Schaffung geeigneter Rahmenbedingungen
und die Tarifpartner in besonderer Verant-
wortung verpflichtet sein müssen.

Zu Satz 3NEU: Es muß bekannt sein, daß Vollbe-
schäftigung nicht etwa 100%-Beschäftigung be-
deutet!

Differenzierte Tarifpolitik und Teilzeitar-
beit

Differenzierte  Tarifpolitik  und Teilzeitar-
beit

94

(2)

1 Arbeitslosigkeit bedeutet für viele Betroffe-
ne nicht nur Verlust beim Einkommen, son-
dern häufig soziale Isolierung und Verlust
an Perspektiven. 
2 Insbesondere Langzeitarbeitslosigkeit be-
deutet für viele Menschen einen Verlust an
Selbstwertgefühl, Lebensstandard und Le-
bensqualität. 
3  Die beste Politik für den Arbeitsmarkt ist
die  Schaffung  dauerhafter  und  wettbe-
werbsfähiger Arbeitsplätze durch Investitio-
nen. 
4  Um Arbeitslosigkeit  zu  verringern,  muß
sich die Entwicklung der Löhne und Gehäl-

1 Arbeitslosigkeit ist alleine schon deshalb zu
bekämpfen,  weil  sie  für  viele  Betroffene
nicht nur Einkommensverlust, sondern häu-
fig soziale Isolierung und Verlust  an Per-
spektiven bedeutet. 
2  Insbesondere setzt sich die CDU gegen
Langzeitarbeitslosigkeit  ein,  weil  diese  für
viele  Menschen  einen  Verlust  an  Selbst-
wertgefühl,  Lebensstandard  und  Le-
bensqualität nach sich zieht. 
3 Als beste Politik für den Arbeitsmarkt beur-
teilt die CDU die Schaffung dauerhafter und
wettbewerbsfähiger Arbeitsplätze durch In-
vestitionen. 

Zu Satz 4ALTff.: Neu in lfd. Nr.95(3)
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ter an der Entwicklung der Produktivität ori-
entieren. 
5 Wir brauchen eine differenzierte Tarifpolitik
in Branchen und Regionen sowie Möglich-
keiten, im Rahmen von Tarifverträgen und
Betriebsvereinbarungen  stärker  den  be-
trieblichen  Besonderheiten  und  Be-
dürfnissen Rechnung tragen zu können. 
6  Wir  treten  für  die  Förderung  sozial-
versicherungspflichtiger Arbeitsplätze in pri-
vaten Haushalten ein. 
7 Wir brauchen mehr Teilzeitarbeit. 
8 Hierbei müssen betriebliche Erfordernisse
und  familiäre  Bedürfnisse  berücksichtigt
werden.

Einsatz  arbeitsmarktpolitischer  Instru-
mente

Einsatz  arbeitsmarktpolitischer  Instru-
mente

95

(1)

1  Die grundlegende Umstellung der Wirt-
schaft in den neuen Bundesländern nach
den  Jahrzehnten  sozialistischer  Mißwirt-
schaft, verschleppter Strukturwandel, Starr-
heiten im Beschäftigungssystem und unzu-
reichende Innovationen haben zum dau-
erhaften Verlust vieler Arbeitsplätze, insbe-
sondere für Frauen, geführt. 
2  Um den Strukturumbruch zu begleiten,
müssen arbeitsmarktpolitische Instrumente
verstärkt eingesetzt werden. 
3  Dabei ist Maßnahmen, die zu volkswirt-
schaftlicher Wertschöpfung führen, gegen-
über  rein  konsumtiven Transferleistungen
der Vorzug zu geben. 
4  Besonderes Augenmerk muß die Schaf-
fung von Arbeitsplätzen für Frauen gelten.

1 Um Probleme im Zuge von Strukturumbrü-
che zu begleiten und zu lösen, müssen ar-
beitsmarktpolitische  Instrumente  verstärkt
eingesetzt werden.
2  Dabei  ist  Maßnahmen, die zu volkswirt-
schaftlicher Wertschöpfung führen, gegen-
über  rein  konsumtiven  Transferleistungen
der Vorzug zu geben. 
3  Besonderes Augenmerk muß die Schaf-
fung von Arbeitsplätzen für Frauen gelten.
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95

(2)

1  Strukturwandel  und  Arbeitsmarktpolitik
gehen Hand in Hand. 
2  Eine erfolgsorientierte Arbeitsmarktpolitik
ist dezentral und flexibel. 
3  Sie verlangt  eine ständige Koordination
der eingesetzten Instrumente.

1  Eine  erfolgsorientierte  Arbeitsmarktpolitik
muß dezentral  und  flexibel  erfolgen,  weil
Strukturwandel  und  Arbeitsmarktpolitik
Hand in Hand gehen. 

Zu Satz 3ALT: Kleines Einmaleins!

Verantwortung der Tarifpartner Verantwortung der Tarifpartner

95

(3)

1 Bei allen arbeitsmarktpolitischen Maßnah-
men muß das Ziel verfolgt werden, einer
möglichst  großen  Zahl  von  Arbeitslosen
eine Beschäftigungsmöglichkeit  zu geben
und die Anreize für einen Wechsel in ein re-
guläres  Beschäftigungsverhältnis  zu  stär-
ken. 
2 Eine entscheidende Rolle bei der Bewälti-
gung des Strukturwandels kommt den Un-
ternehmern zu. 
3 Die Tarifpartner sind aufgefordert, dem be-
sonderen  Charakter  von  Ar-
beitsbeschaffungsmaßnahmen  Rechnung
zu tragen  und spezielle  niedrigere  Tarife
dafür zu vereinbaren. 
4 Das gilt auch zur Verbesserung der Chan-
cen  von  Langzeitarbeitslosen;  dazu  sind
Einstiegstarife erforderlich, die eine Bezah-
lung unterhalb der regulären Tarife ermögli-
chen. 
5  Wir treten ferner dafür ein, Arbeitslosen
Beschäftigungsmöglichkeiten auf freiwilliger
Basis zu eröffnen, wobei Arbeitslosengeld
bzw.  Arbeitslosenhilfe  fortgezahlt  und  ein
angemessener Zuschlag für Mehraufwen-
dungen gewährt wird. 

1  Bei allen arbeitsmarktpolitischen Maßnah-
men muß das Ziel  verfolgt werden,  einer
möglichst  großen  Zahl  von  Arbeitslosen
eine  Beschäftigungsmöglichkeit  zu  geben
und die Anreize für einen Wechsel in ein re-
guläres  Beschäftigungsverhältnis  zu  stär-
ken. 
2 Eine entscheidende Rolle bei der Bewälti-
gung des Strukturwandels kommt den Un-
ternehmern zu. 
3  Um  Arbeitslosigkeit  zu  verringern,  muß
sich die Entwicklung der Löhne und Gehäl-
ter an der Entwicklung der Produktivität ori-
entieren. 
4  Die Tarifpartner müssen dem besonderen
Charakter  von  Arbeitsbeschaffungsmaß-
nahmen  Rechnung  tragen  und  spezielle
niedrigere Tarife dafür zu vereinbaren. 
5 Das gilt auch zur Verbesserung der Chan-
cen  von  Langzeitarbeitslosen;  dazu  sind
Einstiegstarife erforderlich, die eine Bezah-
lung unterhalb der regulären Tarife ermögli-
chen. 
6 Die CDU tritt ferner dafür ein, Arbeitslosen
Beschäftigungsmöglichkeiten auf freiwilliger
Basis  zu eröffnen, wobei  Arbeitslosengeld
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bzw.  Arbeitslosenhilfe  fortgezahlt  und  ein
angemessener  Zuschlag für  Mehraufwen-
dungen gewährt wird. 
7   Im übrigen befürwortet sie die Förderung
sozialversicherungspflichtiger  Arbeitsplätze
in privaten Haushalten. 
8 Darüberhinaus sind mehr Teilzeitarbeit un-
ter Berücksichtigung betrieblicher Erforder-
nisse  und  familiärer  Bedürfnisse  zu
schaffen.

Mitbestimmung

Mitverantwortung in Unternehmen und 
Betrieb

Mitverantwortung der Arbeitnehmer

96 1 Mitbestimmung und Mitwirkung der  Ar-
beitnehmer in Betrieben und Unternehmen
sind für uns eine unverzichtbare Grundlage
unserer  Wirtschafts-  und  Sozialordnung
und  Ausdruck  christlich-sozialen  Gedan-
kenguts. 
2 Die Würde des arbeitenden Menschen
verlangt seine Teilhabe an Entscheidungen,
die die Bedingungen für seine Arbeitswelt
setzen. 
3 Die Mitverantwortung der Beschäftigten
hat wesentlich zum Erfolg der deutschen
Wirtschaft sowie zu Stabilität und sozialem
Frieden beigetragen. 
4 Die in Deutschland bewährte Mitbestim-
mung soll in der Europäischen Union bei-
behalten werden. 
5 Die zunehmende internationale Verflech-
tung der Wirtschaft  erfordert,  daß in den
europaweit  tätigen Unternehmen im Aus-

1 Die Würde arbeitender Menschen ver-
langt  ihre  Mitwirkung  an  Entscheidun-
gen, die ihre Arbeitswelt  wesentlich be-
einflussen setzen. 
2 Dies ist unverzichtbare Grundlage der
Wirtschafts-  und  Sozialordnung  der
CDU, es auch grenzüberschreitend, vor
allem  in  Europa,  durchzusetzen  ist
christlich-soziale Verpflichtung. 

Zu Satz 1ALT: Es geht um Arbeitnehmer generell, nicht 
nur um Arbeitnehmer in den Betrieben und Unterneh-
men (zu was darf man den Öffentlichen Dienst zählen?)

Zu Satz 3ALT und 5ALT: Spezielle Ausführungen gehö-
ren nicht in ein Grundsatzprogramm sondern in eine 
fachpolitische Arbeitsplattform.
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land  grenzüberschreitende  Arbeitnehmer-
vertretungen mit Unterrichtungs- und Bera-
tungsrechten gebildet werden.

Humanität und Flexibilität im Arbeitsle-
ben

Voraussetzungen für Unternehmenser-
folg

97

(1)

1 Im Mittelpunkt des Arbeitsprozesses steht
der Mensch. 
2 Deshalb müssen menschenwürdige Ar-
beitsbedingungen  sowie  der  Arbeits-  und
Umweltschutz ständig weiterentwickelt wer-
den. 
3 Technischer Fortschritt bietet neue Mög-
lichkeiten  für  die  Humanisierung  der  Ar-
beitsbedingungen. 
4 Der Mensch ist für uns nicht Diener der
Maschine. 
5 Gruppen-  und  Teamarbeit  ermöglichen
menschliche Kontakte und eröffnen neue
Mitwirkungschancen. 
6 Humane  Arbeitsbedingungen,  Arbeits-
schutz  und  Mitwirkungsmöglichkeiten  am
Arbeitsplatz müssen verstärkt als wichtige
Voraussetzungen für den Unternehmenser-
folg begriffen werden. 

1 Im  Mittelpunkt  des  Arbeitsprozesses
steht der Mensch. 
2 Das verlangt  ständig zu optimierende
menschenwürdige Arbeitsbedingungen. 
3 Vor  allem technischer  Fortschritt,  Ko-
operationsfähigkeiten und –willen sowie
Flexibilisierungen der Arbeitszeiten sind
zur Humanisierung der Arbeitsbedingun-
gen einzusetzen.. 
4 Humane Arbeitsbedingungen,  Arbeits-
schutz und Mitwirkungsmöglichkeiten am
Arbeitsplatz müssen verstärkt als wichti-
ge Voraussetzungen  für  den Unterneh-
menserfolg begriffen werden.

Zu Satz 3ALT: Das ist Fakt, kein Programm!!

Zu Satz 4ALT: Was soll diese polemische Beteue-
rung? Wer behauptet denn das Gegenteil?

Zu Satz 5ALT: Das ist Fakt, kein Programm!!

Flexibilisierung der Arbeitszeiten

97

(2)

1 Wir erwarten von den Tarifpartnern eine
neue Flexibilität in der Gestaltung der Ar-
beitszeiten. 
2 Hierbei müssen betriebliche Erfordernisse

1 Arbeitszeit muß zur Förderung individu-
eller  Arbeits-  und  Freizeitaufteilung,  so
auch eines Engagements von Arbeitneh-
mern in ihren Familien, möglichst flexibel
gestaltet werden können. 

Zu Satz 1ALT: Auch in lfd. Nr. 97(1) Satz 3NEU

Zu Satz 3ALT: In Satz 3NEU

Zu Satz 2NEU: Hier kann die CDU selber Vorbild 
sein, der Ruf nach Dritten (zumal   - Vorbild hin 
oder her -   nach dem Staat) wird damit subsidiär.
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ebenso berücksichtigt werden wie die Ver-
besserung  der  Vereinbarkeit  von  Familie
und Beruf. 
3 Wir wollen mehr Flexibilität bei der Be-
stimmung  der  Tages-,  Wochen-,  Jahres-
und Lebensarbeitszeit ermöglichen und die
Übergänge  zwischen  den  Lebensberei-
chen und –phasen fließender gestalten. 
4 Der öffentliche Dienst muß seine Vorbild-
funktion im Angebot und der Gestaltung fle-
xibler Arbeitszeiten wahrnehmen. 
5 Sonn- und Feiertage sind grundsätzlich
arbeitsfrei zu halten.

2 Die CDU als Arbeitgeber sowie der öf-
fentliche  Dienst  müssen  hierbei  eine
Vorbildfunktion übernehmen.
3 Dies soll sich auch an längeren Bezugs-
zeiträumen (z.B. Tages-, Wochen-, Jahres-
arbeitszeit) orientieren können. 
4 Die  Funktionsfähigkeit  der  Einrichtun-
gen,  die in  denen eine flexible  Arbeits-
zeitgestaltung  erfolgt,  muß  dabei  ge-
sichert bleiben. 
5 Sonn- und Feiertage sind grundsätzlich
arbeitsfrei zu halten.

Soziale Sicherungssysteme Soziale Sicherungssysteme

Beitragsbezogenheit der Sozialver-
sicherung

Beitragsbezogenheit der Sozialversiche-
rung

98

(1)

1 Unser  Sozialversicherungssystem  hat
großen Anteil am sozialen Frieden und an
der Verwirklichung der sozialen Einheit in
unserem Land. 
2 Wir  treten dafür  ein,  grundsätzlich  alle
Dauerarbeitsverhältnisse  der  Sozialver-
sicherungspflicht zu unterwerfen. 
3 Wir lehnen eine allgemeine Staatsbürger-
versorgung ab. 
4 Sie widerspricht dem Grundprinzip der ei-
genen Vorsorge durch Beiträge und macht
den einzelnen unzumutbar von den Ent-
scheidungen des Staates abhängig. 
5 Grundlage der Beitragsbemessung bleibt
das Arbeitseinkommen. 

1 Die CDU sieht in einem leistungsfähi-
gen  Sozialversicherungssystem  eine
wesentliche Grundlage für den sozialen
Frieden.
2 Auf  dieser  Basis  müssen   auch Ver-
wirklichung und Sicherung der sozialen
Einheit in Deutschland erfolgen. 
2 Grundsätzlich  sind  alle  Dauerarbeits-
verhältnisse  der  Sozialversicherungs-
pflicht zu unterwerfen. 
3 Die CDU lehnt eine allgemeine Staats-
bürgerversorgung  ab,  weil  das  dem
Grundprinzip  der  eigenen  Vorsorge
durch Beiträge widerspricht.
4 Weder auf diesem noch auf anderem
Wege  dürfen  Bürger  unzumutbar  von
den  Entscheidungen  des  Staates  ab-
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hängig gemacht werden. 
5 Grundlage  der  Beitragsbemessung
muß das Arbeitseinkommen sein. 

Sozialhilfe Sozialhilfe

98

(2)

1  Wir werden auch in Zukunft die Versor-
gung derer  sichern,  die  für  die Gemein-
schaft ihr Leben eingesetzt und Schaden
an ihrer Gesundheit genommen haben. 
2  Dieses gilt auch für deren Hinterbliebene
und Angehörige. 
3 Auch die Sozialhilfe ist ein unentbehrlicher
Bestandteil der sozialen Sicherung. 
4  Sie tritt dort ein, wo andere Institutionen
unserer sozialen Sicherung Schicksalsfälle
des Lebens nicht abdecken können. 
5 Aufgabe der Sozialhilfe ist es, dem Emp-
fänger der Hilfe die Führung eines Lebens
zu ermöglichen, das der Würde des Men-
schen entspricht.

1 Die CDU wird daran festhalten, die Versor-
gung derer zu sichern, die für die Gemein-
schaft ihr Leben eingesetzt und Schaden an
ihrer Gesundheit genommen haben. 
2  Dieses gilt auch für deren Hinterbliebene
und Angehörige. 
3  Die  Sozialhilfe  muß  als  unentbehrlicher
Bestandteil der sozialen Sicherung dort ein-
treten, wo andere Institutionen der sozialen
Sicherung Schicksalsfälle des Lebens nicht
abdecken können. 
4  Aufgabe der Sozialhilfe ist es, dem Emp-
fänger der Hilfe die Führung eines Lebens
zu ermöglichen, das der Würde des Men-
schen entspricht.

Mehr Möglichkeiten für Eigenverantwor-
tung

Mehr Möglichkeiten für Eigenverantwor-
tung

98

(3)

1  Wir halten an der gegliederten sozialen
Sicherung fest. 
2 Sie verbindet Solidarität und Subsidiarität. 
3 Neben der Sozialversicherungspflicht muß
künftig  mehr  Raum für  eigenverantwortli-
che  Sicherungen,  insbesondere  privater
und betrieblicher Art, geschaffen werden. 
4  Deshalb darf die Fähigkeit zur Eigenvor-
sorge nicht  durch übermäßige Belastung
der Einkommen mit Steuern und Sozialab-
gaben beeinträchtigt werden. 

1 Die CDU hält an der gegliederten sozialen
Sicherung fest. 

Satz 2ALT bis 5ALT: Erledigt durch lfd. Nr.99 und 
lfd. Nr. 100ff. u.a.
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5 Wir wollen alles tun, um die Beitragsbelas-
tung  für  die  Sozialversicherungen  unter
Ausschöpfung  aller  Wirtschaftlichkeitsre-
serven  und  Einsparmöglichkeiten  zu  be-
grenzen. 

Eigenverantwortung,  Eigenvorsorge,
Selbstbeteiligung

Eigenverantwortung,  Eigenvorsorge,
Selbstbeteiligung

99 1  Um die Funktionsfähigkeit unserer sozia-
len Leistungssysteme langfristig zu erhalten
und die soziale Sicherung des einzelnen
gewährleisten  zu  können,  müssen  wir
grundlegende Korrekturen vornehmen.
2  Nicht  jedes  Lebensrisiko  kann gemein-
schaftlich abgesichert werden.
3  Nicht  der  Ausbau  der  sozialen  Siche-
rungssysteme,  sondern der  Umbau muß
daher unser Ziel sein.
4 Neben der stärkeren Förderung und For-
derung von Eigenverantwortung, Eigenvor-
sorge und Selbstbeteiligung wollen wir das
Versicherungsprinzip stärken; 

4a unsere Sozialversicherung muß schritt-
weise von den Aufgaben finanziell  befreit
werden,  die gesamtstaatlicher  Natur sind
und  über  Steuermittel  finanziert  werden
müssen.

1 Zur Konsolidierung des sozialen Leistungs-
systeme will die CDU neben der stärkeren
Förderung und Forderung von Eigenverant-
wortung,  Eigenvorsorge  und  Selbstbeteili-
gung das Versicherungsprinzip stärken. 
2  Deshalb darf die Fähigkeit zur Eigenvor-
sorge  nicht  durch  übermäßige  Belastung
der Einkommen mit Steuern und Sozialab-
gaben beeinträchtigt werden
3  Die CDU tut alles, um die Beitragsbelas-
tung  für  die  Sozialversicherungen  unter
Ausschöpfung aller Wirtschaftlichkeitsreser-
ven und Einsparmöglichkeiten zu begren-
zen.. 
4  Die Sozialversicherung soll  keine Aufga-
ben wahrnehmen dürfen, die gesamtstaatli-
cher  Natur  sind  und über  Steuermittel  fi-
nanziert werden müssen.

Zu Satz 1ALT: Siehe im Detail lfd. Nr.38

Satz 2NEU und Satz 3NEU aus lfd. Nr.98(3) 

Rente - Solidarität zwischen den Gene-
rationen

Rente - Solidarität zwischen den Genera-
tionen

100

(1)

1  Unser  Rentenversicherungssystem  be-
ruht auf der Solidarität zwischen den Gene-
rationen.

2  Um  den  Mehrgenerationenvertrag  zu
sichern, treten wir für eine familienfreundli-

1  Ein  nachhaltig  wirksames  Rentenver-
sicherungssystem muß auf  der Solidarität
zwischen den Generationen beruhen.

Satz 2ALT und 3ALT in lfd. Nr.46(1)NEU ausgeführt
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che  Gesellschaft  und  familienfreundliche
Maßnahmen, insbesondere im Steuer- und
Sozialversicherungsrecht, ein;

2a wir wollen die durch die Kindererziehung
entstehenden  Mehrfachbelastungen  von
Eltern ausgleichen und Zeiten der Kinder-
erziehung als Beitragsleistung im Renten-
system stärker als bisher anerkennen.

Lohnbezogene, dynamische Rente Lohnbezogene, dynamische Rente

100

(2)

1 Die  Rentenversicherung muß beitrags-
und damit leistungsbezogen bleiben.

2 Sie schafft Rechtspositionen und damit
ein Stück Freiheit für jeden.

3 Die Rentenbezüge sind gebunden an die
Leistungskraft der im Erwerbsleben stehen-
den Generation.

4 Wir halten an der Kopplung der Renten
an die Entwicklung des verfügbaren Loh-
nes der Arbeitnehmer und damit des Wohl-
standes in unserem Lande fest.

5 Voraussetzung für eine verläßliche Alters-
versorgung  sind  eine  erfolgreiche  Wirt-
schaftspolitik,  ein  hoher  Beschäftigungs-
stand  und  eine  leistungs-  und  sach-
gerechte  Ausgestaltung  der  gesetzlichen
Rentenversicherung. 

1  Die  Rentenversicherung  muß  beitrags-
und damit leistungsbezogen und an die Ent-
wicklung des verfügbaren Lohnes der Ar-
beitnehmer und damit des Wohlstandes in
Deutschland gekoppelt sein.

2 Voraussetzung für eine verläßliche Alters-
versorgung sind aus Sicht der CDU eine er-
folgreiche Wirtschaftspolitik,  ein hoher Be-
schäftigungsstand und eine leistungs- und
sachgerechte  Ausgestaltung  der  gesetzli-
chen Rentenversicherung. 

Anpassungen im Rentenrecht Anpassungen im Rentenrecht

100

(3)

1  Aufgrund der demographischen Entwick-
lungen  werden  weitere  Anpassungen  im
Rentenrecht notwendig sein.
2 Die erworbenen Rentenansprüche bleiben
gesichert;  die  wirtschaftliche  Entwicklung

1  Erworbene  Rentenansprüche  sind  zu
sichern.
2  Die  CDU  will  private  Altersvorsorge
einschließlich betrieblicher Vorsorge fördern.
3 Sie steht einer schrittweisen Verlängerung

Zu Satz 2ALT: Rest erledigt durch lfd. Nr. 100(2) 

Zu Satz 3NEU: Programmatisch formulieren.
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und die Zahl der Erwerbstätigen sind ent-
scheidend dafür, welchen Beitrag das bis-
herige Rentensystem für die nächste Ge-
neration zur Alterssicherung leistet.
3 Wachsende Bedeutung kommt der priva-
ten Altersvorsorge zu, darunter der betrieb-
lichen Vorsorge; wir wollen sie fördern.
4  Auch die schrittweise Verlängerung der
Lebensarbeitszeit ist ein Element, um der
demographischen Entwicklung und der zu-
nehmenden  Lebenserwartung  der  Bevöl-
kerung Rechnung zu tragen. 

der  Lebensarbeitszeit  als  Schritt,  demo-
graphischen Entwicklungen und zunehmen-
der  Lebenserwartung  der  Bevölkerung
Rechnung zu tragen, offen gegenüber. 

Gesundheit und Pflege

Freie Arztwahl und freiberufliche Ärzte Zur ÜberschriftALT: Was soll denn die Überschrift 
zu dem Untertext?

101

(1)

1 Die Gesundheit ist ein hohes Lebensgut. 
2 Die Chancen, gesund zu bleiben oder zu
werden, müssen für jeden gleich groß sein,
ohne Rücksicht  auf  seine finanzielle  und
soziale Situation. 
3 Staatlicher Regelungsbedarf bezieht sich
vorrangig auf die Rahmenbedingungen. 
4 Die  Krankenversorgung  selbst  kann
grundsätzlich  von  privaten  Trägern  über-
nommen werden. 
5 Freie Arztwahl und freiberufliche Ärzte ge-
hören  zum Kern eines  freiheitlichen  Ge-
sundheitswesens.

1 Die Gesundheit ist ein essentielles Le-
bensgut. 
2 Jeder muß ohne Rücksicht auf seine fi-
nanzielle und soziale Situation die Erhal-
tung oder Wiederherstellung  seiner Ge-
sundheit betreiben können. 
3 Freie Arztwahl und freiberufliche Ärzte
gehören  zum  Kern  eines  freiheitlichen
Gesundheitswesens.

Zu Satz 1ALT: Was heißt „hoch“?

Zu Satz 2ALT: Unsinn, wer eine „unheilbare“ Krank-
heit hat, hat nun einmal geringere Gesundungs-
chancen als jemand, der sich erkältet hat.

„Falsche Machbarkeitsvorstellungen entsprechen einem ver-
zerrten Bild vom Menschen.“ Vgl. CDU 1994b lfd.Nr.102(1) 
Satz 3

Zu Satz 3ALT: Subsidiarität staatlichen Handelns 
ist grundsätzlich andernorts erledigt (vgl. Nr.105, 
111).

Zu Satz 4ALT: Inhaltlich nach lfd. Nr. 102 (1) 

Gesundheitsvorsorge und -erziehung Gesundheitsvorsorge und -erziehung

101

(2)

1 Gesundheitspolitik  soll  dazu  beitragen,
Krankheiten zu verhüten. 

1 Gesundheitspolitik  muß  dazu  beitra-
gen, Krankheiten zu verhüten. 

Zu Satz 1ALT: Was soll das „soll“? War das „unse-
re“ Politik vor 1994? Doch wohl hoffentlich nicht!
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2 Wir setzen daher auch auf die Weiterent-
wicklung  der  Vorsorge und der  Gesund-
heitserziehung, denn die Erhaltung der Ge-
sundheit liegt vorrangig in der Verantwor-
tung des einzelnen. 
3 Durch Information und Anreize im Ver-
sicherungssystem wollen wir zu einer ge-
sundheitsbewußten  Lebensführung,  zur
frühzeitigen  Nutzung  von  Vorsorgemaß-
nahmen  und  zur  aktiven  Beteiligung  an
Therapie und Genesung beitragen. 
4 Große Bedeutung kommt der Rehabilitati-
on zu, die der Wiederherstellung der Ge-
sundheit und Selbständigkeit des Patienten
dient und Vorrang vor der Pflege hat. 
5 Suchtprävention  ist  eine  gemeinsame
Aufgabe der Gesundheits-, Sozial-, Fami-
lien- und Schulpolitik, der wir neben dem
Ausbau von Therapieangeboten hohe Be-
deutung zumessen. 

2 Die Erhaltung der Gesundheit liegt vor-
rangig in der Verantwortung des einzel-
nen. 
3  Wiederherstellung der Gesundheit und
Selbständigkeit  von  Patienten  hat  Vor-
rang vor der Pflege.
4 Aufgabe  des  Staates  muß  es  sein,
durch Information und Anreize eine ge-
sundheitsförderliche  Lebensführung  at-
traktiv zu machen.

Zu Satz 5ALT: Zu Sucht siehe lfd. Nr. 113 (1)

Förderung neuer medizinischer Verfah-
ren

Förderung neuer medizinischer Verfah-
ren

101

(3)

1 Neue medizinische Möglichkeiten der Dia-
gnose und Therapie eröffnen bessere Hilfe
und  mehr  Lebensqualität  für  viele  Men-
schen.
2 Wir setzen auf den Fortschritt der Medizin
bei  der  Bekämpfung  noch  unheilbarer
Krankheiten und Leiden.
3  Wir müssen die Entwicklung wirksamer
Verfahren, Instrumente und Heilmittel  för-
dern und für den breiten Zugang zu den
medizinisch-technischen Möglichkeiten sor-
gen.

1  Die  CDU  setzt  auf  den  Fortschritt  der
Medizin bei der Bekämpfung jeweils noch
unheilbarer Krankheiten und Leiden.
2  Die Entwicklung wirksamer Verfahren, In-
strumente und Heilmittel ist zu fördern;
2a und für den breiten und kostenmäßig trag-
baren Zugang zu diesen medizinisch-tech-
nischen Möglichkeiten sorgen.
3 Die CDU tritt für die Anerkennung und För-
derung  wirksamer  Naturheilverfahren  und
Naturheilmittel ein.
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4  Wir treten auch für die Anerkennung und
Förderung von Naturheilverfahren und Na-
turheilmitteln  ein,  die  das  herkömmliche
ärztliche Fachwissen sinnvoll ergänzen.

Humaner Umgang mit Krankheit, Leiden
und Sterben

Humaner Umgang mit Krankheit, Leiden 
und Sterben

102

(1)

1 Wir dürfen nicht vergessen, mit Krankheit,
Leiden und Sterben in unserer Gesellschaft
human umzugehen.
2 Sie gehören zum menschlichen Leben in
seiner Endlichkeit und Unvollkommenheit,
die wir nicht verdrängen dürfen.
3  Falsche  Machbarkeitsvorstellungen  ent-
sprechen einem verzerrten Bild vom Men-
schen.
4  Für  uns  gilt  die  Unantastbarkeit  des
menschlichen Lebens auch an seinem Be-
ginn und seinem Ende. Wir begrüßen und
unterstützen die Hospiz-Bewegung und die
sozialen Dienste, die durch ihre Begleitung
Menschen ein Sterben in Würde ermögli-
chen. 

1  Die CDU setzt  sich für  einen humanen
Umgang mit Krankheit, Leiden und Sterben
in  einer  humanen  Gesellschaft  als  Teil
menschlichen  Leben  in  seiner  Endlichkeit
und Unvollkommenheit.
3  Sie wendet sich gegen falsche Machbar-
keitsvorstellungen und gegen ein dadurch
hervorgerufenes verzerrten Bild vom Men-
schen.
4  Für die CDU gilt die Unantastbarkeit des
menschlichen Lebens auch an seinem Be-
ginn und seinem Ende. 
5  Sie unterstützt  Hospiz-Bewegungen und
soziale Dienste, die durch ihre Begleitung
Menschen ein Sterben in Würde ermögli-
chen. 

Medizinische und pflegerische Berufe Medizinische und pflegerische Berufe

102

(2)

1  Unser Gesundheitssystem lebt von den
Menschen, die in den medizinischen und
pflegerischen  Berufen  ihren  Dienst  am
Nächsten und für die Gemeinschaft leisten.
2   Die  Ausübung  dieser  Berufe  erfordert
eine hohe Qualifikation, Verantwortungsbe-
wußtsein und Zuwendungsbereitschaft.
3 Wir setzen uns für eine Ausbildung ein, die
auch die ethische Dimension verstärkt ein-
bezieht.

1  In  Menschen,  die  in  medizinischen  und
pflegerischen  Berufen  ihren  Dienst  am
Nächsten und für die Gemeinschaft leisten,
sieht die CDU eine Voraussetzung für ein
humanes  und  effektives  Gesundheitssys-
tem. 
2  Sie setzt sich für eine Ausbildung ein, die
neben einer hohen fachlichen Qualifikation,
Verantwortungsbewußtsein  und  Zuwen-
dungsbereitschaft auch ethische Dimensio-
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nen prägnant einbezieht.

Möglichkeiten zur eigenverantwortli-
chen Gestaltung des Versicherungs-
schutzes

Möglichkeiten zur eigenverantwortlichen
Gestaltung des Versicherungsschutzes

103 1  Die gesetzliche Krankenversicherung ge-
hört  zu  den  unverzichtbaren  Institutionen
der sozialen Sicherung. 
2 Die zunehmende Lebenserwartung sowie
der  demographische  Wandel,  aber  auch
noch  bestehende  Fehlsteuerungen  erfor-
dern weitere Maßnahmen zur Begrenzung
ihrer Ausgaben.
3 Dabei muß die gewachsene Fähigkeit der
Versicherten zur Selbstverantwortung stär-
ker in Anspruch genommen werden.
4 Eine Neuordnung des Leistungskataloges
wird stärker differenzieren müssen, welche
Leistungen weiterhin aus gesundheits- und
sozialpolitischer Sicht durch die gesetzliche
Krankenversicherung und welche vom ein-
zelnen übernommen werden und in wel-
chem Umfang Selbstbeteiligungen notwen-
dig sind.
5  Zugleich wollen wir  mehr Möglichkeiten
zur  eigenverantwortlichen Gestaltung des
Versicherungsschutzes  schaffen  und  die
Strukturen des Gesundheitssystems so ge-
stalten, daß alle Beteiligten ein Eigeninter-
esse  an  einer  humanen,  effizienten  und
kostengünstigen  Gesundheitsversorgung
haben.
6  Der  Wettbewerb  sowohl  zwischen  den
Krankenversicherungen als auch zwischen
den Leistungsanbietern muß gestärkt wer-
den.

1  Die  gesetzliche  Krankenversicherung  ist
für die CDU eine unverzichtbaren Institutio-
nen der sozialen Sicherung. 
2 Für die Absicherung der Krankenversiche-
rung gelten die gleichen Grundsätze wie für
die soziale Sicherung allgemein.
3  Der  Wettbewerb  sowohl  zwischen  den
Krankenversicherungen als auch zwischen
den Leistungsanbietern muß gestärkt wer-
den.

Zu Satz 2NEU: Siehe u.a. lfd. Nr.23(1) u. lfd. Nr.99
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Pflegeversicherung Pflegeversicherung

104 1  Wir  Christliche  Demokraten  setzen  im
Rahmen  des  Umbaus  des  Sozialstaates
mit der Pflegeversicherung einen weiteren
Meilenstein in der Sozialpolitik.
2  Pflegebedürftigkeit ist ein Risiko, das je-
den betreffen kann, ohne daß jeder in der
Lage  wäre,  die  entsprechende  Vorsorge
leisten zu können.
3  Deshalb ist die solidarische Absicherung
dieses Risikos durch eine allgemeine Pfle-
geversicherung erforderlich.
4  Die  Leistungen  der  Pflegeversicherung
sollen  insbesondere die häusliche Pflege
fördern.
5  Ergänzende  private  Vorsorgeleistungen
auf  freiwilliger  Basis  sind  notwendig  und
staatlich zu begünstigen.
6  Bei Hilfs- und Pflegebedürftigkeit  ist  die
Wahrung der Würde des Menschen ober-
stes Gebot.

1  Die CDU unterstützt die Absicherung von
Pflegebedürftigkeit als Risiko, das jeden be-
treffen kann, ohne daß jeder in der Lage
wäre,  die  entsprechende  individuelle  Vor-
sorge leisten zu können.
2  Deshalb ist die solidarische Absicherung
dieses Risikos durch eine allgemeine Pfle-
geversicherung erforderlich.
3 Die Leistungen der Pflegeversicherung sol-
len insbesondere die häusliche Pflege för-
dern.
4  Ergänzende  private  Vorsorgeleistungen
auf  freiwilliger  Basis  sind  als  notwendige
Maßnahmen  staatlich zu begünstigen.
5  Bei  Hilfs-  und Pflegebedürftigkeit  ist  die
Wahrung der Würde des Menschen ober-
stes Gebot.

K A P I T E L IV 

FÜR EINEN FREIHEITLICHEN STAAT

K A P I T E L IV 

FÜR EINEN FREIHEITLICHEN STAAT

1. DIE DEMOKRATIE FESTIGEN 1. DIE DEMOKRATIE FESTIGEN

Die Handlungsfähigkeit des Staates 
sichern

Die Handlungsfähigkeit des Staates sichern

Aufgaben des Staates Aufgaben des Staates

105

(1)

1  Der Staat dient der Freiheit und Würde
des Menschen. 
2  Er bezieht seine Autorität aus seiner Bin-
dung an die unveräußerlichen Grundrechte
der Bürger.
3  Unser  freiheitlicher,  demokratischer  und
sozialer  Rechtsstaat  bildet  die Grundlage

1 Der Staat muß der Freiheit und Würde des
Menschen dienen. 
2  Er darf seine Autorität nur aus seiner Bin-
dung an die unveräußerlichen Grundrechte
der Bürger herleiten.
3  Er muß als freiheitlicher,  demokratischer
und sozialer Rechtsstaat die Grundlage für
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für die Sicherung der Freiheitsrechte aller
Deutschen.
4 Damit unser Staat seine eigentlichen Auf-
gaben erfüllen kann, darf er weder mit An-
forderungen überfrachtet werden noch Auf-
gaben behalten oder an sich ziehen, die
andere  gemäß  dem  Subsidiaritätsprinzip
ebensogut erfüllen können.
5 Seine Aufgaben sind vor allem:
5a- die Grundrechte des Bürgers zu schüt-

zen und Mißbrauch von Macht zu ver-
hindern; 

5b- den Bürger vor Gefährdungen von in-
nen und außen zu schützen und der in-
ternationalen Verantwortung für Freiheit
und Frieden nachzukommen; 

5c- die Schwachen zu schützen und für die
solidarische  Absicherung  von  Risiken
zu sorgen, die der einzelne nicht tragen
kann; 

5d- die für das menschliche Zusammenle-
ben unerläßliche Ordnung zu erhalten
und fortzuentwickeln; 

5e- die freiheitliche Vielfalt der gesellschaft-
lichen Kräfte zu wahren und Minderhei-
ten zu schützen; 

5f- die  natürlichen  Lebensgrundlagen  für
uns und zukünftige Generationen zu er-
halten und zur Bewahrung der Schöp-
fung beizutragen.

die  Sicherung  der  Freiheitsrechte  aller
Bürger bilden.
4  Damit ein Staat seine eigentlichen Aufga-
ben erfüllen kann, darf er weder mit Anfor-
derungen überfrachtet werden noch Aufga-
ben behalten oder an sich ziehen, die ande-
re gemäß dem Subsidiaritätsprinzip eben-
sogut erfüllen können.
5  Als wesentliche Aufgaben eines Staates
sieht die CDU vor allem:
5a- die Grundrechte der Bürger zu schützen

und Mißbrauch  von Macht  zu  verhin-
dern; 

5b- Bürger vor Gefährdungen von innen und
außen zu schützen und der internatio-
nalen  Verantwortung  für  Freiheit  und
Frieden nachzukommen; 

5c- Schwache zu schützen und für die soli-
darische  Absicherung  von  Risiken  zu
sorgen, die einzelne nicht tragen kön-
nen; 

5d- die für das menschliche Zusammenle-
ben unerläßliche Ordnung zu erhalten
und fortzuentwickeln; 

5e- die freiheitliche Vielfalt der gesellschaftli-
chen Kräfte zu wahren und Minderhei-
ten zu schützen; 

5f- die natürlichen Lebensgrundlagen auch
für zukünftige Generationen zu erhalten.

Privatisierung öffentlicher Aufgaben Privatisierung öffentlicher Aufgaben

105

(2)

1 Wo immer möglich, sollten öffentliche Auf-
gaben durch Private und freie Träger erfüllt
werden.

1  Wo immer möglich, sollen öffentliche Auf-
gaben durch Private und freie Träger erfüllt
werden.

Zu Satz 1NEU:  „Sollen“, nicht „sollten“
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2  Wir wollen das Prinzip der Subsidiarität
wieder stärker zur Geltung bringen.
3 Nur so können wir die Handlungsfähigkeit
des  Staates  stärken  und  zugleich  mehr
Freiräume  der  Selbstverantwortung  und
Mitverantwortung von einzelnen und Grup-
pen ermöglichen. 

2 Vor allem durch diese Stärkung des Subsi-
diaritätsprinzips will die CDU die Handlungs-
fähigkeit des Staates stärken und zugleich
mehr  Freiräume  der  Selbstverantwortung
und  Mitverantwortung  von  Einzelnen  und
Gruppen ermöglichen. 

Abbau von Überregulierung und Unfle-
xibilität

Für eine bürgernahe und flexible Verwal-
tung

105

(3)

1  Wir lehnen einen Staat ab, der alle Le-
bensbereiche der Menschen reglementiert.
2 Wir wenden uns gegen die Überbürokrati-
sierung der Verwaltung und die Überregu-
lierung durch Gesetze und Verordnungen.
3 Ein funktionierender bürgernaher Staat ist
ohne loyalen öffentlichen Dienst nicht denk-
bar.
4 Das Miteinander von Beamten und Arbeit-
nehmern hat sich bewährt.
5  Das  Berufsbeamtentum  bleibt  für  die
Wahrnehmung  hoheitlicher  Aufgaben  un-
verzichtbar.
6  Das öffentliche Dienstrecht muß aber fle-
xibler  und  leistungsorientierter  gestaltet
werden.

1  Sie  setzt  sich  für  eine  leistungsfähige
bürgernahe Verwaltung ein und wendet sich
gegen Bürokratie  und eine Überfrachtung
der Gemeinschaft durch rechtliche Bestim-
mungen.
2  Ein funktionierender bürgernaher Staat ist
ohne loyalen öffentlichen Dienst, getragen
von Beamten und Angestellten, nicht denk-
bar.
5  Das  Berufsbeamtentum  bleibt  für  die
Wahrnehmung bestimmter hoheitlicher Auf-
gaben erforderlich.
6  Das öffentliche Dienstrecht muß  flexibel
und leistungsorientiert gestaltet sein.

Zu Satz 4ALT: Was soll der Blödsinn, zwischen „Be-
amten und Arbeitnehmern“ zu unterscheiden?

106

(0)

Staatsbürgerbewußtsein im demokra-
tischen Gemeinwesen

Pflichten des Staatsbürgers Staatsbürgerpflichten

106

(1)

1 Unser freiheitlicher Staat kann nur durch
das Engagement seiner Bürger bestehen.
2  Aus Rechten, die nur der Staat garantie-

1  Ein beständiger  freiheitlicher  Staat  ist
auf  die freie Mitwirkung loyaler,  mündi-
ger und urteilskräftiger Bürger angewie-
sen. 

Vgl. hierzu auch BIEDENKOPF 1993; REISS-
MÜLLER 1993

Formale Änderung, Integration des Ehrenamtes 
(Satz 3NEU) und dessen materielle Absicherung 
(vgl. Nr.106(2)Satz 5ALT) als allgemeine 

42

47

+  5
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ren kann, folgen Pflichten des Bürgers ge-
genüber dem Gemeinwesen.
3 Loyalität, Rechtsgehorsam und friedliches
Miteinander  zeichnen  den  Staatsbürger
ebenso aus wie Mündigkeit, Urteilskraft und
freie Mitwirkung.

2  Aus Rechten, die nur der Staat garan-
tieren kann, folgen individuelle Pflichten
und  Verantwortungsbewußtsein  gegen-
über dem Gemeinwesen.
3  Ein solches Gemeinwesen soll  dieses
friedliche,  vor  allem ehrenamtliche,  En-
gagement von Bürgern ideell und mate-
riell unterstützen.

Komponente.

 

Ehrenamt Ehrenamt

106

(2)

1  Jeder einzelne trägt Mitverantwortung für
das Gemeinwohl. 
2  Bürgersinn  und  Verantwortungsbewußt-
sein erweisen sich am Arbeitsplatz, in der
Familie und Nachbarschaft, im Dienst am
Nächsten, im Einsatz auf politischer, karita-
tiver und sozialer Ebene sowie in gemein-
nützigen Vereinen.
3 Ehrenamtliche Tätigkeiten sind ein unver-
zichtbarer Beitrag zum Gemeinwohl.
4  Solches Engagement darf nicht zu unzu-
mutbaren finanziellen Belastungen führen.
5  Wir  wollen  möglichst  viele  Bürgerinnen
und Bürger zum verantwortungsbewußten
Engagement für unser demokratisches Ge-
meinwesen ermutigen.

1 Die Politik der CDU zielt darauf ab, daß
möglichst  viele  Menschen  zum  ehren-
amtlichen Engagement für ein demokra-
tisches Gemeinwesen ermutigt werden.

Zu Satz 1ALT: Wiederholung lfd. Nr.106(1)ALT in 
Kurzform

Zu Satz 2ALT: Kein Programm! lfd. Nr.106(1) Satz 
3NEU

Zu Satz 1NEU: Ehrenamt im besonderen.

Zu Satz 3ALT: Stil! Vgl. Satz 1ALT.

67

21

- 46

Grundgesetz

106

(3)

1  Grundlage für das Zusammenleben der
Menschen in unserem Staat ist das Grund-
gesetz, das sich bewährt hat.
2 Auf diesem Fundament hat sich die staat-
lich geteilte Nation in einem freiheitlichen,

neu als lfd. Nr.110a 77

0

-  77 
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demokratischen und sozialen Rechtsstaat
vereint.
3  Das Grundgesetz beruht auf gemeinsa-
men Wertüberzeugungen,  die christlichen
Ursprungs sind.
4  Sie  im  Bewußtsein  zu  halten  und  zu
schützen, verstehen wir als eine vorrangige
Aufgabe  von  Staat  und  Bürgergemein-
schaft.
5  Der Staat hat die Pflicht, Angriffe auf die
freiheitlich-demokratische  Grundordnung
entschieden abzuwehren.


107

(-1)

Unsere  parlamentarische  Demokratie
braucht Volksparteien 
Repräsentatives System Repräsentatives System

107 (0) @
Eine parlamentarische Demokratie braucht
Volksparteien

107

(1)

1  Wir  verstehen  unsere  Demokratie  als
eine  dynamische,  fortzuentwickelnde
politische Ordnung, die aus der Mitwirkung
der Bürger erwächst und ihre Freiheit durch
die  Verteilung  und  Kontrolle  der  Macht
sichert.

2 Die parlamentarische Demokratie ist ein
System  des  Interessenausgleichs,  der
friedlichen Konfliktregelung und des Ausba-
lancierens politischer Kräfte.

3 Sie verbindet politische Führung mit der
Rechenschaftspflicht gegenüber dem Volk,
das in  den Wahlen Vertrauen ausspricht
oder entzieht.

4 Die repräsentative Demokratie hat sich

1 Die CDU verstehet Demokratie als eine
dynamische,  fortzuentwickelnde  politische
Ordnung, die aus der Mitwirkung der Bürger
erwächst und ihre Freiheit durch die Vertei-
lung und Kontrolle der Macht sichert.

2 Die parlamentarische Demokratie hat als
System des Interessenausgleichs, der fried-
lichen Konfliktregelung und des Ausbalan-
cierens politischer Kräfte zu wirken.

3 Sie muß politische Führung mit der Re-
chenschaftspflicht gegenüber dem wahlbe-
rechtigten Volk verbinden.

5 Die CDU schließt Elemente unmittelbarer
Demokratie als Teil repräsentativer Demo-
kratie nicht nicht aus, lehnt jedoch Volksent-
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bewährt und wesentlich zur Stabilität unse-
res Gemeinwesens beigetragen.

5 Sie schließt Elemente unmittelbarer De-
mokratie nicht aus.

6 Diese können das repräsentative System
vor allem auf den regionalen Ebenen sinn-
voll  ergänzen.  Volksentscheide  auf
Bundesebene lehnen wir dagegen ab.

scheide auf Bundesebene ab.

Auftrag der Parteien Auftrag der Parteien

107

(2)

1 Die politischen Parteien tragen eine be-
sondere  Verantwortung  für  Gesellschaft
und Staat.

2  Sie  sind  unersetzbare  Elemente  jeder
parlamentarischen Demokratie:

2a  Sie  greifen  gesellschaftliche  Anliegen
und  politische  Fragen  auf,  tragen  zur
politischen Willensbildung bei und bringen
die Ergebnisse in die Parlamente ein;

2b  sie  stellen  Kandidaten  für  Parlament
und Regierung. 

3 Politische Parteien erfüllen ihren Auftrag
in einer pluralen Gesellschaft, wenn sie im
Wettbewerb um die Regierungsverantwor-
tung klare sachliche und personelle Alter-
nativen zur Entscheidung stellen.

4 Parteien und Politiker haben für den er-
folgreichen  Aufbau  der  Bundesrepublik
Deutschland einen unverzichtbaren Beitrag
geleistet.

5 Wer sich in einer demokratischen Partei
für unser Gemeinwesen engagiert, verdient
Anerkennung.

6 Ohne dieses Engagement kann unsere

1 Die CDU sieht bei den politischen Partei-
en eine besondere Verantwortung für Ge-
sellschaft und Staat.

2 Parteien müssen als unersetzbare Ele-
mente jeder parlamentarischen Demokratie

2a gesellschaftliche Anliegen und politische
Fragen aufgreifen, zur politischen Willensbil-
dung beitragen und die Ergebnisse in die
Parlamente einbringen;

2b Kandidaten für Parlament und Regierung
aufstellen. 

3 Die CDU sieht Aufträge politische Parteien
dann als erfüllt an, wenn sie im Wettbewerb
um  die  Regierungsverantwortung  klare
sachliche  und  personelle  Alternativen  zur
Entscheidung stellen.

4 Parteien und Politiker haben für den er-
folgreichen  Aufbau  der  Bundesrepublik
Deutschland einen unverzichtbaren Beitrag
geleistet.

5 Wer sich in einer demokratischen Partei
für  ein  Gemeinwesen  engagiert,  verdient
Anerkennung, denn ohne dieses Engage-
ment ist Demokratie nicht lebensfähig. 

Zu Satz 2bNEU: Die Formulierung als Aufgabe ist 
eine politische Forderung, zumal z.B. die GRÜ-
NEN in aller Öffentlichkeit nach Kandidaten su-
chen.

Zu Satz 5NEU: Causal formulieren!
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Demokratie nicht verwirklicht werden. 

Volkspartei CDU Volksparteien

107

(3)

1 In der Volkspartei CDU finden sich Frauen
und Männer aus verschiedenen Landestei-
len, Berufen und Altersgruppen mit unter-
schiedlichen  Belangen  und  Perspektiven
aufgrund gemeinsamer politischer Grund-
überzeugungen und Ziele zusammen. 
2 Als Volkspartei sind wir in der Lage, die
unterschiedlichen  Interessen  aus  allen
Schichten unseres Volkes zu bündeln und
auf das Wohl aller hin auszurichten. 
3 Der  Prozeß  der  Meinungsbildung  und
Entscheidungsfindung  in  der  Volkspartei,
der sich nach den Grundsätzen innerpartei-
licher Demokratie vollzieht, erleichtert den
demokratischen  Prozeß  insgesamt  und
entschärft drohende Konflikte in der offenen
Gesellschaft. 
4 Parteien, die sich als bloße Interessenver-
tretung bestimmter Schichten oder Grup-
pen verstehen, sind dazu nicht in der Lage.

1 Die  CDU  sieht  in  Volksparteien  eine
demokratische  Organisationsform,  die
unterschiedliche  Interessen  aus  allen
Schichten eines Volkes zu bündeln und
auf  das  Wohl  aller  hin  auszurichten  in
der Lage ist. 
2 Die CDU lehnt hingegen Parteiorgani-
sationsformen ab, die auf eine bloße In-
teressenvertretung  bestimmter  Schich-
ten oder Gruppen zu verstehen sind.

Zu Satz 1ALT: Zur CDU reicht lfd. Nr.3 aus. Sonst 
gibt es den „Herr Lehrer, ich weiß noch ‘was“-Ef-
fekt. 

Wg. „Schichten“ siehe Komm. zu lfd. Nr.1 (1) Satz 2ALT

98

47

- 51

Gefahr von Verkrustung und Entfrem-
dung

108

(1)

1 Wie alle  gesellschaftlichen  Organisatio-
nen tendieren auch Parteien zur Verfesti-
gung ihrer Strukturen und zur Ritualisierung
ihrer Entscheidungsvorgänge. 
2 Wir sehen die Gefahr, daß sich Parteien
und  Bürger  entfremden,  wenn  politische
Fragen nur noch unter dem Gesichtspunkt
des Machterhalts oder Machtgewinns beur-

1 Für  die  CDU  ist  die  sachlich  und
ethisch  verantwortete  Entscheidung
wichtiger als der Gewinn von Machtposi-
tionen. 
2 Die politische Willensbildung muß von
Fairneß und Toleranz, von Kompromiß-
fähigkeit  und  Transparenz,  aber  auch
von Grundsatztreue getragen sein. 

Zu Satz 1NEU (Satz 3ALT): Was zu beweisen 
wäre......!

Wenn wir gremienmehrheiten als Grundlage für 
Verantwortungsmehrheiten ansehen, setzen sich 
ethisch verantwortete Entscheidung und Gremien-
mehrheit z.T. gegenseitig voraus.

Zu Satz 4ALT: Wenn ein Programm Transparenz 
gegenüber Bürgern verkündet, darf es nicht ande-
rerseits nach der Devise „Der Leser wird schon 
wissen, was wir meinen“ ungenau formuliert sein.

„Wegen Eures ekelhaften Reichtums und Geizes 

84

62

- 22
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teilt werden. 
3 Für uns ist die sachlich und ethisch ver-
antwortete Entscheidung wichtiger als der
Gewinn  von  Gremienmehrheiten  und
Machtpositionen. 
4 Die  politische  Willensbildung  muß  von
Fairneß und Toleranz, von Kompromißfä-
higkeit  und  Transparenz,  aber  auch  von
Grundsatztreue getragen sein. 
5 Politische Glaubwürdigkeit beruht letztlich
auf Verläßlichkeit und Offenheit.

3 Politische Glaubwürdigkeit beruht letzt-
lich auf Verläßlichkeit und Offenheit. 

4 Auf dieser Grundlage tritt die CDU für
aktive  Partnerschaft  zwischen  Parteien
und Bürgern ein, die nicht in Parteien or-
ganisiert sind.

sowie anderer Eitelkeiten unterweist Ihr Eure Un-
tergebenen nicht. Mit Eurem leeren Getue ver-
scheucht Ihr bestenfalls im Sommer einige Flie-
gen.“ (v. BINGEN 2000)

Parteireform als ständige Aufgabe Parteireform als ständige Aufgabe

108

(2)

1  Wir in der CDU verstehen es als  eine
ständige Aufgabe, unsere Partei so zu ge-
stalten, daß unsere Mitglieder und alle in-
teressierten Bürger gute Mitwirkungschan-
cen haben.
2  Wir wollen neue Wege der innerparteili-
chen Demokratie beschreiten.
3 Insbesondere soll angestrebt werden, daß
sich alle Mitglieder an der innerparteilichen
Willensbildung direkt beteiligen können.
4  Wir werben auch um die Mitarbeit  von
Persönlichkeiten,  die  nicht  Parteimitglied
sind und die wegen ihrer  Integrität,  ihrer
Kompetenz und Einsatzbereitschaft  aner-
kannt sind.
5 Wir wollen die Bürger auch für projektbe-
zogene, zeitlich und thematisch begrenzte
Mitwirkungsmöglichkeiten  innerhalb  der
CDU gewinnen.
6  Wir  erwarten  von  unseren  Amts-  und
Mandatsträgern eine eigenständige Positi-

1 Die CDU versteht es als eine ständige Auf-
gabe, diese Partei so zu gestalten, daß ihre
Mitglieder  und  alle  interessierten  Bürger
taugliche Mitwirkungschancen haben.
2 Insbesondere sollen sich alle Mitglieder an
der  innerparteilichen  Willensbildung  direkt
beteiligen können.
3  Die CDU wirbt um die Mitarbeit von Per-
sönlichkeiten,  die  nicht  Parteimitglied  sind
und  die  wegen  ihrer  Integrität,  ihrer
Kompetenz  und  Einsatzbereitschaft  aner-
kannt sind.
4  Sie will Bürger auch für projektbezogene,
zeitlich  und  thematisch  begrenzte  Mitwir-
kungsmöglichkeiten  innerhalb  der  CDU
gewinnen.
5  Sier erwartet von Amts- und Mandatsträ-
gern aus der CDU eine eigenständige Posi-
tion  und  Unabhängigkeit  von  Interessen-
gruppen, geistige Selbständigkeit, Urteilsfä-
higkeit  und Widerstandskraft  gegen jeden
Opportunismus ebenso wie Ehrlichkeit und
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on  und  Unabhängigkeit  von  Interessen-
gruppen, geistige Selbständigkeit, Urteilsfä-
higkeit und Widerstandskraft gegen jeden
Opportunismus ebenso wie Ehrlichkeit und
Integrität.
7  Um eine politische Mitwirkung möglichst
vielen zu gewährleisten, muß eine sachlich
ungerechtfertigte  Anhäufung  von  Ämtern
und Mandaten ausgeschlossen werden. 

Integrität.
6  Um eine politische Mitwirkung möglichst
vieler zu gewährleisten, muß eine sachlich
ungerechtfertigte  Anhäufung  von  Ämtern
und Mandaten ausgeschlossen werden. 

108

(3)

1  Wir treten für eine bürgernahe Politik ein
und wollen die kommunale Selbstverwal-
tung stärken. 
2 Wir anerkennen und unterstützen das eh-
renamtliche  politische  Engagement  vieler
Frauen und Männer in Städten, Gemein-
den und Kreisen, die ihre Freizeit opfern. 
3  Kommunalpolitische Entscheidungen sol-
len - soweit wie möglich - das Votum der
Bürger einbeziehen. 
4  Wir suchen das Gespräch und die Zu-
sammenarbeit mit den gesellschaftlich be-
deutenden Kräften wie Vereinen, Verbän-
den und Kirchen.
5  Wir wollen verstärkt mit  freien Gruppen
und  Initiativen  zusammenarbeiten,  die
sachkundig  und  verantwortungsbewußt
das öffentliche Leben mitprägen, und sie
ermuntern, Mandate und Ämter in Verant-
wortung für die CDU zu übernehmen.

1 Die CDU tritt für eine bürgernahe Politik ein
und will  die  kommunale  Selbstverwaltung
stärken. 
2 Sie anerkennt und unterstützen das ehren-
amtliche politische Engagement vieler Mne-
schen in Städten, Gemeinden und Kreisen. 
3  Kommunalpolitische Entscheidungen sol-
len - soweit wie möglich - das Votum der
Bürger einbeziehen. 
4 Die CDU sucht das Gespräch und die Zu-
sammenarbeit mit den gesellschaftlich be-
deutenden Kräften wie  Vereinen,  Verbän-
den und Kirchen.
5  Sie will mit freien Gruppen und Initiativen
zusammenarbeiten,  die  sachkundig  und
verantwortungsbewußt  das öffentliche  Le-
ben mitprägen, und sie ermuntern, Mandate
und Ämter in Verantwortung für die CDU zu
übernehmen.

108

(4)

1 Wir wollen, daß sich die politischen Partei-
en aus Institutionen und Gremien zurück-
ziehen, für die ihnen kein politisches Man-
dat  und kein Auftrag zur demokratischen

1 Die CDU will,  daß sich die politischen Par-
teien aus Institutionen und Gremien zurück-
ziehen,  in  denen  die  Wahrnehmung
politischer Mandate zur Aufgabenwahrneh-
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Legitimation zukommen.
2 Zu unserem Verständnis von Politik gehört
es, auch ihre Grenzen anzuerkennen.
3 Wir wollen unsere Kraft auf die Aufgaben
konzentrieren, bei denen wir als politische
Partei gefordert sind.

mung nicht zwingend erforderlich ist.
2  Zum Verständnis der CDU von Politik ge-
hört  es,  auch  Grenzen  von  Politik   zu
achten.
3  Die CDU will ihre Kraft auf die Aufgaben
konzentrieren, bei denen sie als politische
Partei gefordert ist.

Politik für das Gemeinwohl Politik für das Gemeinwohl

Pluralismus Pluralismus

109

(1)

1 Unsere plurale Gesellschaft ist durch eine
Vielfalt von Meinungen und Interessen ge-
prägt.
2 Wir bejahen und fördern den Pluralismus,
der Freiheit und Vielfalt bedeutet und eine
Grundbedingung für unsere lebendige De-
mokratie ist.
3  Wir verstehen es als Aufgabe der Politik,
die  berechtigten  Belange  von  einzelnen
und Gruppen gegeneinander abzuwägen,
die Leistungsfähigkeit des Ganzen zu be-
rücksichtigen und die politischen Interessen
und Ziele des Gemeinwesens zu bestim-
men.

1 Für die CDU sind die Vielfalt von Meinun-
gen und Interessen prägende Eigenschaf-
ten einer pluralen Gesellschaft.
2  Sie sieht hierin eine Grundbedingung für
eine lebendige Demokratie, für Freiheit und
Vielfalt gesellschaftlicher Erscheinungen.
3  Aufgabe  von  Politik  muß  es  sein,  die
politischen  Interessen  und  Ziele  des  Ge-
meinwesens zu bestimmen.
4  Dies  muß  auf  der  Grundlage  der  Ab-
wägung der berechtigten Belange von Ein-
zelnen und Gruppen und der Berücksichti-
gung der Leistungsfähigkeit des Ganzen er-
folgen.

Zu Satz 1NEU: Programmatisch formulieren

Zu Satz 2ALT: Vielfalt von was?

65

69

+ 4

Gemeinwohlverpflichtung

109
(1a)

@

1 Die CDU ist dem Gemeinwohl verpflichtet.
2  Das Gemeinwohl als leitende Idee ist für
sie keine von vornherein feststehende Grö-
ße, sondern es muß im gerechten Ausgleich
der Interessen aller immer wieder neu ermit-
telt werden.

Das Grundsätzliche vorab nennen. „Was verstehen
wir unter Gemeinwohl?“

Dann unter lfd. Nr.109(2) das „Wie“.

0

30

+ 10
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Gemeinwohlverpflichtung

109

(2)

1  Politisches Handeln darf  nicht bestimmt
sein von der kurzfristigen Befriedigung von
Einzel-  und  Gruppeninteressen,  deren
Summe nicht schon das Gemeinwohl er-
gibt, sondern muß geleitet werden von der
dauerhaften Gesamtverantwortung für un-
ser Volk.
2  Nur so kann es auch den Belangen von
nichtorganisierten Gruppen und der zukünf-
tigen Generationen gerecht werden.
3  Eine verantwortungsbewußte Politik muß
notwendige  Entscheidungen  auch  gegen
Widerstände in der öffentlichen Meinung zu
treffen bereit sein.

1  Politisches  Handeln  darf  nicht  von  der
kurzfristigen Befriedigung von Einzel-  und
Gruppeninteressen bestimmt sein.
2  Die Politik der CDU gründet sich in der
dauerhaften Gesamtverantwortung für das
ganze Volk,  nicht in der abstrakten Summe
singulärer Interessen.
3 Nur so kann und will sie auch den Belan-
gen  von  nichtorganisierten  Gruppen  und
künftiger Generationen gerecht werden.
4  Eine verantwortungsbewußte Politik muß
notwendige  Entscheidungen  auch  gegen
Widerstände  in  der  öffentlichen  Meinung
treffen.

Zu Satz 3ALT: „Bereit sein“ reicht nicht, Taten zäh-
len. Willigkeit ist noch nicht Begabung.

70

69

-   1

109

(3)

1  Wir  Christliche  Demokraten  sind  dem
Gemeinwohl verpflichtet.

2 Das Gemeinwohl ist keine von vornherein
feststehende  Größe,  sondern  muß  im
gerechten  Ausgleich  der  Interessen  aller
immer wieder neu ermittelt werden.

3 Die Rückkoppelung von Meinungen und
Interessen an die leitende Idee des Ge-
meinwohls ermöglicht es, die verschiede-
nen Bedürfnisse zu prüfen, in politisches
Handeln umzusetzen oder auch zurückzu-
stellen. 



neu als lfd. Nr. 109(1a)

Verbände Verbände

110 1 Verbände gehören zu einer freien Gesell-
schaft.
2 Sie bestimmen ihre Aufgaben im Rahmen
der Verfassung selbständig.

1  Zu einer freien Gesellschaft gehören Ver-
bände frei organisierter Bürger.
2 Sie müssen ihre Aufgaben und ihr Handeln
im Rahmen der Verfassung selbständig be-

Zu Satz 1ALT: Falsch! Verbände gehören auch zu 
einer unfreien Gesellschaft (FDJ, es sei denn, wie 
anerkennen die SED als Partei (was aber lfd. 
Nr.107 widerspräche);
wohl aber gehören zu einer freien Gesellschaft im-
mer auch Verbände. 

75

77

+  2
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3  Die  Prinzipien  der  Demokratie  müssen
auch für die innerverbandliche Verfassung
gelten.
4 Wir bejahen die Freiheit der gesellschaftli-
chen  Vereinigungen  und  Verbände  auch
dann, wenn sie tief in die Belange des gan-
zen Volkes eingreifen.
5  Verbandsmacht findet aber am Gemein-
wohl ihre Grenze.
6 Für die Sozialpflichtigkeit aller Formen von
gesellschaftlichen  Machtpositionen  Sorge
zu tragen, verstehen wir als Aufgabe des
demokratischen Staates.

stimmen können.
3  Die  Prinzipien  der  Demokratie  müssen
auch für die innerverbandliche Verfassung
gelten.
4 Die Freiheit der gesellschaftlichen Vereini-
gungen  und  Verbände  ist  auch  dann  zu
sichern, wenn sie tief  in die Belange des
ganzen Volkes eingreifen.
5 Die CDU versteht es als Aufgabe eines de-
mokratischen Staates, für die Sozialpflichtig-
keit  aller  Formen  von  gesellschaftlichen
Machtpositionen Sorge zu tragen.

Zu Satz 5ALT: Durch Satz 2NEU („Handeln“) erle-
digt.

Zu Satz 6ALT: Verquere Wortfolge; vermeintliche 
„Lyrik“

2. DEN FÖDERALEN RECHTS- UND 
SOZIALSTAAT SICHERN

2. DEN FÖDERALEN RECHTS- UND 
SOZIALSTAAT SICHERN

Der inneren Sicherheit im Rechtsstaat 
Priorität geben

Der inneren Sicherheit im Rechtsstaat
Priorität geben

Grundgesetz

110 a

@

1 Vorrangige Grundlage für das Zusammen-
leben der Menschen in Deutschland muß
das Grundgesetz sein. 
2 Die CDU sieht hierin und als Entstehungs-
grundlage des Grundgesetzes gemeinsame
Wertüberzeugungen christlichen Ursprungs.
3  Sie sind im Bewußtsein zu halten, zu be-
wahren und zu beleben.
4 Die CDU versteht dies als eine vorrangige
Aufgabe  von  Staat  und  Bürgergemein-
schaft. 
5  Der Staat hat zudem die Pflicht, Angriffe
auf die freiheitlich-demokratische Grundord-
nung entschieden abzuwehren.

von lfd. Nr.106(3) 0

66

+ 66
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Rechtsstaatsverständnis Rechtsstaatsverständnis

111

(1)

1 Der demokratische Rechtsstaat schützt je-
den Bürger vor Willkür.
2  Im  Rechtsstaat  kann  sich  auch  der
Schwächere behaupten, weil Konflikte nicht
nach dem Willen des Stärkeren, sondern
nach Gesetz und Recht entschieden wer-
den.
3 Freiheitlichkeit und Autorität unseres Staa-
tes sind keine Gegensätze, sondern bedin-
gen einander.
4 Leib, Leben, Eigentum und die natürlichen
Lebensgrundlagen  müssen  als  zentrale
Rechtsgüter  wirkungsvoll  geschützt  wer-
den.

1  In  einem  demokratischer  Rechtsstaat
müssen sich Freiheitlichkeit und Autorität
auf  der  Grundlage  demokratisch  entwi-
ckelter  und  fortschreibbarer  rechtlicher
Festsetzungen bedingen. 
2  Die CDU enagagiert  sich für die Stär-
kung des Rechtsstaates  und  dabei  vor
allem, jeden Bürger vor staatlicher Will-
kür  zu  schützen  und  Konflikte  nach
rechtlichen Maßstäben zu lösen.
3  Leib, Leben, Eigentum, die natürlichen
Lebensgrundlagen  und  die  innere
Sicherheit sind als zentrale Schutzgüter
des Rechtsstaates nachhaltig zu sichern.

Programmatisch formulieren, das Wesentliche vor-
anstellen, die Aufgabe der CDU hervorheben.

Zu Satz 3NEU: Innere Sicherheit übernommen aus 
lfd. Nr.111(2) Satz 1ALT.

60

71

+ 11 

Schutz des Bürgers Schutz der Bürger

111

(2)

1  Die Wahrung der inneren Sicherheit ge-
hört zu den zentralen Aufgaben und Grund-
lagen des freiheitlichen Rechtsstaates.
2 Die CDU tritt deshalb für eine konsequen-
te Politik zum Schutz des Bürgers ein.
3 Unser Ziel ist eine Gesellschaft, in der sich
die Menschen frei bewegen und sicher füh-
len können.
4  Kriminalität  und  Gewalt  sind  mit  allen
rechtsstaatlichen  Mitteln  entschieden  zu
bekämpfen.

1  Die CDU tritt für eine konsequente Politik
zum Schutz des Bürgers ein.
2 Ihr Ziel ist eine Gesellschaft, in der sich die
Menschen frei bewegen und sicher fühlen
können.
3  Kriminalität  und  Gewalt  sind  mit  allen
rechtsstaatlichen Mitteln zügig und entschie-
den zu bekämpfen, die Belange der Opfer
stärker zu berücksichtigen.

Zu Satz 3NEU: Incl. lfd. Nr.111(8) Satz 2 53

43

-  10

Datenschutz

111
(2a)

@

1 Die CDU steht dazu, daß Bürger vor einem
Mißbrauch  ihrer  persönlichen  Daten  ge-
schützt werden.
2 Datenschutz darf umgekehrt nicht zum Tä-
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terschutz werden.

Wehrhafte Demokratie

111

(3)

1  Wir stehen ein für die wehrhafte Demo-
kratie.
2  Die  Wahrung  des  inneren  Friedens  ist
Grundlage  menschlichen  Zusammenle-
bens in jeder Gemeinschaft und unabding-
bare Voraussetzung für Freiheit und Entfal-
tung der Bürger. 
3  Das staatliche Gewaltmonopol gehört zu
den  Grundlagen  des  demokratischen
Rechtsstaates.
4 Es bedeutet nicht staatliche Allmacht, son-
dern  ist  Voraussetzung  für  die  Rechts-
sicherheit des Bürgers.

neu als lfd. Nr.20(2) 55

0

-  55

Moderne Verbrechensbekämpfung Moderne Verbrechensbekämpfung

111

(4)

1 Der Staat hat die Pflicht, das Recht wirk-
sam durchzusetzen.

2 Die Rechtsordnung ist für alle gleicher-
maßen verbindlich.

3 Davon darf es keine Ausnahme geben.

4 Die demokratisch legitimierte und recht-
lich verfaßte Staatsgewalt und die sie aus-
übenden staatlichen Organe dürfen weder
konkurrierende  Macht  noch  rechtsfreie
Räume dulden.

5 Die  Verbrechensbekämpfung muß den
veränderten  aktuellen  Herausforderungen
gerecht werden.

6 Ausmaß, Anstieg und neue Formen von
Kriminalität  fordern  neue  gesetzliche
Grundlagen und Ermittlungsmöglichkeiten.

1 Der Staat hat die Pflicht, das Recht wirk-
sam durchzusetzen.

2 Die Rechtsordnung ist ausnahmslos für
alle gleichermaßen verbindlich.

3 Die demokratisch legitimierte und rechtlich
verfaßte Staatsgewalt und die sie ausüben-
den staatlichen Organe dürfen weder kon-
kurrierende Macht noch rechtsfreie Räume
dulden.

4  Die  Verbrechensbekämpfung  muß  auf
veränderte Entwicklungen flexibel und vor-
ausschauend reagieren können.

⇒⇒Rest als 111 (2a) ⇒⇒ 

Zu Satz 4NEU: Vgl. auch lfd. Nr.111(5a)
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7  Dabei  halten  wir  daran  fest,  daß  der
Bürger  vor  einem Mißbrauch seiner  per-
sönlichen Daten geschützt wird.

8 Datenschutz darf nicht zum Täterschutz
werden.

Polizei, Verfassungsschutz Polizei

111

(5)

1  Wir  unterstützen  Polizei  und  Justiz  im
Kampf gegen das Verbrechen nachhaltig. 
2 Unsere Polizisten müssen gut ausgebildet
und ausgerüstet, angemessen bezahlt und
öffentlich anerkannt werden.
3  Der Verfassungsschutz ist wichtiger Be-
standteil der inneren Sicherheit.
4 Er behält seine unverzichtbare Aufgabe im
Kampf gegen den politischen Extremismus
in seinen verschiedenen Formen und Or-
ganisationen.
5  Neuen Herausforderungen muß er wirk-
sam begegnen können.

1  Die CDU unterstützt Polizei und Justiz im
Kampf gegen das Verbrechen. 
2 Hierzu zählt insbesondere eine qualifizierte
Aus- und Fortbildung der Polizei, eine mo-
derne technische Logistik und eine auch im
übrigen den Aufgaben gerechte Ausrüstung.
3 Die Arbeit der Polizei und ihre loyal unein-
geschränkte  Unterstützung  durch  die
politisch Verantwortlichen ist der Öffentlich-
keit wirksam aufzuzeigen.

⇒⇒Rest als 111 (5a) ⇒⇒

Zu Satz 1ALT: Es war zweifellos in der Debatte um das 
Grundsatzprogramm 1993/94 aufgrund erster Vorlagen er-
forderlich, die Autoren auf die Bedeutung des Nachhaltig-
keitsprinzips hinzuweisen. Das heiß aber nicht, daß es an 
jeder passenden und unpassenden Stelle anzuführen 
wäre.

Zu Satz 2NEU: Angemessene Bezahlung gilt allgemein als 
Ziel, nicht nur in Sachen Polizei.XXXXX

Zu Satz 3ALT: Allgemeinplatz Kat. A

Zu Satz 4ALT: Das liest sich ja gerade so, als ob der VS 
diese Aufgaben verlieren sollte...

Zu Satz 5ALT: Wer hätte das gedacht!

Zu Satz 2NEU: In Sachen Logistik ist es peinlich, daß auch 
in CDU-regierten Ländern noch immer stellenweise Poli-
zisten statt auf moderne Textverarbeitung auf Schreibma-
schinen mit X+1 Durchschlägen angewiesen sind.

Zu Satz 3NEU: Loyalität ist eine bilaterale Sache, denn so-
wohl Polizist als auch politisch Vorgesetzter haben ent-
sprechende Eide auf doe Verfassung geleistet.

61

54

-  7

Verfassungsschutz

111
(5a)

@

1  Der Verfassungsschutz ist bei der Wahr-
nehmung  seiner  Aufgaben,  gegen  den
politischen Extremismus in seinen verschie-
denen Formen vorzugehen, neuen Heraus-
forderungen  wirksam  zu  begegnen  und
staatsgefährdende Entwicklungen frühzeitig
zu erkennen, zu unterstützen. 

Die Früerkennung von entwicklungen ist auch er-
forderlich, damit die Verbrechensbekämpfung nicht
nur auf Vergangenes re-agieren muß.

0

37

+  37

Justiz

111
(5b)

1  Die Unabhängigkeit der Justiz ist als ele-
mentarer Bestandteil  des Rechtsstaats zu

aus lfd. Nr.111(8) 0

55
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@

sichern.
2  Ihr Handeln muß jederzeit gegenüber der
Allgemeinheit transparent und nachvollzieh-
bar erfolgen.
3 Deshalb befürwortet die die CDU eine Ver-
einfachung der  Prozeßordnungen und eine
Straffung der Rechtswege, um vor allem zü-
gige Entscheidungen der Justiz zu ermögli-
chen und dadurch die Rechtssicherheit zu
stärken. 

+  58

Mitwirkungspflicht der Bürger Mitwirkungspflicht der Bürger

111

(6)

1 Polizei und Justiz sind bei der Bewältigung
ihrer schwierigen Aufgabe auf  die Unter-
stützung der Bürger angewiesen.
2 Die Bürger können und sollen ihrer Eigen-
verantwortung  und  Mitwirkungspflicht  bei
der Gewährleistung der inneren Sicherheit
durch Vorbeugung, Wachsamkeit und Ge-
meinsinn verstärkt nachkommen.

1 Bürger sollen  aktiv bei bei der Gewährleis-
tung der inneren Sicherheit mitwirken, vor
allem, weil Polizei und Justiz bei der Bewäl-
tigung ihrer Aufgaben auf die Unterstützung
der Bürger angewiesen ist. 
2  Darüber hinaus begründet sich diese Mit-
wirkung in individueller Eigenverantwortung
durch Vorbeugung, Wachsamkeit und Ge-
meinsinn im Subsidiaritätsprinzip. 

Grundwerte (Subsidiaritätsprinzip, lfd. Nr.69(2), 
vgl. auch lfd. Nr.105) vor Einzelargumenten (An-
gewiesensein von Polizei und Justiz...) anwenden.

42

50

+ 8

International organisierte Kriminalität International organisierte Kriminalität

111

(7)

1  Internationale  Verbrecherorganisationen
im Menschen-, Drogen- und Waffenhandel
können nur in engster übernationaler Zu-
sammenarbeit bekämpft werden.
2  Wir wollen mit der Europäischen Union
auch die innere Sicherheit in Europa ver-
bessern und eine europäische Polizei ein-
richten.

1 Engste übernationale Zusammenarbeit als
Grundlage der Bekämpfung internationaler
organisierten Verbrechertuns insbesondere
im Menschen-, Drogen- und Waffenhandel
ist zu stärken. 
2  In Zusammenarbeit mit der Europäischen
Union ist die innere Sicherheit in Europa zu
konsolidieren und hierfür eine europäische
Polizei einzurichten und aufrechtzuerhalten.

Zu Satz 1: Analogie zu lfd. Nr.112(2) Satz 2ALT 1NEU 38

49

+ 11

Justiz
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111

(8)

1 Die Unabhängigkeit der Justiz ist elemen-
tarer Bestandteil des Rechtsstaats.
2 Wir setzen uns dafür ein, daß Rechtsbrü-
che rasch und konsequent geahndet und
die Belange der Opfer von Straftaten stär-
ker berücksichtigt werden. 
3  Jahrelange  Prozeßdauer  untergräbt  die
Rechtssicherheit. 
4 Deshalb wollen wir die Prozeßordnungen
vereinfachen und die Rechtswege straffen. 

⇒⇒Rest als 111 (5b) ⇒⇒ Zu Satz2ALT: Warum nur die Opfer von Straftaten und 
nicht auch von Ordnungswidrigkeiten?

49

0

-  49

Verbrechen  vorbeugen  und Rechtsbe-
wußtsein fördern

Verbrechen  vorbeugen  und  Rechtsbe-
wußtsein fördern

112

(1)

1 Prävention geht alle an.
2  Gewalt und Verbrechen zu verhindern ist
eine gesamtgesellschaftliche Aufgabe. 
3 Gefordert sind nicht nur Polizei und Justiz,
sondern  insbesondere  auch  Familien,
Schulen,  Kirchen,  Gewerkschaften,  Wirt-
schaft,  Verbände,  Medien und Öffentlich-
keit.

1 Gewalt und Verbrechen zu verhindern ist
eine gesamtgesellschaftliche Aufgabe.
2 Gefordert sind nicht nur Polizei und Jus-
tiz, sondern insbesondere auch Familien,
Schulen,  Kirchen,  Gewerkschaften,  Wirt-
schaft, Verbände und Medien.

36

31

-  5

112

(2)

1  Das Rechtsbewußtsein zu fördern, jede
Form von Gewalt zu ächten und das Be-
kenntnis zu Freiheit  und Menschenwürde
zu verdeutlichen muß Ziel  der Erziehung
und Wertevermittlung in unserer politischen
Kultur sein.
2  Für  die  Wertgrundlagen  des  demokra-
tischen  Verfassungsstaates  müssen  alle
gemeinsam eintreten. 

1 Für die grundlegenden Werte des demo-
kratischen Verfassungsstaates müssen je-
der einzelne und alle gemeinsam eintre-
ten. 
2  Die CDU setzt  sich  für  eine politische
Kultur ein, die diese Werte vermittelt, das
individuelle  wie  allgemeine  Rechtsbe-
wußtsein sowie das Bekenntnis  zu Frei-
heit und Menschenwürde fördert und jede
Form von Gewalt  ächtet.

Zu Satz 1NEU: Auch, wenn die Sache komplex ist, muß 
doch die Verpflichtung des Einzelnen vor dem gemeinsa-
men Eintreten stehen.

42

47

+ 5

Drogen Drogen
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113

(1)

1  Das Drogenproblem hat sich im letzten
Jahrzehnt weltweit verschärft.
2 Um die Rauschgiftsucht wirksam bekämp-
fen  zu  können,  benötigen  wir  die  Zu-
sammenarbeit aller gesellschaftlichen Kräf-
te. 
3  Prävention,  Therapieangebote  und  re-
pressive  Maßnahmen  müssen  einander
sinnvoll ergänzen.
4  Wir Christliche Demokraten setzen uns
dafür ein, die vorbeugenden Maßnahmen
erheblich zu intensivieren und den Drogen-
abhängigen die Rückkehr in ein drogenfrei-
es Leben zu ermöglichen. 
5 Dazu bedarf es eines ausreichenden und
differenzierten  Entzugs-,  Therapie-  und
Nachsorgeangebotes. 

1 Die CDU setzt sich für eine Zusammen-
arbeit aller gesellschaftlichen Kräfte zur
Bekämpfung  einer  unkontrollierte  Ver-
breitung  und  Konsumption  von Drogen
ein. 
2  Vorbeugende  Maßnahmen  sind  dabei
erheblich zu intensivieren.
3 Um Drogenabhängigen die Rückkehr in
ein drogenfreies Leben zu ermöglichen,
bedarf es eines ausreichenden und diffe-
renzierten  Entzugs-,  Therapie-  und
Nachsorgeangebotes.
4  Prävention, Therapieangebote und re-
pressive Maßnahmen müssen einander
sinnvoll ergänzen.

Zu Satz 1ALT: Kein Grundsatz

Zu Satz 1NEU: Es geht um den unkontrollierten 
Markt und Verbrauch. Drogen könne auch kontrol-
liert als Medikamente wirken. 

77

66

-  11

Keine Freigabe Keine Freigabe

113

(2)

1  Die  Freigabe  von  weichen  und  harten
Drogen lehnen wir entschieden ab. 
2  Eine Legalisierung verharmlost den Dro-
genkonsum und setzt die Hemmschwelle
zum Einstieg  in  den  Rauschgiftgebrauch
besonders bei jungen Menschen erheblich
herab.
3 Ein Anstieg der Abhängigenzahl wäre die
Folge.  
4  Die CDU tritt deshalb dafür ein, nicht die
resignative Flucht in die ‚Legalisierung‘ an-
zutreten,  sondern  den  Kampf  gegen  die
Drogen, gegen die Drogenbosse und –kar-
telle  noch  konsequenter  und  systema-
tischer zu führen.
5  Gegen Drogendealer muß härter vorge-

1  Die CDU lehnt  die Freigabe von wei-
chen und harten Drogen ab. 
2  Sie ist  überzeugt,  daß eine Legalisie-
rung einen Anstieg der Abhängigenzahl
zur Folge hätte, weil vor allem

- der Drogenkonsum verharmlost  wür-
de

- die  Hemmschwelle  zum  Einstieg  in
den  Rauschgiftgebrauch  besonders
bei  jungen  Menschen  erheblich  her-
abgesetzt

würde. 
3  Die CDU tritt  deshalb  stattdessen  für
den optimierten konsequenten und sys-
tematischen  Kampf  gegen  die  Drogen,

Zu Satz 4ALT: Der unrelativierte Komparativ hat pro-
grammatisch nur eine eingeschränkte Tauglichkeit

Zu Satz 4ALT3NEU: Die „Lyrik“ („Drogenbosse“) kann 
hingenommen werden.

76

68

-  8
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gangen werden gegen  die  Drogenbosse,  -kartelle  und

-dealer ein. 

Grenzen des Strafrechts

114 1 Die Opfer des kommunistischen Regimes
zu rehabilitieren und die Straftaten seiner
Handlanger zu verfolgen ist eine Heraus-
forderung für den Rechtsstaat. 
2  Dabei  wissen wir  um die Grenzen des
Strafrechts.
3 Unsere Auseinandersetzung mit dem Un-
rechtsstaat muß umfassender sein und vor
allem  seine  politische  Ächtung  einschlie-
ßen. 

siehe 30a NEU 

Die Anordnung der Thematik zwischen „Drogen“ und „So-
zialstaat“ ist zusammenhanglos.

47

0

- 47

Freiheitlicher Rechtsstaat und Sozial-
staat ergänzen sich

Sozialstaatsgebot

115 1  Unser Sozialsystem garantiert dem einzel-
nen  in  den  Grundrisiken  des  Lebens  die
Sicherung der  Grundbedürfnisse und damit
die  Rahmenbedingungen  eines  menschen-
würdigen Daseins. 
2 Sozialstaatliche Daseinsvorsorge darf weder
in Entmündigung durch den Staat ausarten
noch die eigene Leistungsfähigkeit des ein-
zelnen  und  das  solidarische  Engagement
hemmen. 
3  Der  Sinn  des  Sozialstaatsgebots  besteht
darin, subsidiär die Voraussetzungen für eine
selbstverantwortliche  Lebensführung  zu
sichern. 
4 Soziale Gerechtigkeit hat sich insbesondere
gegenüber den Schwachen zu bewähren. 
5 Sie verpflichtet den Staat zum sozialen Aus-

1  Ein Sozialsystem muß  dem Einzelnen in
den existentiellen  Risiken des  Lebens  die
Sicherung der Grundbedürfnisse und damit
die Rahmenbedingungen eines menschen-
würdigen Lebens garantieren. 
2 Sozialstaatliche Lebensvorsorge darf dabei
weder  in  Entmündigung  durch  den  Staat
ausarten  noch  die  Leistungsfähigkeit  des
Einzelnen  und  das  solidarische
Engagement hemmen. 
3  Das Prinzip der Selbstvorsorge mit  dem
Ziel, nicht von der Solidarität anderer bzw.
des  Staates  abhängig  zu  werden,  ist  mit
Priorität zu verfolgen. 
4  Der  Staat  muß  Menschen  nach  dem
Subsidiaritätsprinzip  zu  solidarischer  und
persönlicher Lebensvorsorge ermutigen. 

Zu Satz 1NEU/2NEU: Betr. Dasein/Daseinsvorsorge: 
Menschen sind nicht nur da, sie vegetieren auch nicht 
nur. Sie haben ein ICH, sie leben. Sie sind Teil einer 
lebendigen Gesellschaft, die als Solidargemeinschaft 
jedem Menschen auf geeigneten Wegen mitteilen muß 
„Wir brauchen Dich als Menschen!”. Im sozialpolitischen 
Bereich muß daher intensiv von menschlichem Leben 
ausgegangen werden. Auch die Situation biologisch funk-
tionalen Vegetierens genügt christlich demokratischen 
Ansprüchen  -  den Menschen betreffend -  nicht.

Nicht die Solidargemeinschaft darf in der  Regel von 
Dasein ihrer Mitglieder sprechen, sondern es kann Sache
dieser Mitglieder sein, sich selber für ein Dasein zu ent-
scheiden. Ob ein solches Dasein immer von Dritten 
akzeptiert werden muß, sei dahingestellt, da auch das GP
davon augeht, daß Bürgerengagement essentiell für eine 
lebendige Demokratie ist.

Ausnahmen von der v.g. Regel sind dann gegeben, wenn
Menschen zeitweise besonderen Restriktionen unterwor-
fen werden müssen, die sich auf die allgemein als selbst-

83

90

+ 7
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gleich. 
6  Das Sozialstaatsgebot ist ein permanenter
Konkretisierungsauftrag für den Gesetzgeber.

verständlichen Elemente von menschlichem Leben 
(Kommunikation, freie Bewegung...) auswirken,  wie es 
bei der Verbüßung einer Freiheitsstrafe der Fall ist. 
Hierbei ist umsomehr strikt von dem Ziel der Solidarge-
meinschaft auszugehen, daß eine solche Situation 
menschliche Existenz nicht zum Dasein degradieren, 
sondern zum Leben qualifizieren können muß.

Der Daseins-Begriff kann zu sehr die Gefahr heraufbe-
schwören, daß das Lebendige im sogenannten Mit-
menschen übersehen wird. Auch in der Diskussion um 
den Schutz des ungeborenen Lebens muß deutlich von 
menschlichem Leben ausgegangen werden, das mehr 
ist, als eine gesellschaftlich disponible biologische Funk-
tion.

Der Lebens-Begriff im Gegensatz zum Daseins-Begriff 
begründet die Pflicht einer Solidargemeinschaft über ihre 
staatspolitischen Grenzen hinaus, für Mitmenschen 
Lebensvorsorge zu tragen. Gerade in der „Asy-
lantendebatte” muß sich auch unter diesem Aspekt immer
wieder die Frage stellen, wie es zu bewerkstelligen ist, 
Menschen in ihrer Heimat ein Leben zu ermöglichen, das
mehr ist, als ein Dasein in politischer Unterdrückung in 
dieser Heimat oder mehr ist, als eine Existenz im Asyl 
abseits jeder heimatlichen Bindung.

Föderalismus und kommunale 
Selbstverwaltung prägen unseren 
Bundesstaat

Föderalismus und kommunale 
Selbstverwaltung 

Subsidiarität Subsidiarität

116

(1)

1  Die deutsche Einheit hat den Föderalis-
mus neu belebt.
2  Föderalismus und kommunale Selbstver-
waltung verteilen die staatliche Macht und
schaffen zusätzliche Möglichkeiten demo-
kratischer Mitwirkung.
3  Die  Vielfalt  ermöglicht  den Wettbewerb
und die Berücksichtigung regionaler Eigen-
arten.
4 Das Prinzip der Subsidiarität muß auch im

1  Die  aus Föderalismus und kommunaler
Selbstverwaltung resultierende Vielfalt muß
einem  dynamischen  Wettbewerb  und  die
Berücksichtigung regionaler Eigenarten zu-
gute kommen.
2  Subsidiarität muß auch im Verhältnis der
Europäischen Union zu den Regionen und
lokalen Gebietskörperschaften gelten.
3  Die CDU will  Aufgaben, Zuständigkeiten
und Kompetenzen, die nur gemeinsam ef-
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Verhältnis der Europäischen Union zu den
Regionen und lokalen Gebietskörperschaf-
ten zur Geltung gebracht werden.
5  Wir  wollen  Zuständigkeiten  und
Kompetenzen für die Aufgaben auf die Eu-
ropäische  Union  übertragen,  die  nur  ge-
meinsam effektiv wahrgenommen werden
können.

fektiv wahrgenommen oder genutzt werden
können, auf die Europäische Union übertra-
gen.

Handlungsfähigkeit von Bund, Ländern
und Gemeinden

Handlungsfähigkeit von Bund, Ländern
und Gemeinden

116

(2)

1 Bei der Erfüllung öffentlicher Aufgaben der
Union, des Bundes und der Länder soll die
Zuständigkeit  soweit  wie  möglich  bürger-
nah im Bereich der kommunalen Selbstver-
waltung liegen.
2  Die Fähigkeit von Gemeinden und Län-
dern zur Erfüllung ihrer Aufgaben muß ge-
sichert sein.
3  Zugleich muß die Kooperation zwischen
Bund, Ländern und Gemeinden verbessert
und  ein  ausgewogenes  Kräfteverhältnis
hergestellt werden.
4  Die Finanzverfassung muß den Ländern
und Kommunen Spielraum lassen,  damit
sie handlungsfähig bleiben und gleichwerti-
ge  Lebensbedingungen  in  allen  Ländern
hergestellt werden können.
5  Wie der Bund und die Länder müssen
auch die Kommunen sparsamer haushal-
ten.
6  Länderegoismen und Solidaritätsverwei-
gerung zwischen Bund und Ländern sowie
der  Bundesländer  untereinander  wider-
sprechen  unserem  Verständnis  der

1 Bei der Erfüllung öffentlicher Aufgaben der
Union, des Bundes und der Länder soll die
Zuständigkeit soweit wie möglich bürgernah
im Bereich der kommunalen Selbstverwal-
tung liegen.
2  Die Fähigkeit  von Gemeinden und Län-
dern zur Erfüllung ihrer Aufgaben muß ge-
sichert sein.
3  Die Kooperation zwischen Bund, Ländern
und Gemeinden muß auf einem ausgewo-
genen Kräfteverhältnis beruhen.
4  Die Finanzverfassung muß den Ländern
und  Kommunen  Spielraum  lassen,  damit
sie handlungsfähig bleiben und gleichwerti-
ge  Lebensbedingungen  in  allen  Ländern
hergestellt werden können.
5  Hierbei  muß  das  Sparsamkeitsprinzip
deutliche Rahmen setzen. 
6  Länderegoismen  und  Solidaritätsverwei-
gerung zwischen Bund und Ländern sowie
der Bundesländer untereinander widerspre-
chen  dem  Verständnis  der  CDU  von
bundesstaatlicher Ordnung.
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bundesstaatlichen Ordnung Deutschlands.

3. MIT MENSCHEN ANDERER NATIO-
NALITÄT ZUSAMMENLEBEN

Zuzug regeln und begrenzen, Integrati-
on fördern

Zuzug regeln und begrenzen, Integration
fördern

117

(1)

1 Mit dem Prozess der europäischen Einigung
und  mit  der  internationalen  Verflechtung
Deutschlands werden mehr Deutsche in an-
deren Ländern und mehr Menschen aus an-
deren Ländern in Deutschland leben. 
2  Wir  setzen  und  für  das  friedliche  Zu-
sammenleben  von  deutschen  und  auslän-
dischen Mitbürgern ein. 
3  Wir wollen den Zuzug von Menschen aus
Ländern außerhalb der Europäischen Union
begrenzen und regeln sowie die Integration
der ausländischen Mitbürger fördern, die bei
und längerfristig leben. 
4 Integration heißt für uns, daß Menschen an-
derer  Herkunft  die  Erfordernisse  des  Zu-
sammenlebens, -wohnens und -arbeitens in
unserer  Gesellschaft  erfüllen,  und daß der
Wunsch,  die  eigene  Identität  in  Kultur,
Sprache und Lebensform zu bewahren, als
ein  menschliches  Grundanliegen  geachtet
wird. 
5 Alle müssen zu Integration und Toleranz be-
reit sein.

1  Die CDU setzt sich für  das friedliche Zu-
sammenleben  von  deutschen  und  auslän-
dischen Mitbürgern ein. 
2 Sie will den Zuzug von Menschen aus Län-
dern außerhalb der Europäischen Union be-
grenzen und regeln.
3  Für ausländischer Bürger, die längerfristig
in  Deutschland  leben,   sind  Integrations-
maßnahmen einzuleiten.
4 Integration heißt für die CDU, daß Menschen
ausländischer Herkunft die Erfordernisse des
Zusammenlebens,  -wohnens  und -arbeitens
in  der  aufnehmenden  Gesellschaft  erfüllen
und daß der Wunsch, eigene Identität in Kul-
tur,  Sprache und Lebensform zu bewahren,
als ein menschliches Grundanliegen geachtet
wird. 
5 Die Bereitschaft zu Integration und Toleranz
ist als allgemeine Erfordernis anzusehen..

Zu Satz 1ALT: Kein Programm!

Europäische Regelung

117

(2)

1  Wir bekennen und zum verfassungsmäßig
garantierten Recht auf Asyl für politisch Ver-
folgte;  der  Mißbrauch  dieses  Rechts  muß
aber verhindert werden. 
2  Wir wollen eine gemeinsame europäische

1  Die  CDU  bekennt  sich  zum  ver-
fassungsmäßig garantierten Recht auf Asyl
für politisch Verfolgte und tritt aktiv für des-
sen Umsetzung ein. 
2 Der Mißbrauch dieses Rechts ist mit allen

Zu Satz 1ALT: Was heiß hier „aber“?

Nicht nur bekennen, machen!

Zu Satz 3ALT: Mitgliedsstaaten von was/wem? Der 
EU!

67

90

+ 23
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Politik, die Fluchtursachen bekämpft und Asyl
sowie Zuwanderung wirksam regelt. 
3 Die europäische Regelung einer begrenzten
Zuwanderung muß sich an den Interessen,
besonderen  Situationen  und  der  In-
tegrationsfähigkeit der Mitgliedsstaaten orien-
tieren. 
4 Die Freizügigkeit der EU-Bürger und die ver-
fassungsmäßigen Rechte deutscher Aussied-
ler müssen Vorrang haben.

zu  Gebote  stehenden  Mitteln  zu  unter-
binden. 
3  Eine wirkungsvolle  Asylpolitik  ist  nur  auf
der Ebene einer demokratisch gegründeten
Europäischen Staatenunion (EU) möglich.
4 Der europäische Rahmen für eine Zuwan-
derung muß sich an den besonderen regio-
nalen Situationen, etwa der Lage auf dem
Arbeitsmarkt  der  einzelnen  EU-Mitglieds-
staaten, orientieren. 
5 Die Freizügigkeit der Bürger einer Europä-
ischen  Union,  die  verfassungsmäßigen
Rechte  deutscher  Aussiedler  und  aner-
kannter Asylanten müssen Vorrang haben.

Einbürgerung

117

(3)

1 Wir wollen die Möglichkeit zur Einbürgerung
ausländischer  Mitbürger  erleichtern,  soweit
sie sich zu den Wertgrundlagen unserer Ver-
fassungs- und Gesellschaftsordnung beken-
nen, den Willen und die Möglichkeiten zu ei-
ner  dauernden  Existenz  in  der  Bun-
desrepublik  Deutschland  haben  und  gute
Sprachkenntnisse vorweisen. 
2  Mehrfach-Staatsangehörigkeiten  müssen
Ausnahme bleiben.

1  Ausländern  soll  die  Möglichkeit  zur  Ein-
bürgerung gegeben und erleichtert werden,
soweit sie die Voraussetzungen dauerhafter
Integration erfüllen. 
2  Unabdingbare  Kriterien  für  ihre  Ein-
bürgerung  sind  neben  dem  Willen,  deut-
scher Staatsbürger sein zu wollen, daß sie
erklärtermaßen  die  Verfassung  der  Bun-
desrepublik Deutschland beachten werden,
der Wille zu einer dauerhaften Existenz in
diesem Staat sowie gute deutsche Sprach-
kenntnisse.

Zu Satz 1ALT: Diese Aussage ist wenig transparent
(vgl. hingegen lfd. Nr.198) und wohlmöglich fal-
sche Hoffnungen erweckend. Denn man meint 
wohl „gute deutsche   Sprachkenntnisse“. Diese 
Diskrepanz hat bereits zu konkreten und nicht nur 
programmtheoretischen Verwirrungen geführt.

Denn: “....if the names of things are not properly 
defined, words will not correspond to facts. When 
words do not correspond to facts, it is impossible, 
to perfect ansthing. Where it is impossible, to per-
fect anything, the rites and music can not flourish. 
When the rites and music can not flourish, law and
justice can not attain their ends. When law and ju-
stice can not attain their ends, the People will be 
at a loss to know what to do.“ (KONFUZIUS, Ana-
lects XIII3)

Zu Satz 2ALT: „Ausnahme“ von was? Der ganze 
Abs. gibt hierfür keine Grundlage, z.B. eine Forde-
rung nach nur jeweils einer Staatsangehörigkeit 
pro Person. 

42

54

+ 12

Hilfe in den Heimatländern

117 1 Viele Menschen aus armen, unterentwickel- 1 Die  CDU  will  durch  eine  wirkungsvolle Zu Satz 1ALT: „Neue Chance“ worauf? Es ist zum 
Schlagwort verkommen, oft einfach „neue Chan-

68
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(4) ten Ländern verlassen ihre Heimat,  um für

sich und ihre Kinder sorgen zu können, und
hoffen auf eine neue Chance in den westli-
chen Industriestaaten. 
2  Deutschland  und  die  Europäische  Union
können  aber  nicht  allen  Zuwande-
rungswilligen eine Heimat geben. 
3 Wir wollen vielmehr durch wirkungsvolle Hil-
fe zur Selbsthilfe und Kooperation im Rah-
men unserer Möglichkeiten dazu beitragen,
daß die Menschen in ihren Heimatländern ein
menschenwürdiges Dasein führen können.

Politik der Hilfe zur Selbsthilfe und Koopera-
tion dazu beitragen, daß Menschen in und
aus  wirtschaftlich  oder  sozial  schwachen
Staaten  vorrangig  in  ihren  Heimatländern
ein menschenwürdiges Leben führen kön-
nen. 
2 So  ist  darauf  hinzuwirken,  daß
wirtschaftliche  Gründe  für  eine
Zuwanderung  aus  diesen  Ländern  in  die
Bundesrepublik  und  eine  Europäische
Union abgebaut werden.

cen“ zu fordern ohne zu sagen, wofür.

In einem Grundsatzprogramm müssen wir es uns 
leisten können, Begriffe zu vermeiden, die auf der 
Devise „wie man sagt” basieren, wenn diese Vermei-
dung nicht aus zwingender Not heraus unvertretbar 
ist. Zu solchen Begriffen zählt der Begriff „Westliche 
Industriestaaten”. Das Blockdenken ist auch aus 
sachlichen,   - also nicht etwa nur aus politisch takti-
schen -  Gründen „out” und insbesondere auch des-
halb unsinnig, weil z.B. Deutschland zumindest im 
Verhältnis zu afrikanischen „Entwicklungsländern” 
nicht westlich, sondern nördlich angesiedelt ist....

Zu Satz 3ALT, Satz 1NEU: Menschen führen kein „Da-
sein” welcher Art auch immer, Menschen leben 

56

- 12

Toleranz zwischen Deutschen und Aus-
ländern

118 1 Ausländische Mitbürger bereichern mit ih-
ren Beiträgen unser Leben. 
2 Die Gemeinschaft mit Menschen aus an-
deren Kulturkreisen bringt aber auch Pro-
bleme und Ängste mit sich, die zu Frem-
denfeindlichkeit  und Ausländerhaß führen
können. 
3 Wir  müssen die  Ursachen  der  Gewalt
zwischen Ausländern und Deutschen be-
kämpfen. 
4 Wir wenden uns entschieden gegen jede
Form der Diskriminierung und Gewalt ge-
gen Ausländer und stellen uns schützend
vor alle Menschen, die bei uns leben. 
5 Das Hineintragen gewaltsamer Konflikte
aus den Heimatländern in die Bundesrepu-
blik kann jedoch nicht toleriert werden. 
6 Deutsche und Ausländer können vonein-
ander lernen, wenn sie sich im gegenseiti-
gen Respekt und mit Achtung vor dem je-
weils Fremden begegnen. 

1 Die CDU setzt sich dafür ein, daß aus-
ländische  Mitbürger  zur  Bereicherung
des  Lebens  in  Deutschland  beitragen
können. 
2 Dies muß in einer ausschließlich friedli-
chen Gemeinschaft Deutscher mit Men-
schen  aus  anderen  Kulturkreisen erfol-
gen.
3  Diese Gemeinschaft darf weder durch
Gewalt, z.B. durch Hineintragen gewalt-
samer  Konflikte  externen  Ursprunges,
noch durch Vorurteile  oder  Diskriminie-
rungen gestört werden.
4 Sie ist dahingehend zu stärken, daß sie
die  Ursachen  von  Fremdenfeindlichkeit
oder  Ausländerhaß  erkennen  und  mit
Mitteln des demokratischen Rechtsstaa-
tes bekämpfen kann
5 Die CDU trägt dazu bei, daß Deutsche
und Ausländer in Deutschland in gegen-
seitigem  persönlichen  Respekt  vonein-
ander lernen. 

Zu Satz 5ALT: Was heißt „aus den Heimatländern“?
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7 Dafür sind der persönliche Kontakt und
Austausch notwendig. 
8  Wir  wollen  dazu  beitragen,  ein  Klima
wechselseitiger Partnerschaft und Toleranz
zu schaffen, in dem sich das Zusammenle-
ben von Deutschen und Ausländern positiv
entwickeln kann.

K A P I T E L V

FÜR EINE FREIE UND FRIEDLICHE 
WELT

K A P I T E L V

FÜR EINE FREIE UND FRIEDLICHE 
WELT

1. DEUTSCHLANDS ROLLE IN DER 
WELT

1. DEUTSCHLANDS ROLLE IN DER 
WELT

Deutschlands gewachsene Verantwor-
tung

Deutschlands gewachsene Verantwor-
tung

119

(1)

1 Die staatliche Einheit und die volle Souve-
ränität  haben  für  Deutschland  eine
gewachsene Verantwortung in Europa und
der Welt mit sich gebracht.
2  Wir wollen die Bundesrepublik Deutsch-
land in die sich entwickelnde Europäische
Union integrieren.

1 Die CDU will die Bundesrepublik Deutsch-
land in eine sich entwickelnde Europäische
Union integrieren.

119

(2)

1 Wir sind bereit, unsere Rechte und Pflich-
ten in vollem Umfang wahrzunehmen.
2 Angesichts der Globalität und Vernetzung
vieler  Aufgaben  und  Herausforderungen
über Erdteile hinweg können wir nur noch
in internationaler Zusammenarbeit Freiheit,
Frieden,  Entwicklung  und  Wohlstand
sichern sowie die Schöpfung bewahren.

1  Eine von der CDU verantwortete Politik
schließt  die  Bereitschaft  ein,  Rechte  und
Pflichten  Deutschlands  in  vollem  Umfang
wahrzunehmen.
2  Nur  in  internationaler  Zusammenarbeit
sieht  die  CDU  die  Möglichkeit,  Freiheit,
Frieden, Entwicklung und Wohlstand sowie
die Schöpfung zu bewahren und weiterzu-
entwickeln.

Außenpolitische Ziele Außenpolitische Ziele

120 1 Wir arbeiten im Rahmen unserer Möglich-
keiten am Aufbau einer stabilen internatio-

1 Die CDU wirkt am Aufbau einer stabilen in-
ternationalen Ordnung mit, die allen Men-

Zu Satz 2ALT: Bewahrung und Weiterentwicklung 
von Schöpfung ist in den ethischen Normen ent-
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(1) nalen  Ordnung,  die  allen  Menschen  die

Chance eines menschenwürdigen Lebens
in Freiheit und Frieden ermöglicht.
2  Unsere Ziele sind die weltweite Achtung
der  Menschen-  und  Bürgerrechte  und
grundlegender  ethischer  Normen,  die
Durchsetzung von Freiheit und Demokratie,
die Verbesserung wirtschaftlicher und so-
zialer  Entwicklungsmöglichkeiten,  die
Sicherung von Frieden und Recht  sowie
die Bewahrung der Schöpfung.

schen die Chance eines menschenwürdi-
gen Lebens in Freiheit und Frieden ermög-
licht.
2  Die  Ziele  der  CDU  sind  die  weltweite
Achtung der Menschen- und Bürgerrechte,
die Durchsetzung von Freiheit und Demo-
kratie, die Verbesserung wirtschaftlicher und
sozialer  Entwicklungsmöglichkeiten,  die
Sicherung von Frieden und Recht.
3  Sie  sieht  die  Einhaltung  grundlegender
ethischer Normen sowie essentieller natio-
naler Belange Deutschlands als unverzicht-
bar und als nicht verhandlungsfähig an.

halten.

Zu Satz 3NEU: z.B. Kartellrecht (vgl. auch lfd. 
Nr.78)

Deutsche Interessen Deutsche Interessen

120

(2)

1 Dabei müssen wir, ausgehend von unse-
ren  Grundwerten,  die  außen-  und
sicherheitspolitischen Interessen Deutsch-
lands benennen und sie in Abstimmung mit
unseren Partnern und Nachbarn verfolgen: 

Wie will man Inhalte auch sonst  „‘rüberbringen, 
wenn man sie nicht benennen würde......

Politische Einigung Europas Politische Einigung Europas

120

(2)

(-1)

 1  Wir haben ein besonderes Interesse
an der politischen Einigung Europas.

 2 Wir verstehen es als Lehre und Auftrag
der Geschichte, Deutschland in eine Ge-
meinschaft  europäischer Staaten zu inte-
grieren, die sich zu den Werten der freiheit-
lichen Demokratien bekennt und die an die
Stelle des Gegeneinanders das Miteinan-
der setzt.

 3 Wir brauchen eine gemeinsame Politik
der  Europäischen  Union,  um  dauerhaft
Frieden und Freiheit, Wohlstand und sozia-
le Gerechtigkeit zu sichern.

 1 Die CDU hat ein besonderes Interesse
an der politischen Einigung Europas.

 2  Sie versteht es als Lehre und Auftrag
der  Geschichte,  Deutschland  in  eine Ge-
meinschaft  europäischer  Staaten  zu  inte-
grieren, die sich in ihrer Politik zu den Wer-
ten der freiheitlichen Demokratien bekennt
und die an die Stelle des Gegeneinanders
das friedliche Miteinander in Freiheit und so-
zialer Gerechtigkeit setzt.

 4  Die deutsch-französische Freundschaft
ist für die CDU ein Maßstab für andere zu
entwickelnder Partnerschaften mit europäi-
schen Staaten. 
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 4  Im Bewußtsein, daß die deutsch-fran-

zösische  Freundschaft  eine  wesent-liche
Grundlage der europäischen Einigung ist,
wollen wir die Partnerschaft mit den euro-
päischen Staaten ausbauen und festigen. 

Partnerschaft mit den USA Partnerschaft mit den USA

120

(2)

(-2)

 1  Wir haben ein besonderes Interesse
an der engen Zusammenarbeit  zwischen
den USA, Kanada und Europa.

 2 Wir sind durch gemeinsame demokra-
tische  Werte  und  Interessen  miteinander
verbunden.

 3  Zusammen kommt uns eine entschei-
dende  Bedeutung  für  die  internationale
Entwicklung und die Sicherung von Frieden
und Freiheit in der Welt zu.

 4  Die politischen und strategischen Auf-
gaben der NATO haben sich durch die Ver-
änderungen in Europa erweitert.

 5  Es ist unser deutsches Interesse, die
gewachsenen  freundschaftlichen  Bezie-
hungen zu unseren Partnern und Freun-
den, insbesondere zu den USA, zu sichern
und weiter zu vertiefen. 

 1  Die CDU sieht gemeinsame demokra-
tische Werte und Interessen als Grundlage
für eine engen Zusammenarbeit zwischen
den USA, Kanada und europäischen Staa-
ten.

 2  Zusammen muß diese Gemeinschaft
ihrer für die internationale Entwicklung und
die Sicherung von Frieden und Freiheit be-
deutsamen Position gerecht werden.

 3  Es  muß  deutsches  Interesse  sein,
gewachsene  freundschaftlichenBeziehun-
gen zu Partnern und Freunden Deutsch-
lands,  insbesondere  zu  den  USA,  zu
sichern und weiter zu vertiefen. 

Stabilität in Mittel-, Ost- und Südosteu-
ropa

Stabilität in Mittel-, Ost- und Südosteuro-
pa

120

(2)

(-3)

 1  Wir haben ein besonderes Interesse
an einer dauerhaften demokratischen und
friedlichen Entwicklung der Staaten Mittel-,
Ost- und Südosteuropas.

 2  Aufgrund der Mittellage Deutschlands
liegt es in unserem politischen, ökonomi-

 1  Aufgrund der Mittellage Deutschlands
muß es im politischen, ökonomischen und
sicherheitspolitischen  Interesse  Deutsch-
lands liegen, daß seine östlichen Nachbarn
zu vergleichbarer Stabilität finden.

 2  Die CDU will dazu beitragen, iden de-
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schen und sicherheitspolitischen Interesse,
daß  unsere  östlichen  Nachbarn  zu  ver-
gleichbarer Stabilität finden wie das westli-
che  Europa.

 3 Wir wollen dazu beitragen, ihren demo-
kratischen,  wirtschaftlichen,  sozialen  und
ökologi-schen Aufbau zu sichern.

 4  Anderenfalls  sind  schwerwiegende
Rückwirkungen für Deutsch-land und ganz
Europa möglich.

 5 Die Zusammenarbeit mit diesen Staa-
ten ist  deshalb  ein Schwerpunkt  unserer
Außenpolitik. 

mokratischen, wirtschaftlichen, sozialen und
ökologi-schen Aufbau dieser Nachbarländer
zu sichern.

 3  Die Zusammenarbeit mit diesen Staa-
ten ist deshalb ein Schwerpunkt der Außen-
politik der CDU. 

Entwicklung der armen Länder Entwicklung der armen Länder

120

(2)

(-4)

 1  Wir haben ein besonderes Interesse
an einer nachhaltigen Entwicklung der ar-
men Länder.

 2  Im Bewußtsein der Einen Welt wollen
wir dazu beitragen, eine Partnerschaft zwi-
schen den Staaten und Völkern der Erde
zu schaffen und im Rahmen unserer Mög-
lichkeiten  bestehende  Ungerechtigkeiten
zwischen Arm und Reich abzubauen, die
Massenarmut zu vermindern und die natür-
lichen  Lebensgrundlagen  der  Menschheit
zu sichern.

 3  Dies  ist  nicht  nur  ein  Gebot  der
Gerechtigkeit und Solidarität, sondern dient
auch unseren Interessen, weil so Konflikt-
potentiale,  Fluchtursachen  und  globale
Umweltbelastungen verringert werden kön-
nen. 

 2  Idie CDU will dazu beitragen, eine le-
bendige Partnerschaft zwischen allen Staa-
ten und Völkern der Erde zu schaffen.

 Hierbei will  sie helfen, bestehende Un-
gerechtigkeiten  zwischen  Arm  und  Reich
abzubauen,  Massenarmut  zu  vermindern
und die natürlichen Lebensgrundlagen der
Menschheit zu sichern.

 3 Dies sieht sie nicht nur nur als ein Ge-
bot der Gerechtigkeit und Solidarität an.

 4  Vielmehr will  sie so Konfliktpotentiale,
Fluchtursachen und globale Umweltüberla-
stungen verringern. 

2. EUROPA - EINHEIT SCHAFFEN, VIEL- 2.  EUROPA  -  EINHEIT  SCHAFFEN,
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FALT BEWAHREN VIELFALT BEWAHREN

Die europäische Idee verwirklichen


Unnötiges Pathos!

Europa als Wertegemeinschaft Europa als Wertegemeinschaft

121

(1)

1 Mit  dem Ende des Ost-West-Konfliktes
haben  Freiheit  und  Demokratie  in  den
Staaten des ehemaligen Ostblockes eine
Chance bekommen. 
2 Der Aufbau einer europäischen Friedens-
ordnung, der Ausgleich der nationalen In-
teressen, die Entwicklung rechtsstaatlicher
und  marktwirtschaftlicher  Strukturen  und
sozialer  Absicherungen  sowie  effektive
Maßnahmen zur  Bewahrung  der  Schöp-
fung  sind  die  grundlegenden  Vorausset-
zungen für die Zukunft Europas in Freiheit
und Frieden.

1 Die CDU sieht  im Aufbau einer euro-
päischen Friedensordnung, im Ausgleich
der  nationalen  Interessen,  in  der  Ent-
wicklung rechtsstaatlicher und marktwirt-
schaftlicher  Strukturen  sowie  sozialer
Absicherungen  grundlegende  Voraus-
setzungen  für  die  Zukunft  Europas  in
Freiheit und Frieden.
2 Effektive  Maßnahmen  ökologischer
Sicherung von Umwelt sind hierfür eine
essentielle Bedingung.

Zu Satz 1ALT: Entfällt, Allgemeinplatz; „eine Chan-
ce“ für was????

Lfd. Nr.2ALT = Satz 1NEU (var.)

56

44

- 12

121

(2)

1 Das  Verständnis  der  geschichtlich
gewachsenen  kulturellen  Besonderheiten
der Völker und Staaten und die Besinnung
auf die tragenden Gemeinsamkeiten Euro-
pas sind von besonderer Bedeutung. 
2 Europa ist  durch Einheit  in  Vielfalt  ge-
prägt. 
3 Die gemeinsamen Traditionen und ideen-
und  geistesgeschichtlichen  Fundamente
unseres Kontinents verbinden seine Völker
über nationale und regionale, politische und
wirtschaftliche Unterschiede hinweg. 
4 Wir  verstehen  Europa  als  Kultur-  und
Wertegemeinschaft  mit  einem gemeinsa-

1 DIE CDU versteht  Europa als  Kultur-
und  Wertegemeinschaft  mit  einem  ge-
meinsamen geschichtlichen  Erbe,  einer
gemeinsam erlebten Gegenwart und ei-
ner vereint zu gestaltenden Zukunft.
2 Das  hierfür  besonders  bedeutsame
Verständnis der geschichtlich gewachse-
nen kulturellen Besonderheiten der Völ-
ker und Staaten und die Besinnung auf
die  tragenden  Gemeinsamkeiten  Euro-
pas sind den Menschen intensiv zu ver-
mitteln. 

Zu Satz 2,3ALT: Feststellungen, kein Programm 74

51

- 23
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men geschichtlichen Erbe,  einer  gemein-
sam erlebten Gegenwart und einer vereint
zu gestaltenden Zukunft.

Leitbild europäische Einigung Leitbild europäische Einigung

122 1 Europäische Gemeinschaft und Europäi-
sche Union haben sich als Kern einer stabi-
len Friedens- und Freiheitsordnung hervor-
ragend bewährt. 
2 Für Deutschland gibt es keine Alternative
zur europäischen Integration. 
3 Die europäische Einigung ist die Grund-
lage dafür, daß die Nationen und Völker in
Europa ihre Zukunft gemeinsam gestalten
und  nicht  in  kriegerischen  Nationalismus
zurückfallen. 
4 Die Europäische Gemeinschaft ist für vie-
le Menschen im östlichen Teil des Konti-
nents zum Leitbild eines solchen friedlichen
Miteinanders der Völker geworden. 
5 Sie muß ihrer besonderen Verantwortung
gegenüber den souveränen Staaten Mittel-,
Ost- und Südosteuropas gerecht werden. 
6 Die  Gemeinschaft  muß  offen  sein  für
neue  europäische  Mitglieder,  welche  die
politischen und wirtschaftlichen Vorausset-
zungen für den Beitritt erfüllen. 
7 Dabei wird ein Beitritt zum frühestmögli-
chen Zeitpunkt angestrebt. 
8 Wir wollen, daß der Weg in die Europäi-
sche Union diesen Ländern zugleich Zu-
gang zu den westlichen Sicherheitsstruktu-
ren, zur Westeuropäischen Union und zur
NATO eröffnet. 

1 Für die CDU gibt es keine sinnvolle Al-
ternative  zur  europäischen  Integration
als bewährte Grundlage und Leitbild ei-
ner stabilen Friedens- und Freiheitsord-
nung.
2 Die Bewahrung und Förderung dieser
Grundlagen  muß für  die  Mitglieder  der
Gemeinschaft dauernde Pflicht sein. 
3 Die Gemeinschaft muß neuen Mitglie-
dern zum alsbaldigen Beitritt  offen ste-
hen. 

Zu Satz 2NEU: Grundsatz für die Mitglieder, erüb-
rigt wirtere Ausführungen.

Zu Satz.3ALT: Das Problem „national“ muß nicht 
andauernd repetiert werden. Rest siehe Satz 
1NEU.

Zu Satz 9ALT: Programmatisch überflüssig, weil 
einen Instrumentarienkomplex von vielen nen-
nend.

Zu lfd. Nr.8ALT: Neu in lfd. Nr. 123a

150

46

- 104
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9 Auf dem Weg zur vollen Integration sind
Assoziierungsverträge  und  der  Europäi-
sche Wirtschaftsraum sinnvolle Zwischen-
schritte.

123a

@

1 Der Weg in die Europäische Union soll
beitretenden Mitgliedern den Zugang zu
den  Organisationen,  die  die  Sicherheit
der  Gemeinschaft  gewährleisten,
ermöglichen.

Wer weiß denn, ob die Sicherheitsstrukturen in wenigen 
Jahren noch dieselben sind, und wenn es nur um die 
Namen geht?

0

21

+ 21

Die Europäische Union vollenden

Unser Ziel: die Vollendung der 
Europäischen Union

123 1  Unser  Ziel  ist  die  Vollendung  der
Europäischen Union. 
2 Wir Deutschen sind auf die Fortsetzung des
europäischen  Einigungsprozesses
angewiesen. 
3 Wir wollen die Politische Union, um:

- 3a Freiheit und Frieden in ganz Europa zu
sichern,

- 3b die  wirtschaftliche,  soziale  und
ökologische Entwicklung zu fördern,

- 3c die  europäischen  Interessen  auf
internationaler Ebene zu behaupten,

- 3d unseren Beitrag zur Durchsetzung der
Menschenrechte  und  zur  friedlichen
Lösung  von  Konflikten  in  der  Welt  zu
leisten.

1  Ziel der CDU ist es, eine einige, kulturell
und national  vielfältige  Europäische Union
zu schaffen.
2  Die CDU sieht in einem fortschreitenden
europäischen Einigungsprozess auch eine
Grundbedingung für  eine sichere Existenz
Deutschlands. 
3  Eine starke europäische politische Union
soll dazu beitragen, vor allem:

- 3a Freiheit und Frieden in ganz Europa zu
erzielen und zu sichern,

- 3b die wirtschaftliche, soziale und ökologi-
sche Entwicklung zu fördern und zu sta-
bilisieren,

- 3d die Interessen der Menschen in Europa
auf internationaler Ebene zu wahren

- 3e Menschenrechte und friedliche Lösun-
gen von Konflikten in der Welt durchzu-
setzen.

Zu Satz 2ALT: Welch eine Anmaßung, hier von „Wir 
Deutschen” zu sprechen, als ob wir das für alle 
Deutschen so einfach dürften.

Zu Satz 3NEU: Man sollte schon sagen, was für eine 
politische Union, da gibt es viele Möglichkeiten, wenn 
auch naheliegende und weniger naheliegende, so doch 
klarstellungsbedürftige.

Zu Satz 3aNEU: Erst einmal müssen wir den Frieden 
haben, den es dann zu sichern gibt.

Zu Satz 3bNEU: Diese Stabilisierung ist genau der 
Vernetzungseffekt, der das ganze Programm durchzieht. 
Also muß man hier auch die programmatische Konse-
quenz daraus ziehen.

Zu Satz 3cNEU: Es geht nicht um das „Behaupten“, es 
geht um eine treuhänderische Wahrung von Interessen 
von Menschen in Europa durch Europa.

69

88

+ 21

Europa als Zukunft der Nationen Europa als Zukunft der Nationen
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124a

@
1 Die CDU arbeitet für ein geeintes Euro-
pa,  das  demokratisch,  föderal  und
bürgernah organisiert ist.

Der umfassende Grundsatz gehört an die Spitze 
des Kapitels.

0

14

+ 14

124

(1)

1 Wir wollen ein starkes Europa, das die
Zukunft der Nationen sichert. 
2 Europa muß dort handeln können, wo die
Nationalstaaten  allein  nicht  mehr  in  der
Lage sind, die existentiellen Probleme ihrer
Völker zu lösen. 
3 Daher wollen wir die zur Bewältigung die-
ser  wachsenden  Aufgaben  erforderlichen
Befugnisse,  Zuständigkeiten  und
politischen Souveränitätsrechte auf die Eu-
ropäische Union übertragen. 
4 Die Europäische Union muß freiheitlich,
demokratisch,  föderal,  subsidiär  und
bundesstaatlich gestaltet werden. 
5 Der Nationalstaat wird sich im Zuge die-
ser Entwicklung wandeln, aber nicht auflö-
sen.

1 Die CDU setzt sich  für ein starkes Eu-
ropa,  das  die  Zukunft  der  Nationen
sichert, ein. 
2 Europa muß dort handeln und handeln
können,  wo  die  Nationalstaaten  allein
nicht mehr in der Lage sind, existentielle
politische Probleme zu lösen. 
3 Unter  dieser  Voraussetzung  sind  die
dann erforderlichen Befugnisse, Zustän-
digkeiten und politischen Souveränitäts-
rechte  auf  die  Europäische  Union   zu
übertragen. 

Zu Satz  3NEU: Europa muß nicht nur handeln kön-
nen sondern auch tatsächlich handeln.

Zu Satz  4ALT:  Erledigt durch lfd. Nr. 124a

Zu Satz 5ALT: Kein Grundsatz!

77

55

- 22

Nationale und europäische Identität Nationale und europäische Identität

124

(2)

1 Weil  Europa die Zukunft  der  Nationen
sichert, sichert es auch ihre Identität.

2  Mit  der  Erfahrung  gemeinschaftlichen
Handelns  wächst  auch  die  europäische
Identität.

3 Sie ist in der Gemeinsamkeit der kulturel-
len Wurzeln der Völker und in der Schick-
salhaftigkeit  ihrer  Interessen  zugrunde
gelegt.

4  Heimatliche  Verwurzelung,  nationale
Identität  und europäische Gemeinsamkeit
ergänzen und bedingen sich.

1  Die CDU sieht als Resultat einer europäi-
schen Sicherung der Zukunft der Nationen
auch eine Sicherung nationaler Identitäten
und mit  der Erfahrung gemeinschaftlichen
Handelns  eine  gedeihliche  europäische
Identität.
2  Diese Identität ist der Gemeinsamkeit der
kulturellen Wurzeln der Völker und in der
Schicksalhaftigkeit ihrer Interessen zugrun-
dezulegen..
3 Heimatliche Verwurzelung, nationale Iden-
tität und europäische Gemeinsamkeit müs-
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sen sich ergänzen und bedingen.

125

(1)

1 Wir Christliche Demokraten arbeiten für
ein geeintes Europa, das demokratisch, fö-
deral und bürgernah organisiert ist: 

Neu als Satz  124a 15

0

- 15

Demokratisches Europa Demokratisches Europa

125

(1)

(-1)

 1 Wir wollen die Demokratie in der Euro-
päischen Union stärken.

 2  Die Rechte des Europäischen Parla-
ments  müssen  weiterentwickelt  werden
und auf Dauer den Rechten entsprechen,
die den Parlamenten der europäischen De-
mokratien zukommt, einschließlich des vol-
len Budget-Rechtes.

 3  Europäisches Parlament und Rat der
Europäischen Union müssen gleichberech-
tigt an der Gesetzgebung im Sinne eines
Zweikammersystems mitwirken.

 4  Das  Parlament  kontrolliert  die  EU-
Komission als europäische Exekutive. 

 5  Es  wählt  den  Präsidenten  der  EU-
Kommission auf Vorschlag des Rates; Rat
und Parlament  bestätigen die  Kommissi-
onsmitglieder. 

 1  Die Rechte des Europäischen Parla-
ments müssen auf Dauer den Rechten ent-
sprechen, die den Parlamenten der europäi-
schen Demokratien zukommt, einschließlich
des vollen Budget-Rechtes.

 2  Europäisches Parlament und Rat der
Europäischen Union müssen gleichberech-
tigt an der Gesetzgebung im Sinne eines
Zweikammersystems mitwirken.

 3  Das Parlament muß das Handeln der
europäischen  Exekutive  kontrollieren  und
die  politisch  veantwortlichen Exekutivmit-
glieder bestmmen können. 



Zu Satz 5ALT: Für ein Grundsatzprogramm zu 
speziell.

Föderales Europa Föderales Europa

125

(1)

(-2)

 1  Wir wollen  den Föderalismus in  der
Europäischen Union stärken.

 2  Als  Element  der  Gewaltenteilung
sichert er die Kontrolle von Macht und ver-
hindert  die  Bildung  eines  europäischen

 1  Macht ist auf föderaler Grundlage und
mit  daraus  resultierender  Gewaltenteilung
zu kontrollieren.

 2  Potentiale des Föderalismus, kulturelle
Vielfalt zu fördern, die das Leben Europas

Zu Satz 4ALT: Bereits in lfd. Nr. 116(1) erledigt.
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Zentralismus.

 3  Zudem sichert  der Föderalismus die
kulturelle Vielfalt, die auch künftig das Le-
ben Europas prägen soll.

 4 Nach dem Prinzip der Subsidiarität soll
die politische Verantwortung zunächst von
lokalen, dann von regionalen und nationa-
len  sowie  schließlich  von gemeinschaftli-
chen Organen getragen werden.

 5  Die Europäische Union braucht eine
Verfassung,  die  einen  Grund-  und  Men-
schenrechtskatalog  enthält,  die  Entschei-
dungsverfahren zwischen den Institutionen
der  Europäischen Union festlegt  und die
Zuständigkeiten  zwischen der  Union  und
den Mitgliedsstaaten nach dem Subsidiari-
tätsprinzip regelt.

 6  Die Union muß eine Rechtsgemein-
schaft  mit  eigener  Gesetzgebung  und
Rechtsprechung sein. 

prägen soll, sind zu nutzen.

 3  Die  Europäische  Union  braucht  eine
Verfassung,  die  einen  Grund-  und  Men-
schenrechtskatalog  enthält,  die  Entschei-
dungsverfahren zwischen den Institutionen
der Europäischen Union festlegt und die Zu-
ständigkeiten zwischen der Union und den
Mitgliedsstaaten regelt.

 4  Die  Union  muß eine  Rechtsgemein-
schaft  mit  eigener  Gesetzgebung  und
Rechtsprechung sein. 

Bürgernahes Europa Bürgernahes Europa

125

(1)

(-3)

 1  Wir  wollen  das  Zusammenwachsen
Europas für  die Bürgerinnen und Bürger
unmittelbar erfahrbar machen.

 2  Da  Europa  an  den  Grenzen  zu-
sammenwächst,  muß die nachbarschaftli-
che  Zusammenarbeit  an  den  nationalen
Grenzen der Union auf allen Gebieten der
kommunalen und regionalen Zuständigkeit
weiter ausgebaut werden. 

 1  Die CDU will europäische Entwicklun-
gen für die Bürgerinnen und Bürger unmit-
telbar erfahrbar machen.

 2  Die nachbarschaftliche  Zusammenar-
beit an den nationalen Grenzen der Union
muß auf allen Gebieten der kommunalen
und  regionalen  Zuständigkeit   ausgebaut
werden. 

Vertiefung der EU Vertiefung der EU

126 1 Wir treten dafür ein, daß die Europäische 1  Die Europäische Union soll die notwendi-
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(1) Union die notwendigen Zuständigkeiten für

die  Asyl-,  Zuwanderungs-  und  Entwick-
lungshilfepolitik,  für die Umwelt-,  Energie-
und Forschungspolitik, für den Bau der in-
ternationalen Verkehrswege sowie für die
Bekämpfung der international organisierten
Kriminalität wahrnimmt.
2 Dabei muß die Union administrativ und fi-
nanziell in den Stand versetzt werden, die-
se Aufgaben erfolgreich und effizient zu er-
füllen.

gen Zuständigkeiten für die Asyl-, Zuwande-
rungs- und Entwicklungshilfepolitik,  für  die
Umwelt-,  Energie-  und  Forschungspolitik,
für den Bau der internationalen Verkehrswe-
ge sowie für die Bekämpfung der internatio-
nal organisierten Kriminalität wahrnehmen.
2 Dabei muß die Union administrativ und fi-
nanziell in den Stand versetzt werden, diese
Aufgaben erfolgreich und effizient zu erfül-
len.

Gemeinsame Außen- und Sicherheits-
politik

Gemeinsame Außen- und Sicherheits-
politik

126

(2)

1 Wir wollen eine gemeinsame Außen- und
Sicherheitspolitik.
2  Die Westeuropäische Union (WEU) muß
als  verteidigungspolitische  Komponente
der  Europäischen  Union  ausgebaut  und
vollständig integriert werden.

1  Die CDU setzt sich für eine gemeinsame
Außen- und Sicherheitspolitik ein.
2  Die Westeuropäische Union (WEU) muß
als verteidigungspolitische Komponente der
Europäischen  Union  ausgebaut  und  voll-
ständig integriert werden.

126

(3)

1  Die Europäische Union muß über Mög-
lichkeiten des eigenen militärischen Han-
delns verfügen können.
2  Wir setzen uns daher für eine Integration
nationaler  Einheiten  in  europäische
Sicherheitsstrukturen ein. 

1 Die Europäische Union muß über Möglich-
keiten des eigenen militärischen Handelns
verfügen können.
2 Die CDU setzt sich daher für eine Integrati-
on  nationaler  Einheiten  in  europäische
Sicherheitsstrukturen ein. 

Wirtschafts- und Währungsunion Wirtschafts- und Währungsunion

126

(4)

1  Ziel  der gemeinsamen Wirtschafts- und
Währungspolitik  ist  die  Schaffung  einer
Wirtschafts- und Währungsunion.
2  Eine unabhängige, der Geldwertstabilität
verpflichtete Europäische Zentralbank trägt

1  Eine gemeinsame Wirtschafts- und Wäh-
rungspolitik muß auf einer eine funktionie-
rende Wirtschafts- und Währungsunion ge-
gründet sein.
2  Eine unabhängige,  der Geldwertstabilität
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dazu bei, die Stabilität einer künftigen euro-
päischen Währung zu sichern.
3 Staaten, die der Währungsunion beitreten
wollen,  müssen  die  Anforderungen  einer
stabilitätswahrenden  Wirtschafts-  und  Fi-
nanzpolitik erfüllen.
4 Eine gemeinsame Währung stärkt die wir-
tschaftliche Kraft der Mitgliedsländer.
5 Mit ihr werden wir weltwirtschaftlichen Tur-
bulenzen besser widerstehen und den Wir-
tschaftsstandort Europa stärken können. 

verpflichtete Europäische Zentralbank muß
dazu beitragen, die Stabilität einer künftigen
europäischen Währung und damit des Wirt-
schafsstandortes Europa zu sichern. 
3  Staaten, die der Währungsunion beitreten
wollen,  müssen  die  Anforderungen  einer
stabilitätswahrenden  Wirtschafts-  und  Fi-
nanzpolitik erfüllen.

Europäische Sozialunion Europäische Sozialunion

126

(5)

1 Mit der Vollendung der Europäischen Uni-
on wird nicht nur die Wirtschafts- und Wäh-
rungsunion, sondern auch die Europäische
Sozialunion verwirklicht. 
2  In allen wichtigen Bereichen der Sozial-
politik müssen europaweit einheitliche Min-
deststandards verankert werden, die Sozi-
aldumping  verhindern  und  keinen  Mit-
gliedsstaat überfordern.
3  Sie erlauben jedem Mitgliedsstaat,  sein
soziales  Leistungsniveau  beizubehalten
und  entsprechend  seiner  Wirtschaftskraft
fortzuentwickeln.

1 Mit der Vollendung der Europäischen Uni-
on  muß  nicht  nur  eine  Wirtschafts-  und
Währungsunion, sondern auch eine Euro-
päische Sozialunion verwirklicht und erhal-
ten werden. 
2 In allen wesentlichen Bereichen der Sozial-
politik müssen europaweit einheitliche Min-
deststandards  verankert  werden,  die  Un-
gleichgewichte verhindern und keinen Mit-
gliedsstaat überfordern.
3 Sie müssen jedem Mitgliedsstaat, ermögli-
chen sein soziales Leistungsniveau beizu-
behalten  und  entsprechend  seiner  Wirt-
schaftskraft fortzuentwickeln.

Europa als Gemeinschaft der Bürger Europa als Gemeinschaft der Bürger

127 1  Parteien,  Kirchen,  Verbände,  Gewerk-
schaften  und  andere  gesellschaftliche
Gruppen  haben  eine  besondere  Verant-
wortung  für  die  Förderung  des  europäi-
schen  Einigungsprozesses  sowie  für  die
politische und gesellschaftliche Gestaltung

1  Die CDU mißt Parteien, Kirchen, Verbän-
de,  Gewerkschaften  und  andere  gesell-
schaftliche Gruppen eine besondere Verant-
wortung  für  die  Förderung  des  europäi-
schen Einigungsprozesses zu.
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des gemeinsamen Europa.
2 Den europäischen Parteien und ihren na-
tionalen  und  regionalen  Mitgliedsparteien
fällt  eine  entscheidende  Rolle  bei  der
politischen  Willensbildung  in  Europa  und
der Ausgestaltung des Gemeinwohls zu. 

2 Dies gilt auch für die politische und gesell-
schaftliche  Gestaltung  des  gemeinsamen
Europas.
3 Die europäischen Parteien und ihre natio-
nalen  und  regionalen  Mitgliedsparteien
müssen entscheidend zur politischen Wil-
lensbildung in Europa und der Ausgestal-
tung des Gemeinwohls beitragen. 

Europäische Volkspartei Europäische Volkspartei

127

(2.1)

INT

1  Wir Christliche Demokraten erfüllen die-
sen Auftrag als Mitglied der Europäischen
Volkspartei  (EVP)  und  wollen  die  Zu-
sammenarbeit mit weiteren gleichgesonne-
nen Parteien in Europa ausbauen.
2  Wir fördern Initiativen, die in und außer-
halb der Partei  für die Einigung Europas
eintreten und  durch ihr  Engagement  zur
Zusammenarbeit der Völker Europas bei-
tragen.

1 Die CDU erfüllt diesen Auftrag als Mitglied
der Europäischen Volkspartei (EVP) und will
die Zusammenarbeit mit weiteren gleichge-
sonnenen Parteien in Europa ausbauen.
2 Sie fördert Initiativen, die in und außerhalb
der Partei für die Einigung Europas eintre-
ten  und  durch  ihr  Engagement  zur  Zu-
sammenarbeit  der  Völker  Europas beitra-
gen.

3. UNSERE VERANTWORTUNG FÜR 
DIE EINE WELT

3. UNSERE VERANTWORTUNG FÜR 
DIE WELT

Zu Frieden und Sicherheit beitragen Zu Frieden und Sicherheit beitragen

Freiheit und Friede Freiheit und Friede

128

(1)

1  Oberstes  Ziel  unserer  Friedens-  und
Sicherheitspolitik  ist  es,  Freiheit  und
Frieden  als  Voraussetzung  für  ein  men-
schenwürdiges Leben zu sichern und zu
fördern.
2  Internationaler  Dialog,  Konfliktverhütung
und Krisenmanagement, Ausbau der inter-
nationalen Rüstungskontrolle und weltweite
Verminderung der Rüstungspotentiale sind
zentrale Elemente unserer Politik.

1  Oberstes  Ziel  einer  Friedens-  und
Sicherheitspolitik  der  CDU ist  es,  Freiheit
und Frieden als Voraussetzung für ein men-
schenwürdiges  Leben  zu sichern  und zu
fördern.
2  Internationaler  Dialog,  Konfliktverhütung
und Krisenmanagement, Ausbau der inter-
nationalen Rüstungskontrolle und weltweite
Verminderung der Rüstungspotentiale sind
zentrale Elemente dieser Politik.
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Neues Sicherheitsverständnis Neues Sicherheitsverständnis

128

(2)

1 Sicherheit bedeutet für uns mehr als mili-
tärische Sicherung.
2  Unser Verständnis von Sicherheitspolitik
richtet sich auf alle politischen, wirtschaftli-
chen, ökologischen, militärischen und kultu-
rellen Anstrengungen, die das friedliche Zu-
sammenleben der Völker zum Ziel haben.
3  Hierzu  gehören  der  völkerrechtliche
Schutz der Menschen- und Bürgerrechte,
die  Beilegung  religiöser  und  ethnischer
Konflikte,  die  Verhinderung  ökologischer
Zerstörungen und die Bekämpfung der in-
ternational organisierten Kriminalität.

1  Sicherheit bedeutet für die CDU mehr als
militärische Sicherung.
2  Ihr Verständnis von Sicherheitspolitik rich-
tet sich auf alle politischen, wirtschaftlichen,
ökologischen,  militärischen  und kulturellen
Anstrengungen,  die  das  friedliche  Zu-
sammenleben der Völker zum Ziel haben.
3 Hierzu gehören vor allem der völkerrechtli-
che  Schutz  der  Menschen-  und  Bürger-
rechte, die Beilegung religiöser und ethni-
scher Konflikte, die Verhinderung der Zer-
störung ökologischer Systeme und die Be-
kämpfung  der  international  organisierten
Kriminalität.

Bedingung für den Frieden Bedingung für den Frieden

128

(3)

1  Die  wirtschaftliche  Entwicklung  und die
Überwindung  sozialer  Spannungen  sind
wichtige Voraussetzungen zur Lösung von
Nationalitätenkonflikten.
2  Eine  wesentliche  Bedingung  für  den
Frieden ist die allseitige Bereitschaft zum
Gewaltverzicht  und  zur  unbedingten
Achtung der Menschen- und Bürgerrechte
ebenso wie der Schutz von ethnischen und
religiösen Minderheiten.
2  Wir  treten  für  das  Selbstbestimmungs-
recht der Völker und im Rahmen dessen
für ein  internationales  Volksgruppen-  und
Minderheitenrecht, das Recht auf die Hei-
mat, eigene Sprache und Kultur ein.
3  Völkervertreibungen jeder Art müssen in-
ternational geächtet und verletzte Rechte
anerkannt werden.

1  Für die CDU sind wirtschaftliche Entwick-
lung und Überwindung sozialer  Spannun-
gen wichtige Voraussetzungen zur Lösung
von Nationalitätenkonflikten.
2 Sie setzt sich für die allseitige Bereitschaft
zum  Gewaltverzicht  und  zur  unbedingten
Achtung der Menschen- und Bürgerrechte
als wesentliche Bedingung für den Frieden
ein,  ebenso für den Schutz von ethnischen
und religiösen Minderheiten.
2  Die CDU tritt für das Selbstbestimmungs-
recht der Völker und im Rahmen dessen für
ein internationales Volksgruppen- und Min-
derheitenrecht, das Recht auf die Heimat,
eigene Sprache und Kultur ein.
3  Völkervertreibungen jeder Art müssen in-
ternational  geächtet  und  verletzte  Rechte
anerkannt werden.
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Außenpolitische Rolle Deutschlands Außenpolitische Rolle Deutschlands

129 1 Wir  Deutschen  sind  bereit  und  in  der
Lage,  unserer  gewachsenen  außen-
politischen Verantwortung gerecht zu wer-
den. 
2 Deutschland muß wie alle anderen Part-
ner an der europäischen Verteidigung und
den gemeinsamen Aufgaben im Rahmen
des NATO-Bündnisses teilnehmen und die
Rechte und Pflichten, die es mit dem Beitritt
zu den Vereinten Nationen  übernommen
hat, in vollem Umfang wahrnehmen kön-
nen. 
3 Wir wollen, daß sich Deutschland im Rah-
men der Charta der Vereinten Nationen an
Aktionen der UNO, NATO, WEU und KSZE
zur  Wahrung  und  Wiederherstellung  des
Friedens beteiligen kann. 

1 Deutschland  muß in  Bündnissen,  de-
nen es angehört, wie alle anderen Part-
ner gemeinsame Aufgaben im Rahmen
sich ergänzender  Bündnisse,  vor  allem
hinsichtlich  der  europäischen  Verteidi-
gung,  in  vollem  Umfang  wahrnehmen
können und wahrnehmen.

Zu Satz 1ALT: Ist die CDU berechtigt, für „die Deut-
schen“ Erklärungen abgeben? Vgl. auch lfd. 
Nr.123

Es geht hier nicht darum, die Kenntnisse der GP-
Autoren über die verschiedensten Bündnisse zu 
reflektieren, sondern um einen Beteiligungsgrund-
satz.

Es geht hier im übrigen nicht nur um das anzustre-
bende Beteiligungsrecht Deutschlands, sondern 
auch um dessen Pflicht, dieses Recht umzusetzen.

83

31

- 52

Bundeswehr Bundeswehr

130 1 Wir sind uns des hohen Beitrages bewußt,
den  unsere  Bundeswehr  zum  Erhalt  des
Friedens und der Freiheit leistet. 
2 Die Bundeswehr trägt entscheidend dazu
bei, die politische Handlungs-und Bündnisfä-
higkeit Deutschlands zu erhalten. 
3 Ihr  Verfassungsauftrag  spiegelt  die  Wert-
grundlage deutscher Sicherheitspolitik wider. 
4 Die Bundeswehr schützt Deutschland und
seine Staatsbürger vor politischer Erpres-
sung und äußerer Gefahr; sie fördert die
militärische  Stabilität  und  die  Integration
Europas. 
5 Die Bundeswehr  verteidigt  Deutschland

1 Als  nationalen  Beitrag  zum  Erhalt  des
Friedens und der Freiheit ist als einzig sinn-
voller Weg die Beibehaltung und Förderung
einer nationalen Armee erforderlich.
2  Die CDU unterstützt eine solche Entwick-
lung und bekennt  sich politisch zu dieser
Armee und ihren Mitarbeitern. 
3 Sie ist mit allen erforderlichen Mitteln aus-
zustatten, damit sie ihrem Verfassungsauf-
trag und dabei  insbesondere national  und
international  folgenden  Aufgaben  gerecht
werden kann:
3a - Erhalt der politischen Handlungs- und

Bündnisfähigkeit Deutschlands, 

Zu Satz 3NEU: Keine abschließende Aufzählung!

Zu Satz 2NEU: Unterstützen (vgl. lfd. Nr. 130 (1.1) 
INT)ALT reicht nicht aus.

108

92

- 16
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und  seine  Verbündeten,  sie  dient  dem
Frieden und der internationalen Sicherheit
im Einklang mit der Charta der Vereinten
Nationen; sie hilft bei Katastrophen und un-
terstützt humanitäre Aktionen. 
6 Die Bundeswehr muß mit ausreichenden
Mitteln ausgestattet sein, um ihren Auftrag
erfüllen zu können.

3b - Förderung  der  militärischen
Stabilität und der Integration Europas. 

3c - Selbstdarstellung  als  Wertgrundlage
deutscher Sicherheitspolitik

3d - Hilfe  bei  Katastrophen  und
Unterstützung humanitärer Aktionen. 

 

 

Allgemeine Wehrpflicht Allgemeine Wehrpflicht

130

(1.1)

INT

1 Wir treten für die Aufrechterhaltung der
Wehrpflicht ein. 
2 Dies setzt Wehrgerechtigkeit voraus. Es
ist Bürgerpflicht, für Freiheit und Sicherheit
einzutreten. 
3 Als Bürger in Uniform verdienen die Sol-
daten der Bundeswehr unsere volle Unter-
stützung. 

1 Die CDU tritt für die Aufrechterhaltung
der Wehrpflicht ein. 
2 Dies setzt Wehrgerechtigkeit voraus. 
3 Es  ist  Bürgerpflicht,  für  Freiheit  und
Sicherheit einzutreten. 

Zu Satz 4ALT: Das gilt für die Armee als ganzes 
wie für die Soldaten im enzelnen. Daher verscho-
ben nach lfd. Nr.130 Satz 2NEU.

32

21

- 11

Europäische Sicherheit Europäische Sicherheit

131 1 Wir wollen, daß die Europäische Union
künftig  eine  größere  Verantwortung  im
Rahmen der europäischen Friedenssiche-
rung übernimmt. 
2 Bei  der  Wahrung  von  Sicherheit  und
Frieden in und für Europa bleiben wir auch
in Zukunft auf die Partnerschaft mit unseren
nordamerikanischen Verbündeten und de-
ren  militärische  Präsenz  in  Europa  an-
gewiesen. 
3 Wir  wollen  mit  unseren  Freunden  und
Partnern ein Netz europäischer Sicherheit
knüpfen,  in  dem  sich  NATO,  WEU und

1 Die CDU will, daß die Europäische Uni-
on eine größere Verantwortung im Rah-
men  der  europäischen  Friedenssiche-
rung übernimmt. 
2 Dabei  muß die  Partnerschaft  mit  au-
ßereuropäischen verbündeten demokra-
tischen  Staaten  und  deren  militärische
Präsenz in Europa als indisponibel gel-
ten. 

Zu Satz 1ALT: „künftig“ ist überflüssig. Oder soll die
EU in der Vergangenheit eine gößere Verteidi-
gungsrolle übernehmen???

Zu Satz 3ALT: Siehe lfd. Nr.129NEU

66

34

- 32
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KSZE ergänzen.

Rolle der NATO Rolle  internationaler  Verteidigungs-
bündnisse

132

(1)

1 Die Verteidigung der Mitgliedsstaaten der
NATO bleibt auch in Zukunft der primäre
politische  und  militärische  Zweck  des
Bündnisses. 
2 Dazu gehört die Beibehaltung der nuklea-
ren Schutzgarantien für die Mitgliedsstaa-
ten. 
3 Deutschland  bleibt  als  nicht-nuklearer
Staat auch weiterhin auf den Schutz durch
die  westlichen  Nuklearstaaten,  vor  allem
die USA, angewiesen. 
4 Der Schutz vor nuklearer Erpressung ist
durch die weltweite Verbreitung von Tech-
nologien,  die  auch  anderen  Staaten  die
Verfügungsgewalt  über  Massenvernich-
tungsmittel ermöglicht, für Deutschland und
Europa von großer Bedeutung.

1 Die  Verteidigung  der  Mitgliedsstaaten
muß der primäre politische und militäri-
sche Zweck der Bündnisse bleiben. 
2 Dazu gehört die Beibehaltung der nu-
klearen  Schutzgarantien  für  die  Mit-
gliedsstaaten,  insbesondere  für  solche,
die über keine Nuklearwaffen verfügen.. 

75

32

- 43

Neue Aufgaben der NATO Neue Aufgaben internationaler Vertei-
digungsbündnisse

132

(2)

1 Die NATO ist zum Partner der Nachfolge-
staaten der ehemaligen Sowjetunion und
der Staaten Mittel -, Ost- und Südosteuro-
pas geworden. 
2 Wir wollen, daß auch durch eine aktive
Partnerschaft für den Frieden den mittel-,
ost- und südosteuropäischen Staaten eine
Zusammenarbeit mit der NATO einschließ-
lich der langfristigen Perspektive einer Mit-
gliedschaft  im  Einzelfall  möglich  und  die

1 Die CDU will, daß im Falle zunehmen-
der  Entspannung  zwischen  Verteidi-
gungsbündnissen  oder  der  Auflösung
einzelner  Bündnisse  die  verbleibenden
die Verantwortung für neue friedensstra-
tegische  Partnerschaften  übernehmen
und diese vertiefen. 

94

27

- 67



193

 

    Nr.           Text ’94                                                    Text 2000  (Änderung v. `94)                 Details                                                             
Kooperation mit Rußland zu einer strategi-
schen Partnerschaft vertieft wird. 
3 Die NATO muß durch kollektives Krisen-
management - auch mit ihren Partnern -
dazu  beitragen,  Krisen  und  Konflikte  zu
verhüten und zu lösen, die eine Gefahr für
die  europäische  Sicherheit  und  Stabilität
werden können.

WEU Verteidigungsrolle Europas

132

(3)

1 Wir wollen den europäischen Pfeiler des
Nordatlantischen  Verteidigungsbündnisses
stärken, indem wir die WEU ausbauen. 
2 Sie wird in enger Verknüpfung mit den In-
stitutionen des Nordatlantischen Bündnis-
ses die Atlantische Allianz stärken und fort-
entwickeln. 
3 Wir brauchen europäische Streitkräfte mit
der nötigen Handlungsfähigkeit,  auch um
im Einklang mit der Charta der Vereinten
Nationen zur Friedenssicherung und Kon-
fliktregelung beitragen zu können. 

1 Die WEU ist als „europäischer Pfeiler“
eines  Nordatlantischen  Verteidigungs-
bündnisses  zu  entwickeln  und  zu
sichern.
3 Die CDU hält europäische Streitkräfte
mit  der  nötigen  Handlungsfähigkeit  für
erforderlich,  damit  Europa  im  Einklang
mit  der  Charta  der  Vereinten  Nationen
zur Friedenssicherung und Konfliktrege-
lung beitragen kann. 

Partnerschaft mit den USA Partnerschaft mit den USA

132

(4)

1 Unsere Partnerschaft mit den USA liegt
auch angesichts der stark gestiegenen Be-
deutung  der  internationalen  Wirtschafts-,
Finanz-  und Handelspolitik  in  deutschem
Interesse. 
2 Die  Fortentwicklung  der  Institutionen
Weltbank,  Internationaler  Währungsfonds
und GATT erfordert die vertrauensvolle Zu-
sammenarbeit mit den USA.

1 Die  Partnerschaft  Deutschlands  mit
den USA ist als bewährte Tradition und
vor dem Hintergrund der Bedeutung in-
ternationaler  Wirtschafts-,  Finanz-  und
Handelspolitik und der ausführenden In-
stitutionen zu bestärken
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UNO UNO

133

(1)

1 Das geeinte Deutschland muß in den Ver-
einten Nationen mehr Verantwortung über-
nehmen. 
2 Wir wollen, daß die UNO zukünftig wirk-
samer zur Konfliktvermeidung und -verhü-
tung beitragen kann und daß ihre Eingreif-
möglichkeiten zur Sicherung und Wieder-
herstellung des Friedens verbessert  wer-
den. 
3 Deshalb müssen wir die Vereinten Natio-
nen  stärken  und  ihre  Handlungsfähigkeit
ausbauen. 
4 Insbesondere müssen die  völkerrechtli-
chen Voraussetzungen für das Eingreifen
der UNO bei schweren Verletzungen der
individuellen  und  kollektiven  Menschen-
rechte  und  bei  schweren  Umweltverbre-
chen weiter entwickelt werden. 
5 Dazu gehört auch eine internationale, mit
Sanktionen  ausgestattete  Gerichtsbarkeit
für Verbrechen gegen den Frieden, Kriegs-
verbrechen,  schwerwiegende  Menschen-
rechtsverletzungen  und  gewaltsame  Ver-
änderungen  international  anerkannter
Grenzen.

1 Deutschland muß in den Vereinten Na-
tionen einen deutlichen Anteil ihrer Ver-
antwortung übernehmen. 
2 Die UNO müssen wirksam zur Konflikt-
vermeidung  und  -verhütung  beitragen
können.
3  Ihre  Eingreifmöglichkeiten  zur  Siche-
rung und Wiederherstellung von Frieden
sind zu effektivieren. 
4 Insbesondere müssen die völkerrechtli-
chen Voraussetzungen für  das  Eingrei-
fen der UNO bei schweren Verletzungen
der  individuellen  und  kollektiven  Men-
schenrechte  und  bei  schweren  Verbre-
chen  an  der  Umwelt  weiterentwickelt
werden. 
5 Dazu gehört  auch eine internationale,
mit Sanktionsmöglichkeiten ausgestatte-
te Gerichtsbarkeit für Verbrechen gegen
den Frieden, Kriegsverbrechen, schwer-
wiegende  Menschenrechtsverletzungen
und gewaltsame Veränderungen interna-
tional anerkannter Grenzen 
6, Die Aufgabe, die UNO zu stärken, muß
sich  auch  auf  ihre  Wirksamkeit
einschließlich  ihrer  Unterorganisationen
bei  der  Katastrophenbekämpfung,  der
multilateralen Entwicklungszusammenar-
beit und bei der Lösung von Flüchtlings-
problemen erstrecken.

.

Zu Satz 2ALT: UNO ist ein Pluralwort und kein Kar-
tenspiel.

Zu Satz 3NEU: Den Frieden werden wir so schnell 
nicht wiederherstellen können, wenn es ihn über-
haupt materiell (Paradies einmal beiseitegelassen)
je gab

Zu Satz 3ALT: Das ist doch schon in Satz 2ALT 
(2NEU, 3NEU) gesagt

Zu Satz 5ALT: Es geht nicht um Sanktionen, son-
dern um Sanktionsmöglichkeiten.
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UNO und KSZE


133

(2)

1 Zugleich muß die institutionelle Stärkung
zu einer größeren Wirksamkeit  der UNO
und ihrer Unterorganisationen bei der Kata-
strophenbekämpfung,  der  multilateralen
Entwicklungszusammenarbeit  und bei der
Lösung von Flüchtlingsproblemen genutzt
werden. 
2 Als  Regionalorganisiation  der  UNO hat
die KSZE wichtige ergänzende Funktionen
in Europa.



Satz 1 nach lfd. Nr.133 (1) 

Hier fehlt im übrigen die Grundsätzlichkeit

Abrüstung, Rüstungskontrolle und 
Nichtverbreitung von Waffen

134 1 Zentraler Bestandteil von Friedens- und
Sicherheitspolitik  ist  die  weltweite  Ab-
rüstung,  Rüstungskontrolle  und wirksame
europäisch koordinierte Einschränkung der
Rüstungsexporte. 
2 Waffenlieferungen müssen der Erhaltung
oder Wiederherstellung des Friedens die-
nen. 
3 Die  Verbreitung  moderner  Massenver-
nichtungswaffen zu verhindern ist die wich-
tigste  Aufgabe  internationaler  Rüstungs-
kontrolle. 
4 Die Ächtung der biologischen und chemi-

1 Als zentrale Bestandteil von Friedens-
und Sicherheitspolitik sind weltweite Ab-
rüstung,  Rüstungskontrolle  und  eine
wirksame  europäisch  koordinierte
Einschränkung  der  Rüstungsexporte
umzusetzen 
2 Waffenlieferungen  müssen  der  Erhal-
tung  oder  Wiederherstellung  von
Frieden dienen. 
3 Internationaler  Rüstungskontrolle muß
sich vor allem die Verbreitung moderner
Massenvernichtungswaffen verhindern. 
4 Die  Ächtung  biologischer  und chemi-

Zu Satz 1ALT: Es muß „sind“ heißen.

Zu Satz 4ALT: Es geht nicht um die chemischen 
Waffen, sondern um chemische Waffen heute und 
morgen.

„Der“ kann immer zu der Frage „Wer genau?“ füh-
ren.
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schen Waffen muß durchgesetzt werden. 
5 Wir  treten  für  die  unbefristete  Verlän-
gerung  und  weltweite  Durchsetzung  des
nuklearen Nichtverbreitungsvertrages ein. 
6 Dieser muß auch eine Verpflichtung zur
Erfassung des weltweit  verfügbaren waf-
fenfähigen Nuklearmaterials beinhalten. 

scher Waffen muß durchgesetzt werden.
5 Die CDU tritt  für die unbefristete Ver-
längerung  und  weltweite  Durchsetzung
sowie  Schließung  von  nuklearer  Nicht-
verbreitungsverträge ein. 
6 Diese  müssen   auch  zu  einer   Ver-
pflichtung  zur  Erfassung  des  weltweit
verfügbaren waffenfähigen Nuklearmate-
rials führen.

Entwicklungspartnerschaft - Hilfe zur 
Selbsthilfe leisten

Entwicklungspartnerschaft - Hilfe zur
Selbsthilfe leisten

Prinzipien unserer Entwicklungspolitik


135 1 Entwicklungszusammenarbeit  heißt  für

uns Entwicklungspartnerschaft. 
2 Wir  respektieren unterschiedliche  religi-
öse und kulturelle Wertvorstellungen sowie
politische und soziale Traditionen. 
3  Erfolgreiche  Entwicklungszusammenar-
beit setzt aber Eigenanstrengungen der be-
treffenden  Länder  für  die  Einhaltung  der
Menschenrechte, Rechtssicherheit, Beteili-
gung der Bevölkerung an politischen Ent-
scheidungen, eine marktwirtschaftliche Wir-
tschaftsordnung und eine Entwicklungsori-
entierung  staatlichen  Handelns  voraus;
ebenso fordern wir Abrüstung, soziale Re-
formen und Umweltschutzmaßnahmen. 
4 Wo solche Eigenanstrengungen nicht er-
bracht werden, kann Hilfe von außen keine
dauerhaften  Veränderungen  bewirken,
sondern  bestenfalls  akute  Notlagen  mil-

1 Entwicklungszusammenarbeit heißt für
die CDU Entwicklungspartnerschaft. 
2 Sie tritt ein für Hilfe zur Selbsthilfe, die
dazu beiträgt, die eigenen Kräfte der Be-
völkerung  zu  mobilisieren,  dauerhafte
selbsttragende Strukturen zu bilden und
ausreichende  Freiräume  für  privates
Handeln  und  Selbsthilfeorganisationen
zu schaffen.
3 Erfolgreiche  Entwicklungszusammen-
arbeit muß sich daher primär auf  Eigen-
anstrengungen  der  zu  unterstützenden
Länder gründen können. 
4 Das gilt vor allem für die Einhaltung der
Menschenrechte,  Rechtssicherheit,  Be-
teiligung der Bevölkerung an politischen
Entscheidungen,  eine  marktwirtschaftli-
che  Wirtschaftsordnung  und  eine  Ent-
wicklungsorientierung  staatlichen  Han-

Zu Satz 2ALT: Das tun wir schon in lfd. Nr. 7 Satz 
3NEU, auch lfd. Nr.6 u. 63 (3). Das alles versteht 
sich im Grunde auch von selbst.

Zu Satz 4NEU: Abrüstung kann bei militärisch 
schwachen Partnern nicht immer aufgefangen wer-
den. Abrüstung kommt  nur in Frage, wenn eine 
ausreichendes Abschreckungspotential verbleibt.

„Reform“ ist ein Schlagwort. Manchmal liegt es 
wirklich nicht an den sozialen Strukturen, daß die 
übrigen Lebensumstände katastrophal sind.
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dern. 
5 Wir treten ein für Hilfe zur Selbsthilfe, die
dazu beiträgt, die eigenen Kräfte der Bevöl-
kerung zu mobilisieren, dauerhafte selbst-
tragende Strukturen zu bilden und ausrei-
chende Freiräume für privates Handeln und
Selbsthilfeorganisationen zu schaffen.

delns.
5 Gleiches gilt  für eine Absage an Auf-
rüstung und für eine Konsolidierung der
sozialen  Systeme  und  der  Umwelt-
schutzmaßnahmen. 
6 Entwicklungshilfe  muß  auf  dieser
Grundlage  dauerhaft  positive  Verände-
rungen bewirken, anstatt ansonsten bes-
tenfalls akute Notlagen mildern zu kön-
nen. 

Umweltaußenpolitik


Überschrift auch in lfd. Nr. 161

136

(1)

1 Wir sehen in einer freiheitlichen und sozial
verpflichteten  marktwirtschaftlichen  Ord-
nung,  die  die  natürlichen  Lebensgrund-
lagen schützt,  den besten Weg, die Ent-
wicklung in den armen Ländern zu fördern. 
2 Wir betrachten die Entwicklungspartner-
schaft zugleich als Teil der globalen Um-
weltpartnerschaft und damit auch als eine
Aufgabe der Umweltaußenpolitik. 
3 Die reichen Industriestaaten müssen be-
reit sein, ihr Verhalten dort zu ändern, wo
es zu Ungerechtigkeiten in der Welt bei-
trägt. 
4 Wir werden unseren Beitrag zur Lösung
der  internationalen  Schuldenkrise  leisten
und Schuldenerlaß mit Umweltschutz ver-
binden.



Durch lfd. Nr. 161 im wesentlichen erledigt

Vgl. z.B. zu „Schuldenerlaß“ lfd. Nr.161 (2) Satz 
4ALT und lfd. Nr. 161 (2)NEU

78

0

- 78
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Freies Welthandelssystem

136

(2)

1 Ein Welthandelssystem mit  freiem Wa-
ren-,  Dienstleistungs-  und  Kapitalverkehr
bringt Vorteile für alle. 
2 Wir setzen uns deshalb für den Abbau
des Protektionismus und die Öffnung der
Märkte ein. 
3 Die Entwicklungsländer werden aber im
internationalen Wettbewerb nur dann eine
Chance haben, wenn wir ihre wirtschaftli-
che und wissenschaftlich-technische Inno-
vationsfähigkeit fördern. 
4 Ohne die Öffnung der Märkte und ohne
die  Chance,  zu  marktgerechten  Preisen
Produkte abzusetzen, muß Entwicklungs-
partnerschaft erfolglos bleiben. 
5 Für viele Entwicklungsländer ist die Stär-
kung ihrer Binnenmärkte eine vordringliche
Aufgabe, damit die Bevölkerung langfristig
ihr  Auskommen  durch  produktive  Arbeit
selbst erwirtschaften kann. 

1 Ein  für  alle  Beteiligten  vorteilhaftes
Welthandelssystem  mit  freiem  Waren-,
Dienstleistungs-  und  Kapitalverkehr  ist
voranzubringen. 
2 Protektionismus  ist  kompromißlos  zu-
gunsten einer Öffnung der Märkte zu be-
kämpfen.

⇒⇒Rest als 137 (0) ⇒⇒

Zu Satz 3ALT bis 5ALT: In lfd. Nr.137(0)NEU

Entwicklungszusammenarbeit Entwicklungszusammenarbeit

137 (0)

@

1 Die CDU sieht für Entwicklungsländer
im internationalen Wettbewerb nur dann
eine nachaltige  Existenzgrundlage,  ihre
wirtschaftliche  und  wissenschaftlich-
technische  Innovationsfähigkeit  geför-
dert wird. 
4 Entwicklungspartnerschaft  erfordert
eine Öffnung der  Märkte und Chancen
für  alle  Beteiligten,  zu  marktgerechten
Preisen Produkte abzusetzen. 
5 Entwicklungsländer  sind bei  der Stär-

aus lfd. Nr.136 (2)ALT Satz 3 bis 5
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kung  ihrer  Binnenmärkte  als  vordringli-
che Aufgabe zu unterstützen, damit die
Bevölkerung  langfristig  ihr  Auskommen
durch  produktive  Arbeit  selbst  erwirt-
schaften kann. 

137

(1)

1 Wir wollen eine kontinuierliche Entwick-
lungshilfe,  die  ihre  finanzielle,  technische
und  personelle  Hilfe  vorrangig  auf  die
ärmsten Länder und Bevölkerungsschich-
ten konzentriert. 
2 Eine wirksame Entwicklungszusammen-
arbeit  muß  gezielt  dazu  beitragen,  daß
Frauen  gleichberechtigt  und  selbstbe-
stimmt an der wirtschaftlichen, kulturellen,
gesellschaftlichen und politischen Entwick-
lung ihrer Länder teilnehmen und aus ihr
Nutzen ziehen können. 
3 Das  Bevölkerungswachstum  wird  nur
durch bessere Bildung und Ausbildung, hö-
heren Lebensstandard und verantwortliche
Familienplanung reduziert werden können.

1 Die  CDU setzt  sich  deshalb  für  eine
nachhaltige  wirksame  Entwicklungshilfe
ein.
2 Ihre finanzielle, technische und perso-
nelle  Hilfe  soll  sich  vorrangig  auf  die
ärmsten  Länder  und  Bevölkerungs-
schichten konzentrieren. 
3 Entwicklungszusammenarbeit  ist  Auf-
gabe der gesamten Gesellschaft. 
4 Dem Staat kommt daher zuvorderst die
subsidiäre  Aufgabe  zu,  die  Entwick-
lungshilfearbeit  privater  Initiativen  und
Organisationen zu fördern.

Zu Satz 2NEU: Das „soll“ heißt, daß es gelegentlich
Sinn macht, durch Förderung stärkerer Partner 
einen mittelbaren Effekt zugunsten des angespro-
chenen Kreises „ärmste Länder und Bevölkerungs-
schichten“  zu erzielen.

Zu Satz 3NEU und 4NEU: Aus lfd. Nr.138

Zu Satz 3ALT: Was heißt „verantwortliche Lebenspla-
nung“? Die Verantwortlichkeit ergibt sich zweifellos aus 
den lokalen Wertsetzungen, die nicht zwingend Wertset-
zungen auf der Basis des „C“ (aus „CDU“) erfolgen und 
somit zu Ergebnissen in der Bevölkerungsentwicklung  
führen können, die ebenso nicht im Sinne des „C“ (dto.) 
liegen.

137

(2)

1 Ein wesentliches Anliegen jeder Entwick-
lungszusammenarbeit müssen auch die In-
teressen der Kinder sein. 
2 Wir setzen uns dafür ein, daß Kinder nicht
mehr  Kinderarbeit  leisten  müssen,  und
wenden uns dagegen, daß Jugendliche un-
ter 18 Jahren zum Kriegsdienst herangezo-
gen werden. 

1 Eine Reduktion eines im Verhältnis zu
jeweilig  mittelfristig  zu  erwartendenden
Lebensumfeldern  zu  hohen  Bevölke-
rungswachstums ist auf freiwilliger Basis
zu befördern.
2 Als wesentliche Faktoren, hierfür sind
vor allem eine solide Bildung und Ausbil-
dung,  die Entwicklung eines hohen Le-
bensstandards und eine bewußte Famili-
enplanung anzusehen.

 

Zu Satz 1NEU: siehe auch umfassend lfd. Nr. 147

137 (3) 1 Eine  wirksame  Entwicklungszu-
sammenarbeit  muß gezielt  dazu beitra-

Hier geht es um die Betroffenen

Zu Satz 3NEU (lfd. Nr.137 (2) Satz 2ALT): Das 



200

 

    Nr.           Text ’94                                                    Text 2000  (Änderung v. `94)                 Details                                                             

@

gen,  daß  Frauen  gleichberechtigt  und
selbstbestimmt  an  der  wirtschaftlichen,
kulturellen,  gesellschaftlichen  und
politischen Entwicklung ihrer Länder teil-
nehmen und aus ihr Nutzen ziehen kön-
nen. 
2 Ein  wesentliches  Anliegen  jeder  Ent-
wicklungszusammenarbeit muß auch die
Wahrung  der  Interessen  von  Kindern
sein. 
3 Die CDU engagiert sich dafür, daß Kin-
derarbeit  unterbleibt  und  daß  daß  Ju-
gendliche  unter  18  Jahren  nicht  zum
Kriegsdienst herangezogen werden.

„mehr“ kann auch mißverstanden werden, etwa 
wie „Kinderarbeit beibehalten, aber nicht noch 
mehr davon“.

Nichtstaatliche  Entwicklungszu-
sammenarbeit 

138 1 Entwicklungszusammenarbeit ist aus Ver-
antwortung für die Eine Welt, in der wir alle
leben, Aufgabe der gesamten Gesellschaft.
2 Nicht-Regierungsorganisationen, wie die
der Kirchen und die politischen Stiftungen,
haben in den vergangenen Jahrzehnten in
hervorragender Weise bewiesen, daß sie in
der Lage sind, der Bevölkerung in den Ent-
wicklungsländern unmittelbar zu helfen. 
3 Ihr Engagement ist eine unverzichtbare
Ergänzung  staatlicher  Maßnahmen  und
besonders unterstützenswert. 
4 Dem Staat kommt die subsidiäre Aufgabe

⇒⇒ 137  ⇒⇒

Warum als Solo-Thema?

Verteilt auf lfd. Nr.137NEU
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zu, private Initiativen zu fördern. 
5 Auch das private Engagement von Einzel-
personen verdient Unterstützung. 
6 Die hohe Zahl freiwilliger Spenden zeigt
die Bereitschaft der Menschen zum Teilen. 

Kulturaustausch und deutsche Minder-
heiten im Ausland unterstützen

Deutsche  im  Ausland  unterstützen,
Kenntnisse über Deutschland vermit-
teln

Kulturaustausch Kulturaustausch

139 1 Wir wollen den internationalen Kulturaus-
tausch  fördern,  der  für  das  umfassende
Wissen  um  die  Lebensumstände,  Wün-
sche und Interessen, Mentalitäten und Sit-
ten anderer Menschen und Völker notwen-
dig ist. 
2 Auswärtige Kulturpolitik ist ein notwendi-
ger  Beitrag  zum friedlichen  und  solidari-
schen Zusammenleben der Völker und in-
tegraler  Bestandteil  unserer Außen-, Ent-
wicklungs- und Europapolitik. 
3 Eine der Aufgaben muß es sein, deutsche
Sprachkenntnisse und Kultur sowie ein Bild
von Deutschland im Ausland zu vermitteln. 
4 Ebenso können wir durch das Erlernen
fremder  Sprachen,  Auslandsaufenthalte
und Patenschaften andere Kulturen verste-
hen lernen.

1 Die  CDU  unterstützt   internationalen
Kulturaustausch  zur  Förderung  eines
umfassenden  Wissen  um  die  Leben-
sumstände,  Wünsche  und  Interessen,
Mentalitäten  und  Sitten  anderer  Men-
schen und Völker. 
2 Sie trägt so zum friedlichen und solida-
rischen Zusammenleben der Völker und
zur  Vermittlung  von  Kenntnissen  über
Deutschland,  deutscher  Sprache  und
Kultur im Ausland bei. 

Deutsche Minderheiten Deutsche  außerhalb  Deutschlands,
deutsche Heimatvertriebene

140 1 Die  Heimatvertriebenen  und  deutsche
Volksgruppen  im  Ausland  erfüllen  eine
wichtige  Brückenfunktion  zwischen  den

1 Die deutschen Heimatvertriebenen und
deutsche  Volksgruppen  im  Ausland  er-
füllen eine wichtige Brückenfunktion zwi-

Zu Satz 6ALT: Was heißt hier „sofern sie dies wün-
schen“? Ermöglichen muß auch im gegenteiligen Falle 
aus freiheitlich grundsätzlichen Gesichtspunkten zuläs-
sig sein, da dadurch ja niemand zu Bleiben gezwungen



202

 

    Nr.           Text ’94                                                    Text 2000  (Änderung v. `94)                 Details                                                             
Nationen. 
2 Insbesondere die Deutschen, die in ihrer
Heimat im Osten geblieben sind, können
bei der Zusammenarbeit mit unseren östli-
chen und südöstlichen Nachbarn helfen, so
wie die Heimatvertriebenen für den Wieder-
aufbau in Deutschland und die Versöhnung
zwischen den Völkern einen unverzichtba-
ren Beitrag geleistet haben. 
3 Die Deutschen, die einst dort gelebt ha-
ben, haben besondere Bedeutung in der
Pflege gutnachbarschaftlicher Beziehungen
zu diesen Völkern. 
4 Wir  haben  gegenüber  den  deutschen
Volksgruppen  im  Ausland  aufgrund  der
deutschen Geschichte eine besondere Ver-
antwortung. 
5 Durch  Verträge  mit  den  betreffenden
Staaten und durch vielfältige direkte Hilfe
tragen wir dazu bei, die Lebensbedingun-
gen  der  deutschen  Minderheiten,  ihre
Volksgruppenrechte  und  kulturelle  Eigen-
ständigkeit zu verbessern. 
6 Unsere Politik kann dazu beitragen, ihnen
ein Bleiben zu ermöglichen, sofern sie dies
wünschen. 
7 Wir fördern die Pflege ihrer Sprache, Le-
bensformen und kulturellen Traditionen und
setzen  uns  für  den  Erhalt  der  in  Jahr-
hunderten gewachsenen deutschen Kultur
in diesen Regionen ein.

schen den Nationen. 
2 Im Engagement deutscher Heimatver-
triebener in Deutschland für den Wieder-
aufbau wie auch das der Deutschen, die
in ihrer Heimat außerhalb der Bundesre-
publik  geblieben  sind,  sieht  die  CDU
einen nachhaltigen Beitrag für  die  Ver-
söhnung zwischen den Völkern. 
3 Deutsche,  die  ihre  Heimat  verlassen
haben,  haben besondere Bedeutung in
der Pflege gutnachbarschaftlicher Bezie-
hungen zu den dort lebenden Völkern. 
4 Gegenüber den deutschen Volksgrup-
pen im Ausland müssen Deutsche auf-
grund  der  deutschen  Geschichte  eine
besondere Verantwortung wahrnehmen. 
6 Christlich  Demokratische  Politik  muß
dazu beitragen, außerhalb Deutschlands
lebenden Deutschen ein Bleiben zu er-
möglichen. 
7 Schwerpunkt ist dabei die Pflege ihrer
Sprache, ihrer Lebensformen und kultu-
rellen  Traditionen  und  der  Einsatz  für
den  Erhalt  der  in  Jahrhunderten
gewachsenen  deutschen  Kultur  in  den
betroffenen Regionen.

wird.

K A P I T E L VI

FÜR DIE BEWAHRUNG DER SCHÖP-
FUNG



203

 

    Nr.           Text ’94                                                    Text 2000  (Änderung v. `94)                 Details                                                             
1. UNSERE VERANTWORTUNG FÜR 
DIE SCHÖPFUNG ANNEHMEN

Ethische Grundlagen

141 1 Die Bewahrung der Schöpfung ist zur vor-
rangigen  Aufgabe  der  Menschen gewor-
den.
2  Ohne den erhalt der natürlichen Lebens-
grundlagen ist eine tragfähige menschliche
Entwicklung nicht möglich.
3  Unsere Verantwortung für die Schöpfung
erstreckt sich auch auf die Mitwelt Natur im
ganzen Reichtum ihrer Erscheinungen.
4 Wir Christlichen Demokraten wenden uns
gegen  die  These,  der  Mensch  sei  einer
ethischen  Steuerung  des  von  ihnen  in
Gang  gesetzten  technischen  Fortschritts
nicht fähig.
5 Zwischen seiner moralischen und techni-
schen Vernunft klafft kein unüberbrückbarer
Abgrund.
6  Der Mensch hat die Kompetenz und die
Pflicht,  moralisch  verantwortbar  mit  dem
umzugehen, wozu er technisch in der Lage
ist. 
7 Dies zu leisten gehört zur Größe seiner
Bestimmung als Geschöpf Gottes. 
8 Diese Erkenntnis gibt uns die Kraft und
Motivation, technische Fortschritte zu erzie-
len,  die  auch  sozialen  und  umwelt-
politischen  Anforderungen  immer  besser
genügen.

1  Eine  vorrangige  Aufgabe  der  Men-
schen  ist  auf  der  Grundlage  des
Christentums  die  Bewahrung  und
Weiterentwicklung der Schöpfung.
2 Die damit einhergehende, dem Men-
schen  von  Gott  übertragene  Verant-
wortung  umfaßt  menschliche  Umwelt
in  ihrem  ganzen  Reichtum  ihrer  Er-
scheinungen.
3  Der  Mensch  hat  die  Pflicht  und  die
Fähigkeit,  eigene  Kompetenzen  zu
entwickeln  und  fortzuführen,  um  den
damit  verbundenen  Verpflichtungen
gerecht zu werden.

Zu Satz 1ALT: Was heißt hier „geworden“, so war 
es schon immer!

Schöpfung umfaßt auch den Menschen, insoweit 
ist Satz 2ALT überflüssig.

Man kann nur für eine Umwelt Verantwortung 
übernehmen, die man erkennt (geistig oder sogar 
manuell erfaßt) und das ist nun einmal nur Umwelt
aus menschlicher Sicht.  Zu dieser Umwelt gehö-
ren auch andere Menschen („Mitmenschen“). Der 
Begriff „Mitwelt“ ist eine unzulässige Distanzierung
von Teilen eigener Umwelt.

Das Thema „Technik“ ist nicht einleitend zu erör-
tern, zumal sie in Kap. VI/2 erneut auf taucht. Sie-
he auch lfd. Nr.150ALT/NEU.

Zu Satz 3ALT: Das ist wieder einer der zahlreichen 
Versuche des Antragstellers, sich um die eindeuti -
ge Aussage „Mensch=Natur“ herumzudrücken.

Zu Satz 4ALT: Unzulässiger Zirkelschluß. Wäre 
denn der nach Maßgabe des Grund-
satzprogrammes gegebene Fortschritt immer noch
ein Fortschritt im Sinne des GPs, wenn er nicht 
ethisch steuerbar wäre?

Im übrigen müßte hier positiv und nicht mit „wir 
wenden uns gegen die These....“ (wessen These 
aus welcher Zeit, vor welchem sozialen, tech-
nischen und möglicherweise ideologischen Hinter-
grund?) formuliert werden. Hierbei könnte man an-
gesichts dessen, was an täglich neuen sinnvollen 
und unsinnigen Thesen auf den „politisch program-
matischen Markt“ geschüttet wird, alleine zu die-
sem Thema ganze Dementi-Bücher füllen.

PARALLELE lfd. Nr.1 (2) Satz 2ALT

Zu Satz 5ALT: Was ist „Moralische Vernunft“? Wer 
sagt denn, daß da überhaupt ein „Abgrund besteht
(These von wem? S.o.)?

Zu Satz 6ALT: Hier wird bereits durch den Begriff 
„Wozu“ der Umgang mit Arbeitsergebnissen beur-
teilt.  Es geht aber doch zunächst um die Arbeit 
selbst. Gegenfrage: Hat der Mensch etwa nicht zu-
mindest die Pflicht, moralisch verantwortbar auch 
mit dem umzugehen, wozu er wenigstens momen-

126

57

- 69
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141

F

tan nicht technisch in der Lage ist?

PARALLELE lfd. Nr.142

Zu Satz 7ALT: Das gehört nicht zur Größe seiner 
Bestimmung als Geschöpf Gottes, sondern das ist 
ganz einfach eine Aufgabe, die speziell der 
Mensch und kein anderes Geschöpf Gottes aufge-
tragen bekam (vgl. 1.Mos.215), nämlich den Gar-
ten Eden (bzw. nach dem „Rauswurf“ seine neue 
Umwelt) nicht nur zu bewahren, sondern auch 
weiterzuentwickeln.

Zu Satz 8ALT: Es geht hier beim Gemeinten nicht 
um eine Erkenntnis (das klingt ja gerade so, als ob
das die CDU erst jetzt herausgefunden hat), son-
dern um ein Faktum. Aber warum werden soziale 
und umweltpolitische Anforderungen getrennt? 
Sind nicht gerade umweltpolitische Anforderungen 
per se auch klassische sozialpolitische Anforde-
rungen?

In lfd, Nr.145 ff. werden derartige Verwobenheiten 
unabhängig davon, ob das dort zu schlüssigen 
programmatischen Folgerungen des Leitan-
tragstellers geführt hat, ausführlich angesprochen.

 

Verantwortlicher Umgang mit Technik

142 1  Technisches  Können  entspringt  der
schöpferischen Gabe des Menschen.
2 Um seiner Verantwortung gerecht zu wer-
den, bedarf es sowohl eines Höchstmaßes
an  technischen  Sicherheitsstandards  als
auch der moralischen Integrität der Men-
schen, die Technik anwenden und kontrol-
lieren.
3 Zudem verlangt der Umgang mit Technik

1  Schöpfung durch  Technik  weiterzu-
entwickeln  setzt  fortwährende  Wahr-
haftigkeit  und  selbstbewußt  wahrge-
nommene  Verantwortung  im  Wirken
mit  Technik  und  damit  verbundenen
Risiken voraus.
2  Rechtliche  Regelungen  zur  Anwen-
dung  von  Technik  sind  notwendig,
aber gegenüber der Verpflichtung zur

Der Mensch hat nicht die Gabe zur Schöpfung, 
sondern zur Weiterentwicklung und Bewahrung 
von Schöpfung.

Satz 1ALT ist unlogisch, technisches Können kann 
auch rein instinktiver Herkunft sein. Anders wäre 
das mit bewußter technischer Gestaltung.

Zu Satz 1NEU: Damit sind Satz 1ALT und Satz 4ALT 
erledigt.  Ohnehin geht es im Sinne einer harmoni-
sierenden Synthese von Ökonomie und Ökologie 
nicht nur um Risiken zu Lasten menschlichen Le-
bens im physiologischen Sinne Was hat es im üb-

97

62

- 35



205

 

    Nr.           Text ’94                                                    Text 2000  (Änderung v. `94)                 Details                                                             
eine  Absicherung  durch  ein  wirksames
Umweltrecht, das wir weiterentwickeln wol-
len.
4  Wir  Christliche  Demokaten  verdrängen
nicht die Risiken, denen menschliches Le-
ben ausgesetzt ist.
5  Wir sind bereit,  unsere Entscheidungen
immer  wieder  auf  den  Prüfstand  morali-
scher  Verantwortbarkeit  und  neuer  Er-
kenntnisse zu stellen.
6  Wir  fordern  alle  Verantwortlichen  in
Wissenschaft und Technik auf, sich dieser
Prüfung zu stellen.

Verantwortlichkeit   des  Einzelnen
subsidiär.
3  Im übrigen ist verantwortliche Arbeit
mit  Technik  von  der  Fähigkeit  zur
Wahrnehmung  neuer  Erkenntnisse
und  eine  darauf  beruhende,  immer
aufs  neue  stattfindende  Prüfung  bis-
heriger Arbeitsergebnisse abhängig.

rigen in einem GP zu suchen, was wir nicht tun 
(wie wäre es mit „Wir ermorden nicht unsere säu-
migen Beitragszahler“?)?

Zu Satz 2ALT: Warum nur Umweltrecht? Man kann 
sich bei regel- und rechtswidrigem Umgang mit 
Elektrizität (z.B. seitens illegaler Heim-
werker-Elektriker) auch abseits jeglichen Umwelt -
rechtes tödliche Stromschläge   - deren „techni-
scher“ Charakter im Sinne dieser Programmpas-
sage kaum anzuzweifeln ist -   einhandeln. 

PARALLELE (SYS) lfd. Nr. 155 Satz 5ALT

Zu Satz 6ALT: Eine solche Aufzählung erübrigt sich
aufgrund Satz 1NEU. Die Aufzählung bliebe an-
sonsten klischeéhaft, weil mit Kriterien versehen, 
die sich im Grunde so nicht trennen lassen. Wer 
zu Beginn schreibt, daß technisches Können der 
schöpferischen Gabe des Menschen entspringe, 
darf, auch wenn diese Formulierung nicht richtig 
ist, nicht nach Dritten rufen, das zu tun, was man 
sich samt „C“ selber aufzuerlegen hat.

Anforderungen an Dritte gehören nicht in ein GP, 
sondern zu dessen Anwendungsbereichen, wenn 
mit dem „C“ vereinbar.

Im Ganzen erlaubt diese lfd. Nr., zu fragen, ob 
hiermit (sei es alte oder neue Formulierung) die 
derzeit geltende Haftungsregelung zum Betrieb 
von Kernkraftwerken vereinbar wäre.

Herausforderungen für die Menschheit

143

(1)

1 Die gesamte Menschheit steht vor einer
einzigartigen Herausforderung: 
2 Wir müssen erkennen, daß wir durch die
Art unseres wirtschaftlichen Handelns, un-
seren Lebensstil sowie das weltweite Be-
völkerungswachstum  die  Lebensbedin-
gungen im Ökosystem erde so verändert
haben und weiter verändern, daß mensch-
liches  Leben  und  Überleben  gefährdet
sind.
3 Die immer länger werdendenroten Listen
von bedrohten oder  bereits  ausgestorbe-

1 Persönliche  Lebensstile  und  die  Art
wirtschaftlichen  Handelns  dürfen  das
Ökosystem  Erde  nicht  so  verändern,
daß  dies  zu  dessen  nachhaltiger  oder
erheblichen Beeinträchtigung führt. 
2 In  diesem  Sinne  sind  die  Le-
bensbedingungen  im  Ökosystem  Erde
sind  so zu  stabilisieren,  daß  menschli-
ches  Leben  und  Überleben  nicht  ge-
fährdet sind.
3 Gleichermaßen Arten von Pflanzen und
Tieren standortgerecht zu erhalten.

Zum einen steht die Menschheit immer vor dieser 
genannten Herausforderung und zum anderen ist 
das deshalb nicht in ein Grundsatzprogramm auf-
zunehmen. 

Zu Satz 2ALT: Das ist eine sinnlose Definition einer
Kollektivschuld, also CDU-unwürdig. Da müssen 
wir es eher mit dem Slogan der CDU Brandenburg 
„Wir haben gemeinsam viel vor“ halten.

Wenn wir aber im übrigen erkennen sollten, daß 
wir das Ökosystem Erde weiter   zu seinem Nachteil
veränderten, also nicht nur verändert haben, dann 
stimmte etwas mit unserer Partei nicht.

Der Text konterkariert im übrigen durch Sachauss-
agen das „wir müssen erkennen“ und es wäre 

130

99

- 31
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nen Tieren und Pflanzen, die Veränderung
des Klimas auf unserer Erde sowie die Ver-
nichtung großer Teile der Wälder sind un-
übersehbare Zeichen unseres Fehlverhal-
tens.
4 Sie  machen  ebenso  wie  ständig
wachsende Müllberge, die Altlasten in un-
seren Böden, der ansteigende Verbrauch
von Boden und Landschaft sowie die Ver-
schmutzung von Luft und Wasser deutlich,
daß wir in den vergangenen Jahrzehnten
zu Lasten von Natur und Umwelt  gelebt
und unseren Wohlstand mit hohen ökologi-
schen Hypotheken erkauft haben.

4 Wasser, Boden und Atmosphäre dürfen
nur so weit  belastet werden, daß diese
Güter die jeweiligen Belastungen verar-
beiten auch können.
5 Überlastungen von Umwelt sind hinge-
gen  unzulässig,  weil  dadurch  verfolgte
Ziele  mit  hohen ökologischen Hypothe-
ken erkauft würden, was dem Nachhal-
tigkeitsprinzip zuwiderliefe.

auch peinlich, hätten wir das Beschriebene alles, 
wenn auch mit weniger Pathos, erst 1994 erkannt. 

Zu Text lfd. Nr.143 (1)NEU: Das Lamento (s.o.) 
über das ökologische Unheil wurde programma-
tisch umgepolt. 

Weltweiter Entspannungsprozeß zwi-
schen Mensch und Natur

143

(2)

1 Wir brauchen einen weltweiten Entspan-
nungsprozeß zwischen Mensch und Natur.
2 Wirksamer Umweltschutz beginnt im ei-
genen Land.
3 Er kann aber nur dann erfolgreich sein,
wenn es darüber hinaus gelingt, möglichst
alle Staaten der erde für die Bewahrung
der Schöpfung zu gewinnen.

1 Wirksamer  Umweltschutz  beginnt  im
eigenen Land.
2 Darüber hinaus muß das Ziel  verfolgt
werden, möglichst alle Menschen auf der
Erde,  einen  jeden  nach  seinen  Tra-
ditionen  und Kulturen,   auf  der  Grund-
lage gegenseitigen Lernens  für die Be-
wahrung und Entwicklung der Schöpfung
zu gewinnen. 
3 Notwendig ist ein weltweiter Verständi-
gungsprozeß  zwischen  Natur  .und
Mensch als  ihrem einzigen Bestandteil,
der bewußt Verantwortung wahrnehmen
kann. 

Zum einen ist von Bedeutung, daß andere Kultu-
ren zu berücksichtigen sind, weil „unsere“ Vorstel-
lung von Schöpfung“ zumindest nicht so universal 
ist, daß möglicherweise gleich gemeintes auch 
gleich gesagtes ist. 

Das widerspricht nicht der an anderer Stelle zi -
tierten Aussage von Konfuzius, daß dann, wenn 
das Gesagte nicht das Gemeinte ist, das Volk 
nicht weiß, wohin Hände und Füße setzen.

Vielmehr wird so berücksichtigt, daß jede Sprache 
ein Eigenleben hat (z.B. hat ein auf Deutsch be-
schriebener Zustand einen statischen Charakter, 
im Hebräischen wird dieser Zustand zu einem Tun;
zweifellos in interessanter Ansatz, wie man ökolo-
gische Zusammenhänge unter Einbezug „toter“ 
Gegenstände als ökologische Dynamik lingual zum
Leben erwecken könnte).

Die Formulierung, daß man eine Entspannung zwi-
schen Mensch und Natur brauche, macht es sich 
zu leicht. Die Komplikation liegt darin, daß der 
Mensch Teil von Natur ist. Der Begriff „Verständi-
gungsprozess“ rechtfertigt sich zum einen in einer 
Annäherung an „hebräische Denke“ und ganz 
praktisch darin, daß auch Natur Eindrücke und da-
mit Informationen vermittelt, die Sache also keine 
Info-Einbahnstraße ist.

  

37

58

+ 21
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Das Prinzip der Gesamtvernetzung

144 1 Wir Christliche Demokraten wollen unse-
ren Beitrag zur Bewahrung der Schöpfung
leisten. 
2 Im Mittelpunkt steht für uns dabei ein Ver-
ständnis von Schöpfung, das Mensch, Na-
tur und Umwelt als Einheit begreift. 
3 Der Mensch ist eingewoben in das Netz-
werk  der Natur;  sein Handeln  muß dem
Rechnung tragen. 
4 Dafür ist es notwendig, unsere Prinzipien
um ein neues zu ergänzen: 
4a das Prinzip der Gesamtvernetzung - die
Rückbindung  all  unseren  Handelns  und
Wirkens in das tragende Netzwerk der Na-
tur. 
5 Bewahren heißt für uns Gestalten, damit
die  Zusammenhänge  und  Wechselseitig-
keiten im Netzwerk von Mensch, Natur und
Umwelt erhalten werden.

⇒⇒⇒⇒ 1, 11 ⇒⇒⇒⇒

Im wesentlichen in lfd. Nr.1NEU  u. 11NEU abgear-
beitet

2. WISSENSCHAFT, FORSCHUNG UND 
TECHNIK IN VERANTWORTUNG FÜR 
DIE SCHÖPFUNG FÖRDERN

Chancen und Risiken

145 1 Mit den ständig wachsenden Einsichten in
die Konstruktionsmuster der Natur, die uns
Wissenschaft  und  Forschung  vermitteln,
steigt  auch  unsere  Verantwortung  für
Mensch, Natur und Umwelt. 
2 Die Folgen der technischen Umsetzung
dieser  Erkenntnisse  sind  heute  weitrei-
chender und weniger umkehrbar als in der
Vergangenheit. 

1 Mit  zunehmendem  Wissensstand,
vor  allem  ver-  und  ermittelt  durch
Wissenschaft und Forschung, müssen
Menschen  eine  daraus  erwachsene
wachsende  Verantwortung  für  ihr
Handeln übernehmen.
2 Sie müssen befähigt werden, zuneh-
mend  längerfristige  Perspektiven  zu
überblicken. 

Diese lfd. Nr. enthält sehr viel unprogramma-
tisches!

Zu Satz 2ALT: Das kann man so pauschal nicht sa-
gen!

Zu Satz 6ALT: „Anwendungsmöglichkeiten“ von 
was?

XXXXX
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3 Die Fortschritte vor allem in der Bio- und
Gentechnologie, aber auch in der Medizin
eröffnen uns neue Erkenntnisse über die
Zusammenhänge und Wirkungsweisen der
Natur. 
4 Sie erlauben uns, Krankheiten zu erken-
nen und zu heilen, die früher hingenommen
werden mußten. 
5 Sie geben uns die Chance zu erheblicher
Steigerung der Nahrungserzeugung, damit
Armut und Hunger in der Welt überwunden
werden können. 
6 Wir müssen lernen, Kosten und Nutzen
abzuschätzen, und bereit sein, auf Anwen-
dungsmöglichkeiten  zu  verzichten,  wenn
die Risiken und Gefahren ethisch nicht ver-
treten werden können. 

3 Der Einzelne muß Kosten und Nutzen
der  Anwendung  übernommenen
Wissens abzuschätzen in der Lage sein.
4 Er muß bereit  sein, auf Anwendungs-
möglichkeiten  dieses  Wissens  zu  ver-
zichten,  wenn  damit  verbundene   Risi-
ken und Gefahren ethisch nicht vertreten
werden können.

Freiheit und Freiraum für Wissenschaft
und Forschung

146 1 Freiheit und Freiraum für Wissenschaft,
Forschung und Technik  zu gewährleisten
gehört  zum  Grundverständnis  unserer
Politik. 
2 Wir  wollen  der  Wissenschaft  und  For-
schung die nötigen Freiräume durch Abbau
von Bürokratie und eine ausreichende Fi-
nanzierung schaffen und sie zu Leistung,
Kreativität und Wettbewerb ermutigen. 
3 Der Erfolg von Forschung ist dabei nicht
allein eine Frage der Finanzausstattung, er
hängt  auch wesentlich  vom Einfallsreich-
tum, Unternehmungsgeist und der Beharr-
lichkeit des einzelnen Wissenschaftlers so-
wie  der  gesellschaftlichen  Akzeptanz der

1 Freiheit  und  Freiraum  für  Wissen-
schaft,  Forschung und Technik müssen
grundsätzlich gewährleist sein. 
2 Hierzu  gehört  die  Beschränkung  von
Reglements auch ein notwendiges Mini-
mum,  eine  ausreichende  Finanzierung
zu  schaffen,  Motivation  zu  Leistung,
Kreativität  und  Wettbewerb  zu  stärken
und gesellschaftliche  Akzeptanz zu be-
fördern.
3  Die  Forschungspolitik  der  CDU  baut
auf  Einfallsreichtum,  Unternehmungs-
geist und der Beharrlichkeit  des einzel-
nen Wissenschaftlers. 
4 Forschung und ihre technische Umset-

Zu Satz 2ALT/NEU: Dann muß die CDU aber auch 
mutig genug sein, in kritischen Situationen  - vor 
allem auch auf kommunaler Ebene -    tatsächlich 
immer noch zu einer Sache zu –stehen, die sie in 
Sachen Forschung für richtig hält. Bei Freisetzun-
gen gentechnisch veränderten Rapses soll auch 
ein CDU-Bürgermeister „den Schwanz eingeknif-
fen“ haben, als es darum gin, der ausführenden 
Firma zumindest rechtlich den Rücken zu stärken. 



209

 

    Nr.           Text ’94                                                    Text 2000  (Änderung v. `94)                 Details                                                             
Forschung ab. 
4 Forschung und ihre technische Umset-
zung  erfordern  hochqualifizierte  und  zu-
gleich  verantwortungsvolle  Persönlichkei-
ten.

zung erfordern hochqualifizierte und zu-
gleich  verantwortungsvolle  Persönlich-
keiten.

Schutz der Würde des Menschen

147 1 Wissenschaft lebt aus der Freiheit. 
2 Die Freiheit von Wissenschaft und For-
schung findet  ihre  Grenzen dort,  wo  die
Würde  des  Menschen  berührt  oder  die
Schöpfung insgesamt gefährdet ist. 
3 Menschliches Leben – ob geboren oder
ungeboren -  ist  unverfügbar  und schutz-
würdig. 
4 Wir treten für den Schutz des menschli-
chen Erbgutes vor Manipulationen ein. 
5 Die  Unverfügbarkeit  des  eigenen  Ge-
noms und der Schutz seiner Daten ist un-
veräußerliches Recht jedes einzelnen. 
6 Grenzen ergeben sich aus dem Prinzip
der Gesamtvernetzung aber auch dort, wo
Forschungsverfahren oder die Anwendung
von  Forschungsergebnissen  mit  Folgen
verknüpft sind, die sich der Kontrolle des
Menschen entziehen und damit  zu einer
Gefährdung  seiner  natürlichen  Lebens-
grundlagen führen können. 

1 Die Freiheit von Wissenschaft und For-
schung muß ihre Grenzen dort erfahren,
wo  die  Würde  des  Menschen  berührt
oder die Schöpfung gefährdet ist. 
2 Menschliches  Leben  –  ob  geboren
oder ungeboren – ist einschließlich des
menschlichen Erbgutes unverfügbar und
vor Schaden  zu schützen. 

Zu Satz 1ALT: Wissenschaft lebt (leider) nicht derart 
grundsätzlich aus der Freiheit. Saonst wäre die For-
mulierung aus lfd. Nr.146 Satz 1ALT überflüssig. 
Wissenschaft in ihrer mißbräuchlichen Anwendung 
lebt und lebte oftmals aus der Diktatur.

Zu Satz 2ALT: Eine Gefährdung der Schöpfung insge-
samt kann man als irdisches Lebewesen nicht erken-
nen, sondern nur der Schöpfer selbst. Vgl. hierzu 
auch lfd. Nr.1 (2). 

Zu Satz 2NEU und 3ALT: Vgl. auch lfd. Nr.46 (1) und 
lfd. Nr.7 

Zu Satz 5ALT: Der Satz repetiert im wesentlichen nur 
Satz 3ALT und 4ALT

Zu Satz 6ALT: Umfassender durch lfd. Nr.148 erledigt.

Technikfolgenabschätzung

148 1 Verantwortung bedeutet für uns auch, für
die Zukunft vorzusorgen. 
2 Dies verpflichtet uns, Wissenschaft, For-

1 Die CDU sieht in einem stetigen Dialog
Natur-, Sozial- und Geisteswissenschaf-
ten,  mit  Technikern  und  Ingenieuren,
aber  auch  mit  den  Kirchen,  einen  wir-

Zu Satz 1ALT: Noch platter geht’s ja wohl kaum! 
Für die Vergangenheit wird man wohl kaum Vor-
sorge oder gestaltende Verantwortung im Sinne 
der lfd. Nr. 148 ergreifen können.... 

Was soll im übrigen eine derart allgemeine Aussa-
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schung und Technik weiter voranzutreiben,
um neue Lösungen für die Bewältigung der
großen Menschheitsaufgaben zu finden. 
3 Hierbei gilt es, jede Form von ungerecht-
fertigter Reglementierung auszuschließen. 
4 Nur so ist eine umfassende und zugleich
präzise  Erkenntnis  jener  grundlegenden
Bedingungen erreichbar, die einen ethisch
verantwortlichen  Umgang  mit  der  Natur
sicherstellen. 
5 Wir wollen das umfassende Gespräch mit
den  Natur-,  Sozial-  und  Geisteswissen-
schaften, mit Technikern und Ingenieuren,
aber auch mit den Kirchen fördern, um uns
der Grenzen menschlichen Handelns im-
mer wieder neu bewußt zu werden. 
6 Wir  brauchen  verstärkt  eine  ethische,
ökologische und soziale Technikfolgenab-
schätzung in Kommissionen und Gremien
sowie  in  Einrichtungen  der  öffentlichen
Hand. 

kungsvollen  Weg,  um  die  Grenzen
menschlichen  Handelns  immer  wieder
neu bewußt zu machen. 
2 Hieraus  und  aus  einer  effektiven  Ar-
beitsstruktur muß auf allen einschlägigen
Handlungsfeldern eine Technikfolgenab-
schätzung  vor  allem  unter  ethischen,
ökologischen  und  sozialen  Gesichts-
punkten resultieren.

ge in dem speziellen Programmteil „Technik“?

Zu Satz 2ALT: Schwulstige Ausführungen wie „der 
großen Menschheitsaufgaben“ befreien nicht von 
der Verpflichtung zur präzisen Aussage!

Zu Satz 3ALT: In lfd. Nr.154 ausführlich dargestellt.

Neues Verständnis vom Wachstum

149 1 Eine neue Art  von Wachstum wird  er-
kennbar, das nicht zunehmend Rohstoffe,
Energie und Umwelt  verbraucht,  sondern
endliche Ressourcen schont und regenera-
tive Ressourcen nutzt. 
2 Es ist gegründet auf menschliche Intelli-
genz,  auf  Wissenschaft,  Forschung  und
Technik: die neuen Mikrotechnologien, die
Informationstechnik, die Bio- und Gentech-
nologie  sowie  die  neuen Materialwissen-
schaften. 
3 Angesichts der vor uns liegenden Heraus-

1 Ein  umfassendes  Verständnis  von
Wachstum muß die Nutzung von rege-
nerativen Ressourcen und Ressourcen-
schonung als aktive wirtschaftliche Leis-
tung einbeziehen.

Zu Satz 1ALT: Was heißt: „....wird erkennbar“? 

Hat die CDU das bis 1994 etwa menschliche Intelli-
genz, Wissenschaft, Forschung und Technik, die neuen
Mikrotechnologien, die Informationstechnik, die Bio- 
und Gentechnologie sowie die „neuen Materialwissen-
schaften“ (was das auch immer sei) nicht erkannt???

Zu Satz 2ALT und 3ALT: Was ist daran neu, was soll
das Pathos bzw. die politische Okkupation von Be-
griffen wie „neue Materialwissenschaften“?
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forderungen zur Erhaltung unserer natürli-
chen Lebensgrundlagen sind die ökologi-
sche Forschung und Umwelttechnik, Ener-
gie -,Gesundheits- und Verkehrsforschung
von besonderer Bedeutung. 

3. FÜR DIE BEWAHRUNG DER SCHÖP-
FUNG SORGEN

Umweltpolitik in Deutschland fortsetzen

Ökologischer Generationenvertrag

150 1 Umweltpolitik ist Überlebenspolitik und muß
verstetigt betrieben werden, unabhängig von
Konjunkturschwankungen  und  Mei-
nungsmoden.
2 Wir Christliche Demokraten erkennen unse-
re  Verantwortung  für  unseren  Planeten  an
und verpflichten uns zum ökologischen Ge-
nerationenvertrag.
3  Eine  wirkungsvolle  Umweltpolitik  braucht
überzeugende Strategien.
4 Nur dann kann sie langfristig wirksame An-
reize zur Entwicklung und zum Einsatz um-
weltverträglicher  Techniken  geben  sowie
Grundlage  für  Verhaltensänderungen  des
einzelnen wie in der Gesellschaft sein. 
5  Dem Prinzip der Vernetzung entspricht es,
Umweltpolitik als Querschnittsaufgabe in den
verschiedensten politischen Bereichen zu ge-
stalten.

1 Umweltpolitik der CDU verfolgt die Siche-
rung  nachhaltig  ökologisch  und  physika-
lisch stabiler Lebensgrundlagen.
2 Sie handelt auf der Grundlage von Über-
zeugung und rechtliche Bestimmungen mit
dem Ziel,  Rahmen und Anhaltspunkte für
umweltschonendes menschliches Handeln
zu setzen. 
3 Das heißt, daß es dem Einzelnen in opti-
malem  Maße  ermöglicht  werden  muß,
selbstbewußt  Umweltüberlastungen  zu
vermeiden.
4  Nur überzeugende,  also auch inhaltlich
transparente Umweltpolitik kann langfristig
wirksame Anreize für Investitionen zur Ent-
wicklung und zum Einsatz umweltverträgli-
cher Techniken bewirken.

Zu Satz 1ALT: Falsch! Es geht nicht darum, täglich 
drohende Gefahren zu überleben, sondern unter 
aktiver Minderung dieser Gefahren bewußt zu le-
ben.

Dies kann nicht ohne Beachtung von Kon-
junkturschwankungen erfolgen, weil ansonsten ein
von komplexen Marktgeschehen abgekoppelter 
und  - mit welchen Mitteln auch immer -  zu stabili -
sierender Markt z.B. für Umwelttechnik existieren 
können müßte. 

„Meinungsmoden“ (wer hat dieses Wort verbro-
chen?) sind gleichermaßen zu berücksichtigen.  
Eliminieren könnte sie nur eine Urzeugung kol-
lektiv vollständiger Fähigkeit zur absoluten Ratio-
nalität. So aber bleiben „Meinungsmoden“  sie von
Belang, und wenn auch nur als Grundlage für 
Überzeugungsstrategien.

Zu Satz 1NEU: Achtung; Umweltpolitik ist auch 
Physik-Politik (Kernenergie).

Zu Satz 2NEU: Überzeugung vor Juristerei; Subsi-
diaritätsprinzip; Menschen behutsam führen!  

Zu Satz 3ALT: Das gilt nicht nur für Umweltpolitik.

Zu Satz3NEU: Zu Überbelastungen der Räume vgl. 
schon WESTERMANN 1958 S.67ff.

Zu Satz 4ALT: „In der Gesellschaft“, ja wo denn 
sonst noch? Ansonsten bereits in Satz 2ALT und 
3ALT erledigt, weil auch für die folgenden Aussa-
gen zu Technik geltend.

PARALLELE (SYN) lfd. Nr. 141ALT

Zu Satz 4NEU: Hierzu gehört, weil das Gesetze. 
Machen auch Politik ist, auch die Installation plau-

81

77

- 4
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sibler Gesetze anstatt machen Unsinns (vgl. z.B. 
als Beispiel für solchen Unsinn §25 Abs.2 Hess. 
Naturschutzgesetz v. 19.
12.1994)

Priorität für die Sanierung in den neuen 
Bundesländern

Gemeinschaftshaftung

151 1  Die sozialistische Mißwirtschaft, die sich
auf  eine  rücksichtslose  Ausbeutung  von
Mensch und Natur stützte, hat zu schweren
ökologischen  Zerstörungen  und  ge-
sundheitlichen Beeinträchtigungen geführt
2  Durch die Wiedervereinigung haben wir
die Chance, diese ökologischen Schäden
zu beheben, indem wir modernste Sanie-
rungstechniken zum Einsatz bringen und
zugleich  funktionsfähige  marktwirtschaftli-
che Strukturen aufbauen.
3 Da die Verursacher der Schäden oft nicht
mehr zur Rechenschaft  gezogen werden
können,  ist  die  Sanierung  eine  ge-
samtgesellschaftliche  Aufgabe,  die  nach
dem Gemeinlastprinzip  von der Gemein-
schaft zu finanzieren ist.
4  Die Sorge für eine lebenswerte Heimat
und der Aufbau einer modernen Wirtschaft
in den neuen Bundesländern sind nur mög-
lich, wenn wir der Sanierung der schweren
ökologischen Schäden Priorität einräumen.

1  Wenn Verursacher der Schäden nicht
mehr zur Rechenschaft gezogen werden
können,  ist  die  Sanierung  eine  ge-
samtgesellschaftliche Aufgabe, die nach
dem Gemeinlastprinzip von der Gemein-
schaft zu finanzieren ist.

Die ganze lfd. Nr. ist unsauber formuliert und hat 
keine inhaltliche Linie.

Zu Satz 1ALT: Überflüssig, weil kein Grundsatz.

Zu Satz 2ALT: Ausführung zu „neue Bundesländer“ 
siehe Details zu lfd. Nr. 35, Satz 2ALT.

PARALLELE (modernste Technik) lfd. Nr. 85 (1) 
Satz 4ALT

Daß man modernste Sanierungstechniken braucht,
ist kein Grundsatz.

Zu Satz 3ALT: „Die Sanierung“ von was?

Das Gemeinlastprinzip gilt auch für Altlasten im 
„Westen“!

Verursacherprinzip

152 1 Mit der Ökologischen und Sozialen Markt-
wirtschaft wollen wir den Umweltschutz in
Deutschland  zum  selbstverständlichen
Handlungsprinzip für alle machen.
2 Wir wollen, daß die Kosten unterlassener
Umweltvorsorge  und  der  In-
anspruchnahme von Umwelt  konsequent

1  Auf  der  Grundlage  einer  öko-
logieorientierten  Sozialen  Marktwirt-
schaft soll Umweltschutz in Deutschland
zu  einer  selbstverständlichen  allgemei-
nen Handlungsgrundlage entwickelt wer-
den. 
2  Die Kosten der Inanspruchnahme limi-

Zu Satz 1ALT: Umweltschutz ist kein Handlungs-
prinzip. Er kann eine Handlungsgrundlage für jene 
sein, die ökologiebewußt handeln. 

Zu Satz 2ALT: Was soll denn „Inanspruchnahme 
von Umwelt“ heißen? Das machen wir den ganzen 
Tag. Es kommt doch darauf an, wie   man Umwelt in
Anspruch nimmt!

Zu Satz 3NEU: Zu den Folgelasten kann auch eine 

70
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vom Verursacher  getragen werden  müs-
sen.
3 Diese klare Bindung an das Verursacher-
prinzip wird nur dann gewährleistet, wenn
sich diese Kosten in ökologisch ehrlichen
Preisen niederschlagen. 
4  Die konsequente Anwendung des Verur-
sacherprinzips stärkt die Umweltvorsorge. 
5 Umweltschutz wird umso teurer, je später
er einsetzt.

tierter Umweltbestandteile  müssen kon-
sequent  vom  Verursachern  von  damit
verbundenen Umweltbelastungen getra-
gen werden. 
3 Urheber von Schädigungen von Umwelt-
stabilität  müssen konsequent  die  Verant-
wortung für die Folgelasten ihres zugrun-
deliegenden aktiven Handelns  oder  ihres
Unterlassens tragen. 
4  Zudem begründet  die  CDU dies  darin,
daß Folgekosten unterlassener Umweltsa-
nierung oder –vorsorge einschließlich der
Kosten nachzuholender Sanierungs- oder
Vorsorgemaßnahmen in der Regel mit  der
Zeitdauer  des  Abwartens steigen.
5  Umweltvorsorge mit  einer  engen Bin-
dung an dieses Verursacherprinzip sieht
die CDU nur dann als gewährleistet an,
wenn die Kosten in ökologisch und öko-
nomisch nachvollziehbaren Rahmen be-
wegen.
 

strafrechtliche oder ordnungsrechtliche (vgl. De-
tails zu lfd. Nr. 153 Satz 1ALT) Komponente gehö-
ren.

Zu Satz 5ALT: So einfach ist es nicht. Es kommt 
hier nicht auf Umwelt allgemein an, sondern auf 
klassische Parallelitäten des Prinzips „Was Du 
heute kannst besorgen,.....!“

Zur Nachvollziehbarkeit vgl. auch CEMR 2000

Marktwirtschaftliche Instrumente im 
Einsatz für den Umweltschutz

153 1 Das Umweltordnungsrecht ist für die Rah-
menbedingungen  der  Ökologischen  und
Sozialen  Marktwirtschaft  weiterhin  unver-
zichtbar.
2 Die Statik des Ordnungsrechtes wollen
wir aber durch weitere marktwirtschaftliche
Instrumente ergänzen, um das Eigeninter-
esse  an  Innovation  und  Verhaltens-
änderung zu stärken.

− 3.1 Wir wollen verstärkt steuerliche Anrei-
ze wie eine abgasbezogene Kfz-Steuer,
Abschreibungsvergünstigungen für  um-
weltentlastende Investitionen sowie Ab-

1 Umweltordnungsrecht  kann durch an-
dere,  auch  marktwirtschaftliche  Instru-
mente nicht ersetzt werden. Seine Ziele
sind aber hierdurch nachhaltig unterstüt-
zungsfähig.
2 Die  CDU  will,  um  Eigeninteresse  an
umweltverträglichem,  vor  allem  unter-
nehmerischem, Verhalten zu stärken

− 3.1 verstärkt  steuerliche  Anreize  für
umweltentlastende  Investitionen
schaffen sowie  Abgaben zur  Vermei-
dung von Abfällen, von Gasen, die zur
Aufheizung der Atmosphäre beitragen

Zu Satz 1ALT: Wo ist Gegenteiliges geschrieben, 
das nun diese Beteuerung erforderlich machen 
würde?

PARALLELE (Ordnungsrecht) lfd. Nr. 70 (3) Satz 
5NEU

Zu Satz 2ALT: Was heißt hier so allgemein „Verhal-
tensänderungen?

Kaum verständlich auch der Rest des Satzes, wo-
bei es juristisch bedenklich ist, von einer „Statik 
des Ordnungsrechtes“ zu sprechen, denn Ord-
nungsgelder werden in ihrer Höhe auch am durch 
die Ordnungswidrigkeit (OWi) erzielten Profit des 
jeweiligen Übeltäters bemessen. Das kann sogar 
bei einem gut kalkulierenden  Menschen zu einer 
Dynamik führen, die eine OWi  als wirtschaftlich 
disponibel erscheinen lassen. Also: Von Statik we-
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gaben  zur  Vermeidung  von  Abfällen,
Treibhausgasen und Schadstoffen ein-
setzen.

− 3.2 Wir wollen vermehrt Möglichkeiten zur
Kompensation schaffen.  Dabei  werden
den Unternehmen und Betrieben Um-
weltziele  und  Umweltentlastungen  vor-
geschrieben, ohne festzulegen, wie und
wo diese Vorgaben im einzelnen erfüllt
werden.

− 3.3  Wir wollen das Umwelthaftungsrecht
wirkungsvoll ausgestalten, um damit zu-
gleich einen Anreiz für mehr Umweltvor-
sorge zu schaffen.

− 3.4a  Wir  wollen  die  Aufklärung  und  In-
formation über umweltfreundliches Ver-
halten, umweltverträgliche Produkte und
Verfahren verbessern und die national
und international  anerkannten Umwelt-
zeichen weiterentwickeln.
3.4b  Umweltbildung  und  –beratung  sind
für eine erfolgreiche Umweltpolitik unver-
zichtbar.

und anderen Schadstoffen einsetzen,

− 3.2  vermehrt Unternehmen und Betrie-
ben  ermöglichen,  rechts-  oder  fi-
nanzwirksame  Umweltziele  und  Um-
weltentlastungen quantitativ zu formu-
lieren, also ohne das Verfahren nach-
weisen zu müssen.

− 3.3 das Umwelthaftungsrecht wirkungs-
voll  ausgestalten,  um damit  zugleich
einen Anreiz für mehr Umweltvorsorge
zu schaffen.

− 3.4  als unverzichtbare Elemente erfolg-
reicher  Umweltpolitik  Aufklärung  und
Information  über  umweltfreundliches
Verhalten intensivieren. 

nig zu sehen, eher vom unrühmlichen Gegenteil!

Zu Satz 3.2ALT: Was heißt hier „Kompensation“ 
(von was)?

Zu Satz 3.4aALT: Es kann nicht ernsthaft in einem 
Grundsatzprogramm von einer Weiterentwicklung 
von Umweltzeichen die Rede sein! Es fehlt gerade
noch, daß auch noch auf die Bedeutung der Wei-
terentwicklung der dafür anzuwendenden graphi-
schen Systeme hingewiesen wird........

PARALLELE 88(5)

Umweltbewußtsein stärken

154 1 Das  Umweltbewußtsein  der  Bürgerinnen
und Bürger ist ebenso gewachsen wie ihre
Bereitschaft, sich persönlich für ein umwelt-
und  gesundheitsbewußtes  Leben  zu  ent-
scheiden.  
2 Ihr Einsatz in Bürgerinitiativen, Umweltver-
bänden und Vereinen stellt eine wichtige Be-
reicherung  für  die  Gestaltung  von  Um-
weltpolitik dar. 
3 Ihre positiven Beiträge können jedoch nicht
die notwendigen politischen Entscheidungen
in den parlamentarischen Gremien ersetzen. 

1 Eigenständiger  und vielfältig  gestalteter
Einsatz  von Bürgern zur Bewahrung und
Weiterentwicklung  der  Schöpfung  ist  als
elementarer Bestandteil von Umweltpolitik
zu fördern. 
2 Denn  Umweltschutz  muß  aus  der
Bürgerschaft heraus wachsen.
3 Staatliche Umweltpolitik muß dies subsi-
diär unterstützen.
4 Sie ist daher unverzichtbar, soll aber in
der Regel nur dort Handlungsrahmen set-
zen, wo der oder die Einzelne ansonsten

Zu Satz 1ALT: Gehört als Beschreibung nicht in ein 
Grundsatzprogramm.

Zu Satz 2ALT: Was interessiert es ein Grund-
satzprogramm, wie   sich Bürger organisieren. We-
sentlich ist, daß   sie sich organisieren.

Zu Satz 4ALT: Was ist „Gesellschaftliches Bewußt-
sein“? Wissen aufnehmen und umsetzen muß zu 
allererst immer noch der Einzelne, nicht das Kol-
lektiv.

Zu Satz 3ALT: Seit wann treffen nur par-
lamentarische Gremien umweltpolitische Entschei-
dungen?? Gerade auch Umweltrecht ist in 
Deutschland so strukturiert, daß unzählige Rechts-
verordnungen durch die Exekutive, also durch 
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4 Wir setzen uns dafür ein, daß neue Möglich-
keiten zur Aufklärung und Mitgestaltung ge-
schaffen werden, damit die Bewahrung der
Schöpfung  fester  Bestandteil  des  gesell-
schaftlichen Bewußtseins wird. 
5 Wir müssen zunehmend in Kreisläufen den-
ken und bei unseren Entscheidungen die Fol-
gekosten einbeziehen. 
6 Dies  entspricht  der  Erkenntnis  und  dem
Wissen um unsere Vernetzung mit dem Gan-
zen der Natur.

überfordert wäre, eigenständig verantwor-
tete  umweltbedeutsame  Entscheidungen
zu treffen.
5 Staatliche  und  nichtstaatliche  Umwelt-
politik  muß deshalb zuvorderst  durch ein
breites  Informationsangebot  Fundamente
zur Stärkung von individuellem Umweltbe-
wußtsein legen.

nichtparlamentarische Gremien, z.B. eine Lan-
desregierung oder Bundesregierung (vgl. TA Luft 
etc.) erlassen werden. 

Zu Satz 3NEU: 

PARALLELE (SYN) lfd. Nr. 142

Zu Satz 5ALT: Der Satz gehört in den primären 
Grundsatzbereich, nicht aber in das Spezifikum 
„Bürgerengagement“.

Zu Satz 6ALT: Wenn überhaupt, dann nur „Vernet-
zung in   dem Ganzen der Natur“ und nicht „Vernet-
zung mit   dem Ganzen der Natur“. „Mit“ wäre eine 
Ausgrenzung. Im übrigen ist der Satz zu ver-
schraubt. 

Natur- und Kulturlandschaften

155

(1)

1 Unsere Natur- und Kulturlandschaften sind
geprägt durch die Vielfalt der Lebensräume
von Menschen, Tieren und Pflanzen. 
2 Sie gilt es zu schützen und zu bewahren. 
3 Unsere Verantwortung für das Mitgeschöpf
Tier  ist eine ethische Grundnorm, dies allge-
mein bewußt zu machen gilt. 
4 Besondere Leistungen der Land- und For-
stwirtschaft zur Erhaltung unserer Kulturland-
schaft müssen honoriert werden. 
5 Dies muß auch im Naturschutzrecht veran-
kert  werden.  Im  Bereich  der  Land-
schaftspflege entstehen neue Berufsmöglich-
keiten, insbesondere auch für Landwirte, die
wir fördern wollen. 
6 Wir setzen uns für einen sparsamen Um-
gang mit Boden, Fläche und Natur in der –
Siedlungs- und Landschaftsplanung ein.

1 Natur-  und  Kulturlandschaften  sind  vor
Beeinträchtigungen  zu  schützen,  zu  be-
wahren und weiterzuentwickeln. 
2 Eine harmonische Abstimmung der öko-
logischen und ökonomischen Belange al-
ler  Elemente  von  Natur  und  Landschaft
setzen einen sparsamen Umgang mit Bo-
den, Fläche und Natur in der –Siedlungs-
und Landschaftsplanung voraus. 

   

Zu Satz 1ALT: In einem Grundsatzprogramm hat 
die Aufzählung „Menschen, Tiere, Pflanzen“ ge-
nausowenig zu suchen wie die Aufzählung 
„Fleisch, Grünzeug, Fisch“    in einem mitteleuro-
päisch bürgerlichen Kochbuch.

Zum einen ist die Aufzählung nicht komplett. Da 
gibt es u.a. noch Bakterien (ohne die z.B. ein Bo-
den kaum so lebendig und schützenswert wäre), 
und Pilze, die bekanntermaßen in der Regel weder
Tiere noch Pflanzen sind. Bei beiden handelt es 
sich um solche Organismen bzw. Mikroor-
ganismen, die für die Dynamik von Stoffkreisläufen
im belebten Raum essentiell sind.

Zu Satz 4ALT u.5ALT : Diese Ziele gehören zweifel-
los nicht in diesen Abschnitt, sondern in lfd. Nr.88, 
vgl. dort auch lfd. Nr. 88 (5) Satz3NEU.

Und wo man was rechtlich regelt, gehört höchs-
tens dann in ein Grundsatzprogramm, wenn es 
z.B. darum ginge, ob die individualverbindliche 
Regelung von Parlament (idR Gesetz) oder Exeku-
tive (idR RechtsVO) erfolgen soll.

Im übrigen steht es auch jetzt schon jedem offen 
und wird stellenweise so praktiziert, Landschafts-
pflegeverträge abzuschließen. Wozu braucht man 
für Selbstverständlichkeiten Gesetze über das hin-
aus, was sich seit Jahrzehnten Bewährt, hier das 
Vertragsrecht? „So wenig Staat wie möglich“, Da-
bei muß es bleiben (vgl. lfd. Nr. 154 Satz 4NEU)  

PARALLELE (SYS) lfd. Nr. 142 Satz 3
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Zu Satz 3ALT: Wenn das eine Grundnorm ist, war-
um geht die dann im übrigen Text neben land-
schaftsschonender Siedlungsentwicklung und Ver-
kehrsstruktur unter?

Umweltschonender Verkehr

155

(2)

1 Wir wollen eine Verkehrsstruktur fördern, die
die ökologisch optimale Vernetzung aller Ver-
kehrsträger sicherstellt. 
2 Durch intelligente Steuerungskonzepte muß
es uns gelingen, unnötigen Verkehr zu ver-
meiden  und  erzwungene  Mobilität  abzu-
bauen. 
3  Schienen-  und  Wasserwege  sind  auszu-
bauen,  weil  sie  weniger  umweltbelastend
sind. 
4  Die  Preise  unserer  Mobilität  müssen  die
Kosten  der  Umweltbelastung  und  Na-
turnutzung widerspiegeln. 

1  Es ist eine Verkehrsstruktur  zu fördern,
die eine ökologisch und ökonomisch opti-
male  Vernetzung  aller  Verkehrsträger  si-
cherstellt.  
2  Durch  intelligente  Steuerungskonzepte
müssen unnötiger Verkehr vermieden und
erzwungene Mobilität abgebaut werden.  
3 Die Preise der Mobilität müssen die Kos-
ten  der  Umweltbelastung  und  Naturnut-
zung widerspiegeln. 

Zu Satz 3ALT: Auch Straßenausbau kann umwelt-
schonend sein, vor allem, wenn –man solche ef-
fektiven Planungsergebnisse erzielt, die beim Aus-
bau von Straßen gleichzeitig die Herabstufung 
(auch bautechnischBreitenreduzierung) unnöti-
ger Straßen  oder gar deren Abbau zur Folge hat.

58
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- 18

Prioritäten in der Abfallwirtschaft

156 1 Wir streben ein integriertes Abfallwirtschafts-
konzept an, in dem die Vermeidung von Müll
Priorität vor der Wiederverwendung und Ver-
wertung sowie der Müllverbrennung einnimmt
und  in  dem  an  die  Entsorgung  hohe
Sicherheitsanforderungen gestellt werden. 
2 Produktion, Verteilung, Nutzung und Entsor-
gung  müssen  soweit  wie  möglich  in  ge-
schlossenen Kreisläufen erfolgen. 
3 Wir brauchen abfallarme Produktionsverfah-
ren und Produkte. 
4 Wir treten dafür ein, dass sich in den Preisen
für  Produkte  und  Verpackungen  auch  die
Kosten für Wiederverwertung und Entsorgung
niederschlagen.

1 Abfallwirtschaft muß aufgrund integrierter
Konzepten  praktiziert  werden,  deren  we-
sentliche Komponenten die 

 - Priorität der Vermeidung von Müll vor
Wiederverwendung

 - Priorität  der  Wiederverwendung  und
Verwertung  von  Müll  vor  Müll-
verbrennung

 - Bewältigung von Müllanfall Verteilung,
Nutzung  und  Entsorgung  in  ge-
schlossenen sicheren Kreisläufen

 - abfallarme  Produktionsverfahren  und
Produkte

 - Umlegung  aller  Kosten  für  Ab-
fallwirtschaft auf alle Müllverursacher

Zu Satz 4ALT:

PARALLELE (Preis/Umwelt): lfd. Nr.155 
Satz4ALT/NEU
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sind. 

Energiepolitik und Klimaschutz

157 1 Die Gefahren einer weltweiten Veränderung
des  Klimas  verpflichten  uns  zu  einer  bei-
spielgebenden  Strategie  bei- der  Be-
kämpfung der Treibhausgase. 
2  Wir werden neben dem Verbot von Fluor-
chlorkohlenwasserstoffen vor allem die Emis-
sionen von Kohlendioxyd und Methan ver-
mindern. 
3  Wir müssen mit modernen Techniken die
fossilen  Energieträger  in  allen  Verwen-
dungsbereichen mit wesentlich höheren Wir-
kungsgraden nutzen und alle Anstrengungen
zur Umsetzung energiesparender Techniken,
vorantreiben. 
4  Darüber hinaus wollen wir die Entwicklung
und Nutzung regenerativer Energien mit glei-
chem Nachdruck  betreiben,  wie  wir  in  der
Vergangenheit die Kernenergie entwickelt ha-
ben. 
5  Die entscheidenden Anreize zur Erhöhung
der Wirkungsgrade sowie zur Einsparung von
Energie werden über die Ausgestaltung der
Preise erfolgen, die schrittweise auch die öko-
logischen Kosten umfassen müssen.

1 Die CDU setzt sich für eine Minimierung
der Risiken im Umgang mit Klima ein. 
2 Die CDU verpflichtet sich zu international
beispielgebendem  Verhalten  und
übernimmt  bei  der  Bekämpfung
schädlicher  Einflüsse  auf  Klima  eine
strategisch offensive Vorreiterrolle.

Es ist überflüssig, jedes Pferd einmal von vorne (lfd. 
Nr.85) und einmal von hinten (lfd. Nr.157) aufzuzäumen, 
wobei es gleich sein mag, was besser ist. Auf jeden Fall 
reicht eigentlich eines von beiden aus.

Zu Satz 1ALT: „Treibhausgase“ sind kein wissen-
schaftlicher Begriff, also muß man sie in einer ex-
akten Programmatik zunächst als solche de-
finieren.

Zu Satz 2ALT: Wie wollen wir   „.....“vermindern? 
Was ist schon die von der CDU hervorgerufene 
und wohlmöglich verminderbare Treib-
hausgasemission in Relation zum weltweit produ-
zierten Volumen......? 

Wir   können doch höchstens zur Verminderung An-
reize geben oder die Verminderung rechtlich zwin-
gend durchsetzen. 

Es gibt auch positive Veränderungen bzw. es sind solche 
positiven Veränderungen in den nächsten 15 Jahren nicht
auszuschließen.

Zu Satz 2NEU: Das ist nicht etwa “doppelt gemoppelt”, 
sondern soll nur klarstellen, daß wir nicht eine der 
Vorreiterrollen übernehmen, die darin bestehen, zwar 
vorne zu stehen, aber nur, um zu bremsen.

Zu Satz 2ALT: Zu spezifisch

Im übrigen soll man Substanzen nicht verbieten, wenn 
schon, dann ihre Anwendung in bestimmten Bereichen. 
Manche “verbotene” Substanz leistet als Ausgangs- oder 
Zwischenprodukt dennoch gute Dienste!

Es ist auch lobenswert, wenn wir (unseren) Methan- und 
CO2-Ausstoß vermindern (ohne jetzt humanbiologische 
Grundlagen, ob das überhaupt geht, weiter auszuführen),
aber es wäre quantitativ hunderttausendfach besser, 
wenn wir politisch auch auf andere als nur auf uns Einfluß
nähmen, für weniger Ausstoß dieser Gase zu sorgen.

108
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Europäische Zusammenarbeit

158 1 Umweltbelastungen und Umweltschäden
fallen  grenz-  und  regionenüberschreitend

1 Die  CDU tritt  dafür  ein,  die  EU-weite
Zusammenarbeit  im  Bereich  der  Um-

Es kann es sich im vorliegenden Kontext auch um Um-
weltentlastungen handeln, die dankenswerterweise nicht 
vor Grenzen halt machen, warum also nur Umwelt-
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an;  das  erfordert  eine  enge  Zusam-
menarbeit  mit  unseren  Nachbarn  in  Ost
und West.
2 Zugleich treten wir dafür ein, die EU-weite
Zusammenarbeit im Bereich der Umwelt-
politik zu verstärken.
3 Normen, Richtlinien und Förderprogram-
me sollen im gesamten EU-Raum gleicher-
maßen gelten.

weltpolitik  zu verstärken, denn Umwelt-
belastungen und Umweltschäden  fallen
grenz- und regionenüberschreitend an.
2 Normen,  Richtlinien  und  öffentliche
Förderprogramme sollen  mindestens  in
Europa   -  möglichst  die  Grenzen des
EU-Raumes überschreitend -   gleicher-
maßen Geltung erhalten.

schädigungen und -belastungen?

Auch Umweltentlastungen müssen bewältigt werden, z.B.
bei der Anwendung von Industriestandortvertei-
lungsmodellen (“amerikanische Modelle....”) in 
grenzübergreifenden Regionen, soweit neue Umweltbela-
stungspotentiale vertretbar nutzbar würden....

Zu Satz 1ALT: Es ist inkonsequent, einerseits be-
stehenden Frieden zwischen OST und WEST zu 
loben (vgl. lfd. Nr.32) und andererseits zu schrei -
ben „Umweltbelastungen und Umweltschäden fal-
len grenzübergreifend an; das erfordert eine enge 
Zusammenarbeit mit unseren Nachbarn in Ost und
West“, weil die stereotype Formulierung „in Ost 
und West“ (eine zudem dumme Redensart, als die 
man die Formulierung zugunsten des Antragstel-
lers und unter Hinnahme einer Nachlässigkeit der 
Antragskommission ansehen mag, sonst wäre es 
ein politischer Fehltritt) die Verantwortlichen in 
Nord und Süd, namentlich z.B. in Dänemark und in
der Schweiz durchaus von einer ökologisch weni -
ger friedlichen Haltung Deutschlands ausgehen 
lassen könnte.

Unbeschadet dessen sei der Hinweis erlaubt, daß 
noch in den 80er Jahren ein Prospekt des Kohle-
kraftwerkes Staudinger (Kahl/Main) zur Beru-
higung dessen benachbarter Anwohner auf einem 
prächtigen Bild eine Rauchfahne aus hohem 
Schornstein in Richtung Finnland wehen ließ.........

Zu Satz 3ALT, Satz 2NEU: Syn. lfd. Nr.88 (6)

Emissionen machen auch vor EU-Grenzen nicht 
Halt!

Zu Satz 2NEU: Wen und wie eine private Institution in 
Sachen Umwelt fördert ist und bleibt ihre Sache!

siehe auch CEMR 2000

- 1

Globale Umweltpartnerschaft schaffen

Nachhaltige Entwicklung

159 1 Die globale Umweltbelastung hat in den ver-
gangenen  Jahrzehnten  dramatisch  zuge-
nommen. 
2  Die Verschmutzung von Luft, und Gewäs-

1 Die Qualität vor allem industriestaatlicher
Volkswirtschaften  muß  sich  ständig  dar-
aufhin  prüfen  lassen  können,  ob  sie  auf
ökonomische und ökologische Nachhaltig-
keit angelegt ist. 

PARALLELE (Industriestaaten/Ressourcen) lfd. Nr.
85 (1)

Zu Satz 1ALT: Es ist kein Grundsatz, daß 
etwas .....hat, sondern das ist eine Feststel lung!

„Die globale Umweltbelastung“ ist zum einen ein 
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sern, die Ausdünnung der Ozonschicht, die
Zerstörung  der  Wälder,  Bodenerosion  und
Wüstenausbreitung  sowie  der  steigende
Energieverbrauch stellen eine Gefahr für un-
seren Planeten Erde dar. 
3  Die in den Industriestaaten vorgelebte res-
sourcenaufwendige  Wirtschafts- und  Kon-
sumweise kann nicht Maßstab für eine nach-
haltige Entwicklung sein. 
4 Wir können die Zukunft der Menschheit nur
dann sichern, wenn wir in den Industrielän-
dern unsere Lebensweise ändern und damit
zum Vorbild für andere Staaten werden. 
5 Zunehmend ist sichtbar geworden, daß alle
Menschen bei der Erhaltung der natürlichen
Lebensgrundlagen  in  einer  weltweiten  Ri-
sikogemeinschaft leben.

2  Nur  so  kann  und  muß  nachvollziehbar
glaubhaft zur Erhaltung der natürlichen Le-
bensgrundlagen  in  einer  weltweiten  Ri-
sikogemeinschaft beigetragen werden.

Schlagwort und zum anderen deshalb nicht derart 
pauschal kritisierbar, weil Umweltbelastungen 
nicht per se „schlecht“ sind, sondern in gebotenen 
Maßen sogar Vorausetzung für ökologische Dyna-
mik.

Zu Satz 1NEU: Auch andere Volkswirtschaften müs-
sen sich immer wieder prüfen (lassen), aller Erfah-
rung nach jedoch nicht unter dem „Prüfungsdruck“,
dem sich industriestaatliche Volkswirtschaften 
auszusetzen haben.

Zu Satz 2ALT: Was soll das Pathos „für unseren 
Planeten Erde“. Warum nicht gleich „für unseren 
‚blauen Planeten‘ Erde“?

Zudem ist die Erde nicht „unser“ Planet, sondern ein 
Planet der Sonne. „Uns“ ist sie höchstens ge-
liehen.......

Zu Satz 5ALT: Es ist kein Grundsatz, daß 
etwas .....sichtbar ist, sondern das ist eine Fest -
stellung!

Wachstum, Wohlstand und Fortschritt

160

(1)

1 Wir Christliche Demokraten sehen die Not-
wendigkeit des Umdenkens und setzen uns
für  eine  Weiterentwicklung  unserer  Indust-
riegesellschaft ein, die den ökologischen Er-
fordernissen Rechnung trägt:

⇒⇒  bearbeitet  und  verschoben  nach
lfd. Nr. 25A ⇒ ⇒ ⇒

Das ist ein klassischer Fall von Solidarität, die 
nicht beim Mitmenschen aufhört!

27
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160

(1)

[1]

1  Wir treten  für  das  neue Verständnis  von
Wachstum ein,  indem wir  mit  der  Ökologi-
schen und Sozialen Marktwirtschaft über den
Weg  zu  ökologisch  ehrlichen  Preisen  die
Kosten für die Inanspruchnahme von Umwelt
und unterlassener Umweltvorsorge einbezie-
hen.


Bereits z-B. durch lfd. Nr. 85 (1) oder 156 Satz 
4ALT u.a. erledigt.

PARELLELE (Wachstum) auch lfd. Nr. 70 (4)ALT
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160

(1)

[2]

1  Wir treten  für  das  neue Verständnis  von
Wohlstand ein. 
2 Er muß künftig auch den Erfordernissen der
Natur Rechnung tragen. 
3 Nur so können wir den heutigen und nach-
folgenden  Generationen  ein  men-
schenwürdiges Dasein sichern. 
4  Wohlstand ist für uns ohne eine gesunde
und lebenswerte Umwelt nicht denkbar.


PARALLELE (Wohlstand&Umwelt) auch lfd. Nr. 
70(4)

44
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160

(1)

[3]

1  Wir treten für ein  neues Verständnis  von
Fortschritt ein. 
2 Als Fortschritt kann nur das bezeichnet wer-
den,  was von den Bedingungen der Natur
mitgetragen wird. 
3  Wirtschaftliches  Handeln,  das  die  natürli-
chen  Ressourcen  unverhältnismäßig  ver-
braucht  und  unser  Ökosystem  gefährdet,
kann nicht als Fortschritt bezeichnet werden.


„Fortschritt“ darf nicht ideologisiert werden („Fort -
schrittliche Kräfte“ im Sozialismus). Einer solchen 
Ideologisierung kommt der GP-TextALT hier sehr 
nahe.

Fortschritt per se gibt es nicht, es sei denn im Sin-
ne des „C“, wäre das „C“ eine konkrete Ge-
brauchsanleitung und stünde nicht der fehlerhafte 
Mensch zwischen biblischem Richtungsimpuls 
(z.B. Bergpredigt) und dessen Umsetzung. 

Existenz von Fortschritt muß von jemandem je-
weils neu im Einzelfall definiert werden oder wor-
den sein. Der/die Definierende muß 

- einen Ausgangspunkt für eine Entwicklung fest-
gelegt haben und eine Entwicklungsrichtung er-
kennen und diese Richtung für sich als positiv 
einstufen (ex ante Analyse) oder

- einen früheren Ausgangspunkt einer Entwicklung
kennen und einen nunmehr daraus erwachsenen
neuen Zustand als positiv beurteilen (ex post 
Analyse).

42

0

- 42

Umweltaußenpolitik

161

(1)

1 Der weltweiten Zunahme der Umweltbelas-
tung und dem gedankenlosen Umgang mit
der Schöpfung stellen wir unser Konzept ei-
ner globalen Umweltpartnerschaft entgegen. 
2  Globale  Umweitpartnerschaft  bedeutet  für
uns nicht, daß wir die Entwicklungsländer aus
ihrer eigenen Verantwortung entlassen, son-
dern daß arme und reiche Staaten der Erde

1  Einer  weltweiten  Zunahme  der
Umweltbelastung  durch  gedankenlosen
Umgang mit  den Lebensgrundlagen  der
Menschheit kann nur weltweit koordiniert
entgegengetreten werden. 
2  Hierfür  tragen  alle  Staaten  der  Erde
unabhängig  von  ihrer  geographischen

Zu Satz 2ALT: Was sollen die Anmerkungen, was wir unter
etwas nicht verstehen?

Zu Satz 2NEU:  Den Hang zum Universellen nicht 
übertreiben, es wird nie nur ein Programm geben.

Zu Satz 3NEU: Programme gibt es nicht nur eines!

Zu Satz 4NEU: Es kommt oft gar nicht so darauf an, ob ein
Land reich ist

|5) Was für eine Medaille, machen wir hier olympische 
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    Nr.           Text ’94                                                    Text 2000  (Änderung v. `94)                 Details                                                             
einen gemeinsamen Weg zur Bewahrung der
Schöpfung gehen. 
3  Mit unserer Umweltaußenpolitik wollen wir
ein weitumspannendes Handlungsprogramm
entwickeln,  bei  dem  den  reichen  Ländern
eine besondere Verantwortung zukommt.
4  Sie müssen diese auch durch die Fortent-
wicklung  der  Ökologischen  und  Sozialen
Marktwirtschaft wahrnehmen. 
5  Wir müssen den inneren Zusammenhang
von Armut, Bevölkerungswachstum und fort-
schreitender Umweltzerstörung aufbrechen.
6  Globale Umweltvorsorge und die Überwin-
dung  von  Entwicklungsproblemen  gehören
untrennbar zusammen.

Lage  und  wirtschaftlichen  oder  sozialen
Situation grundsätzliche Verantwortung.
3  Umweltaußenpolitik  muß
partnerschaftlich  weltumspannende
Handlungsprogramme  entwickeln  und
umsetzen.
4  Hierbei mißt die CDU wirtschaftlich und
sozial  starken  Ländern  eine  besondere
Verantwortung  - auch im eigenen Lande -
zu.
5  Globale  Umweltvorsorge  und  die
spezifische  Überwindung  von  wirtschaft-
lichen  und  sozialen  Benachteiligungen
einzelner Länder gehören untrennbar zu-
sammen.

Spiele?

Zu Satz 5NEU: Vermeidet den Begriff “Entwicklungs....”, 
wobei meistens sonst tunlicht unterschlagen wird, was für
eine Entwicklung gemeint ist

Zu Satz 6ALT: Gehört ins Ressort “Entwicklungspolitik”, 
lfd. Nr.135/136, vgl. auch Satz 1.

161

(2)

1  Deshalb müssen wir den Entwicklungslän-
dern beim Aufbau marktwirtschaftlicher, sozial
und  ökologisch  verantwortbarer  Wirt-
schaftsstrukturen helfen. 
2  Durch die Öffnung unserer Märkte für ihre
Produkte  und  eine  veränderte  Exportpolitik
erhalten sie eine Chance zur Entwicklung ih-
rer Volkswirtschaften.
3 Wir müssen ihnen die notwendigen wissen-
schaftlichen und technischen Kenntnisse zu
bezahlbaren Preisen zur Verfügung stellen.
4 Um unsere eigenen ökologischen Schulden
in den Entwicklungsländern zu tilgen, müssen
wir den Weg der Entschuldung dieser Länder
konsequent fortsetzen. 
5  Der Schuldenerlaß der Entwicklungsländer
darf  aber  nicht  zur  Honorierung  einer  un-
verantwortlichen Politik führen. 
6 Die unterschiedlichen Ursachen, Strukturen

1  Deshalb christlich demokratische Politik
Entwicklungsländern in partnerschaftlicher
Weise  beim  Aufbau  marktwirtschaftlicher,
sozial  und  ökologisch  verantwortbarer
Wirtschaftsstrukturen helfen. 
2  Eine Öffnung funktionierender Märkte für
Produkte  aus  Entwicklungsländern  und
eine hinsichtlich ihrer spezifischen Belan-
ge sensiblere Exportpolitik müssen gezielt
zur Stärkung der Volkswirtschaften dieser
Länder beitragen.
3  Ihnen  müssen  hierfür  notwendige
wissenschaftliche  und  technische  Kennt-
nisse  zu  bezahlbaren  Preisen  zur  Verfü-
gung gestellt werden.
4  Hierzu zählt  auch die Finanzierung des
Abbaues dortiger ökologischer Lasten, die
vormalig durch eine unausgewogene Han-
delspolitik  ökonomisch  starker  Volkswirt-
schaften hervorgerufen wurden. 

Zu Satz 2ALT: Eine Veränderung einer Exportpolitik
als solche ist noch nicht zwingend gut. es geht 
darum, welche Veränderung gemeint ist.

Was sind „unsere“ Märkte???

Zu Satz 1NEU: Übernahme „Partnerschaftlichkeit“ 
aus lfd. Nr. 162 Abs.1 Satz 1ALT.

Zu Satz 3ALT: „ihnen“ = „Volkswirtschaften“?

Zu Satz 4ALT: Keine Selbstbezichtigung im Pro-
gramm; wenn, dann in einer Präambel!

Was ist „der Weg der Entschuldung“? Den Weg 
kann man im IST-Zustand kaum als derart in allen 
Facetten weiterführenswert bezeichnen, daß man 
dies als per se gut annehmen könnte.

Zu Satz 5ALT: Aus wessen Sicht soll die Unverant-
wortlichkeit einer Politik bewertet werden? Hier 
kann es nicht sein, daß dies z.B. nur aus der Sicht
dieses GP gelten sollte, weil notwendige Beurtei-
lungsmaßstäbe auch von regionalen Kulturen ab-
hängen, für die dieses GP gar nicht gelten kann, 

97

124

+ 27
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und Größenordnungen der Verschuldung er-
fordern  flexible  Einzellösungen  für  die  je-
weiligen Länder.

5 Diese Schritte müssen durch Schulden-
erlasse unterstützt werden.
6 All  dies  muß  mit  deren  strengen
Kontrollen  verbunden  bleiben,  die  eine
zielgerichtete  Umsetzung  der  Unterstüt-
zungen sicherstellen und deren ökonomi-
schen oder politischen Mißbrauch verhin-
dern. 
7 Die unterschiedlichen Ursachen, Struktu-
ren und Größenordnungen der wirtschaftli-
chen Verhältnisse erfordern flexible Einzel-
lösungen für die jeweiligen Länder.

ohne diese Kulturen zu schädigen.

Vgl. auch BACHMANN-MEDICK 1999

Zu Satz 6ALT: Es geht kaum nur um die Strukturen 
(....) der Verschuldung, es geht immer ganzheitlich
um die jeweiligen Volkswirtschaften.

Eigenverantwortliches Handeln fördern Eigenverantwortliches  Handeln  för-
dern

162

(1)

1  Eine  ökologisch  tragfähige  wirtschaftliche
Entwicklung kann nur in internationaler Part-
nerschaft verwirklicht werden. 
2  Unsere Zusammenarbeit mit den Entwick-
lungsländern hat gleichermaßen die Armuts-
bekämpfung, die Bildungsförderung sowie die
umweltschonende  Wirtschaftsentwicklung
zum Ziel. 
3 Wir müssen in den Entwicklungsländern ei-
genverantwortliches  Handeln  ermöglichen
und fördern.

1 Eine wirksame Zusammenarbeit mit Ent-
wicklungsländern hat muß gleichermaßen
die Armutsbekämpfung, die Bildungsförde-
rung  sowie  die  umweltschonende  Wirt-
schaftsentwicklung zum Ziel haben. 
2  Auf dieser breiten Grundlage ist in Ent-
wicklungsländern  eigenverantwortliches
Handeln zu fördern.

Zu Satz 1ALT: Verschoben in lfd. Nr. 161 Abs.2 
Satz 1NEU

Zu Satz 3ALT: „Ermöglichen“ ist Teil vom „Fördern“.
„Ermöglichen“ im politischen Sinne hieße 
politische Einmischung.

39

30

- 9

162

(2)

1 Anders leben, damit wir alle überleben - die-
sem Ziel dient unsere Politik der Bewahrung
der Schöpfung.


Eine derartige Flachheit hat die CDU nicht nötig. 
Das hat auch nichts mit lyrischer Aufpeppung zu 
tun. Wir sind hier nicht im Wahlkampf, wo wohlfeile
„Sprüche“ statt klarer Thesen gefragt sind (was 
uns nicht daran hindern sollte, möglichst bei den 
Thesen und Tatsachen zu bleiben)!

Es ist schon grotesk, daß am Ende eines Kapitels 
pauschal von „anders leben“ die Rede ist (so wie 
sich im eher „grünpolitischen“ Raum manche 
Gruppen auch völlig unrelativiert als „al ternativ“ 
bezeichnen), wo doch davor durchaus detaillierte 
und über die Bezeichnung „anders“ hinausge-

16

0

- 16
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hende  Beschreibungen vorliegen.

POLITIK DER GLAUBWÜRDIGKEIT

END

(1)

1  Das Grundsatzprogramm der  Christlich
Demokratischen Union  Deutschlands  be-
schreibt die Grundsätze und Ziele christlich
demokratischer  Politik  an  der  Schwelle
zum 21. Jahrhundert.
2  Wir Christliche Demokraten verpflichten
uns darauf als Maßstab und Orientierung
unserer Politik.

1  Das Grundsatzprogramm der CDU soll
die  Grundsätze und Ziele  christlich de-
mokratischer Politik formulieren.
2  Es soll Deutschland auf der Grundlage
bewährte  christlich  demokratischer  Tra-
ditionen  und  Perspektiven  in  eine  poli-
tisch kraftvolle Zukunft führen. 
3  Die  CDU  verpflichtet  sich  darauf  als
Maßstab und Orientierung ihrer Politik.

Zu Satz 1ALT: 

Was soll das Schwelgen im Jahrhundertwechsel 
(der da zum Jahreswechsel 2000/2001 ins Haus 
steht)? Es macht das Programm nicht besser oder 
schlechter.

Zu Satz 2ALT: Siehe Details zu lfd. Nr.32 Satz 3ALT.

38

45

+ 7

END

(2)

1  Das Programm wird in den kommenden
Jahren durch die Mitglieder und Funktions-
träger der CDU auf allen politischen Ebe-
nen umzusetzen sein.
2  Dies schließt nicht aus, daß neue Ent-
wicklungen  Korrekturen  erzwingen  und
neue Aufgaben in den Vordergrund rücken.

1 Die CDU überprüft sich und das Grund-
satzprogramm fortwährend im Umfeld ei-
ner lebendigen Demokratie.

Zu Satz 1ALT: Ist bereits durch Abs.1NEU erledigt. 

„Die CDU“, das sind alle Mitglieder und Funktions-
träger (ohnehin nur zu nennen, weil nicht alle 
CDU-Mitglieder sind) gleichermaßen. Sind sie das 
nicht gleichermaßen, stimmt etwas in der parteiin-
ternen Entscheidungsfindung nicht, sei es auf-
grund einer „snobbish attitude“ von Funktionären 
oder das Diktat einer Parteitagsregie.

Alle sollten in der CDU deshalb sein, weil sie nicht
Tagespolitik, sondern eine gemeinsame Idee ver-
bindet (vgl. Dr. Bernhard Vogel in „Christiansen“, 
ARD 22.1.2000). Es ist in der Natur des Men-
schen, Ideen zu haben und es muß zur individuel-
len Freiheit innerhalb der CDU gehören, für diese 
Ideen Empfänger zu finden, ohne daß jenen vorzu-
schreiben wäre, wie sie die Ideen be- und verwer-
ten.

Im übrigen gilt die chinesische Weisheit „Es gibt 
viele Leute, die, kaum daß sie aus dem Wagen 
gestiegen sind, einen Riesenwirbel zu machen be-
ginnen, überall ihre Meinung zum besten geben, 
das eine kritisieren, das andere tadeln; solche 
Leute werden aber ausnahmslos Schiffbruch erlei-
den. Denn diese Meinungen und kritischen Äuße-
rungen, die nicht auf gründlichen Untersuchungen 
beruhen, sind nichts als ein Geschwätz von Igno-
ranten.“ (TSE-TUNG 1968) auch für die CDU. 

36

14

- 22

END 1  Wir stellen uns der Überprüfung unserer
Politik.

1 Die CDU wird permanent Rechenschaft Zu Satz 1ALT: Das ist ja wohl in einem de-
mokratischen Rechtstaat das mindeste!

29

12
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(3) 2  Die Christlich Demokratische Union wird

Rechenschaft über die Verwirklichung des
Programmes  geben  und  in  Zwi-
schenberichten  Partei  und  Öffentlichkeit
über die Ergebnisse informieren.

über die Verwirklichung des Grundsatz-
programmes geben.

Zu Satz 2ALT: Alle detaillierten Aussagen, wie die 
Rechenschaft zu erfolgen hat, ist eine überflüssige
Knebelung der eigenen Freiheit, die Vielfalt von 
Kommunikationsmöglichkeiten in Deutschland zu 
nutzen und dies im Sinne von Abs.4ALT/NEU umzu-
setzen. 

Und wem gegenüber als gegenüber Partei und Öf-
fentlichkeit könnte die CDU denn sonst noch Re-
chenschaft geben???

- 17

END

(4)

1 Politische Glaubwürdigkeit beruht auf Ver-
läßlichkeit und Offenheit. 
2  Wir Christliche Demokraten rufen alle In-
teressierten,  ob Mitglieder  oder  Nichtmit-
glieder, dazu auf, mit uns über die Zukunft
unseres Landes nachzudenken.
3  Wir werben um Anregung und Kritik, um
Unterstützung und Mitarbeit.
4 Wir wissen, daß es sich lohnt, gemeinsam
für eine freie und verantwortliche Gesell-
schaft  Deutschland zu arbeiten.

1  Politische  Glaubwürdigkeit  muß  auf
Verläßlichkeit und Offenheit beruhen. 
2 Die CDU lädt auf dieser Grundlage alle
ihre  Mitglieder  und  alle  Nichtmitglieder
dazu  ein,  mit  Gemeinsinn  aktive  Mei-
nungsvielfalt  in  Deutschland  zu  gestal-
ten. 
3  Sie  wirbt  dabei  um  Anregungen  und
Kritik,  um Mitarbeit  und  Solidarität,  um
Mitdenken  und  um Perspektiven  all  je-
ner, die wissen oder erfahren wollen, wie
es sich lohnt, gemeinsam für eine freie
und  verantwortliche  Gesellschaft  in
Deutschland zu arbeiten.

Zu Satz 2ALT: Siehe Details zu lfd. Nr.32 Satz 3ALT. 54

69

+ 15
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